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1. Einleitung 



Die Beobachtung der Forschungs- und Mittelstandsförderung des Bundes, der Wirt- 
schafts- und Technologieförderprogramme vieler Länder wie auch kommunaler 
Aktivitäten weist darauf hin, daß eine neue Fürsorglichkeit von Politik und Ver- 
waltung gegenüber kleinen und mittleren Unternehmen Platz gegriffen hat. Der 
Technologietransfer von den Universitäten und öffentlichen Forschungseinrichtun- 
gen zu den Unternehmen wird verstärkt, Technologiezentren als "Brutkästen" von 
innovationsträchtigen jungen Unternehmen wurden gegründet und allenthalben die 
Bedingungen für strukturelle Anpassungen und Innovationen in der mittelständi- 
schen Industrie verbessert. Beachtenswert ist die Wiederentdeckung der Rolle des 
kreativen und risikowilligen Unternehmers als Hauptaktor im von Schumpeter 
(1950) so genannten Prozeß der "schöpferischen Zerstörung". 

Die Hintergründe für diese Entwicklung hin zu einer prononcierten öffentlichen 
Förderpolitik bedürfen einer ausführlichen Auseinandersetzung, die hier nicht zu 
leisten ist 1 . Sicher ist, daß die Weltmarktposition der Bundesrepublik ein wesentli- 
ches Argument für den Versuch darstellt, technologische Anpassung zu sichern und 
wenn möglich technologische Überlegenheit zu erreichen. Kleinen und mittleren 
Unternehmen wird hier gerne die Funktion zugesprochen, in einem Stadium neuer 
Basisinnovationen marktfähige Ideen zu kreieren und neue Nischen zu besetzen, 
wie der Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg, Musterland der Techno- 
logieförderung, schreibt: 

"Frühphasen neuer Technologien enthalten immer eine Fülle von Detailproble- 
men - vor allem im Anwendungsbereich des Messens, Steuerns und Regeins -, 
die einer individuellen Lösung zugänglich sind. Sie sind der beste Nährboden 
für junge Unternehmer." (Späth 1985, 100) 

Förderung auf die "Flexibilität, die Innovationskraft und auf das Markterschlies- 
sungspotential der mittelständischen Wirtschaft" - so die Formulierung einer ande- 
ren Landesregierung (MWMV 1985, IV) - zu gründen, ist in gewisser Weise para- 
dox, weil sie implizit davon ausgeht, daß alle die, jenem idealen Entrepreneur zu- 



ll Neben den im Text nachfolgend genannten Weltmarktzusammenhängen sind an theoretischen Begrün- 
dungen die Produktzyklus- und Lange-Wellen-Theorie wie auch empirische Erkenntnisse über Eigentüm- 
lichkeiten von technologischen Innovationen zu berücksichtigen (vgl. Drexler/Dose 1988). Neben solchen 
'rationalen’, wissenschaftlich mehr oder weniger abgesicherten Gründen, wird der gegenwärtige Förderakti- 
vismus mit seinem starken technologischen Akzent auch durch das tiefsitzende Verlangen nach einem Aus- 
bruch nach vorne aus der ökologischen und Beschäftigungskrise der Moderne gespeist. Vor dem Glauben an 
rein technische Lösungen sind selbst die neuen sozialen Bewegungen nicht gefeit (vgl. Hettlage 1987). 
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gesprochenen positiven Eigenschaften, allein offenbar doch nicht zum Erfolg aus- 
reichen. Hier setzt Kritik von liberaler Seite an: 

"Durch den Förderaktivismus wird der Schumpetersche innovierende Unter- 
nehmer durch Subventionsmentalität und Floriansprinzip aufgeweicht und in 
der technokratischen Vorstellung der Förderer sodann in Funktionen zerlegt 
und sukzessive durch Förderungsprogramme ersetzt." (Staudt 1988, 2 1 9) 2 

Tatsächlich ist die hier angesprochene Fürsorglichkeit von Politik und Verwaltung 
gegenüber Unternehmen viel älter als die oben inkriminierten aktuellen Förderpro- 
gramme. Die historischen Wurzeln heutiger Förderpolitik liegen im Merkantilismus. 
Gewerbeförderung war auch in der nachfolgenden Phase der kapitalistischen For- 
mierung präsent und spielt bis heute eine wichtige Rolle in der Tätigkeit staatlicher 
und kommunaler Verwaltungen. 

Von der Gewerbeförderung seit Beginn des 19. Jahrhunderts, also weitgehend nach 
dem realen Verblassen der merkantilistischen Wirtschaftsdoktrin, handelt dieses 
Buch. Es zeigt, wie in vielen Bereichen öffentliche Verwaltungen unterhalb der 
Ebene der allgemeinen Wirtschaftspolitik einzelnen Unternehmen Unterstützung 
gewähren und wie sehr sie sich dabei den Handlungsvoraussetzungen und Bedürf- 
nissen ihrer Klientel öffnen. Oft handelt es sich dabei nicht um die Verwirklichung 
programmatischer Ziele, sondern eher um verschwiegene "Wohltaten". Das macht es 
nahezu unmöglich, etwa anhand von Haushaltsplänen den Umfang von Förderung 
quantitativ nachzuvollziehen. Auch entzieht sich manche Förderung ihrer Natur 
nach der exakten Quantifizierung, wie etwa Zugeständnisse rechtlicher Art. Hier 
soll es vielmehr darum gehen, das ganze Formenspektrum an Gewerbeförderung 
aufzuzeigen und dabei den Blick auf eine Verwaltung zu lenken, die in mehr als 
einer Hinsicht nur wenig mit dem Bild einer hierarchisch und formal- rational or- 
ganisierten Bürokratie zu tun hat. 

Ein mögliches Mißverständnis gilt es bereits an dieser Stelle auszuräumen, nämlich 
daß es in weiten Phasen des 19. Jahrhunderts gemäß liberaler Staatsauffassung 
kaum zu gewerbefördernden Aktionen gekommen wäre. Tatsächlich sind solche in 
der Literatur belegt und konnten in der vorliegenden Untersuchung in größerer 



2) Allerdings irrt Staudt, wenn er den originären Unternehmer im Schumpeterschen Sinne vor der Bürokra- 
tie in Schutz zu nehmen glaubt. Tatsächlich ging Schumpeter davon aus, daß die Unternehmerfunktion im 
Laufe der kapitalistischen Entwicklung arbeitsteilig zerlegt und Verwaltet* werde: "So zeigt der wirtschaft- 
liche Fortschritt die Tendenz, entpersönlicht und automatisiert zu werden. Bureau- und Kommissionsarbeit 
haben die Tendenz, die individuelle Aktion zu ersetzen." (Schumpeter 1950, 216) Insofern würden Staudts 
polemische Formulierungen eher die Weitsicht Schumpeters bestätigen! 
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Einleitung 



Zahl nachgewiesen werden 3 . Es wäre also falsch, die Abkehr vom absolutistischen 
Herrschaftsmodell, die wirtschaftspolitisch durch die Einführung der Gewerbefrei- 
heit gekennzeichnet ist, mit dem Verzicht auf eine fördernde Einflußnahme des 
Staates auf die Wirtschaft gleichzusetzen. Genauer argumentiert Rüfner (1983, 475 
f.) aus verwaltungsrechlicher Perspektive, der im Übergang zur nachmerkantilisti- 
schen Wirtschaftspolitik in Preußen nicht allein die Reduktion des staatlichen Len- 
kungsanspruchs konstatiert, sondern auch darauf aufmerksam macht, daß die Ge- 
werbepolizei gleichzeitig zur Wohlfahrtspflege angehalten wurde. Diese aber 
konnte, dem zeitgenössischen, sehr weitgefaßten Verständnis polizeilicher Aufgaben 
nach (vgl. Winter 1977), von "infrastrukturellen" Flankierungen der Industrialisie- 
rung bis hin zu Maßnahmen reichen, die dem Wohle einzelner Unternehmen dien- 
ten. An den Beginn der Untersuchung wurde mithin die Annahme gestellt, daß, 
entgegen einer dem Mythos des "Nachtwächterstaates" verhafteten Sichtweise, im 
19. Jahrhundert schon sehr wohl Gewerbeförderung eine bedeutsame Rolle spielte. 
Und augenscheinlich hat sie mit dem allgemeinen Interventionismus und dem 
Heranwachsen der Kommunen zu wirtschaftlich relevanten Einheiten an Bedeutung 
noch gewonnen. 

Der Hinweis auf die polizeilichen Aufgaben beleuchtet nur ein Detail der empiri- 
schen Unsicherheiten über die tatsächliche Tätigkeit der Verwaltung im vorigen 
Jahrhundert. Angehalten waren die Gewerbepolizei und andere exekutiven Verwal- 
tungen zu einer gewerbeförderlichen Grundeinstellung, worauf Rüfner hinweist 
und was aus diversen gesetzlichen Bestimmungen herausgelesen werden kann - aber 
was geschah wirklich? Als relativ gut erforscht können die zentralen staatlichen 
Programme zur Förderung des Gewerbes in den größeren deutschen Staaten gelten, 
jedoch entziehen sich die darin nicht aufgeführten Unterstützungsleistungen, meist 
reaktiv und spontan erbracht, aber darum in der Summe nicht notwendig weniger 
bedeutend, genauerer Kenntnis. 

Eine Unsicherheit über das, was als Gewerbeförderung bezeichnet werden kann, 
läßt sich im Prinzip aber nicht nur für die geschichtliche Entwicklung, sondern 
auch für die Gegenwart konstatieren. Die aktuelle und historische empirische Pro- 
blematik sei an drei Punkten festgemacht: Erstens eröffnet die kommunale Selbst- 
verwaltung weite Spielräume für eine fürsorgliche Zuwendung zur Wirtschaft. Die 
Abhängigkeit des kommunalen Gemeinwesens von der lokalen Wirtschaft schafft 
nahezu zwangsläufig Anlässe und Notwendigkeiten für förderliche Interventionen, 



3) So führte etwa der preußische Staat in den 1850er Jahren umfängliche Maßnahmen durch, um die Ver- 
breitung von modernen Maschinen bei der Verarabeitung einheimischer Textilrohstoffe zu fördern. Diese 
Aktion liegt, um die vorsichtige Einordnung von Wehler (1974) aufzunehmen, mithin noch vor der ab den 
1870er Jahren anzusetzenden Herausbildung von Strukturen des "Organisierten Kapitalismus". 
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die selten politisch-programmatisch fundiert sind, sondern auf Allgemeinwohlfor- 
meln, die unter den gegebenen pragmatischen Voraussetzungen interpretiert wer- 
den, gegründet werden. Obschon dieser Sachverhalt den Kommunalwissenschaften 
durchaus geläufig ist, mangelt es an einer Gesamtdarstellung der kommunalen För- 
deraktivitäten, die über die Untersuchung einzelner Städte und Regionen sowie des 
vorhandenen Instrumentariums hinausginge und die Empirie im repräsentativen 
Querschnitt erfaßte. Das mag für die Gegenwart auch damit zu tun haben, daß sich 
komunalwissenschaftliche Untersuchungen zu sehr auf das einlassen, was offiziell 
als Wirtschafts förderung betrieben wird, und darüber das reichhaltige Spektrum 
verdeckter und indirekter Förderung vernachlässigen. 

Zweitens ist für die gesamte öffentliche Verwaltung das Phänomen der Verselb- 
ständigung und Öffnung für Umwelteinflüsse in Betracht zu ziehen. Normative 
Definition von Aufgaben und empirischer Vollzug lassen sich nicht von vornherein 
gleichstellen und die historische und aktuelle Entwicklung des Verwaltungshandelns 
mithin nicht als Abfolge juristischer und institutioneller Veränderungen allein zu- 
treffend beschreiben. Obschon diese Einsicht als trivial bezeichnet werden mag, 
findet sie erst in der neueren Verwaltungsgeschichtsforschung, angeregt durch die 
Organisationstheorie, zunehmend Berücksichtigung. Dazu tragen sowohl die Abkehr 
von einer einseitig normativen Betrachtung der Verwaltungsgeschichte als auch die 
wachsende Verfügbarkeit empirischen Wissens bei 4 . In unserem Zusammenhang war 
darauf zu achten, daß die Fürsorglichkeit der Verwaltung gegenüber Wirtschafts- 
unternehmen zwar durch bestimmte Institutionen und Aufträge zur Gewerbeför- 
derung öffentlich sichtbar gemacht, aber noch nicht erschöpfend erfaßt wird. Das 
hieß in der Konsequenz, den juristisch-institutionellen Begriff der Gewerbeförde- 
rung durch einen analytischen zu ersetzen, der offen genug ist, um die disparaten 
Formen der öffentlichen Zuwendung für die Wirtschaft zu umgreifen. 

Drittens stößt der Versuch, sich systematisch auf eine empirische Analyse des Ver- 
waltungshandelns einzulassen, auf gravierende methodische Probleme. Dazu zählen 
in historischer Sicht natürlich zuerst die lückenhaften Quellen, was eine verläßliche 
Interpretation der Verwaltungstätigkeit anbelangt. Hinzu kommt u. a. auch generell 
das Problem, mit den Standardmethoden der empirischen Sozialforschung (Inter- 
views, Akten- und Dokumentenanalyse etc.) den Mikrokosmos von Behörden in 
ihren internen und Umweltbeziehungen ausreichend zu rekonstruieren. Die jüngst 
aufgeflammte Debatte über das Phänomen der Korruption im öffentlichen Dienst 
macht nicht zuletzt auch deutlich, wie viel oder wie wenig der realen Zusammen- 



4) Als Beispiel für die "Empiriefizierung" der Verwaltungsgeschichtsforschung sei die Bürokratiegeschichte 
von Wunder (1986) genannt, in der vor dem Hintergrund organisationstheoretischer Überlegungen intensiv 
Daten zur Entwicklung der Beamtenschaft ausgebreitet und interpretiert werden. 
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hänge sich im 'normalen' Forschungsprozeß aufspüren läßt. Kommuniziert werden 
vorzugsweise die durch offizielle Aufgabenbestimmung und organisatorische Funk- 
tionenteilung legitimierten Handlungen und Motive, in gewissem Umfang auch ir- 
gendwie 'pragmatisch’ nachvollziehbare Abweichungen, jedoch kaum - wie könnte 
es auch anders sein - Tatbestände, welche nicht legitimierbar erscheinen. 

Die methodischen Probleme ließen sich bei der vorliegenden Studie nicht lösen, al- 
lenfalls waren die Irrtumsmöglichkeiten reflektierend zu vergegenwärtigen. Die 
Kritik an einer normativ-institutionellen Vorgehensweise wurde dadurch einzulösen 
versucht, daß, basierend auf einer analytischen Vorklärung, empirisches Material 
zusammengetragen und interpretiert wurde. Das führte zu einer Darstellungsform, 
die kein eigentlich festes 'Subjekt’ hat. Beschrieben und hinterfragt wird nicht eine 
bestimmte Institution, eine Ereignisreihe oder ein Rechtsverhältnis, sondern additiv 
eine Vielzahl von 'Fällen', in denen sich die ökonomische Fürsorglichkeit der öf- 
fentlichen Verwaltung widerspiegelt. Die Hinwendung zu Fallstudien wurde auch 
durch die Konzentration auf die untere und mittlere Verwaltungsebene, wodurch 
viele voneinander getrennte Behörden und Behördenteile zum Untersuchungsobjekt 
wurden, notwendig. 

Die Bedeutung der normativen, damit auch juristischen und institutionellen Aspek- 
te zu relativieren, impliziert wie gesagt, Gewerbeförderung auch dort (unter-bu- 
chen, wo sie nicht als definierte Aufgabe von Verwaltungen vorliegt, sondern eher 
spontan, den konkreten Umständen folgend, hervorgebracht wird. Die historische 
Ausgangshypothese, daß Gewerbeförderung über den Zeitraum seit dem Merkanti- 
lismus empirisch nachzuweisen ist, wurde also dahingegehend spezifiziert, daß über 
die verschiedenen Zeiträume hinweg nur ein wechselnder Anteil der Förderung 
durch Gesetz und Weisung ’ von oben ’ veranlaßt und vor strukturiert wird. 

Diese Hypothese ist verwaltungswissenschaftlich nicht ohne Konsequenzen, denn 
sie besagt ja, daß Verwaltungshandeln in einem wesentlichen Umfang durch andere 
als hierarchische und juristische Festlegungen zustandekommt und mithin vom We- 
berschen Idealtypus weit abweicht. Diese Annahme ist nicht neu für Konzeptuali- 
sierungen, die wie Systemtheorie oder die materialistischen Staatstheorie strukturale 
Aspekte von vornherein stark betonen, wohl aber für die erwähnte, überkommene 
Strömung der Verwaltungsgeschichtsforschung, welche ihren Gegenstand eher über 
die normativen Voraussetzungen, den Wandel des Rechts und der Institutionen, in 
den Griff zu bekommen versucht. Und sie setzt auch ein anderes Bild der Verwal- 
tung voraus, als es jenem Zweig der Implementationsforschung aus der Gesetzge- 
berperspektive vorschwebte, nämlich Verwaltung nicht als schlichte Exekutive vor- 
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gegebener Programme 5 , sondern als Konglomerat von auf den ersten Blick teils er- 
staunlich autonomen Einrichtungen. Autonomie bezieht sich hier auf die Bindung 
oder vielmehr Nicht-Bindung in der politisch-administrativen Hierarchie. Dagegen 
werden an der Gewerbeförderung auch Abhängigkeiten von der Yerwaltungs umweit 
sichtbar, die den Kernbereich des Verwaltungshandelns tangieren: Steuereinnah- 
men, beschäftigungspolitische Legitimation, ökonomische Macht u. a. 

Als empirische Basis der Untersuchung dienen historische Fallstudien sowie Inter- 
views und andere Materialien, die im bzw. über das Untersuchungsgebiet Ostwest- 
falen-Lippe erhoben wurden. Neben guten archivalischen Voraussetzungen und ei- 
ner teils ausgezeichneten regionalhistorischen Erschließung liegt der Reiz im ge- 
schichtlichen Vergleich: Das Gebiet setzt sich aus dem ehemaligen Kleinstaat Lippe 
mit einer starken agrar-feudalistischen Tradition und dem umliegenden preußi- 
schen Regierungsbezirk Minden, in dem die Industrialisierungspolitik des preußi- 
schen Staates einen starken Niederschlag fand, zusammen. Lippe war bis zur 
Reichsgründung selbständig und hatte dann Länderstatus. Dieser hohe rechtliche 
Rang als relativ selbständige Gebietseinheit, der endgültig erst mit der Gründung 
des Landes Nordrhein-Westfalen wegfiel, kontrastiert auffällig mit der geringen 
Flächenausdehnung. Seit der letzten Gebietsreform repräsentiert Lippe nur noch 
einen Landkreis. Der einst das Land Lippe im Süden, Westen und Norden um- 
grenzende Regierungsbezirk Minden, der nach dem zweiten Weltkrieg mit Lippe zu 
dem Regierungsbezirk Detmold verschmolz, war flächenmäßig weitaus größer und 
wirtschaftlich potenter. Den initialen Impuls für die Industrialisierung in der ge- 
samten Region setzte die Textilindustrie, Industrien mit Unternehmenseinheiten 
mittlerer Größenordung folgten - ein Grund, weswegen Ostwestfalen-Lippe heute, 
von den Nöten der schwerindustriellen Zonen an der Ruhr weitgehend unangeta- 
stet, eine wirtschaftlich relativ stabile Region in Nordrhein-Westfalen darstellt. 

Der Aufbau des Buches in Stichworten: In Teil 2) werden methodische und kate- 
goriale Voraussetzungen der Untersuchung erläutert. Hinzu kommt ein historischer 
Überblick über die Gewerbeförderung. In Teil 3) folgt ein Abriß der Wirtschafts- 
geschichte des Untersuchungsgebietes. Der Teil 4) enthält die Präsentation des em- 
pirischen Materials in Form von Fallstudien und Ausführungen zur aktuellen Situa- 
tion der Gewerbeförderung. Diese wird darin in neun Kategorien sortiert, die je- 
weils zu Beginn der entsprechenden Kapitel erläutert werden. Teil 5) enthält eine 
Zusammenfassung der Fallstudien. Außerdem werden hier die wichtigsten Ergeb- 



5) Nahezu klassisch formuliert finden sich Konzeption und Anspruch der Implementationsforschung bei 
Mayntz (1980). Gegenüber den frühen ’naiven’ Konzeptualisierungsversuchen wurden jedoch Revisionen 
vorgenommen, wonach die Perspektive nicht mehr so einseitig am Programmvollzug Von oben nach unten’ 
orientiert ist. Vgl. hierzu auch die Beiträge in Mayntz (1983). 
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nisse resümiert und einige Fäden der politik- und verwaltungs wissenschaftlichen 
Diskussion aufgenommen. 

Die Untersuchung entstand im Rahmen des von Prof. Dr. Thomas Ellwein geleite- 
ten Projektes B5 "Organisationsentwicklung" im Sonderforschungsbereich "Verwal- 
tung im Wandel" an der Universität Konstanz. Die Auswahl des Regierungsbezirks 
Ostwestfalen-Lippe wie auch der Gewerbeförderung als Tätigkeitsbereich der Ver- 
waltung bildeten Referenzpunkte der teils interdisziplinären Zusammenarbeit. Ohne 
die daraus erwachsenden Möglichkeiten, in theoretischen wie praktischen Fragen 
voneinander zu profitieren, wäre diese Untersuchung so nicht durchführbar gewe- 
sen. Ich danke vor allem Professor Ellwein, Lydia Buck-Heilig, Nicolai Dose und 
Wolfram Neubrander für Anregungen und kritische Hinweise auf Mängel im Ma- 
nuskript. Weiter gilt mein Dank meinen studentischen Mitarbeitern Frank Allgeier, 
Anne Hodgson, Eva Sorg und Claus Stephan sowie den Archivaren für ihre 
freundliche Hilfestellung. Hervorheben möchte ich schließlich die Interviewpartner 
und anderen Auskunftspersonen, die mit ausführlichen Informationen zur Darstel- 
lung des aktuellen Geschehens beitrugen. Sie werden im Anhang namentlich auf- 
geführt. 




2. Gewerbeförderung als Tätigkeitsfeld der öffentlichen 
Verwaltung 

2.1 ZUR POLITISCHEN UND BEGRIFFSGESCHICHTE 

2.1.1 Vom Merkantilismus bis zu den Technologieparks 

Im folgenden wird ein historischer Überblick über die programmatisch fundierte 
Gewerbeförderung gegeben. Darin erschöpft sich Gewerbeförderung allerdings 
nicht, sie geht, wie im nächsten Abschnitt "Analyseraster" erläutert wird, mit viel- 
fältigen Verschwiegenen’ Förderungsformen darüber hinaus. 

Die Vorgeschichte der heutigen Gewerbe- und Wirtschaftsförderung läßt sich bis in 
das Zeitalter merkantilistischer Wirtschaftspolitik der absolutistischen Fürstenhäuser 
zurückverfolgen. Die zentrale Orientierung an einer aktiven Handelsbilanz und 
ganz allgemein das Streben nach einem Wachstum der Wirtschaft mündeten in eine 
Vielfalt von Förderungsmaßnahmen, die von den jeweiligen Landesherrschaften er- 
griffen wurden. Dazu zählen protektionistische Maßnahmen wie Einfuhrzölle und 
Einfuhrverbote auf Fertigwaren, Förderung der Rohstoffeinfuhr, Bevorzugung in- 
ländischer Produzenten bei öffentlichen Aufträgen und die Gründung von Manu- 
fakturen. Die private Entfaltung gewerblicher Arbeit wurde durch Patente, Kon- 
zessionen, Privilegien etc. sehr spezifisch gefördert, aber auch Restriktionen unter- 
worfen, soweit sie den formulierten wirtschaftspolitischen Zielsetzungen wider- 
sprach . 1 

Da man das Ziel einer aktiven Handelsbilanz in erster Linie mit einer Steigerung 
der Ausfuhr zu erreichen suchte, ergaben sich auch spezifische Ansätze einer 
Technologiepolitik . 2 Zum einen ist diese direkt aus dem Ziel ableitbar, qualitativ 
hochstehende und damit konkurrenzfähige Waren auf den Markt zu bringen, zum 
anderen konnten technologische Verbesserungen dazu beitragen, den Lohnkosten- 
anteil zu senken und damit auch der Preiskonkurrenz standzuhalten. Es wurden 
schon frühzeitig Vorschläge entwickelt, wie das "technologische" Wissen 3 mit der 



1) Zum Merkantilismus vgl. Blaich 1973; zur Förderung im Übergang zur liberalen Wirtschaftspolitik bio- 
graphisch: Breil 1978. 

2) Dieser und die folgenden Absätze zum 19. Jahrhundert sind teils mit leichten Veränderungen aus Drexler 
(1988a) entnommen. 

3) Unter "Technologie" wurde bis ins 16. und 17. Jahrhundert hinein die "kunstgemäße" Anwendung von 
Grammatik und Rhetorik, später auch eine allgemeine Methodologie der Wissenschaften verstanden. Erst 
unter dem Einfluß der experimentellen Physik machte der Begriff einen Bedeutungswandel durch, der zum 
neuzeitlichen Verständnis hinführt; es wurden darunter nun die "Artes", insbesondere die mechanischen 
Künste gefaßt (vgl. Weber 1980, 137). 
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Produktion zu vermitteln sei. Von den Kameralisten des 17. und 18. Jahrhunderts 
sei Becher (1635-1685) erwähnt, der die Idee eines "Kunst- und Werkhauses" ent- 
wickelte, in dem Arbeitskräfte und Handwerker von ausländischen Fachleuten ge- 
schult und Erfindungen entwickelt und erprobt werden sollten. Für den absolutisti- 
schen Staat implizierte dies weitgehende Steuerungsansprüche: "Mit letzter Konse- 
quenz durchdacht, bedeutet das nichts anderes, als daß der Staat, mit dessen Hilfe 
das Werkhaus ja errichtet wurde, die technische Entwicklung im Lande steuern und 
fördern soll." (Troitzsch 1966, 16) Es nimmt nicht wunder, daß die kameralistische 
Wirtschaftslenkung an die unter interventionsstaatlichen Vorzeichen wieder mo- 
derne Frage heranführte, ob denn die Verwaltung eigentlich in der Lage sei, ihre 
Kompetenzen sachgerecht wahrzunehmen. So problematisierte der sächsische Ka- 
meralist und Gelehrte Rohr (1688-1742) das seinerzeit offenkundig geringe techni- 
sche Wissen der Beamten, die über die Anlage und Errichtung von Manufakturen 
zu entscheiden hatten. Um solchen Mängeln abzuhelfen, sollte ein von ihm so ge- 
nanntes Fach "Ökonomie" an den Hochschulen eingeführt werden, um damit über 
die Jurisprudenz hinaus auch wirtschaftlich-technisches Wissen zu vermitteln (vgl. 
ebd., 68 ff.). 

Adressaten der seit dem 18. Jahrhundert intensiven Bemühungen, die Ausbildung 
in gewerblichen Kenntnissen und Fertigkeiten zu verbessern, sind also neben den 
Gewerbetreibenden auch die wirtschaftspolitisch verantwortlichen Staatsbeamten. 
1747 wird eine "Oeconomisch-Mathematische Realschule" mit ausgedehntem tech- 
nologischen Unterricht in Berlin eröffnet, ähnliche Gründungen und Experimente 
folgen: Realschulen, "Höhere Bürgerschulen", Handelsschulen u.a.m. (vgl. ebd., 142 
ff.). Eine frühe Form, angewandte Wissenschaft zu lehren, stellen die bald nach 
Mitte des 18. Jahrhundert entstandenen Bergakademien dar (vgl. Richter 1979, 
209). Einen Wendepunkt im Prozeß der Etablierung des naturwissenschaftlich- tech- 
nischen Unterrichts an den Hochschulen markiert die vielzitierte Schrift des Göt- 
tinger Gelehrten Johann Beckmann (1739-1811) mit dem Titel "Anleitung zur 
Technologie", die 1777 erscheint. Angesichts des technischen Vorsprungs von Eng- 
land und Frankreich wird darin die Notwendigkeit formuliert, durch intensive Be- 
mühungen im Bildungssektor ein Aufholen und damit wirtschaftliche Prosperität zu 
erreichen. "Technologie" sollte als neue Wissenschaft eingeführt werden (vgl. 
Troitzsch 1966, 155 ff.). Beckmann traf mit seiner Anleitung offenbar auf eine 
verbreitete Bereitschaft zur Reform. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts ist eine 
starke Zunahme der Lehre "Technologie" an den Universitäten zu verzeichnen (vgl. 
Weber 1980, 147). 

Im Zuge der Liberalisierung des Wirtschaftslebens wurden im 19. Jahrhundert vor 
allem die reglementierenden Elemente des Merkantilismus allmählich abgebaut (vgl. 
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Mottek 1978, 57 ff.), in Preußen früher als in dem Kleinterritorium Lippe. Die 
Modernisierung der Wirtschaft blieb jedoch mit gewissen Einschränkungen als 
Staatsziel 4 erhalten. Als zentraler Ansatz zu seiner Verwirklichung wird weiterhin 
die Förderung der fachlich-gewerblichen und allgemein technologischen Ausbil- 
dung (zum Hochschulwesen vgl. Manegold 1970 und ders. 1977) begriffen. Das 
Schulwesen soll auch pädagogischen Zwecken dienen, soll zu Fleiß und Qualitätsar- 
beit anhalten. Meisterkurse (vgl. Romberg 1906), Ausstellungen, Ausleihung und 
Vermittlung von Maschinen, Einrichtung spezieller Bibliotheken und schließlich 
auch Industriespionage und Vermittlung ausländischer Experten sind weitere Maß- 
nahmen, die gerade zur Förderung des technischen Fortschritts ergriffen wurden. 
Hinzu kommen verbilligte Kredite, Fonds, aus denen Zuschüsse, Stipendien und 
Prämien und anderes mehr finanziert werden. Auch bei der Submission Öffentlicher 
Aufträge wird gewerblichen Belangen ein besonderes Augenmerk geschenkt. 5 

Als Träger der Fürsorglichkeit gegenüber der Wirtschaft fungieren bald schon ei- 
gens gegründete Institutionen, so in Preußen die 1811 gegründete Technische De- 
putation für Gewerbe (vgl. Matschoß 1911) und der nominell private, aber vom 
Staat, namentlich von Beuth geförderte "Verein zur Beförderung des Gewerbefleis- 
ses in Preußen" (vgl. Matschoß 1921), der 1821 zum ersten Mal zusammentrat und 
später Unterorganisationen auf regionaler und lokaler Ebene bildete. Technische 
Deputation und Gewerbefleißverein arbeiteten eng zusammen. Daneben sind auch 
Ingenieur- und Architektenvereine, die Handelskammern, verschiedentlich errich- 
tete Gewerbekammern, Gewerbevereine etc. als Träger der Gewerbeförderung zu 
erwähnen. Zu ihren Aufgaben zählte es u.a., für die Behörden vermittelnd und 
beratend tätig zu sein. 

Mit der voranschreitenden Urbanisierung treten neben den Staat zunehmend auch 
die Kommunen als Träger gewerbefördernder Maßnahmen. Sie engagieren sich u.a. 
auf dem Gebiet des Gewerbebildungswesens durch die Einrichtung und Unterhal- 
tung von Schulen. Nach einer Denkschrift aus dem Jahr 1903 zahlen die Kommu- 
nen zusammen mit Interessenverbänden und Privaten mit rd. 2,2 Millionen Mark 
für den Unterhalt der Schulen 6 erheblich mehr als der Staat, der ’nur’ 1,3 Millio- 
nen Mark an Zuschüssen gibt (Denkschrift 1903, 9; vgl. auch Lundgreen 1980, 



4) Solche Einschränkungen sind, wie später konkrete Beispiele zeigen, vor allem bei Lippe zu machen, wo 
das fürstliche Domanium immer wieder in Interessengegensatz mit dem aufstrebenden privaten Gewerbe 
geriet. 

5) Zur Gewerbeförderung auf dem Gebiet des Deutschen Reichs vgl. Bechtle 1905, Bode 1914, Denkschrift 
Bayern 1929, Fischer 1962, Hampke 1903, Haverkamp 1979, Jeschke 1975, Körting 1965, Landesgewerbe - 
amt 1948, Mieck 1965, Ritter 1961, Straube 1933. 

6) Gewerbliche Fortbildungsschulen, Innungsschulen, kaufmännische Fortbildungsschulen, Vereinsschulen 
(z.B. von Arbeiter-, Handwerker- oder Gesellenvereinen). 




20 



Tätigkeitsfeld der Verwaltung 



231) . Die Kommunen engagieren sich auch bei der Verbreitung von Maschinen und 
Motoren, übernehmen Garantien, bezuschussen Werkstätten, kümmern sich um 
zinsgünstige Kredite und lassen über ihre Versorgungsbetriebe dem Gewerbe Ver- 
günstigungen zukommen (vgl. Thissen 1906, 63 ff.). Die Maßnahmen unterscheiden 
sich nicht wesentlich von denen, die der Staat und z.T. private Organisationen er- 
greifen. Sie können aber aufgrund der Nähe zu den Adressaten in der Regel besser 
angepaßt werden: 

"Träger der Gewerbeförderung sind Staat und Gemeinden. Letztere sind am 
besten geeignet zur Durchführung der Gewerbeförderung, da die Gemeinde- 
verwaltung in unmittelbarer, lebendigster Wechselbeziehung zum Gewerbe 
steht und die gewerblichen Verhältnisse aus eigener Anschauung kennt. Tat- 
sächlich wird die Gemeinde immer mehr zur eigentlichen Trägerin der Gewer- 
beförderung, während die Rolle des Staats sich konzentriert auf die Bereitstel- 
lung von finanziellen Mitteln und auf die Sorge für eine Gewerbeförderung im 
ganzen Staatsgebiet nach einheitlichen Richtlinien." (Lübbering 1926, 690; Ab- 
kürzungen im Original wurden ausgeschrieben.) 

Die Tendenz zur Generalisierung der staatlichen Wirtschaftspolitik, was im Ver- 
gleich mit dem Merkantilismus einen Rückzug auf die Gestaltung allgemeiner Rah- 
menbedingungen und ihre Unterwerfung unter formelle Rationalitätskriterien be- 
deutet, darf freilich nicht absolut gesetzt werden. Auf ökonomische Klientele bezo- 
gene staatliche Verwaltungen treten auch heute (noch) als Akteure einer auf ein- 
zelne gewerbliche Betriebe gerichteten Förderung hervor, allein die wirtschaftspoli- 
tische Relevanz dieses Sachverhalts ist in der Regel nicht mehr so hoch wie im 
Merkantilismus anzusetzen 7 . 

Außer der teilweisen Kommunalisierung der Gewerbeförderung vollzieht sich im 
Laufe des 19. Jahrhunderts ein zweiter wichtiger Wandlungsprozeß, der an die 
Ausdifferenzierung kapitalintensiver Großbetriebe und arbeitsintensiver mittlerer 
und kleiner Betriebe anknüpft. Gewerbeförderung gerät mehr und mehr in den Sog 
der seit Ende der 1870er Jahre betriebenen "Mittelstandsprotektion" (Treue 1981, 

232) . Entsprechend wird der Begriff der Gewerbeförderung auf die Förderung des 
Handwerks und des kleineren Gewerbes, z.T. auch des Handels sowie der aufkom- 
menden Genossenschaften hin verengt (vgl. Denkschrift 1903, Peters 1916, Grunzei 



7) Gelegentlich aber doch, wie das Engagement des Staates bei Großunternehmen, beispielsweise die An- 
siedlung eines Daimler-Werkes bei Rastatt zeigt. Er zeigt sich hier den Bedürfnissen einzelner Firmen 
manchmal ebenso aufgeschlossen wie Stadtverwaltungen. Der Baden-Württembergisches Ministerpräsident 
Späth zur Daimler-Ansiedlung in Rastatt: "Ich habe Daimler-Benz gesagt, Ihr bekommt keine Subventio- 
nen. Aber Daimler, ich überspitze das mal, sagte: Wir müssen im Sumpf bauen. Die wollten kein Geld, aber 
eines war für die Firma klar: Die Straßen und Bahnerschließung des Geländes ist eine öffentliche Aufgabe. 
Das sahen wir auch so; das wird überall so gemacht." (Die Zeit v. 4.9.1987, Nr. 37, 21 ff.). 
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1910). Angesichts der aufkommenden großen Industrie und des Übergangs zur 
standardisierten Massenproduktion in einer Reihe von konsumnahen, vorher vom 
Kleingewerbe besetzten Branchen, ist die Furcht groß, der ’Moloch Großkapital’ 
verschlinge die Kleinen (vgl. auch Bücher 1897). Sowohl die schützende Regulie- 
rung der handwerklichen Arbeit, wie sie in der Wiedereinführung der Innungen 
und ihrer Ausstattung mit öffentlich-rechtlichen Funktionen 1897 annäherungs- 
weise durchgesetzt werden konnte, als auch spezielle Fördermaßnahmen zur Über- 
windung der technischen und betriebswirtschaftlichen Rückständigkeit sollten diese 
Entwicklung auf halten und anstelle eines Verdrängungswettwerbs mit der Industrie 
zu einem Komplementaritätsverhältnis führen. Hinsichtlich der Modernisierungsbe- 
dingungen im Handwerk muß man sich dabei vor Augen halten, daß die Ausnut- 
zung moderner Techniken, die auf Massenfertigung zugeschnitten waren, nur sehr 
bedingt möglich war. Nahezu zwei Drittel der Werkstätten des Handwerks arbeite- 
ten in den 1920er Jahren ohne Gesellen (Haupt 1985, 15). Tatsächlich wurde mit 
der Ausweitung der Industrie das Handwerk nicht absolut seiner Grundlagen be- 
raubt, als vielmehr einem für manche Branchen sehr schmerzlichen Strukturwandel 
ausgesetzt. Es entstanden daneben neue Betätigungszweige, Nischen, die das Hand- 
werk im industriellen Produktionssystem besetzen konnte (vgl. Puderbach 1967). 
Hans Staudinger, Staatssekretär im preußischen Ministerium für Handel und Ge- 
werbe, charakterisierte die wirtschaftspolitische Debatte gegen Ende des 19. Jahr- 
hunderts folgendermaßen: 

"War fünfzig Jahre früher der Kampf um die Gewerbefreiheit gegen die privi- 
legierten Großbetriebe zugunsten der kleinen Unternehmer geführt worden, so 
wurde jetzt der Schutz des Staates angerufen gegen die monopolistischen Aus- 
wüchse, die Technik und Kapitalorganisation auf dem Boden der Wirtschafts- 
freiheit hatten erwachsen lassen." (Staudinger 1932, 25) 

Die spezielle Handwerksförderung hat sich bis heute erhalten. Nach dem zweiten 
Weltkrieg wurden auch die ordnungspolitischen Voraussetzungen für die Entfaltung 
des Handwerks erneuert. Mit der Handwerksordnung von 1953 wurden vor allem in 
Gestalt des obligatorischen Befähigungsnachweises der vollen Gewerbefreiheit Ein- 
schränkungen auferlegt. Das gab manchen Kritikern Anlaß zu der - im weiteren 
Verlauf allerdings sich als unhaltbar erweisenden - Befürchtung, daß sich der ge- 
samte gewerbliche Mittelstand künftig in eine Art "ökonomisches Naturschutzge- 
biet" verwandeln würde (Tuchtfeldt 1955, 7). Über die rechtlichen Rahmenbe- 
dingungen hinaus wurden diverse Förderungsmaßnahmen ergriffen, die im Bund 
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beim Bundes Wirtschaftsministerium ressortieren 8 , von denen es aber auch auf Län- 
derebene viele gab und gibt (vgl. etwa für Nordrhein-Westfalen: Landesgewerbe- 
förderstelle 1961). Im Zusammenhang mit der Handwerksförderung ist auch die 
spezielle Förderung von kleinen und mittleren Unternehmen zu erwähnen (vgl. 
Krupp 1981, Hennicke/de Pay 1985). Von ihnen erwartet man gerade im Zeichen 
der seit den siebziger Jahren herabgedrückten volkwirtschaftlichen Zuwachsraten 
einen besonderen Beitrag zur Modernisierung der Wirtschaft und Ausweitung des 
Arbeitsplatzangebotes. Das gilt auch für innovationsorientierte Existenzgründungen. 
Neue und kleine Unternehmen "are not only very important for the process of 
discovery, but in particular also for introducing the news to the market." (Schatz 
1985, 98) 

Die Innovationsorientierung fördernder Maßnahmen ist zwar, historisch gesehen, 
nicht qualitativ neu, sie markiert allerdings in der Nachkriegsgeschichte schon eine 
gewisse, in den 1970er Jahren anzusetzende Wende, die sowohl die Regional- und 
Strukturpolitik, die Aktivitäten industrienaher staatlicher Ressorts wie des Bundes- 
forschungs- und des Postministeriums, als auch die kommunale Wirtschaftsförde- 
rung nachhaltig geprägt hat. Allgemein sind dafür veränderte weltwirtschaftliche 
Voraussetzungen, wodurch die Absatzchancen entwickelter Industrieländer von der 
standardisierten Massenproduktion hin zu neuen und technologisch hochstehenden 
Produkten verschoben worden sind, als Grund anzuführen. Hinzu kommen techno- 
logisch bedingte Veränderungen bei der optimalen Kombination von Produktions- 
faktoren, die - was allerdings nicht unbestritten ist - die Marktzutrittschancen 
kleinerer und mittlerer Unternehmen erhöhen. Eine Förderung, die die Angebots- 
seite der Unternehmen durch Personalkostenzuschüsse, erleichterten Zugang zu 
technologischen Informationen, gezielte steuerliche Entlastungen u.a.m. ins Visier 
nimmt, ist zudem im Kontext auch der Abkehr von einer nachfrageorientierten 
keynesianischen Wirtschaftspolitik zu verstehen. Verkürzt ausgedrückt: Der politi- 
schen Entwertung der keynesianischen Makroregulierung folgt eine angebotsorien- 
tierte Stärkung der mikroökonomischen Produktionsbedingungen. Und damit voll- 
zieht der Interventionismus einen Schwenk hin zur Manipulation betriebswirt- 
schaftlicher Parameter. 9 



8) Vgl. BMWi 1976 und BMWi 1952. Einschränkend ist anzumerken, daß Handwerksbetriebe in spezifi- 
schen Bezügen natürlich auch in den Genuß von Förderprogrammen anderer Ressorts, etwa im Rahmen des 
Städtebaus oder der Forschungs- und Technologieförderung kommen konnten bzw. können. 

9) Aus der nahezu unübersehbaren Flut von Literatur zu den angeschnittenen Themen seien hier einige we- 
nige genannt. Zur Modernisierungsproblematik: Drexler/Dose 1988, Erdmenger/Fach/Simonis 1988, 
Hauff/Scharpf 1975, Späth 1985; zur innovationsorientierten Regionalpolitik: Ellwein/Bruder 1982; zur 
Rolle der mittleren und kleinen Unternehmen: Bruder 1983, Cannon 1985. 
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Auf kommunaler Ebene hat sich nach 1945 der Begriff der Wirtschafts förderung 
eingebürgert, der der Wirklichkeit insofern entspricht, als der für Förderung in Be- 
tracht gezogene Kreis von Wirtschaftssubjekten über das Verarbeitende Gewerbe 
hinaus nahezu alle erwerbswirtschaftlichen Tätigkeiten umfaßt. Obschon die Kom- 
munen je nach wirtschaftlicher Potenz und besonderer Situation schon im 19. Jahr- 
hundert teils recht intensive Wirtschaftsförderung betrieben, kommt es erst etwa 
seit den 1950er Jahren zur organisatorischen Verselbständigung dieser Tätigkeit auf 
breiterer Basis. Es werden innerhalb der kommunalen Verwaltungen Ämter für 
Wirtschaftsförderung eingerichtet, wobei für Bezeichnung und Einordnung in die 
Verwaltungshierarchie eine große Bandbreite unterschiedlicher Lösungen zu finden 
ist. In jüngerer Zeit waren auch vermehrte Tendenzen zur Gründung eigener Wirt- 
schaftsfördergesellschaften, meist auf GmbH-Basis, festzustellen, für die in der 
Regel der Vorteil schnellen und unbürokratischen Handelns angeführt wird. Ob zu 
Recht, mag im Einzelfall bezweifelt werden. Wirtschaftsförderung wird auch von 
den Kreisen betrieben, entweder durch die Kreisverwaltungen selbst oder durch 
Wirtschaftsfördergesellschaften. Der Mannigfaltigkeit der formellen Organisation 
der Wirtschaftsförderung steht ein breites Spektrum unterschiedlichster Einzelmaß- 
nahmen gegenüber, von infrastrukturellen Vorleistungen bis zu intensiven Bera- 
tungsangeboten. Ihre rechtliche Zulässigkeit ist in einzelnen Hinsichten umstrit- 

fan io 
ten. 

Die kommunale Wirtschaftsförderung zeichnete sich in den 1950er und 1960er 
Jahren durch eine Konzentration auf Industrieansiedlungen aus. Neben einzelbe- 
trieblichen Unterstützungsleistungen bei der Grundstücksbeschaffung, der steuer- 
lichen Behandlung u.a.m. standen Maßnahmen zur Standortverbesserung im Vor- 
dergrund. Mit ein wesentliches Motiv, häufig sogar in Überbietungskonkurrenz mit 
anderen Kommunen um die Ansiedlung von Unternehmen zu werben, war die 
Verbesserung der gemeindlichen Einnahmesituation durch die Gewerbesteuer. Mitt- 
lerweile hat angesichts der drastisch rückläufigen Zahl von Industrieansiedlungen 
ein Umdenkungsprozeß eingesetzt, der hin zur verstärkten Gewerbebestandspflege 
geht. Weniger fiskalische Gründe als das Interesse am Erhalt von Arbeitsplätzen 
sind hierfür ausschlaggebend. In diesem Zusammenhang wurde auch die Rolle der 
unteren Verwaltungsebenen für Innovationen, Technologietransfer und Existenz- 
gründungen gewissermaßen neu entdeckt. Eine neue Fürsorglichkeit gegenüber der 
Wirtschaft hat sich etabliert, die offensiv nach außen vertreten wird und einen 



10) Zur rechtlichen Problematik vgl. Kliemann 1978, Köttgen 1963, Lange 1977, Christ 1983 und Zimmer- 
mann 1964. Zur kommunalen Wirtschaftsförderung nach dem 2. Weltkrieg vgl. Afheldt/Siebel/Sieverts 
1987, Burberg/Michels/Sallandt 1983, Grätz 1983, Hennicke/Tengler 1986, Heuer 1985, Jochim- 
sen/Treuner/Gustafsson 1970, Köttgen 1963, Leitfaden 1967, Linden 1972, Maier/ Wollmann 1986, Möller 
1963, Müller 1983; Naßmacher 1987, Reuss 1986, Wrobel 1979 und Zill 1981. 
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nicht zu unterschätzenden politischen Symbolwert aufweist. Gestützt auf Förderan- 
gebote des Bundes und der Länder wurde die lokale Wirtschaftsförderung aktiv bei 
der Akquisition der Mittel, die regional ansässigen Hoch- und Fachhochschulen 
wurden in die Bemühungen um Technologietransfer eingeschlossen und im Zusam- 
menhang mit Sparkassen teils eigene Förderfonds eingerichtet. Den 'neuesten 
Schrei’ lokaler technologieorientierter Förderung stellten seit 1981 gegründete 
Technologiezentren und -parks, Gründer- und Innovationszentren und ähnliche 
Einrichtungen dar, wobei auch hier in den meisten Fällen staatliche und kommu- 
nale (meist bei der Gebäude- und Grundstücksbeschaffung) Mittel kombiniert 
wurden. Mittlerweile ist die Gründungswelle abgeebbt, was damit zusammenhängt, 
daß die existierenden einige Dutzend Technologieparks (hier als Sammelbegriff 
verwendet) das Potential an Gründern weitgehend abdecken. Außerdem ist es sehr 
fraglich, ob an den Standorten der Technologieparks selbst in überschaubarer Zeit 
nennenswerte Arbeitsmarkt- und Strukturgewinne zu verzeichnen sein werden (vgl. 
zu Technologieparks Dose/Drexler 1988). 

2.1.2 Gewerbebegriff 

Der Begriff des Gewerbes ist in Vergangenheit und Gegenwart nie verbindlich de- 
finiert worden in dem Sinne, daß die Verwendung des Begriffs allein seinen Ge- 
genstand eindeutig bezeichnet hätte. Juristische, wirtschafts theoretische, politische 
und soziale Komponenten wetteifern um die Darstellung seines 'wesentlichen’ In- 
halts. Die begrifflichen Schattierungen sind zum Teil auf den Wandel der histori- 
schen Realität von Gewerbe zurückzuführen. So differenziert sich die spätere indu- 
strielle Produktion erst allmählich aus dem städtischen Handwerk und dem ländli- 
chen protoindustriellen Gewerbe (vgl. Kriedte/Medick/Schlumbohm 1978 und 
diess. 1983) aus; was beispielsweise in Lippe noch bis über die erste Hälfte des 19. 
Jahrhunderts hinaus als 'Industrie' bezeichnet wird, sind meist nur kleine hand- 
werksähnliche Betriebe mit einigen Mitarbeitern. Und bei 'Fabriken' kann es sich 
in diesem Zeitraum manchmal 'nur' um Verlagsgeschäfte mit einem kleinen 
Produktionsbetrieb handeln. 

Im Deutschen Staats- Wörterbuch von 1859 findet sich folgende von Schäffle unter- 
nommene Klärung. Zunächst weist er auf die zeitgenössischen unterschiedlichen 
Bedeutungsgehalte hin. Zum einen werde Gewerbe als erwerbsgerichtete "illiberale 
(banausische, gemeine) Beschäftigung" der Wissenschaft und den Künsten gegen- 
übergestellt. Zum anderen orientiere sich der Begriff an den Produktions stufen und 
setze Gewerbe als Stoff veredelnde von Stoff schaffenden Beschäftigungen (Bergbau, 
Landwirtschaft, Fischerei) und dem Handel ab. Als dritte Klassifizierung, der er 
selbst zuneigt, führt Schäffle (1859, 318 f.) den Gegensatz zwischen arbeitsintensiv 
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vem Kleingewerbe und kapitalintensiver Fabrik an. Die von diesem Autor vorge- 
stellten Klassifizierungsmerkmale wurden bis heute zu Definitionszwecken heran- 
gezogen. So orientiert sich Herrmann (1966, 245) in allerdings anderer Zuordnung 
an den Produktionsstuf en, indem er unter Gewerbe Bergbau, Rohstof fbearbeitung 
und -Verarbeitung faßt. Gegen die Urproduktion grenzte hingegen Bücher (1927, 
966 f.) das Gewerbe ”im wirtschaftlich-absoluten Sinne" als jenen Teil der Gesamt- 
produktion ab, der in der "Form Veränderung von Rohstoffen besteht". In ähnliche 
Richtung argumentieren Gruntzel (1910) und Wehrle (1952). Tautscher (1959, 901) 
definiert Gewerbe sehr weit nach erwerbsorientierter Tätigkeit in Handwerk, Indu- 
strie, Handel und Verkehr. Die Trennung zwischen handwerksmäßigen Kleinbetrie- 
ben , als Gewerbe verstanden , und fabrikmäßigen Großbetrieben ('Industrie’) zieht 
Dobretsberger (1931, 91 ff.) als Definitionskriterium heran. Die Gleichsetzung von 
Mittelstandspolitik und Gewerbepolitik wird auch heute gelegentlich noch vor- 
genommen, indes andere Autoren (z. B. Seidenfus 1982, 105 f.) Gewerbe als Zu- 
sammenfassung von Handwerk und Industrie begreifen. Schließlich seien noch juri- 
stische Klassifikationen erwähnt, wonach die gewerberechtliche Subsumtion des 
Gegenstandes den Ausschlag gibt, ohne allerdings damit begriffliche Schärfe zu ge- 
winnen: "Was unter "gewerblicher" Betätigung im Sinne der gewerberechtlichen Ge- 
setze zu verstehen ist, ist in der Gewerbeordnung nicht näher definiert, sondern ist 
das Ergebnis langjähriger gewerberechtlicher Praxis." (Jaenicke 1984, 1654) 

Zum Zweck dieser Untersuchung verwenden wir den Begriff des Verarbeitenden 
Gewerbes im weiteren synonym mit Gewerbe. Ihm liegt ein volkswirtschaftliches 
Sektormodell zugrunde, welches zwischen Land- und Forstwirtschaft, Dienstlei- 
stungen und dem warenproduzierende Gewerbe unterscheidet. Letzteres (der sekun- 
däre Sektor) setzt sich aus Energie und Bergbau, der Wasserversorgung, dem Bau- 
gewerbe und eben dem Verarbeitenden Gewerbe zusammen. Dies ist zum einen an- 
gesichts des langen Betrachtungszeitraumes notwendig, um gegenüber dem histo- 
rischen Bedeutungswandel juristischer und Betriebsgrößenmerkmale feste Zuord- 
nungen zu ermöglichen. Zum anderen nehmen wir diese Eingrenzung aus for- 
schungspragmatischen Gründen vor, um nicht etwa durch den Einbezug aller er- 
werbswirtschaftlichen Unternehmungen den Gegenstandsbereich der Untersuchung 
zu sehr auszuweiten. 

Die Tatsache, daß heute kaum mehr von Gewerbeförderung, und wenn, dann meist 
nur hinsichtlich des Handwerks die Rede ist, sondern vielmehr eher allgemein von 
Wirtschaftsförderung oder Industriepolitik gesprochen wird, steht auch mit der sich 
wandelnden Wirtschaftsstruktur in Zusammenhang. Im langfristigen Trend nimmt 
der Beitrag des tertiären Sektors zum Sozialprodukt zu und es wächst seine unmit- 
telbare arbeitsmarktpolitische wie auch gesamtwirtschaftliche Bedeutung. In diesem 
Bereich tätige Unternehmen Dienstleistungsunternehmen genießen schon seit Jahren 
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das besondere Augenmerk der Wirtschaftsförderung, die sich damit eben von ihrer 
ursprünglichen Konzentration auf die Produktion physischer Güter löst. 

2.2 ANALYSERASTER 

Die Untersuchung der Gewerbeförderung in Ostwestfalen-Lippe von 1800 bis 
heute konnte sich nicht, wie schon aus der Vieldeutigkeit des Gewerbebegriffs her- 
vorgeht, ausschließlich und primär an das halten, was jeweilig unter Gewerbeförde- 
rung verstanden wurde. Was in der vorliegenden Untersuchung an Geschehnissen 
eingefangen wurde, sei anhand zweier Beispiele, die die Spannweite von Gewerbe- 
förderung andeuten, illustriert: 

Beispiel A: Ein Unternehmen wendet sich in einer kritischen Phase seiner Existenz 
an ein kommunales Wirtschaftsförderamt. Die Beratung kommt zu dem Schluß, u.a. 
auch staatliche Förderprogramme für kleine und mittlere Unternehmen in An- 
spruch zu nehmen. Im Rahmen des formellen Beantragungsverfahrens werden Stel- 
lungnahmen der Industrie- und Handelskammer und des Fachverbandes eingeholt. 
Vermittelt werden die Fördergelder über ein Kreditinstitut. 

Beispiel B: Auf Initiative des städtischen Verkehrs Vereins wird die gewerbliche Er- 
schließung eines Geländes in Angriff genommen. Eine als gemeinnützig titulierte 
Erschließungsgesellschaft wird gegründet, der führende Unternehmer der Stadt an- 
gehören, welche die Absicht haben, sich durch Ansiedlung an der Erschließung zu 
beteiligen. Die Stadtverwaltung engagiert sich auf vielfältige Weise, indem sie sich 
um die notwendigen Gleisanschlüsse bei der Bahnverwaltung bemüht, die formellen 
Genehmigungsverfahren beschleunigt und die teils in ihrem Besitz befindlichen 
Grundstücke verbilligt abgibt. 

Die beiden Beispiele vereint, daß seitens der öffentlichen Verwaltung gewerbliche 
Belange gefördert werden, wobei konkret auf einzelne Unternehmen Bezug ge- 
nommen wird. Darüberhinaus finden sich jedoch gravierende Unterschiede. Im er- 
sten Fall finden sich ein politisch formulierter Wille und ein Programm sowie be- 
stimmte institutioneile Voraussetzungen auf zentraler wie dezentraler Ebene, um 
die Förderabsichten zu implementieren. Durch eine zentrale Verwaltung wird das 
Programm angeleitet, untere Verwaltungen und externe Stellen wie Fachverbände 
werden nach einem formalisierten Modus eingeschaltet. Der Programmvollzug ge- 
schieht damit vermittelt über eine hierarchisch gegliederte Verwaltungsorganisation. 
Im zweiten Beispiel treten neben der Stadtverwaltung weitere wichtige Akteuere 
auf, die arbeitsteilig die Geländeerschließung in Angriff nehmen. Dabei ist zwi- 
schen Subjekt und Objekt der Förderung nicht immer klar zu unterscheiden. Denn 
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es treten diesselben wirtschaftlichen Interessenten, die an der geplanten Er- 
schließung partizipieren wollen, zugleich als Berater und Unterstützer der Stadtver- 
waltung auf. Die Wahl der Mittel geschieht eher opportunistisch in Abhängigkeit 
von dem gesetzten Ziel. Die Stadtverwaltung reagiert mehr auf die aus den örtli- 
chen Wirtschaftskreisen vorangetragenen Initiativen, als daß sie eigenständig Ziele 
formulierte. Eine feste und formalisierte Organisation der Förderung besteht über 
den zitierten Erschließungsverein hinaus nicht; auf seiten der Stadt ist der Bürger- 
meister direkt in alle wesentlichen Vorgänge eingeschaltet. 

Im Anschluß an die von Scott (1986) vorgenommene organisationswissenschaftliche 
Typologisierung läßt sich der erste Fall als Hervorbringung eines rationalen Sy- 
stems begreifen. Die Verwaltungsorganisation wird hier als Instrument zur Durch- 
setzung bestimmter Ziele begriffen, sie ist hierarchisch strukturiert, es existieren 
feste Zuständigkeiten, Koordinationsschemata, Regeln und generell ein hoher Grad 
an Formalisierung. Der Begriff des rationalen Systems läßt sich weitgehend in Ein- 
klang mit der Weberschen Bürokratietheorie bringen (Weber 1976). Auch die auf 
Taylor (1919) zurückgehende Theorie des wissenschaftlichen Managements von In- 
dustriebetrieben basiert auf den genannten Organisationsmerkmalen. Hingegen ist 
die Verwaltung im zweiten Beispiel als ein offenes System zu kennzeichnen, das in 
starkem Maße mit seiner Umwelt interagiert und auf externe Ressourcen angewie- 
sen ist. Seine Ziele sind nicht allein formal vorgegeben, sondern entspringen auch 
der Notwendigkeit, die Systemerhaltung in einer veränderlichen und komplexen 
Umwelt zu sichern. Die interne Koordination ist lockerer als bei rationalen Syste- 
men und die Hierarchiebildung nicht so ausgeprägt. 11 

Es sind dies hier nur ganz knapp angedeutete Profile unterschiedlicher Systemty- 
pen, die in der organisationswissenschaftlichen Literatur sehr viel differenzierter 
und teils mit anderen Begriffsbildungen erörtert werden. Anstelle einer Typologi- 
sierung könnten die beiden Ansätze auch als unterschiedliche analytische Perspekti- 
ven gelesen werden, für die sich in der Realität unterschiedlich intensiv ausge- 
prägte Entsprechungen finden lassen. Die für unsere Zwecke wichtigste Konse- 
quenz, Gewerbeförderung im Spektrum dieser divergierenden Systemprofile zu un- 
tersuchen, ist, daß damit auch solche fördernden Tätigkeiten der Verwaltung ins 
Blickfeld gerückt werden, die weder auf eine explizit normative noch eine pro- 



11) Um keine Mißverständnisse entstehen zu lassen: Das "offene System" ist keinesfalls als irrational im Ge- 
gensatz zum Typus des "rationalen Systems" zu begreifen. Rationalität meint in diesem theoriegeschichtlich 
voraussetzungsvollen Kontext den Entwurf organisatorischer Ordnungen als Instrument zur Umsetzung ge- 
gebener Ziele, also annäherungsweise Zweck-Mittel-Rationalität. Das, was erreicht werden soll, stellt eine 
Setzung durch die Führung dar. Nach den Gesichtspunkten etwa eines außenstehenden Beobachters mag 
das Wirken eines "rationalen Systems" durchaus als irrational gelten können, oder umgekehrt ein "offenes 
System" als Ausdruck 'rationaler* Zusammenhänge. 
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grammatische Grundlage rekurrieren und die von unteren Verwaltungsebenen aus 
autonom erkannter 'Notwendigkeit’ betrieben werden 12 . Darin unterscheidet sich 
unser Zugang zum Thema von der Mehrzahl der Untersuchungen über Wirtschafts- 
und Gewerbeförderung, die im Bereich rationaler Systeme von definierten Förde- 
rungszielen, deren Begründung und Implementation ausgehen. 

Zur Kategorisierung der beiden genannten Typen von Gewerbeförderung wurden 
die Bezeichnungen programmatische und situative Förderung gewählt, die mit einer 
'rationalen’ bzw. 'offenen' Organisation des Handlungsfeldes korrespondieren. Un- 
terscheidungskriterium ist das Vorliegen oder Nicht-Vorliegen einer programmati- 
schen Fundierung des Verwaltungshandelns in dem Sinne, daß bestimmte allge- 
meine Ziele und daraus folgende Methoden der Förderung explizit vorausgesetzt 
sind. Was unter programmatischer Förderung im einzelnen zu verstehen ist, wurde 
eher eng ausgelegt: sie setzt eine vom Einzelfall unabhängige Zielbestimmung und 
die Bestimmung gewisser Methoden und vorgesehener Ressourcen voraus. Ein 
Ratsbeschluß etwa, der lediglich die Absicht zur Förderung von Industrieansied- 
lung bekundet, erfüllt nach diesem Verständnis noch nicht die Voraussetzungen 
von programmatischer Förderung. - Gelegentlich überschneiden sich situative und 
programmatische Förderung oder befinden sich in einem Komplementärverhältnis. 
Darauf ist am Schluß zurückzukommen. 

Unser Modell der Gewerbeförderung setzt Handlungskalküle der Verwaltung vor- 
aus, in denen 'primär' oder 'sekundär' das Ziel verfolgt wird, gewerblichen Betrie- 
ben irgendeine Art der Unterstützung zukommen zu lassen. Um welche es sich da- 
bei handeln kann, war empirisch zu ermitteln. Als Raster dient dabei zunächst eine 
an instrumenteilen Ansatzpunkten orientierte Unterteilung in 

- monetäre Hilfen, i.e. Hilfen finanzieller Art, 

- materielle Hilfen, 

- Förderung im Medium des Rechts, 

- Förderung durch Informationsverbesserung und 

- Förderung durch die Organisierung von Interessen. 



12) Obwohl unser zweites Beispiel aus dem Bereich kommunaler Gewerbeförderung stammt, heißt das 
nicht, daß staatliche Maßnahmen dem rationalen und kommunale dem Typus offener Systeme pauschal zu- 
geordnet werden könnten. Wie einige der an späterer Stelle aufgeführten Fallbeschreibungen zeigen, kann 
es sich auch durchaus umgekehrt verhalten. 
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Da vielfach Förderung in der Kombination solcher Hilfen oder instrumenteller An- 
satzpunkte besteht, wurden darüber hinaus Querschnittsbereiche gebildet: 

- Förderung über öffentliche Unternehmen und Infrastruktur, 

- Förderung durch Nachfrage, 

- Ansiedlungsförderung und 

- integrierte (sonstige) Förderung. 

Die einzelnen Förderungsformen finden sich in den jeweiligen Einführungen in 
Teil 4) näher erläutert. 

Es ist hinzuzufügen, daß mit diesem Raster Gewerbeförderung sortiert werden soll, 
die einen Bezug auf einzelne oder einen überschaubaren Kreis von Unternehmen auf- 
weist. Bis zu einem gewissen Grad ergibt sich diese Untersuchungsrichtung schon 
praktisch von selbst dadurch, daß die unteren Verwaltungen, die kommunale und 
die staatliche bis hinauf zur Ebene des Regierungspräsidiums sowie die Staatsver- 
waltung eines Kleinstaats (Lippe) in den Blick genommen werden. Denn die hier 
verfolgten Politiken und Maßnahmen sind selten abstrakt zu setzen, sondern müs- 
sen sich an den konkreten Bedingungen der wirtschaftlichen Umwelt orientieren. 
Im Einzelfall kann es zu Schwierigkeiten führen, generelle und besondere, be- 
triebsspezifische Gewerbeförderung voneinander zu trennen. 

Offengelassen wurde bei diesem Raster, nach welchen Motiven Förderung stattfin- 
det. Hier lassen sich entlang staats- und verwaltungstheoretischer Überlegungen 
mehrere Kategorien bilden, die hier nur angedeutet werden sollen: Erstens kann 
Förderung zurückgeführt werden auf die strukturelle Abhängigkeit des Staates und 
der Kommunen von der steuerlichen Abschöpfung wirtschaftlicher Leistungen. In 
diesen Zusammenhang ist etwa die Ansiedlungsförderung der Kommunen um der 
Gewerbesteuer willen einzuordnen. Zweitens kann Förderung darauf zurückzufüh- 
ren sein, daß wirtschaftliche Interessen auf Politik und Verwaltung großen Einfluß 
nehmen, was als ’Klientelismus’, ’pressure group’-Verhalten oder ähnlich gekenn- 
zeichnet werden mag. Wiederum läßt sich ein kommunalpolitischer Zusammenhang 
exemplarisch anführen, nämlich die Honoratiorenverwaltung des 19. Jahrhunderts, 
die den Urbanisierungsprozeß vordringlich auf die Bedürfnisse der örtlichen Wirt- 
schaft hin ausrichtete. Von der Vermittlung des Verwaltungshandelns mit wirt- 
schaftlichen Interessen ist drittens der Zwang zur Legitimationsbeschaffung abzu- 
heben. Förderung kann etwa mit der Schaffung von Arbeitsplätzen wohlfahrtsstaat- 
liche Ziele verfolgen. Im Einzelfall wird allerdings die Verwendung der Legimati- 
onskategorie mehr für den den analytischen Blick des Beobachters als für die Han- 
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delnden selbst eine Rolle spielen. Viertens lassen sich auch ordnungspolitische Mo- 
tive der Gewerbeförderung aufspüren. Dies gilt vor allen Dingen für die Hand- 
werks- und allgemeine Mittelstandsförderung als Versuch, ein Gegengewicht zu 
den Konzentrationsprozessen in der Wirtschaft zu schaffen. - Die Reihe geltend zu 
machender Motive oder Hintergründe von Förderung ist damit nicht abgeschlossen. 
Immerhin zeigt sich, daß sie mit einer Pluralität von programmatischen Zielen, po- 
litischen Ideologien, politischen Interessen und Bestandsbedingungen des politisch 
administrativen Systems kompatibel ist. 

Wie verhält es sich mit der historischen Allgemeingültigkeit und Anwendbarkeit 
unseres Rasters? Es lassen sich einige allgemeine Bedingungen formulieren, unter 
denen erst von Gewerbeförderung gesprochen werden kann: 

- Gewerbeförderung steht im strukturellen Kontext der Trennung von öffentlicher 
und privater (ökonomischer) Sphäre - erst auf dieser Basis differenzieren sich 
Förderer und Geförderte. 

- Gewerbeförderung beinhaltet, daß physiokratische Denkmuster überwunden sind 
und damit die landwirtschaftliche Produktion nicht länger den zentralen Stellen- 
wert beansprucht. 

- Gewerbeförderung impliziert im Grunde eine Wachstumsökonomie, insofern sie 
ein aktives Interesse an ökonomischer Expansion ausdrückt. 

Diese Bedingungen sind im Untersuchungszeitraum im großen und ganzen erfüllt. 
Kleinere Einschränkungen sind zum einen hinsichtlich des Punktes a) zu machen, 
insofern einer der Träger der eher bescheidenen lippischen Modernisierungspolitik 
in den ersten beiden Dritteln des 19. Jahrhunderts die fürstliche Gutsverwaltung 13 
war, die weder als privates Unternehmen zu begreifen noch vollends dem Staat zu- 
zurechnen ist. Eine gewisse Identität von Förderer und Geförderten ist auszuma- 
chen. Zum anderen ist die Identität von Förderern und Geförderten teilweise in 
den Kriegs- und Nachkriegswirtschaften des 1. und 2. Weltkriegs gegeben. Und 
zwar insofern, als über weite Bereiche der Wirtschaft seinerzeit ein administratives 
System direkter naturaler Wirtschaftssteuerung errichtet wurde, wonach die Wirt- 
schaftsunternehmen eher als Befehlsempfänger denn als autonom handelnde Privat- 
subjekte zu kennzeichnen waren (vgl. Drexler 1985, Huber 1953, Huppert 1955). 
Die Differenz zwischen Verwaltung und Wirtschaft wurde tendenziell aufgehoben. 
Diese Perioden werden daher im folgenden ausgeklammert. 



13) Vgl. zu den fürstlichen Domänen (Gütern) in Lippe auch die Abschnitte 3.1 und 3.2 in diesem Buch. 
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Schließlich wird nicht nur Förderung im positiven Sinne untersucht, sondern es 
werden, wenn auch nicht schwergewichtig, auch solche Aktivitäten der Verwaltung 
einbezogen, denen der Wille zur Verhinderung oder Einschränkung privater ge- 
werblicher Betätigungen zugrundeliegt. Dies sei negative Förderung genannt. Sie ist 
nicht selten im Falle positiver Förderung impliziert, wenn nämlich einzelbetriebli- 
che Hilfen zum Nachteil der Mitkonkurrenten ausschlagen. Oder sie resultiert aus 
Situationen, in denen die Verwaltung jedenfalls in der Sicht der Entscheidenden 
nur mit zwei Alternativen konfrontiert ist, nämlich zu fördern oder zu verhindern. 
Es erscheint sinnvoll, in eine Untersuchung des Verwaltungshandelns, das sich auf 
die Situation konkreter Unternehmen bezieht, auch letztgenannte Fälle zu berück- 
sichtigen, um möglichen Einseitigkeiten in der Interpretation des Materials vorzu- 
beugen. 

2.4 DEFINITORISCHE ZUSAMMENFASSUNG 

Unser Untersuchungsgegenstand "einzelbetriebliche Gewerbeförderung" sei hier 
kurz definitorisch umrissen: 

1. Eine einzelbetriebliche oder diskrete Form der Gewerbeförderung liegt dann 
vor, wenn die fördernde Verwaltung ihre Tätigkeit an einzelne Unternehmen 
oder einen kleinen abgrenzbaren Kreis von Unternehmen adressiert. Ausschlag- 
gebend ist also die Perspektive der hier untersuchten Verwaltungen und nicht 
etwa der Charakter von Förderprogrammen als solchen. Mögen sie von zentraler 
Stelle auch generalisierend konzipiert worden sein, so werden sie in der Imple- 
mentationsphase meist den konkreten Umständen der Situation und den beson- 
deren Gegebenheiten der Hilfsempfänger angepaßt. 

2. Gewerbeförderung läßt sich nicht auf eine definierte öffentliche Aufgabe, 
eventuell mit Programmcharakter, reduzieren. Sie liegt bereits dann vor, wenn 
eine Verwaltung die Folgen ihres Handelns in Hinblick auf fördernde Effekte 
kalkülisiert. Diese zugegeben weite Bestimmung ist unbedingt notwendig, um 
nicht eine voreilige Beschränkung auf das kleine Segment quasi offizieller Ge- 
werbeförderung vorzunehmen. Sie orientiert sich handlungstheoretisch an den 
Absichten und Überlegungen der handelnden Verwaltung, nicht also, worauf 
aufmerksam zu machen ist, an den Wirkungen. Wenn Verwaltungshandeln allein 
objektiv begünstigende Effekte erzeugt, kann also nicht zwingend auf Gewerbe- 
förderung rückgeschlossen werden, es muß wenigstens die begründete Vermu- 
tung einer entsprechenden Zwecksetzung vorliegen. Umgekehrt ist theoretisch 
und praktisch, wie wir noch sehen werden, die Möglichkeit einzuräumen, daß 
Verwaltungshandeln unter Förderungsaspekten objektiv durchaus ihr Ziel ver- 
fehlen kann. 
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3. Es erschien forschungsstrategisch sinnvoll, auch Fälle negativer Förderung zuzu- 
lassen, also bewußte Erschwernisse für die private gewerbliche Betätigung. Die 
Entscheidung für positive oder negative Förderung liegt im Mikrobereich der 
Interaktion mit wenigen Unternehmen und Unternehmensgruppen oft nahe bei- 
sammen. Negative Förderung einzubeziehen bedeutet schließlich, Abläufe und 
Motive des Verwaltungshandelns in einem erweiterten Spektrum aufzunehmen. 

Auf einen wie auch immer stark verkürzenden Nenner gebracht: Gewerbeförderung 
- positiv oder negativ - ist nach dem hier zugrundegelegten Verständnis dann ge- 
geben, wenn eine Verwaltung in Interaktion mit konkreten Unternehmen Intentio- 
nen verfolgt, die ausdrücklich deren Interessen - positiv oder negativ - tangieren. 



2.4 ZUR METHODE UND MATERIAL AUSWAHL 

Die vorliegende Arbeit versteht sich als sozialwissenschaftliche Untersuchung, die 
sich über weite Strecken auf historische Ereignisse und Strukturen bezieht. Dieses 
Selbstverständnis ist nicht abgrenzend zur historischen Disziplin als solcher ge- 
meint, denn viele Historiker teilen ja mit den Sozialwissenschaften Gegenstand und 
Fragestellung und beziehen darüberhinaus strukturelle Verfahren in ihre Forschun- 
gen und Analysen ein (vgl. Mommsen 1987). Wenn, dann grenzt sich diese Arbeit 
von einer einseitig narrativen Auslegung der Historiographie ab 14 - aber dies ver- 
steht sich nach den vorhergegangenen Ausführungen von selbst. Hier sei noch 
darauf aufmerksam gemacht, daß die vorliegende Untersuchung anders als viele 
geschichtliche Werke nicht eine in sich zusammenhängende Gruppe von Ereignissen 
rekonstruiert, also puzzle solving (Bunge 1967, 88) betreibt, sondern viele für sich 
stehende Fallstudien 15 nach deskriptiv-analytischen Kriterien gruppiert. Der Ertrag 
dieser Vorgehens weise kann natürlich nicht Theoriebildung im naturwissenschaft- 
lichen Sinn sein, die ja auch die zeitgenössische Politikforschung, will man sie mit 
den Regeln strenger Hypothesenbildung und der Anwendung statistisch-repräsenta- 
tiver Methoden identifizieren (was aber noch keine Gleichbehandlung von Natur 
und Gesellschaft bedeuten muß), nur in vergleichsweise geringem Maße cha- 
rakterisiert. Vielmehr wird erwartet, daß sich bestimmte verwaltungsgeschichtliche 
und -wissenschaftliche Annahmen präzisieren oder korrigieren lassen. Die empiri- 
sche Untersuchung leistet hierzu einen wichtigen Beitrag, der freilich erst vor dem 
Hintergrund bestehenden Wissens zu plausiblen Aussagen verdichtet werden kann, 
die mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit generell gelten. 



14) Zum Methodenstreit der Historiker vgl. Rossi 1987. 

15) Das Vorgehen, die Empirie vorzugsweise über Fallstudien zu erschließen, teilt diese Arbeit mit den 
meisten (überwiegend zeitgenössischen Gegenständen gewidmeten) Studien über Verwaltungssubsysteme 
(zur US-amerikanischen Literatur vgl. Milward 1982, 458). 
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Die Wiedergabe des empirischen Materials in der Form von Fallstudien soll vor al- 
lem verwaltungswissenschaftliche Bezüge offenlegen. Dies gilt, schematisch ge- 
sprochen, in zweierlei Hinsicht: für die verwaltungsinternen Abläufe und Struk- 
turen wie für die Beziehung zwischen den Verwaltungen und ihrer Umwelt. Dabei 
kam es auch auf die Wiedergabe von "Kleinigkeiten" an, wie beispielsweise dem 
Tonfall, in dem Bittgesuche beschieden werden. Im Zusammenhang mit den Fall- 
studien werden gelegentlich kurze interpretatorische Anmerkungen gemacht. Der 
Versuch, die Gesamtheit der empirischen Eindrücke zu einigen analytischen Aussa- 
gen zu verdichten, blieb jedoch dem Schlußkapitel 5) Vorbehalten. 

Das empirische Material zur Gewerbeförderung besteht zum überwiegenden Teil 
aus Fallstudien, die aus staatlichen, kommunalen, Kammer- und Sparkassenarchi- 
ven herausgezogen wurden. Bei der Schilderung der einzelnen Vorgänge wurde 
darauf geachtet, die diversen Verbindungen und Zuständigkeiten innerhalb der 
Verwaltung im zeitlichen Nacheinander möglichst lückenlos wiederzugeben. Tat- 
sächlich förderte die Archivarbeit teils erstaunlich detailliert dokumentierte Fälle 
zutage, die die Verwaltungsorganisation und den politischen und ideengeschichtli- 
chen Hintergrund ausgezeichnet beleuchten. Die Absicht jedoch, möglichst gleich- 
mäßig aus allen Perioden Fälle in den einzelnen im Analyseraster genannten Kate- 
gorien zu präsentieren, konnte nur eingeschränkt verwirklicht werden. Einmal ab- 
gesehen davon, daß bestimmte Förderformen auch eine gewisse zeitliche Bindung 
aufweisen, ließen die Archivbestände nur selten eine Selektion des Materials nach 
zeitlichen Kriterien zu. Vielmehr erwies es sich meist als unumgänglich, die Fall- 
auswahl an den vorhandenen Beständen zu orientieren, wobei nur im groben eine 
Verteilung auf den gesamten Untersuchungszeitraum zu erreichen war. 

Die Fallstudien reichen in die Weimarer Zeit und in drei Fällen bis in die fünfziger 
Jahre hinein. Danach wird das Vorgehen, Fallrekonstruktionen auf Basis archivali- 
schen Materials zu betreiben, in mehrerer Hinsicht verunmöglicht: Die Verwal- 
tungsakten aus jüngerer Zeit sind erst unvollständig den Archiven übergeben wor- 
den, und soweit sie dort bereits eingeordnet sind, kollidiert das Benutzungsinteresse 
mit den archivüblichen Freigabefristen. Es kommt hinzu, daß die rekonstruktions- 
genaue Wiedergabe von Vorgängen aus den letzten Jahrzehnten in besonderem 
Maße mit den Bestimmungen des Daten- und Persönlichkeitsschutzes konfligiert 
(vgl. Bästlein u.a. 1986, Institut für Zeitgeschichte 1978, Müller 1983). Aus diesen 
Gründen stützt sich die Darstellung der gegenwärtigen Gewerbeförderung und, so- 
weit ermittelbar, ihrer Entwicklung seit den fünfziger Jahren, im wesentlichen auf 
andere als archivalische Quellen, nämlich mündliche und schriftliche Befragungen 
und auf Materialauswertungen. Der deskriptive Rahmen des Analyserasters blieb 
freilich erhalten. Für die formell definierte Aufgabe Gewerbeförderung (bzw. 
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Wirtschaftsförderung) konnte an entsprechende Stellen und Aufgabenbeschreibun- 
gen auf kommunaler Ebene angeknüpft werden; Analoges gilt für die Staatsverwal- 
tung. Um situative Gewerbeförderung zu illustrieren, wurde auf die Bereiche des 
Baurechts und der Gewerbeaufsicht zurückgegriffen. 

Die Rekonstruktion tatsächlicher Vorgänge an der Schnittstelle von privater Wirt- 
schaft und Verwaltung schafft methodische Probleme. Anzustreben wäre ein Me- 
thodenmix, der sich auf Aktenstudium, Interviews, standardisierte Befragungen und 
ggf. weitere Erhebungsinstrumente gründete. Im Falle der vorliegenden historischen 
Fallstudien ist dies allerdings ein unmögliches Verlangen; in der Mehrzahl der Fälle 
stellt eine einzige Akte die alleinige Quelle dar, seltener sind in disparaten Archiv- 
beständen Querverweise auf eine bestimmte Angelegenheit systematisch aufzuspü- 
ren. Die Interpretation muß daher je unter dem Vorbehalt erfolgen, daß es auch 
anders gewesen sein könnte, als das Material auf den ersten Blick nahelegt. 

Noch ein technischer Hinweis: In allen wörtlich wiedergegebenen Zitaten wurde die 
originale Schreibweise beibehalten. Auf absonderlich anmutende Eigenarten des ge- 
schriebenen Wortes muß man sich vor allem für das 19. Jahrhundert einstellen. 
Teilweise wechseln auch die Bezeichnungen von Institutionen: So wird beispiels- 
weise die lippische Regierung mal als fürstliche, mal als hochfürstliche Regierung 
benannt etc. 




3. Die ostwestfälisch-lippische Wirtschaft von 1800 bis 
heute 

3.1 DER ZEITRAUM VON 1800 BIS 1850 

Um die Wende zum 19. Jahrhundert ist das Gebiet von Ostwestfalen und Lippe 
(siehe Karte) noch überwiegend - wie das übrige Deutschland - ein Agrarland. Das 
für die Gewerbeentwicklung wichtigste landwirtschaftliche Produkt ist, wie wir 
noch sehen werden, der Flachs. An Rohstoffen ist dieses Gebiet nicht eben geseg- 
net. Kleinere Kohlenzechen im Mindener und Bielefelder Gebiet lieferten schlechte 
Qualitäten und gingen im 19. Jahrhundert wieder ein. Spätere Wiederbelebungsver- 
suche scheiterten. Der Braunkohlentagebau der Zeche Nachtigall bei Höxter mußte 
1923 wegen zu geringen und schlechten Ertrags eingestellt werden. Wenig Erfolg 
war auch Kupfer-, Silber- und Schieferbergwerken in Minden-Ravensberg 1 be- 
schieden. Eisenerze wurden seit den 1850er Jahren an verschiedenen Stellen der ge- 
nannten Gebiete entdeckt und gefördert - die Verarbeitung fand durch kleinere 
Hüttenbetriebe in den Kreisen Wiedenbrück (Eisenhütte Holte) und Minden (Eisen- 
werk Porta Westfalica) statt. Weiter sind Steinbrüche, Glashütten und Salinen zu er- 
wähnen. In Minden-Ravensberg wurden 1849 für die Herstellung von Kalk, Ze- 
ment und Gips 41 Meister und 162 Gehilfen beschäftigt. Die auf demselben Terri- 
torium nachgewiesene Glashütte beschäftigte lediglich 93 Arbeiter. Die Saline zu 
Oeynhausen verlor im 19. Jahrhundert an Bedeutung. 2 Im Süden des Regierungsbe- 
zirks Minden, im Landkreis Paderborn, wurden die Eisenhütte zu Altenbeken mit 
35 und eine Glashütte in Urenberg mit 14 Arbeitern in der Wirtschaftsenquete von 
1810 im damaligen Königreich Westfalen erfaßt. Dazu kamen an kleineren Betrie- 
ben ein Sandsteinbruch in Schwaney, Kalksteinbrücke in Paderborn und an kleine- 
ren Orten sowie Kalkbrennereien in Lippspringe und Neuenbeken. 3 Glasfabrikation 
und Korbmacherei finden sich in dem agrarisch geprägten Kreis Höxter (vgl. 
Leesch/Schubert 1966, 223 ff.). 

Auf lippischem Territorium lieferte die Land- und Forstwirtschaft die Grundstoffe 
der neben der Textilherstellung vorherrschenden Holzindustrie und, seit der Jahr- 
hundertmitte, der Nahrungs- und Genußmittelindustrie. Versuche, die stark schwe- 
felhaltigen Eisenerzlager auszuschöpfen, wurden jedesmal wegen Unrentabilität 



1) Das Gebiet von Minden -Ravensberg bezeichnet eine ältere Territorialeinteilung, die in etwa den Norden 
des Regierungsbezirks Minden, vom Gebiet Bielefeld -Herford bis Minden reichend, umfaßt. 

2) Zur Minden-Ravensbergischen Wirtschaftsgeschichte vgl. auch Potthoff 1909, 238. 

3) Zur Entwicklung des Landreises Paderborn vgl. auch von Geldern -Crispendorf 1953, 114. 
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Karte: Das Gebiet von Ostwestfalen-Lippe, Stand: 1.7.1817* 




*) Karte nach: Reekers, Stefanie (1977): Die Gebietsentwicklung der Kreise und Gemeinden Westfalens 
1817-1967, Münster 
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wieder eingestellt, zuletzt 1917. Einträglicher erwies sich hingegen die Ausbeutung 
von Kristallquarzsand für die Glasfabrikation durch die Dörentruper Sand- und 
Tonwerke, einem Unternehmen unter Beteiligung des lippischen Staates. Allerdings 
ging man erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts zur Massenproduktion über und in- 
tensivierte die Exporte. Schließlich ist unter den lippischen Rohstoffquellen die 
Saline zu Salzuflen zu nennen, eine seit dem Jahr 1048 beurkundete Salzstätte. 5 

Unter den Gewerbezweigen dominierte in Ostwestfalen und Lippe zu Beginn des 
19. Jahrhunderts die Textilherstellung, deren Schicksal zugleich den Weg der Indu- 
strialisierung in weiten Teilen Ostwestfalens bis in die zweite Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts geprägt hat. Eine Aufstellung über den Beitrag der einzelnen Branchen 
zum Exportvolumen der Grafschaft Ravensberg in den Jahren 1787/88 weist auf, 
daß auf leinene Waren und Flachs- und Hanfgarn nahezu 98 Prozent entfielen (vgl. 
Potthoff 1909, 225 f.). Das Fürstentum Lippe erzielte 93,3% seiner Exporterlöse aus 
Textilwaren (vgl. Reekers 1979, 79). Das Textilgewerbe konzentrierte sich auf die 
nördlichen Gebiete des Regierungsbezirks Minden, auf Lippe und die Gegend um 
das ehemalige Bistum Corvey. Die Herstellung feinen Garns und seine Weiterverar- 
beitung unter Einschaltung des dominierenden Bielefelder Handels fand sich vor- 
wiegend im weiteren Umkreis dieser Stadt, während im Ostteil Lippes mehr grö- 
bere Qualitäten produziert und teils über die Weser verschifft wurden. Im Pader- 
borner Land nahm das textile Gewerbe nur einen bescheidenen Rang ein. Hervor- 
zuheben ist, daß gegen Ende des 18. Jahrhunderts die lippischen Webereikapazitä- 
ten, gemessen an der Zahl der Webstühle, noch jene Minden-Ravensbergs übertra- 
fen. 

Der überregionale Handel mit textilen Erzeugnissen konnte auf eine lange Tradition 
zurückblicken: Von Lemgo aus, der einst blühenden Hansestadt, wurden in frühe- 
ren Jahrhunderten Waren bis nach Riga und Nowgorod exportiert. Doch hatte diese 
Stadt zum ausgehenden 18. Jahrhundert ihre Stellung weitgehend eingebüßt und 
war, zeitgenössischer Darstellung zufolge, "zu einem eingemauerten Dorfe herunter- 
gesunken" (vgl. Reekers 1979, 34). Ein weiteres und für die Zukunft bedeutendes 
Zentrum von Handel und Gewerbe wurde Bielefeld, das sich bis zur Jahrhundert- 
wende auch für lippisches Garn und Leinen zu einem wichtigen Zentrum für die 
Weiterverarbeitung und den überregionalen Handel entwickelt hatte. Dies lag nicht 
zuletzt daran, daß die Kaufleute Bielefelds eine gemeinsame Bleiche betrieben und 
weitere Verarbeitungskapazitäten in der Textilveredlung vorhanden waren, wie sie 
entweder nicht oder nur unzureichend auf lippischem Gebiet existierten. Dazu muß 
man wissen, daß die Textilveredlung einen gewisses technisches Niveau erforderte. 



5) Zu den vorgenannten Daten vgl. Tiemann 1929, 38 ff. 
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v.a. für feines Leinen - beste Qualitäten waren früher sogar nach Haarlem (Hol- 
land) zur Bleiche versandt worden das die lippischen Einrichtungen nicht er- 
reicht hatten. Dort waren erst Ende des 18. Jahrhunderts in Lage, Salzuflen, Oer- 
linghausen, Brake, Lemgo und andernorts Lohnbleichen angelegt worden (vgl. 
Wendiggensen 1931, 153 f.). Einen Überblick über die Wirtschaftsstruktur von 
Minden-Ravensberg vermittelt die folgende Tabelle, in der die industriellen Ge- 
werbe nach der Erhebung in "Fabrikentabellen" gegliedert sind. In sie sollten "alle 
für den Markt arbeitenden Gewerbe und Gewerbetreibenden auf genommen wer- 
den" (ebd). 

Tabelle (1): Industrielle Gewerbe in Minden-Ravensberg 1802 

Gewerbe Arbeiter Fabrikationssume 





absolut 


v.H. 


absolut 


v.H. 


Leinen 


5 555 


92,2 


750 048 


61,0 


Zucker 


17 


0,3 


140 000 


11,4 


Leder 


133 


2,2 


116 088 


9,4 


Tabak 


78 


1,3 


60 267 


4,9 


Metall 


54 


0,9 


32 800 


2,7 


Seife 


10 


0,2 


42 080 


3,4 



Die absolute Fabrikations summe ist in Reichstalern angegeben. 

Quelle: Reekers 1966 , 88 

Die Leder- und Seifenproduktion, letztere eine der Bleiche zuliefernde Sparte, 
waren vorwiegend in Bielefeld konzentriert. Auch in der überregionalen Bedeutung 
seiner Eisenwarenproduktion hob sich Bielefeld von anderen Städten ab, in denen 
solche fast ausschließlich für den lokalen Bedarf produziert wurden (vgl. Potthoff 
1909, 216). Tabakspinner waren vor allem über das nördliche Gebiet der Graf- 
schaft mit lokaler Schwerpunktbildung in Herford verteilt. Zucker produzierte ein 
Monopolbetrieb in Minden, der seine Hauptrohstoffe aus Frankreich bezog (vgl. 
ebd, 213). Ein ähnlich klar vom Leinengewerbe dominiertes Bild der Wirtschafts- 
struktur finden wir im Fürstentum Lippe (vgl. Tabelle 2). 

Basis der lippischen Leinenindustrie war der Flachsanbau. Da die einheimische 
Produktion nicht ganz ausreichte, mußte zusätzlich aus Minden- Ravensbergischen 
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Gebieten eingeführt werden. Das reichlich vorhandene Holz diente zum Betrieb der 
Glashütten. Desgleichen bauten Papiermühlen - zur Jahrhundertwende waren fünf 
in Betrieb - auf den Waldreichtum. Erwähnenswerte Bedeutung für den Export er- 
langte schließlich die Herstellung von Meerschaumpfeifen in Lemgo. 



Tabelle (2): Gewerblich produzierende Berufstätige in Lippe, 1790 



Gewerbe 


Städte und 
Flecken 


Ämter 


Insgesamt 


Branchen 
in % 


Textil und 


Bekleidung 


467 


5 696 


6 163 


73,6 


Leder 


291 


167 


458 


5,5 


Eisen und Metall 


120 


113 


233 


2,8 


Bau und Ausbau 


88 


230 


318 


3,8 


Holz 

Nahrungs- und 


125 


365 


490 


5,9 


Genußmittel 


215 


369 


584 


7,0 


Sonstige 


67 


61 


128 


1,5 


Gesamtzahl 


1 373 


7 001 


8 374 


100,1 



Quelle: Reekers 1979, 98 ff, und eigene Berechnungen. 



Von besonderer Bedeutung für den Modus der späteren Industrialisierung ist die 
starke Konzentration des Leinengewerbes auf dem Land im gesamten ostwestfäli- 
schen Raum. Aus der Tabelle (2) ist die vorherrschend ländliche Gewerbeaus- 
übung in Lippe aus den in den Ämtern gemeldeten Gewerben abzulesen. Ähnlich 
verhält es sich in Minden-Ravensberg, wo um 1800, um nur eine Zahl zu nennen, 
rund 3 000 ländliche Handwerker 2 200 städtischen gegenüberstehen. Nicht nur die 
"Hausindustrie", sondern auch größere Einheiten - Tuchmanufakturen, Glashütten, 
Ziegeleien, Tabakspinnereien u.a. - finden sich außerhalb der Städte. 5 Bei der Ver- 
sorgung der ländlichen Textilproduzenten mit Rohstoff und bei der Warenabnahme 
spielte das Verlagswesen eine gewisse, zur Wende zum 19. Jahrhundert hin eine al- 
lerdings wohl abnehmende Rolle in Minden- Ravensbergischen Gebieten (vgl. auch 
Angermann 1982, 127). Im Zeichen der Textilkrise der 1840er Jahre nützten Kauf- 
leute das Überangebot an billiger Arbeitskraft, um das Verlagssystem erneut herzu- 
stellen oder zu festigen (vgl. Mooser 1984, 168 ff.). In Lippe scheint es generell 
von geringerer Bedeutung gewesen zu sein - über seine tatsächliche Verbreitung 
gehen allerdings die Meinungen auseinander (vgl. Reekers 1979, 60; Steinbach 
1976, 60 f.; Tiemann 1929, 29). Das ländliche Gewerbe spielte, dem seit einigen 



5) Zu den vorgenannten Daten vgl. Mooser 1984, 44 ff. 
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Jahren in die Diskussion gebrachten Forschungsansatz der Protoindustrialisierung 
zufolge, eine bedeutende Rolle in einem längeren Prozeß der Vorbereitung von 
Voraussetzungen für die "eigentliche" Industrialisierung im 19. Jahrhundert, die mit 
Maschineneinsatz, großen Betriebseinheiten, Dampfkraft, Eisenbahnen und rascher 
Urbanisierung verbunden ist. 6 Bauern und vor allem ländliche Unterschichten, die 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung ausmachten 7 - zu nennen sind vor- 
nehmlich besitzarme Heuerlinge und Kötter - produzierten in Heimarbeit für einen 
überregionalen Markt. Der Handel konnte daher Kapital akkumulieren und er gab, 
wie das Bielefelder Beispiel zeigt, mit der Errichtung von Bleichen und Appretur- 
betrieben weitere Impulse für das Fabrikgewerbe. Außerdem trug die Nachfrage 
der gewerblich produzierenden Schichten auf dem Land ohne eigene ausreichende 
Subsistenzproduktion sowohl zu verstärkter landwirtschaftlicher als auch ländlich- 
handwerklicher Produktion bei. 8 Dieser nicht oder nicht voll in die Landwirtschaft 
eingebundene Bevölkerungsteil bildete darüber hinaus dann im 19. Jahrhundert ein 
Reservoir an Arbeitskräften für die aufkommende Industrie. 9 

Die starke Stellung des ländlichen Gewerbes in Lippe reicht weit zurück (vgl. Gei- 
ger 1976), teils auf die Ansiedlung von Hugenotten im ausgehenden 17. Jahrhun- 
dert (vgl. Tiemann 1929,86), teils dürfte es sich, wie im Minden-Ravensbergischen 
Raum, zur Kompensation von Unterbeschäftigung auf dem Lande herausgebildet 
haben (vgl. Mooser 1984, 47; Tiemann 1929, 28). Zwar war es bis zur Einführung 
der Gewerbefreiheit verschiedenen Regelungen und Abgabepflichten unterworfen, 
indes nicht in dem Maße in ein festes Korsett geschnürt, wie das städtische zünf- 
tige Handwerk. Versuche, die in diese Richtung gingen, wurden wohl durch die 
Regierung unternommen. So schrieb eine 1769 erlassene Bestimmung vor, jeder 
ländliche Handwerker solle sich in die Zunft der nächstgelegenen Stadt aufnehmen 
lasen; doch wurden diese und ähnliche Reglementierungsversuche in der Praxis 



6) Vgl. Kriedte/Medick/Schlumbohm (1977 und 1983) sowie zu Ostwestfalen Mager (1982), Mooser (1984) 
und Schlumbohm (1982). 

7) Nach Köllmann (1974, 195 und 198-200), teilte sich die Bevölkerung im Regierungsbezirk Minden im 
Jahre 1825 folgendermaßen auf: Großgrundbesitzer 0,1 %, großbäuerliche Schicht 3,8 %, mittelbäuerliche 
Schicht 12 %, klein- und unterbäuerliche Schicht 64,1 %, Honoratiorenschicht 0,7 %; Beamte und Freie 
Berufe 1,2 %, bürgerliche Schicht 2,9 %, klein- und unterbürgerliche Schicht 15,1 %. Die Daten gleichen 
ziemlich genau jenen von ganz Westfalen. 

8) Ob, mehr noch, eine unzureichende Basis landwirtschaftlicher Subsistenzproduktion wegen der damit 
notwendigen exportorientierten Produktion, um Nahrungsmittel einführen zu können, als kausale Erklärung 
für das Landgewerbe herangezogen werden kann, sei hier dahingestellt. 

9) Die mit dem Begriff der Protoindustrialisierung verbundenen Auffassungen liegen teils quer zu älteren 
Interpretationen der Industrialisierung. Insbesondere wird dem Bild eines weitgehend homogenen ländlichen 
Gesellschaftssegments widersprochen. Auch die Marxsche Auffassung einer "ursprünglichen Akkumulation", 
die Erzielung einer landwirtschaftlichen Surplusproduktion, die ganz allgemein der Entwicklung der 
kapitalistischen Industrie vorausgehe (Marx 1975, 773 ff.), wird zumindest in diesem Generalisierungsan- 
spruch bestritten. 
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umgangen (vgl. Steinbach 1976, 69). Gegen Ende des 18. Jahrhunderts hatten sich 
in Lippe wie auch im Regierungsbezirk Minden die Gewerbe "überall auf dem 
’platten Lande’ ausgebreitet" (Blotevogel 1975, 75). 

Für Produktion und Handel von Leinen spielten die Leggen, Schauanstalten zur 
Qualitätskontrolle von Leinwand, eine wichtige Rolle. Die Einrichtung von Leggen, 
bei denen Leinen qualitativ geprüft, gewogen und ausgezeichnet wurde, geht auf 
das Mittelalter zurück. Unter merkantilistischer Politik kam ihnen vor allem die 
Funktion zu, den Export zu fördern. Als Stätten, zu denen zum Verkauf stehende 
Ware gebracht wurde, um dort verglichen und bewertet zu werden, dienten sie vor 
allem dem Handel: die Leggen entwickelten sich zu wichtigen Umschlagplätzen. Im 
Zeichen der napoleonischen und preußischen Reformpolitik waren sie als Ausdruck 
von Reglementierung umstritten. Der Leggezwang wurde in Westfalen 1810 vor- 
übergehend abgeschafft, dann aber zur Mitte des 19. Jahrhunderts hin wieder ver- 
schärft, um dem Qualitätsverfall zu begegnen (vgl. Wischermann 1984, 81; Mooser 
1984, 67 ff. und 406 f.). Während jedoch in Minden-Ravensberg die Leggen trotz 
einigem Hin und Her bald nur noch von geringer Bedeutung waren und endgültig 
abgeschafft wurden, förderte sie die lippische Regierung in Reaktion auf die große 
Krise des Leinengewerbes. 1825/26 wurde in Lemgo wieder eine Legge für grobe 
Leinwand, in Oerlinghausen 1850 eine solche für feine Leinwand errichtet (vgl. 
Wendiggensen 1931, 153 f.). 

Nach Aufhebung der Kontinentalsperre 1815 kamen billige englische 
Baumwollprodukte, vor allem Maschinengarn, massenhaft auf den europäischen 
Markt und bedrängten die einheimischen Produzenten. Zusätzlich erschwerten pro- 
tektionistische Maßnahmen vieler Länder den Export textiler Güter. Die Folge war 
ein rasanter Verfall von Preisen und Löhnen, der schließlich in den Abbau von 
Produktionskapazitäten mündete. Zunächst war es vor allem der Spinnsektor, der 
betroffen war. Von 1838 bis 1849 ging die Zahl der Spinnerfamilien im Regie- 
rungsbezirk Minden von rund dreißigtausend auf achteinhalbtausend zurück. Bie- 
lefeld behauptete sich darin mit einer bloßen Halbierung dieser Größe noch ganz 
gut, während in manchen Kreisen, so in Paderborn und Wiedenbrück, die Zahl der 
Familien, in denen zu Erwerbszwecken Flachs versponnen wurde, nahezu gegen 
Null ging. 11 Eine gewisse Zeit noch konnten sich die herkömmlichen hochwertigen 
Produkte, Löwendlinnen und vor allem feines Leinen, am Markt behaupten. Die 
Weberei, die im übrigen erst mit mehreren Jahrzehnten Rückstand zur Spinnerei 
mechanisiert und maschinisiert wurde, konnte ihre Position hingegen zunächst noch 
behaupten, ja sogar ausbauen, da sie vom Preisdruck auf das Garn profitierte. Als 



11) Zu diesen Ausführungen vgl. auch Mooser 1984, 155. 
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groben Indikator mag man die Mengen an Leinen nehmen, die in den öffentlichen 
Schauanstalten, den Leggen, begutachtet wurden. Bei der Lemgoer Legge verdop- 
pelte sich die Menge groben Linnens in den 1830er Jahren, um dann 1840 wieder 
auf das vorherige Niveau zurückzufallen (vgl. Tiemann 1929, 35; ausführlich zur 
lippischen Entwicklung im Umbruch zur Industrialisierung auch: Hüls 1977). An- 
hand allein der Webstuhlkapazitäten und der in der Leinenherstellung Beschäftigten 
läßt sich die Krise der Weberei bis über die Mitte des Jahrhunderts hinaus aller- 
dings nicht beschreiben - die Zahlen sprechen eher für eine stagnierende Entwick- 
lung (vgl. Reekers 1966, 130; Mooser 1984, 154). Vielmehr wären soziale Indikato- 
ren heranzuziehen. Mooser sieht so die Krise der Leinenweberei primär in einem 
Preisverfall in den 1840er Jahren gegeben, der bei in etwa gleichbleibender Pro- 
duktion nur durch "familienwirtschaftliche Askese" durchgestanden werden konnte 
(vgl. ebd, 153 f.). 

Die Folgen der Textilkrise können hier nur kurz Umrissen werden. Zu unterschei- 
den ist vor allem zwischen einer strukturellen Anpassung der betroffenen Branche 
selbst und ihrem absoluten Niedergang. Den ersteren Weg beschritt mit Erfolg Bie- 
lefeld, das zum Zentrum der Industrialisierung im Minden-Ravensbergischen Raum 
wurde. Ab der Jahrhundertmitte wurden dort mit dem Bau großer Textilfabriken 
die Weichen für eine mechanisierte, dampfkraftbetriebene Massenproduktion ge- 
stellt. Lippe hingegen, das hinsichtlich der Textilproduktion und der Bevölkerungs- 
zahl seiner größeren Städte zu Ende des 18. Jahrhunderts noch mit seinem westfäli- 
schen Nachbarn gleichauf lag, verpaßte den Anschluß. Jene Teile der arbeitenden 
Bevölkerung, die im Textilgewerbe nicht mehr ihr Auskommen fanden, wanderten 
aus oder fristeten als Saison- oder Wanderarbeiter ihr Dasein (vgl. Fleege-Althoff 
1928). In diesem Zusammenhang ist vor allem das Zieglergewerbe zu nennen, das 
parallel zum Rückgang des Leinengewerbes expandierte und eine erhebliche be- 
schäftigungspolitische Bedeutung erlangte. Vom Ende der napoleonischen Kriege 
bis zur Jahrhundertmitte versechsfachte sich die Zahl der darin vornehmlich als 
Wanderarbeiter tätigen Menschen auf rund 6 500 (vgl. Tiemann 1929, 35). 

Die Entwicklung und ökonomische Ausdifferenzierung der beschriebenen Region, 
einst ganz in seiner gewerblichen Struktur durch Anbau und Weiterverarbeitung 
von Flachs bestimmt, steht in engem Zusammenhang mit dem technologischen 
Fortschritt. Dieser ging auf textilindustriellem Gebiet vor allem von England aus. 
Erwähnt seien die Erfindung des "Schnellschützen" 1743, mit dem die Produktivität 
der Handweberei vervielfacht werden konnte, und die "Spinning Jenny" (1764), die 
Gleiches in der Spinnerei bewirkte. Durch die Verbindung mit Wasserkraft konnte 
ein hoher Produktionsausstoß erreicht werden. Die Dampfkraft spielte um die 
Wende zum 19. Jahrhundert noch eine relativ geringe Rolle für den Antrieb der 
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Spinnmaschinen; erst 1830 entfielen ca. 80 % der Garnproduktion auf den Einsatz 
von dampfgetriebenen Maschinen. Im Zuge der englischen Kolonialpolitik wurde 
mit der Baumwolle die notwendige Rohstoffgrundlage für die rasch wachsende 
Textilindustrie geschaffen. Die Krise der deutschen Leinenindustrie kann nicht 
primär auf eine mangelnde Bereitschaft zur Adaption ausländischer Technologien 
zurückgeführt werden, denn die in der Baumwollverarbeitung zum Einsatz kom- 
menden Maschinen waren für die Flachsverarbeitung ungeeignet. Die ausländische 
Konkurrenz 'entwertete’ daher nicht nur die Handarbeit, sondern auch den einhei- 
mischen Rohstoff Flachs. Es ist anzumerken, daß vermutlich insgesamt der 'Rück- 
stand’ Deutschlands gegenüber England in der technischen Entwicklung überschätzt 
wird; z.B. können Vergleiche des Einsatzes von Dampfmaschinen offenkundig diese 
gebräuchliche These kaum belegen (vgl. Otten 1986a, 211 ff). Umso weniger kann 
es überraschen, daß die deutsche Baumwollindustrie schon bald, 1860, ihre engli- 
sche Konkurrentin überholte. 

Der Bevölkerungszuwachs hatte sich noch vor dem Einsetzen der Industrialisierung 
beträchtlich gesteigert. In Minden-Ravensberg verdoppelte sich die Bevölkerung 
zwischen 1763 und 1831 um in der darauffolgenden 70-Jahres-Periode im Wachs- 
tumstempo etwas nachzulassen. Die lippische Wachstumskurve zeigt demgegenüber 
in beiden Zeiträumen eine am Anfang nicht ganz so stürmische Steigerung um je- 
weils ungefähr zwei Drittel (vgl. auch Tabelle 3). Auf die komplexen Wechselwir- 
kungen zwischen der Be völkerungs Vermehrung und landwirtschaftlicher Produkti- 
vität einerseits und der protoindustriellen und handwerklich-gewerblichen Ent- 
wicklung andererseits ist hier nicht näher einzugehen (vgl. hierzu Steinbach 1976, 
170-192; Mooser 1984, 84-92). Soviel ist jedenfalls festzuhalten, daß der Bevölke- 
rungszuwachs in bei weitem nicht ausreichendem Umfang durch Gemeinheitstei- 
lungen, Bewirtschaftung von Brachen etc. im landwirtschaftlichen Sektor absorbiert 
werden konnte. Hungerkrisen, (saisonale) Wanderarbeit ("Ziegler", "Hollandgänger") 
und, gemessen an der Gesamtzahl der Bevölkerung, relativ bescheidene Auswande- 
rerzahlen zeigen die Umbruchsituation an, in der sich zur Jahrhundertmitte hin 
Wirtschaft und Gesellschaft befanden. 

Der preußische Staat, der eine entschieden auf technologischen Fortschritt und 
Marktentwicklung setzende Politik betrieb 12 , gab über die Regierung in Minden 
auch der ostwestfälischen Industrie Impulse. Zu nennen sind das gewerbliche 
Schulwesen, eine marktöffnende Zollpolitik, Hilfen für den Einsatz moderner Ma- 
schinen u.a.m. Besonders zu erwähnen sind die Initiativen im Raum Bielefeld, 
welcher gegenüber dem ländlich strukturierten Süden des Regierungsbezirks und 



12) Aus der schier unübersehbaren Zahl von Einzelbeiträgen zu diesem Thema seien hier nur genannt: 
Mieck 1965, Peters 1916. 
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dem bis ins letzte Drittel des 19. Jahrhunderts vorwiegend eine Verwaltungs- und 
Festungsstadt darstellenden Minden eine Vorreiterrolle in der Industrialisierung 
spielte. 13 Unter den infrastrukturellen Maßnahmen der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts ragt der Eisenbahnbau heraus; Bielefeld erhielt bereits 1847 einen Bahn- 
anschluß. In ordnungspolitischer Hinsicht waren durch die Einführung der Gewer- 
befreiheit 1808, Aufhebung der gewerblichen Korporationen 1810 und in spezieller 
Hinsicht durch die Selbstverwaltung der Städte, um nur einige Markierungsdaten 
herauszugreifen, fundamentale Voraussetzungen für die Entfaltung des kapitalisti- 
schen Industriesystems geschaffen worden. 

Die ordnungs- und gewerbepolitischen Vorstellungen der lippischen Regierung 
und, mehr noch, der fürstlichen Rentkammer, waren nach einer "progressiven" 
Phase unter der Regentin Pauline (1796-1820) an der Bewahrung der überkomme- 
nen Strukturen ausgerichtet. Den preußischen Reformen analoge Schritte wurden 
vielfach erst mit einer Zeitverschiebung von mehreren Jahrzehnten vollzogen. Die 
volle Gewerbefreiheit kam erst 1870, die Zünfte (noch 1833 wurde die Zunftzuge- 
hörigkeit Land- und Stadthandwerkern vorgeschrieben) besaßen bis 1843 Stimm- 
recht bei den Wahlen zum Magistrat, und bis 1841, dem Jahr des Beitritts zum 
Deutschen Zollverein, erschwerte die Sonderposition Lippes den äußeren Handel. 
Zur konservativen Grundhaltung trug vor allem die Identität von Domanial- und 
Staatshaushalt bei, die erst 1868 im Zuge der Einverleibung in das Deutsche Reich 
aufgelöst wurde. Die Erteilung von Konzessionen an gewerbliche Unternehmen 
wurde häufig wegen gegenläufigen Interessen der fürstlichen Vermögensverwal- 
tung, gerade bei der Nutzung der Wasserkraft, sehr restriktiv gehandhabt. Hinge- 
gen unterstützte die lippische Regierung das von der Krise bedrohte Leinenge- 
werbe, indem sie Hilfen für eine verfeinerte handwerkliche Produktion in der 
Hoffnung gab, durch verbesserte Qualitäten den Markt erhalten zu können. Den 
Übergang zur mechanisierten, fabrikmäßigen Produktion glaubte man sich ersparen 
zu können. Diese, retrospektiv betrachtet, fehlgeleitete Orientierung (dazu ausführ- 
lich: Tiemann 1929) wurde auch dadurch nicht kompensiert, daß Lippe zu Beginn 
des 19. Jahrunderts ein besseres Verkehrsnetz auf wies und einige Jahrzehnte vor 
seinem westfälischen Umland ein Sparkassenwesen (vgl. Wysocki/Wehrmann 1986 
und Allgeier 1987) eingerichtet hatte, das, wenn auch nur in bescheidenem Um- 
fang, zur Geldversorgung des Kleingewerbes beitragen konnte. Positiv wirkte sich 
sicherlich die Modernisierung der lippischen Landwirtschaft seit der Mitte des 19. 
Jahrhunderts auf die Gewerbeentwicklung aus. Auf Intitiative des 1844 gegründe- 
ten landwirtschaftlichen Vereins wurden in breit angelegtem Maßstab Dränage- 
Röhren verlegt und die dazu notwendigen Investitionen bei den Ziegeleien ange- 



13) Zur Industrialisierung des Bielefelder Raums vgl. Angermann 1982, Adelmann 1972, Bösch 1978, Ditt 
1982, Hofmann 1964, Wilms 1964. 
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regt. 1851 wurde eine erste neuartige "Drän-Ziegelröhren-Maschine" auf der Do- 
mäne Johannettental angeschafft, der weitere Maschinenanschaffungen bei ver- 
schiedenen Ziegeleien folgten. 1854 produzierten die lippischen Ziegeleien insge- 
samt 3 400 000 Röhren. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts war der Bedarf soweit 
gesättigt, daß die Ziegelindustrie rückläufige Entwicklungsdaten zu verzeichnen 
hatte 14 . 



3.2 DER ZEITRAUM VON 1850 BIS 1914 

Die Krise in der Textilindustrie einerseits und die rasante Aufwärtsentwicklung im 
Maschinenbau und der Energietechnik samt den dazu nötigen schwerindustriellen 
Grundlagen andererseits markieren die regional wirksamen Triebkräfte der wirt- 
schaftlichen Entwicklung seit der Mitte des 19. Jahrhunderts. Es werden nun stär- 
ker als in den davorliegenden Jahrzehnten differenzierende Entwicklungsmomente 
sichtbar. Industrielle und urbane Ballungen bilden sich heraus, indes traditionelle 
Zentren ihren Rang einbüßen. Ein Blick auf die Bevölkerungsentwicklung ausge- 
wählter Städte in Tab. (3) mag dies verdeutlichen. 

Das Wachstum Bielefelds sticht klar heraus. Auch die Stadt Herford partizipierte an 
dem wirtschaftlichen Aufschwung, wenngleich sie als Industriestadt nicht mit Bie- 
lefeld mithalten konnte. 15 Eine schwächere Expansion erlebten die Städte mit ver- 
waltungs- und kulturellen Funktionen, so Paderborn, Detmold und Minden, wäh- 
rend das ehemalige wirtschaftliche Zentrum Lemgo im Vergleich mit Detmold wei- 
ter an Bedeutung verlor (vgl. auch Blotevogel 1975, 187 ff.). 

Die sektorale Entwicklung verlief vor allem im Bielefelder Raum in Richtung auf 
eine Diversifizierung. Dabei hatten die Bielefelder Kaufleute zunächst wenig Nei- 
gung zu innovatorischen Anstrengungen gezeigt. Sie seien "zu indolent" gewesen, 
um die Versuche des preußischen Staates zur Gewerbeförderung vor 1850 - es 

ging hauptsächlich um die Einführung neuer Techniken - zum Erfolg zu führen 
(vgl. Adelmann 1972, 887). Zum Bruch mit der konservativen Grundhaltung trug 
die verschärfte Krisensituation auf dem Textilsektor bei. Auf eine zunächst iso- 
lierte Initiative der Gebrüder Bozi hin wurde mit staatlicher Hilfe eine für dama- 
lige Verhältnisse große Spinnerei mit 1 500 Spindeln gebaut, die 1852 mit 219 Ar- 
beitern den Betrieb auf nahm. Der erfolgreiche Start dieses Betriebes ermunterte 
auch die alteingesessene Kaufmannschaft zu Fabrikunternehmungen. Mit ihrem 
Kapital wurde einige Jahre später, vorangetrieben durch Hermann Delius, die Ra- 



14) Zu den vorgenannten Daten vgl. Tiemann 1929, 18f. 

15) Zu Herford vgl. Schinkel 1926, Schierholz 1952. 
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vensberger Spinnerei mit 20 000 Spindeln gegründet, die sich später zur größten 
Flachsspinnerei Deutschlands entwickelte. Bereits 1861 hatte sie 1 228 Beschäftigte. 

Tabelle (3): Bevölkerungsentwicklung 1818 bis 1905 



Städte /Landkreise 


1818 


1858 


1871 


1885 


1905 


1905 

zu 

1818 
in °/o d 


Bielefeld a 


12 893 


21 209 


32 184 


47 774 


93 345 


724 


Bielefeld b 


20 621 


26 700 


26 984 


30 901 


44 243 


215 


Herford a 


5 832 


9 714 


10 974 


15 902 


28 832 


494 


Herford 15 


42 627 


56 260 


57 821 


63 862 


87 873 


206 


Halle 15 


25 696 


29 551 


27 840 


28 347 


30 709 


120 


Höxter b 


41 246 


49 794 


48 994 


52 080 


57 433 


139 


Wiedenbrück 15 


31 625 


41 396 


41 500 


43 696 


57 314 


181 


Büren b 


29 140 


37 281 


35 444 


35 735 


37 091 


127 


Warburg b 


26 375 


32 888 


31 053 


31 491 


32 739 


124 


Paderborn b 


26 106 


37 026 


40 342 


44 742 


58 808 


225 


Minden b 


45 138 


66 051 


72 672 


80 086 


107 817 


239 


Lübbecke 15 


34 185 


48 045 


47 593 


45 957 


50 830 


149 


Detmold b 


32 194 


51 024 


54 115 


60 163 


71 816 


223 


Lemgo b 
Lippe und RB 


37 552 


54 827 


56 292 


62 195 


72 700 


194 


Minden gesamt 0 411 230 561 766 

a Kreisfreie Stadt, Gebietsstand vom 1.1.1951 
b Landkreis, Gebietsstand vom 1.1.1951 


583 961 


642 931 


831 550 


202 



c Regierungsbezirk Detmold , Gebietsstand vom 1.1.1951 
d 1818 entspricht 100 Prozent 

Quelle: Reekers 1956, 6 f. 

Der Industrialisierungsschub strahlte auf andere Bereiche aus. 1861 folgte die 
Gründung einer mechanischen Weberei, und 1907 waren in vier minden-ravensber- 
gischen Webereien 19 000 Menschen beschäftigt. Zunächst noch in Handarbeit be- 
trieben, konnte die intensivierte Plüsch- und Seidenweberei zum Teil Beschäfti- 
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gungsverluste in der ländlichen Leinenweberei kompensieren. 16 Ebenso revolutio- 
nierend wie die Mechanisierung der Textilindustrie waren ihre Auswirkungen auf 
den Maschinenbau. Unter den mit der Textilproduktion verbundenen Sparten ist 
vor allem die Nähmschinenindustrie zu nennen, deren erste Bielefelder Fabrik 1861 
gegründet wurde. 17 Die Nähmaschinenherstellung trug ihrerseits dazu bei, daß eine 
Wäscheindustrie entstehen konnte und heimgewerblich Kleidung genäht wurde. Da- 
neben finden sich schon seit Mitte der 1860er Jahre Nähfabriken mit Dampfan- 
trieb. Gleichfalls durch den Bedarf der Textilindustrie wurde eine metallverarbei- 
tende Maschinen-, Werkzeug-, Kessel- und Apparateindustrie angeregt. Seit den 
1880er Jahren gingen Nähmaschinenfabrikanten dazu über, Fahrräder herzustellen. 
Sie konnten sich dabei auf das vorhandene technische Wissen und auf qualifiziertes 
Personal stützen, und lösten sich so von der saisonalen Schwankungen unterworfe- 
nen Fixierung auf den Textilbereich. Eine Episode blieb hingegen der Au- 
tomobilbau durch die Dürkoppwerke, der 1897 auf genommen wurde, aber erst kurz 
vor dem ersten Weltkrieg Gewinn ab warf. 1927 zogen die Banken ihr Kapital aus 
dem PKW-Bau zugunsten von Daimler-Benz ab. Diese Produktion, die im übrigen, 
als anderswo schon in großem Stil Massenfertigung lief, noch weitgehend in 
Einzelfertigung betrieben wurde, kam damit zum Erliegen. 1929 wurde auch die 
Produktion von Lastwagen eingestellt (vgl. Böllhof/Boström/Hey 1986, 144). - Um 
die Jahrhundertwende entstand im Bielefelder Bezirk schließlich noch eine Papier- 
und Glasindustrie. 18 

Die Entwicklung Bielefelds erhellt die wechselseitige Verbundenheit der einzelnen 
Branchen. Andernorts schritt die Industrialisierung in geringerem Tempo voran. 
Neue Industriezweige siedelten sich an und die traditionelle Textilproduktion 
schrumpfte in absoluten Ziffern (vgl. Tabelle 4). 

Neben textilwirtschaftlichen Zweigen wie der Juteverarbeitung und der Teppich- 
wirkerei seit den 1860er Jahren sowie der Bekleidungsherstellung finden wir in der 
Nachbarschaft Bielefelds, in Herford, auch eine starke Möbelindustrie, die Verbin- 
dungen in den lippischen Raum hinein aufweist. In der Nahrungs- und Genußmit- 
tel-Branche ist die aus Bremen angesiedelte Tabakindustrie hervorzuheben, die vor 
allem in der Mindener Gegend ihren Schwerpunkt hatte. Die arbeitsintensive Ta- 
bakverarbeitung fand teilweise heimgewerblich statt und bot somit einen gewissen 
Ersatz für das absinkende Leinengewerbe. Die bisherige Siedlungsstruktur konnte 



16) Zu den vorgenannten Daten vgl. Ditt 1982, 167. 

17) Das Know how wurde aus den USA importiert, obschon ein französisches Patent zum Nähmaschinenbau 
vermutlich älteren Datums ist. Die französische Entwicklung fiel aber Maschinenstürmern zum Opfer (vgl. 
Landes 276 f.). - Seit 1863 produzierte die Firma Koch & Co. die bekannten M Adler"-Nähmaschinen. 

18) Zu Bielefelds Industrialisierung vgl. auch Ditt 1982, 176 f. und Vark 1938, 31 f. 
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damit aufrechterhalten und fortgeführt werden (vgl. Vark 1938, 35). Die zuliefern- 
den Zigarrenkistenfabriken beschäftigten ihrerseits zeitweise bis zu 600 Arbeiter 
(vgl. Potthoff 1909, 246). Der beschäftigungspolitisch positiven Bilanz standen 
allerdings negative gesundheitliche Auswirkungen gegenüber, auf die Vark (1938, 
35) hinwies: 

"Nicht unerwähnt soll bleiben, daß die Zigarrenindustrie schädlich auf den 
Gesundheitszustand der Bevölkerung eingewirkt hat. Schon die Hungerzeit der 
vierziger bis sechziger Jahre (des 19. Jahrhunderts, Anm. d. Verf.) schwächte 
die Lebenskraft der Landbevölkerung. Es war denkbar ungünstig, daß nun ge- 
rade die Zigarrenindustrie unter damals sehr primitiven Arbeitsraumverhältnis- 
sen und mit den die Atmungsorgane angreifenden Ausdünstungen des Rohta- 
baks die neue notwendige Einkommensquelle der bäuerlichen Arbeiterschaft 
wird. Die zeitweilig weite Verbreitung der Tuberkulose unter der Minden-Ra- 
vensberger Bevölkerung, die auch heute noch ihre Nachwirkungen zeigt, läßt 
sich darauf zurückführen." 

Tabelle (4): Beschäftigte nach Gewerbezweigen im Regierungsbezirk Minden 



Gewerbezweig 


1858 


1882 


1882 
in % 


Steine und Erden 


1 557 


3 323 


5,7 


Metallverarbeitung 
Maschinen-, Geräte- und 


2 398 


3 076 


5,3 


Apparatebau 


950 


3 343 


5,7 


Chemische Industrie 


322 


627 


1,1 


Textil 


19 673 


9 292 


16,0 


Papier, Druck, Leder 


996 


2 051 


3,5 


Holz- und Schnitzstoffe 


3 708 


5 012 


8,6 


Nahrungs- und Genußmittel 


6 627 


12 989 


22,3 


Bekleidung und Reinigung 


5 878 


14 023 


24,1 


Bau 


3 605 


4 448 


7,6 


Zusammen 


45 714 


58 184 


99,9 



Quelle: Teuteberg 1984, 198 /., und eigene Berechnungen 



Der Süden des Regierungsbezirks Minden hatte nur wenig an der industriellen Ent- 
wicklungsexplosion, wie sie Bielefeld erlebte, teil. So weist der Bericht des Pader- 
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borner Landrats Grasso (1860, 12) unter der Rubrik "Gewerbliche Verhältnisse" als 
einzig größeren Betrieb Bergwerk und Eisenhütte zu Altenbeken mit 120 Arbeitern 
aus. Daneben werden lediglich noch eine Glashütte in Buchholz sowie eine Wachs- 
tuchfabrik und eine Korndampfmühle in Paderborn erwähnt. Während die Er- 
werbsbevölkerung von Stadt und Landkreis Bielefeld zusammengenommen 1882 be- 
reits zur Hälfte in Industrie und Handwerk beschäftigt wurde, war dies in den 
Landkreisen Warburg und Wiedenbrück nur bei ca. einem Viertel bzw. einem 
Fünftel der Fall. Nach der Statistik des Deutschen Reichs waren 1907 noch rund 
die Hälfte der Erwerbstätigen im Paderborner Land 19 in der Land- und Forstwirt- 
schaft beschäftigt. Unter den wichtigsten Erwerbsbranchen des sekundären Sektors, 
der nur 26,9 % der Erwerbstätigkeit, das sind 22 157 Personen, auf nahm (im Ver- 
gleich das Deutsche Reich: 42 %),- sind die Bauwirtschaft, Bekleidung und Reini- 
gung sowie der Metall- und Maschinenbau zu erwähnen. Dazu kommen im Umfang 
von je zwei- bis zweieinhalbtausend Beschäftigten die Steine, Erden und Berg- 
bau 20 , Holz- und Schnitzstoffe sowie Nahrungs- und Genußmittel. Der Eisenbahn- 
knotenpunkt Altenbeken entwickelte sein altes Eisengewerbe nicht zur industriellen 
Expansion weiter. Dasselbe gilt für die alte Glashütte in Driburg. Stattdessen ent- 
wickelte sich Paderborn zu einem zunächst bescheidenen Unternehmensstandort in 
den Branchen Metall- und Maschinenbau, Bau und Bekleidung und Reinigung. Als 
bedeutender Arbeitgeber kamen in Paderborn kirchliche Einrichtungen hinzu. Die 
Holzbe- und Verarbeitung einschließlich der Möbelindustrie fand im Kreis Höxter 
eine gewisse Verbreitung, indes die Kreise Büren und Warburg zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts erst noch wenige Arbeitsplätze im Produzierenden Gewerbe aufweisen 
konnten. Der Vergleich mit Minden-Ravensberg zeigt, daß Industrialisierungsim- 
pulse im Paderborner Land viel weniger von den vorindustriellen Gewerben aus- 
gingen als von der Anbindung an das Eisenbahnnetz (vgl. auch Henning 1983). 

Auch die lippische Industrialisierung nahm im Vergleich zur Region Bielefeld sehr 
viel bescheidenere Ausmaße an. Insbesondere fand hier der Übergang von der 
handgewerblichen zur fabrikmäßigen Massenfertigung von Textilgütern erst we- 
sentlich später und nur in kleinerem Rahmen statt. Es ist kennzeichnend für die 
lippische Wirtschaft, daß der mit der Textilkrise ausgelöste Beschäftigungsdruck 
sowie demographische Veränderungen in Verbindung mit der Besitzgrößenstruktur 
in der Landwirtschaft bis in die 20er Jahre unseres Jahrhunderts hinein ein Ventil 
in der Wanderarbeit fanden. "Die Wanderarbeiter verließen im Frühjahr ihre Hei- 
mat, um den Sommer über in der Fremde ihren Lebensunterhalt zu verdienen, und 
kehrten im Herbst wieder zurück." (Kuhlmann 1954, 68) Die Wanderarbeit knüpfte 



19) Hier: Landkreise Büren, Warburg, Höxter und Paderborn. 

20) Darin sind auch die Beschäftigten der Saline Salzkotten enthalten. 
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an die im Ostwestfälisch-Lippischen jahrhundertealte Tradition der "Friesland-" 
oder "Hollandgängerei" an. Der größte Teil der Wanderarbeiter arbeitete im Zieg- 
lergewerbe, daneben finden sich auch Maurer, Torfstecher, Grasmäher und andere. 
In den Dörfern an der Weser war es für viele Männer üblich, sich zum Heringsfang 
zu verdingen. Noch um 1950 sollen 700 Personen dieser Beschäftigung nachgegan- 
gen sein (vgl. Krieg 1950, 29). Einen Höchststand erreichte die - im übrigen den 
Steuereinnahmen Lippes sehr förderliche - Wanderarbeit im Jahre 1905, als wenig- 
stens jeder dritte arbeitsfähige Mann aus Lippe in der Fremde arbeitete. 21 

Die geringe Bedeutung der innovativen Industrien einerseits und die Vorrangigkeit 
der Wanderarbeit (Baugewerbe!) andererseits läßt sich aus der Berufszählung von 
1895 ablesen (Tabelle (5)). 

Tabelle (5): Beschäftigte in ausgewählten Sparten des Industrie- und Bauwe- 

sens in Lippe 1895 



Gewerbezweig 


absolut 


in % 


Steine und Erden 


1 098 


7,3 


Metallverarbeitung 


763 


5,1 


Maschinen, Werkzeuge, 
Instrumente, Apparate 


300 


2,0 


Textilindustrie 


648 


4,3 


Holz- und Schnitzstoffe 


1 157 


7,7 


Nahrungs- und Genußmittel 


3 090 


20,7 


Bekleidung und Reinigung 


3 263 


21,8 


Baugewerbe 


3 823 


25,6 


Sonstige 


802 


5,4 


Gesamt 


14 944 


99,9 



Quelle: Schwanold 1899, 130 /., und eigene Berechnungen 



Die starke Stellung des Nahrungs- und Genußmittelgewerbes ist nicht zuletzt auf 
den bis ins letzte Viertel des 19. Jahrhunderts einzigen Großbetrieb, die Stärkefa- 
brik Hoff mann in Bad Salzuflen, zurückzuführen. Das Unternehmen war bereits 
1850 gegründet worden und verarbeitete zunächst Kartoffeln aus der Umgebung zu 



21) Zur Wanderarbeit vgl. Fleege-Althoff 1928; Hüls 1971; Steinbach 1976, 124-155. 
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Stärke, die auch an die Wäsche- und Leinenfabriken Ravensbergs zur Veredlung 
von Textilien geliefert werden konnte. Die Verarbeitung von Mais und Weizen kam 
hinzu, bevor schwerpunktmäßig auf die Verarbeitung von Reis umgestellt wurde. 
Gegen das Ende des 19. Jahrhunderts beschäftigte das Unternehmen im Schnitt 
mehr als 1 200 Arbeiter und exportierte mehr als die Hälfte seiner Produkte ins 
Ausland. 22 Unter den bedeutenderen Gewerbebetrieben des Landes sind außerdem 
die Dörentruper Sand- und Tonwerke, die den einheimischen Rohstoff Kristall- 
quarzsand verarbeiteten, die Saline von Salzuflen, die Zuckerfabrik in Lage sowie 
die kleingewerblichen Möbelhersteller von Blomberg und die Brauereien zu erwäh- 
nen. Wenn auch verspätet gegenüber dem preußischen Nachbarn, kam die Indu- 
strialisierung in Lippe, auf vorwiegend kleingewerblicher Basis, zügig voran. Zwi- 
schen 1904 und 1913 verdreifachte sich annähernd die Zahl der Industriebetriebe 
mit mindestens 10 Beschäftigten auf 648, während die Zahl der dort Beschäftigten 
um mehr als zwei Drittel auf 8 708 zunahm (vgl. Böger 1957, 352). 

Tabelle (6) zeigt, daß bei aller Aufmerksamkeit, die Lippe als verspätete Industrie- 
region gefunden hat, der Vergleich dennoch nicht auf den Gegensatz zwischen 
Lippe und dem preußischen Umland verkürzt werden darf. Vielmehr fallen, ge- 
messen an den Basissektoren, gegenüber der Entwicklungsachse Bielefeld-Herford 
auch Gebiete des Regierungsbezirks Minden, teils noch mehr als Lippe, ab. 

Am Aufschwung in der Textilindustrie, dem Maschinenbau und der Schwerindu- 
strie, der nach Otten (1986b, 351) den Beginn der zweiten industriellen Revolu- 
tion 23 markiert, partizipierte der Bielefelder Raum in den beiden erstgenannten 
Kategorien, Lippe, mit Verspätung, praktisch nur in der Textilindustrie. Der We- 
sten Lippes geriet in den Sog des aufstrebenden Industriezentrums Bielefeld, wäh- 
rend im Hinterland über lange Zeit noch handgewerbliche Produktionsformen mit- 
telalterlichen Zuschnitts vorherrschten. Die kleingewerblichen Betriebe gerieten zu- 
sätzlich dadurch ins Hintertreffen, daß sie nicht die Vorteile der Massenproduktion 
mit Maschineneinsatz, die sich seit der Jahrhundertmitte nach und nach ausbreitete, 
wahrnehmen konnten. Erst seit der Wende zum 20. Jahrhundert trugen Elektrizi- 
tätsversorgung und kleine Elektromaschinen zu ihrer Existenzbehauptung bei. Um 
mit D. S. Landes (1983, 270) zu sprechen: Die Elektrizität "hauchte der zerstreuten 
Haus- und Werkstättenindustrie neues Leben ein und modifizierte die Produktions- 



22) Zur Stärkefabrik vgl. Steinbach 1976, 103 ff. 

23) Die erste industrielle Revolution ist nach Otten (1986a) im ausgehenden Mittelalter anzusetzen. Für 
diese Periodisierung spricht, daß tatsächlich zwischen 1200 und 1500 eine Vielzahl grundlegend neuer 
Techniken eingeführt wurde, die bis über die Umwälzungen des 19. Jahrhunderts hinaus weite Teile v.a. der 
handwerklichen Produktion geprägt haben. 
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weise. Außerdem ermöglichte sie eine neue Arbeitsteilung zwischen großen und 
kleinen Unternehmen." 

Tabelle (6): Anteil der Erwerbspersonen an der Land- und Forstwirtschaft und 

Industrie und Handwerk in ausgewählten Kreisen und Lippe 1907 
in Prozent. 



Kreis 


Land- und 


Indus trie- 




Forstwirt- 


und 




schaft 


Handwerk 


Bielefeld a 


12,5 


66,1 


Herford a 


29,1 


55,7 


Minden 


38,7 


37,0 


Lippe 


45,0 


35,1 


Höxter 


48,2 


32,0 


Lübbecke 


66,1 


25,4 


Paderborn 


34,3 


23,0 



a Landkreis und kreisfreie Stadt 

Quelle: Reekers 1956, Teil II, und eigene Berechnungen 



Hinsichtlich der Bevölkerungsbewegung wurde schon die überragende Bedeutung 
der Wanderarbeit erwähnt, die wohl auch dafür sorgte, daß die Auswanderungszif- 
fern "im Gesamtrahmen der Entwicklung des Reiches" (Steinbach 1976, 188) blie- 
ben. Eine Untersuchung der Zusammensetzung der Auswanderer zeigt erwartungs- 
gemäß, daß ländliche Unterschichten den Hauptanteil stellten, aber auch, daß zwi- 
schen 1880 und 1890 die Zahl der Ziegler hierin auf 20 % zunimmt (ebd, 186). - 
Verglichen mit den Regierungsbezirken Arnsberg und Münster weist Minden eine 
zwischen 1850 und 1870 erhöhte Auswanderquote auf. Interessant ist in diesem Zu- 
sammenhang die Beobachtung, daß trotz der überschüssigen Arbeitsbevölkerung für 
die ersten großen Spinnfabriken Bielefelds unter anderem weibliche Arbeitskräfte 
aus Böhmen und Schlesien angeheuert werden mußten. Die einheimische Erwerbs- 
bevölkerung hatte "eine Abneigung gegen die Arbeit in Fabriken", wie die Bielefel- 
der Handelskammer 1857 konstatierte (nach Wilms 1963, 18), aber auch die höhe- 
ren Löhne in der metallverarbeitenden Industrie spielten eine Rolle. Dagegen wur- 
de vor allem in den Bereichen der Bekleidungs- und der Tabakindustrie die proto- 
industrielle Tradition des Heimgewerbes fortgeführt; nun jedoch unter anderem 
Vorzeichen, denn die Fabriken, die Teilproduktionen ausgelagert hatten, waren auf 
die Städte konzentriert. Komplementär zur Heimarbeit wuchs die Zahl kleiner 
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landwirtschaftlicher Nebenerwerbsbetriebe in den Kreisen Bielefeld, Herford und 
Minden im Zeitraum 1882 bis 1933 zum Teil bis auf das Doppelte (vgl. Vark 1938, 
40). 

Erst 1868 wurde in Lippe der Domanial- vom Staatshaushalt getrennt, Jahrzehnte 
nachdem andere deutsche Länder diese Reform vollzogen hatten. Rund ein Fünftel 
des lippischen Grundbesitzes wurde dem Fürsten zugesprochen. Dagegen flössen 
nun die Einnahmen aus den Regalien in die Staatskasse, und mit der Einführung 
der Gewerbeordnung von 1869 entfiel ihre hemmende Auswirkung auf gewerbliche 
Unternehmungen. Die bis dahin geübte restriktive Politik gegenüber Fabrikunter- 
nehmungen ist zwar in der Folgezeit mangels einschneidender rechtlicher Handha- 
ben nicht mehr zu beobachten, dennoch konnten fördernde Initiativen großen Stils 
wegen der geringen finanziellen Ressourcen des Landes kaum ergriffen werden. Zu 
den, der gewerblichen Entwicklung förderlichen, infrastrukturellen Maßnahmen ist 
der im Vergleich mit dem preußischen Umland verspätete Eisenbahnbau zu rech- 
nen: 1880 wurde die Bahn Herford-Detmold eröffnet, es folgte 1895 eine Verlän- 
gerung nach Altenbeken sowie um die Jahrhundertwende die Eröffnung der Bahn- 
strecken Lage-Hameln und Lage-Bielefeld. Der Weserhafen Erder hatte durch den 
Abbau der Zollschranken 1841 und 1857 an Bedeutung eingebüßt. Zum Mittel- 
punkt des Verkehrsnetzes, das seit 1897 durch Straßenbahnen ergänzt wurde, ent- 
wickelte sich immer mehr Detmold, parallel zu seiner herausragenden wirtschaftli- 
chen Bedeutung für Lippe. 

Im Gegensatz zu Lippe hatten Preußen und die zuständige Bezirksregierung in 
Minden eine den fabrikindustriellen Gewerben im Grundsatz förderliche Haltung 
eingenommen. Das soll allerdings nicht heißen, daß es nicht auch in Einzelfällen zu 
gewerbeschädlichen Aktionen kam. Unter den Ostwestfalen betreffenden Infra- 
strukturmaßnahmen ist in dem betreffenden Zeitabschnitt der weitere Ausbau der 
Bahn und der Bau des Mittellandkanals hervorzuheben. 1882 wurde die Hafenbahn 
Mindens eröffnet. Minden, das erst 1871 entfestet worden war und zuvor als Be- 
amten- und Garnisonsstadt wenig am Industrialisierungsprozeß Anteil genommen 
hatte, erlangte damit zusätzliche Möglichkeiten zum wirtschaftlichen Aufschwung. 
Zur verkehrsmäßigen Erschließung kamen infrastrukturelle Aktivitäten der Städte 
bei Gas, Wasser, Strom, Verkehrsmitteln und sonstigen Erschließungsleistungen, die 
im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts Urbanisierungs- und Industrialisierungspro- 
zesse eng miteinander verkoppelten. Zu den überregional bedeutsamen Einrichtun- 
gen gehörte die 1909 gegründete Paderborner Elektrizitäts- und Straßenbahn- AG 
(PESAG), die Strom u. a. auch nach Lippe lieferte und dort die verkehrsmäßige 
Erschließung des Extertals betrieb. Gleichfalls zur Energieversorgung wurde 
1909/10 das Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg gegründet, das 1912/13 das 
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Elektricitätswerk Porta aus Privatbesitz übernahm, welches bislang die Gemeinden 
Hausberge, Barkhausen, Lerbeck und Neesen mit Gleichstromm versorgt hatte 24 . 
Das Versorgungsgebiet der EMR umfaßte 1912 5 Städte, 35 Landgemeinden, 2 
Gutsbezirke und 1 Rittergut, sämtliche in den Kreisen Minden und Herford gele- 
gen. 25 Im Jahresbericht der EMR 1912/13 wird die Bedeutung der Stromliefe- 
rungen für die Industrie mit den Worten herausgestellt: 

"Die Industrie mißt heute den ihr für andere Betriebsmaschinen "garantierten 
Betriebskosten" für den Vergleich mit der Elektricität keine entscheidende Be- 
deutung mehr bei und weiß genau, daß eine elektrische Pferdekraftstunde viel 
höheren Wert hat, wie die Brennstoffkosten einer Pferdekraftstunde an der 
Dampfmaschinen - oder Gasmotorenwelle, die bekanntlich nur einen kleinen 
Teil der Gesamtkosten ausmachen, weil die elektrische Kraft ohne Verluste an 
der Arbeitsstelle voll verwertet wird und den Fabrikanten und Handwerker 
von vielen Sorgen und großen Kapitalaufwendungen befreit."26 

1910 wurde ein Steinkohlenkraftwerk in Kirchlengern eröffnet. 



3.3 DER ZEITRAUM VON 1914 BIS 1945 

Während die Rüstungsindustrie naturgemäß von den Kriegsereignissen profitierte, 
mußten die meisten anderen Industrien Einbußen hinnehmen. Exportorientierte In- 
dustrien wurden eingeschränkt, andere hatten unter Importschwierigkeiten zu lei- 
den, und der Wohnungsbau kam fast völlig zum Erliegen. Die marktwirtschaftli- 
chen Funktionsprinzipien wurden mit der Fortdauer des Krieges immer mehr durch 
Bewirtschaftungsmaßnahmen, i. e. Rohstoffkontingentierung, zentrale Produktions- 
lenkung und Preis Vorschriften, suspendiert. Unter den durch den Krieg benachtei- 
ligten Gewerben findet sich auch die Kornbrennerei, die bis 1924 zur Sicherstel- 
lung der Ernährung verboten war. Hoffmann’s Stärkefabrik wurde zu Stillegungen 
gezwungen, weil die Reisimporte zur Stärkeherstellung nicht aufrechterhalten wer- 
den konnten. Die Textilindustrie wurde im Krieg ebenfalls durch unzureichenden 
Rohstof fnachschub restringiert. Als erste erhielt die Baum Wollindustrie seit 1919 
durch wieder in Gang kommende Rohstoffimporte Auftrieb. Sie konnte sich daher 
auch bald von den Fesseln der Kriegsbewirtschaftung befreien, die bei der Woll- 
und Leinenindustrie wegen der angespannten Rohstoff läge bis 1921 aufrechterhal- 
ten wurde. Die Inflationsentwicklung trug auch zur Ausweitung der Sachanlagen 
bei. In Bielefeld "herrschte ein wahres Gründungsfieber, von dem namentlich die 



24) Jahresbericht des Electrizitätswerkes Minden-Ravensberg für das 3. Geschäftsjahr v. 1.4.1912 bis 
31.3.1913, S,. 5; StA Mi, G I A Nr. 234. 

25) Ebd., S. 6 f. 

26) Ebd., S. 8. 





Zeitraum von 1914 bis 1945 



55 



Fahrrad- und die Wäscheindustrie betroffen wurden. Neue Fahrrad- und Wäsche- 
fabriken schossen wie Pilze aus der Erde." (Kettermann 1985, 135) Ein Teil der 
Neugründungen ging allerdings nach der Währungsstabilisierung Ende 1923 wieder 
ein. 

Neue Belastungen brachte die mangelnde Nachfrage nach der Währungsstabilisie- 
rung 1923 für die Leinenindustrie mit sich, da breite Käuferschichten billigere 
Baumwollprodukte bevorzugten. So traditionsreiche Betriebe wie die Ravensberger 
Spinnerei AG in Bielefeld und die Spinnerei Vorwärts mußten zeitweise ihre Pro- 
duktion einstellen. Die Textilunternehmen mußten sich mit ausländischer Konkur- 
renz auseinandersetzen, die Lohnkostenvorteile besaß. Allzu niedrige Löhne zu zah- 
len, war aber gerade im Bielefelder Raum aufgrund der engen Nachbarschaft mit 
der besser gestellten Metallindustrie kaum möglich. Ein Ausweg bestand daher 
darin, auf kostensenkende Lohnarbeit im Ausland auszuweichen. 

Nach dem Krieg machte die ostwestfälisch-lippische Möbelherstellung, die sich im 
Umbruch zur industriellen Produktion befand, zunächst eine Aufwärtsentwicklung 
durch. Die niederliegende Bauindustrie erhielt durch öffentliche Bauprogramme, 
die in Lippe bereits 1920 einsetzten (vgl. Drake 1932, 30), Wachstumsimpulse. 

Die Weltwirtschaftskrise traf die Investitionsgüterindustrie besonders hart, während 
im Konsumgütersektor nur geringere Rückgänge zu verzeichnen waren. Die west- 
fälische Nahrungs- und Genußmittelindustrie konnte als einziger Gewerbezweig 
ihren Beschäftigungsstand von 1925 bis 1933 erhöhen (vgl. Borscheid 1984, 390). 
Eine Untersuchung der Konkurse und Vergleiche in Bielefeld zeigt, daß die Welt- 
wirtschaftskrise vor allem Zulieferbetriebe sowie den Groß- und Einzelhandel der 
notleidenden Branchen traf. Dazu zählten auch die Möbelindustrie, die Metallindu- 
strie und die Textilwirtschaft. Einzelne Branchen konnten jedoch von dem Krisen- 
einbruch sogar profitieren, wie die Fahrradindustrie, die vermehrt Abnehmer in 
verarmten Bevölkerungsschichten fand, die sich die Benutzung öffentlicher Ver- 
kehrsmittel nicht mehr leisten konnten (vgl. Kettermann 1985, 162 ff.). 

Mit der von den Nationalsozialisten seit 1934 eingeleiteten Autarkiepolitik wurden 
selektive Wachstumsimpulse für importsubstituierende Produktionen gesetzt. Die im 
Rahmen der Devisenkontingentierung erlassenen Rohstoffeinfuhrbeschränkungen 
mußten vor allem erneut die Baumwollindustrie treffen. Mittelfristig bedingte die 
Autarkiepolitik zum einen eine nachhaltige Umstrukturierung zunächst der textil- 
wirtschaftlichen Rohstoffbasis, nämlich die Vervielfachung der Anteile von Kunst- 




56 



Die ostwest fälisch-lippische Wirtschaft 



seide und Zellwolle. Es folgten Anpassungsinnovationen in der Verarbeitung. 27 Auf 
der anderen Seite profitierte die einheimische Flachsproduktion, wie schon im er- 
sten Weltkrieg, von den Einfuhrkontingentierungen. Insgesamt übertraf zwischen 
1907 und 1939 das Beschäftigungswachstum in der Bekleidungsindustrie im Regie- 
rungsbezirk Minden dasjenige ganz Westfalens, indes die stagnierende Textilindu- 
strie gegenüber dem Vergleichsraum zurückblieb. In Lippe konnte die Textilindu- 
strie nach dem Niedergang des alten Leinengewerbes nicht mehr Fuß fassen. Die 
Wachstumsphase in der Bekleidungsindustrie beschränkte sich allerdings auf den 
ersten Abschnitt der genannten Periode; nach 1925 sind deutliche Rückgänge zu 
beobachten. 

Die Entwicklung vom Beginn der Prosperitätsphase in der Weimarer Zeit an bis 
zum zweiten Weltkrieg ist der Tabelle (7) zu entnehmen. 



Tabelle (7): 

Gewerbe zweig 



Erwerbspersonen nach Sektoren 1925 und 1939 im Regierungsbe- 
zirk Minden und in Lippe 



RB Minden 



Lippe 





1925 


1939 


Ver- 


1925 


1939 


Ver- 












änd. 










änd. 












in % 










in % 


Steine u.Erden 


7 


434 


4 


998 


- 33 


6 


123 


3 


283 


- 47 


Eisen/Metall a 


38 


446 


46 


615 


+ 21 


4 


394 


5 


246 


+ 19 


Textil 


10 


577 


11 


311 


+ 6 




751 




805 


+ 7 


Papier 


5 


576 


3 


606 


- 34 


1 


394 




301 


- 78 


Holz/-verarb. 


21 


566 


29 


489 


+ 37 


7 


271 


10 


575 


+ 45 


Nahrung/Genuß 


41 


999 


39 


209 


- 7 


4 


709 


3 


582 


- 25 


Bekleidung 


35 


999 


27 


078 


- 25 


5 


525 


4 


155 


- 25 


Bau/-nebengew. 


21 


596 


32 


358 


+ 50 


5 


571 


7 


296 


+ 31 


Zusammen 


183 


193 


194 


664 


+ 6 


35 


738 


35 


243 


- 1 


a inkl. Feinmechanik, 


Maschinen - und Apparatebau, Optik, 


elektrotechn. 


Industrie 



Quelle : Statistik des Deutschen Reiches, Berufszählungen 1925 und 1939, sowie ei- 
gene Berechnungen 



In der Halbierung der Zahl der lippischen Erwerbstätigen im Sektor Steine und Er- 
den spiegelt sich vor allem auch die rückläufige Zahl von Wanderarbeitern. Doch 



27) Zur Bewirtschaftung auf dem Textilsektor in der Nachkriegszeit nach 1945 und ihrer Vorgeschichte vgl. 
Drexler 1985, 37 ff. 




Zeitraum von 1914 bis 1945 



57 



wurde ihre Zahl 1933/34 immer noch auf fünf- bis sechstausend geschätzt. An ih- 
rer Stelle nahm die tägliche Hin- und Herfahrt zwischen Wohnung und Arbeitsplatz 
zu. "Die Wanderarbeiter wandelten sich von saisonalen Fernpendlern zu industriel- 
len Nahpendlern." (Hüls 1974, 20) Der der Tendenz nach umgekehrt proportionale 
Zusammenhang zwischen Industrialisierung und Wanderarbeit ergibt sich klar aus 
den verfügbaren Daten. So nahm in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts 
die Wanderarbeit vor allem in den westlichen Teilgebieten der Senne und des Her- 
forder Hügellandes, in der Nähe zu Bielefeld und Herford ab. "Mit zunehmender 
Entfernung zum Aktivzentrum Bielefeld-Herford verringert sich ... die Abnahme 
der Wanderarbeiter." (Hüls 1971, 59) Die Landesregierung von Lippe unterstützte 
den Abbau der Wanderarbeit u.a. durch Siedlungsprogramme - es waren im übrigen 
vor allem Wanderarbeiter und ihre Familien, die durch die Folgen der Weltwirt- 
schaftskrise starke wirtschaftliche Not erlitten. 

In der Weimarer Zeit verstärkten sich die seit den letzten Drittel des 19. Jahrhun- 
derts in Lippe in Gang gekommenen Industrialisierungsprozesse, wobei die Zahl 
größerer Betriebe, vor allem in der expandierenden Holzindustrie zunahm. Metall- 
industrielle Betriebe siedelten in Detmold, Lemgo, Lage und einigen anderen 
Standorten. Generell entwickelte sich vor allem der Westen des Lipperlandes zu ei- 
nem industriell-gewerblichem Gebiet, während die östlichen Teile, mit isolierten 
Einsprengseln wie Blomberg als Ausnahme, agrarisch geprägt blieben. 

Die Tabelle (8) gibt die agrarisch-industrielle Struktur Ostwestfalen-Lippes 1939 
wieder. Dabei wird deutlich, daß im Zeitraum von 1907 bis 1939 im Industrialisie- 
rungstendenzen aus der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts fortgesetzt wurden, 
und zwar weniger stark ausgeprägt als in den davorliegenden Jahrzehnten. In den 
Kreisen Lübbecke, Minden und in Lippe wurden Industrialisierungsrückstände ab- 
gebaut, während die gewerbliche Entwicklung im Kreis Höxter stagnierte. In Biele- 
feld zeichnete sich schon die wachsende Bedeutung des tertiären Sektors ab, wäh- 
rend Herford seine Rolle als ausgesprochener Industriestandort festigte. 

Die Industrialisierung Lippes führte zu einem verstärkten Städtewachstum (vgl. 
Tab. 9). So verteilte sich der Bevölkerungszuwachs im Zeitraum zwischen 1905 und 
1925 von insgesamt 12,14 % auf ein Wachstum der Landgemeinden von 6 % und 
der städtischen Bevölkerung von 25 %. Die Städte Schötmar, Lemgo und Bad Salz- 
uflen überstiegen dabei noch den städtischen Durchschnitt. 28 



28) Zu den vorgenannten Daten vgl. Hüls 1971, 42. 
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Tabelle (8): Anteil der Erwerbspersonen an der Land- und Forstwirtschaft und 

Industrie und Handwerk in ausgewählten Kreisen des RB Minden 
und in Lippe 1939 in Prozent. 



Kreis 


Land- und 
Forstwirt- 
schaft 


Bielefeld a 


7,5 


Herford a 


15,9 


Minden 


29,0 


Lippe b 


29,4 


Höxter 


44,0 


Lübbecke 


50,3 


Paderborn 


30,9 



Industrie und Handwerk 



Anteil 


Veränd. 


Veränd. 


1939 


gegenüber 

1882° 


gegenüber 

1907 c 


61,0 


+ 10,5 


- 5,1 


63,7 


+ 26,5 


+ 8,0 


42,5 


+ 16,1 


+ 5,5 


43,8 


+ 13,3 


+ 8,7 


31,8 


+ 12,5 


- 0,2 


38,9 


+ 20,7 


+ 12,5 


24,8 


- U 


+ 1,8 



a Landkreis und kreisfreie Stadt 
b spätere Landkreise Detmold und Lemgo 
c Anteilsveränderung 1939 gegenüber 1882 bzw. 1907 



Quelle: Reekers 1956, Teil II, und eigene Berechnungen 



Im Umbruch der Nachkriegszeit wurde mit der Verstaatlichung des lippischen Do- 
maniums 1919 ein bedeutendes Überbleibsel der bis dahin noch stark fürstlich- 
grundherrschaftlich geprägten Landesstruktur beseitigt. Unter maßgeblicher Beteili- 
gung der Sozialdemokraten und des von ihr gestellten Leiters der Landesregierung, 
Heinrich Drake, wurden zunächst Notprogramme zur Beseitigung der Kriegsfolgen 
aufgelegt. U. a. wurde auf überregionaler Basis die "Wirtschaftsgemeinschaft Ober- 
weser" GmbH unter Beteiligung des Freistaats Schaumburg-Lippe und der Kreise 
Herford, Minden, Pyrmont, Höxter und Lübbecke gegründet zu dem Zweck, Roh- 
materialien aus den dem Reichsverwertungsamt unterstehenden Lagern an Industrie 
und Handwerk weiterzuverteilen. 29 Eine Neuordnung der Elektrizitätsversorgung 
unter Führung der Wesertal GmbH im Jahr 1921, die die bisherigen entsprechen- 
den Einrichtungen des Landes übernahm, der Bau einer Straßenbahnlinie Horn- 
Detmold und Unterhaltsarbeiten am Straßennetz trugen in der ersten Nachkriegszeit 
zur Verbesserung der infrastrukturellen Ausstattung bei. Weitere Bahnbauten (Ex- 
tertal) schlossen sich in der Nach-Inflationszeit an. Dagegen scheiterte der Plan, das 
strukturschwache Kalletal mit hohem Wanderarbeiteranteil durch einen Bahnbau an 
das Verkehrsnetz anzuschließen, an den mangelnden finanziellen Ressourcen der 
lippischen Regierung. 



29) Zur wirtschaftlichen Demobilmachung vgl. Drake 1932, 340 ff. 
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Tabelle (9): Bevölkerungsentwicklung 1925 bis 1946 



Städte / Landkreise 


1925 


1939 


1946 


1946/1925 
in % 


Bielefeld a 


169 834 


201 682 


224 705 


132 


Herford a 


140 667 


162 748 


195 295 


139 


Halle b 


32 962 


35 816 


53 700 


163 


Höxter b 


62 168 


68 138 


95 026 


153 


Wiedenbrück b 


73 150 


95 530 


116 518 


159 


Büren b 


40 670 


43 398 


63 674 


157 


Warburg b 


36 215 


35 113 


51 588 


142 


Paderborn b 


73 587 


91 312 


94 364 


128 


Minden b 


121 943 


136 143 


161 843 


133 


Lübbecke b 


55 400 


58 771 


75 807 


137 


Lippe 


162 054 


185 382 


248 536 


153 


Lippe und Reg.bez. 
Minden gesamt 0 


968 650 


1 114 033 


1 381 056 


143 



a Landkreis und kreisfreie Stadt, Gebietsstand vom 1.1.1951 
b Landkreis, Gebietsstand vom 1.1.1951 
c Regierungsbezirk Detmold, Gebietsstand vom 1.1.1951 

Quelle: Reekers 1956, 6 f. 

3.4 DER ZEITRAUM VON 1945 BIS HEUTE 

Trotz der großen kriegsbedingten Zerstörungen - Bielefeld z. B. war seit 1941 Ziel 
von Luftangriffen gewesen - darf die Beeinträchtigung des Bruttoanlagevermögens 
der deutschen Industrie im allgemeinen nicht überschätzt werden. Petzina (1984, 
445) zufolge lag es 1945 gegenüber 1936 um 20 Prozent höher. Die Rüstungskon- 
junktur einerseits und die gegenüber dem ersten Eindruck geringeren Wirkungen 
der Flächenbombardements andererseits boten dem Wiederaufbau ein kräftiges 
Fundament. 29 Die ungleiche Verteilung der Kriegslasten läßt sich aus einem Ver- 
gleich des regionalen Wachstums mit dem von ganz NRW im Zeitraum von 1939 



29) Eine Analyse der Kriegsfolgen müßte dazu neben regionalen und sektoralen Unterschieden der unmit- 
telbaren Kriegsfolgen auch berücksichtigen, daß Strukturverzerrungen durch Autarkieorientierung, Stille- 
gungen und Produktionseinschränkungen außerhalb des kriegswichtigen Bereiches während dem Krieg und 
die Schaffung neuer Märkte durch die Zonen- und Ost-West-Teilung danach induziert wurden. 
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bis 1950 ablesen. Die nach dem Verfahren einer Shift- Analyse 30 gewonnenen Daten 
zeigen, daß vor allem Standortfaktoren differenzierend wirken, wobei die ländli- 
chen Regionen besonders in Westfalen und Lippe Vorteile aufweisen, "da ihr Wirt- 
schaftsleben durch die Kriegsfolgen nicht in dem Maße wie in den Städten beein- 
trächtigt war." (Koschik 1975, 135) Der Kreis Halle übertraf das durchschnittliche 
Wachstum um nahezu die Hälfte, die Kreise Warburg, Wiedenbrück, Detmold, 
Paderborn und Bielefeld (ohne Stadt Bielefeld) lagen zwischen einem Fünftel und 
einem Drittel über dem Landesdurchschnitt (vgl. ebd, 131). Die landwirtschaftliche 
Produktion wurde durch Krieg und Kriegsfolgen nicht so stark in Mitleidenschaft 
gezogen wie die dort noch wenig verbreitete industrielle Produktion. 

Vor allem an den traditionellen Industriestandorten ist ein Rückgang des Anteils 
des Verarbeitenden Gewerbes an der Zahl nicht-landwirtschaftlicher Arbeitsplätze 
zu beobachten. Die Ausdehnung des Dienstleistungssektors allgemein und die Über- 
nahme zentralörtlicher Funktionen verbunden mit der Zunahme von Verwaltungs- 
tätigkeiten spielen dabei eine Rolle. 

In Detmold und Minden, die als Städte mit überörtlicher Funktion seit jeher eine 
Vielzahl staatlicher Einrichtungen beherbergten, hielten sich das Wachstum des 
Verarbeitenden Gewerbes und von Dienstleistungen und Verwaltung in etwa die 
Waage. Ganz offensichtlich wurde die Beschäftigungsstruktur des lippischen Rau- 
mes in den 50er und 60er Jahren von einem gewissen industriellen Nachholbedürf- 
nis mitbestimmt. Nach Statistiken der Industrie- und Handelskammern erreichte die 
Industriebeschäftigung im Kammerbezirk Detmold zwischen 1958 und 1968 einen 
Zuwachs von 21,6 Prozent, der in NRW nur noch durch den Neusser Kammerbe- 
zirk übertroffen wurde. Ansonsten nahm die Industriebeschäftigung im ganzen 
Land um 7,6 Prozent im selben Zeitraum ab. 31 Dennoch zeigen die Pendlerzahlen, 
daß Bielefeld auch noch in den 70er Jahren im großen Umfang Arbeitsplätze für 
die teils lippische Umlandbevölkerung bereitstellte. Während Kreis und Stadt 
Bielefeld 1970 einen Pendlerüberschuß von 18 548 Personen auf weisen, pendeln aus 
Lippe 9 639 Erwerbstätige aus (vgl. Spörel 1983, 28). Das bezeugt bei aller Unter- 
schiedlichkeit der Verhältnisse eine gewisse Kontinuität im lippischen Ar- 
beitsplatzdefizit seit dem "Ziegler"-Phänomen. 



30) In unserem Zusammenhang wurde von Koschik (1975) die Shift-Analyse verwendet, um Struktur- und 
Standorteffekte voneinander zu unterscheiden. Ein positiver oder negativer Struktureffekt liegt vor, wenn 
aufgrund der spezifischen regionalen Struktur der Wirtschaftszweige ein höheres oder niedrigeres 
Beschäftigtenwachstum als im Gesamtraum erreicht wird. Der Standorteffekt ist analog als Resultat un- 
terschiedlicher Standortvor- und -nachteile definiert (vgl. ebd., 108 ff.). 

31) Zu den vorgenannten Daten vgl. Petzina 1984, 481. 
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Tabelle (10): Beschäftigte in ausgewählten Kreisen im Verarbeitenden Gewerbe 

(ohne Baugewerbe) 1950, 1961 und 1970. In Klammern prozen- 
tualer Anteil an nicht-landwirtschaftlichen Arbeitsstätten insge- 
samt 



Kreis/Stadt 


1950 


Bielefeld a 


50 093 


Bielefeld b 


(57) 
19 030 


Herford 0 


(64) 
49 747 


Minden b 


(65) 
22 082 


Detmold b 


(44) 
19 242 


Höxter b 


(49) 
8 189 


Lübbecke b 


(41) 
10 732 


Paderborn b 


(56) 
9 916 




(32) 



1961 


1970 


Veränd. 
1970/1950 
in % 


59 894 


42 882 


- 14 


(50) 


(42) 




31 476 


32 224 


+ 69 


(64) 


(57) 




57 523 


53 479 


+ 8 


(60) 


(58) 




33 077 


32 092 


+ 45 


(45) 


(43) 




23 673 


23 128 


+ 20 


(45) 


(45) 




11 430 


10 539 


+ 29 


(41) 


(38) 




14 882 


18 163 


+ 69 


(55) 


(56) 




17 341 


22 537 


+ 127 


(37) 


(43) 





a kreisfreie Stadt 
b Kreis 



Quelle: Koschik 1975, 217 ff., und eigene Berechnungen 



Ein uneinheitliches Bild bieten die landwirtschaftlich geprägten Gebiete. Während 
die Zahl der Arbeitsplätze im Verarbeitenden Gewerbe in den Kreisen Büren, 
Warburg und Höxter stagnierte oder nur geringe Zuwachsraten aufwies, explodier- 
ten sie andernorts geradezu. Dies gilt vor allem für Paderborn, aber auch für den 
Kreis Halle mit nahezu einer Verdoppelung zwischen 1950 und 1970. 

Bei späteren Zahlenangaben ist die Gebietsreform der 70er Jahre zu berücksichti- 
gen. Danach wurden die Kreise Minden und Lübbecke zu Minden-Lübbecke, Halle 
und Wiedenbrück zu Gütersloh, die Stadt- und Landkreise von Bielefeld und 
Herford zu je einem einzigen Kreis sowie Detmold und Lemgo zu Lippe zusam- 
mengefaßt. Der Kreis Warburg kam zu Paderborn und der Kreis Büren zu Höxter. 
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Auf kleinere Gebietsveränderungen 33 braucht hier nicht näher eingegangen zu 
werden. 

Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre kristallisierte sich noch stärker Paderborn 
mit dem Elektronikriesen Nixdorf als Wachstumspol der Region heraus. Während 
die Industriebeschäftigung im ostwestfälischen Durchschnitt zwischen 1977 und 
1982 um rund sieben Prozent zurückging, stieg sie im Kreis Paderborn um densel- 
ben Betrag an. Die alten Industriezentren Bielefeld, Herford, dazu Lippe bewegten 
sich im Mittelbereich, indes der strukturschwache Kreis Höxter mit nahezu 13 % 
Beschäftigungsrückgang die größten Einbußen zu verzeichnen hatte. 34 

Tabelle (11): Beschäftigte in ausgewählten Wirtschaftszweigen 1939 und 1982 

im Vergleich, in Prozent 



Wirtschaftszweig 


OWL 


OWL 


OWL 




1939 


1982 


Veränd. 

1939/82 


Eisen/Metall a 


28,5 


44,1 


+ 15,6 


Textilgewerbe 


6,7 


4,4 


- 2,3 


Papierverarbeitung 


2,1 


5,4 


+ 3,3 


Holzbe- und Verarbeitung 


22,0 


25,2 


+ 3,2 


Nahrung und Genuß 


23,5 


11,8 


- 11,7 


Bekleidungsgewerbe 


17,2 


9,3 


- 7,9 


Gesamt b 


100,0 


100,2 





a inkl. Feinmechanik, Maschinen-, Fahrzeug- und Apparatebau, Optik, elektrotechn. 
Industrie 

b Rundung s fehler in zweiter Spalte 

Quelle: Statistik des Deutschen Reiches, Berufszählung 1939, Spörel (1983, 92) so- 
wie eigene Berechnungen 

Nach 1970 nahm der Anteil des Produzierenden Gewerbes 35 an der Gesamtzahl der 
Erwerbstätigen zwar ab, lag aber Anfang der 80er Jahre immer noch in OWL im 
Gegensatz zum Landes- und Bundesdurchschnitt über dem Anteil des Dienstlei- 
stungsbereichs. Letzterer nahm zwischen 1974 und 1981 um 14 % zu, während das 



33) Vgl. hierzu Verwaltungsgrenzen 1970. 

34) Zu den vorgenannten Daten vgl. Spörel 1983, 107. 

35) Das Produzierende Gewerbe umfaßt das Verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe und Energie und 
Bergbau. 
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Produzierende Gewerbe Beschäftigungseinbußen um 6 % und die Land- und Forst- 
wirtschaft gar um 34 % hinnehmen mußte (vgl. Spörel 1983, 48 und Tab. 11). 

Gegenüber den nordrhein-westfälischen Vergleichszahlen fällt vor allem der hohe 
Anteil der Holzindustrie auf, welcher regionale Schwerpunkte in den Kreisen Her- 
ford, Lippe und Höxter auf weist. Überdurchschnittlich vertreten sind auch das Be- 
kleidungs- und Ernährungsgewerbe sowie die Druck- und Papierindustrie. Die 
schon früher gemachte Feststellung, daß kleine und mittlere Betriebe vorherrschen, 
bleibt für die Zeit nach 1945 gültig. 1982 waren nur 19,6 % der Beschäftigten in 
Betrieben mit mehr als 1 000 Personen beschäftigt, während zum Vergleich 42,5 % 
auf Landesebene in Betrieben dieser Größenordnung arbeiteten (vgl. Spörel 1983, 
79). Hinzu kommt ein im Vergleich mit ganz Nordrhein-Westfalen höherer Besatz 
mit Handwerksbetrieben. Im Gegensatz zum großindustriell geprägten Ruhrgebiet 
finden die Handwerksbetriebe in Ostwestfalen eine eher mittelständisch geprägte 
Industriestruktur vor, in die sie sich mit Produktions- und Dienstleistungsangeboten 
gut einfügen. 100 Beschäftigten in der Industrie stehen rechnerisch 55 Beschäftigte 
im Handwerk gegenüber, das sind rund 18 % aller Erwerbstätigen der Region (im 
Jahr 1976; vgl. ebd., 121). Die Statistiken über die Entwicklung des Handwerks 
weisen seit dem Kriegsende eine sinkende Zahl von Betrieben aus, der eine bis 
1962 zunächst zunehmende und dann leicht abnehmende Zahl von Beschäftigten 
gegenübersteht. In Ostwestfalen-Lippe ging die Zahl der im Handwerk Beschäftig- 
ten von 1968 bis 1977 um 4,5 Prozent auf rund 131 000 zurück. Hinter den aggre- 
gierten Größen verbirgt sich ein Strukturwandel des Handwerks, der in einigen Be- 
reichen wie dem Bekleidungs-, Textil- und Ledergewerbe durch massive Rück- 
gänge gekennzeichnet ist, daneben aber auch expansive Berufsbereiche wie Chirur- 
giemechaniker, Zahntechniker und Spezialisten des Reinigungsgewerbes ein- 
schließt. 36 

Die Industriestruktur von OWL führte seit den 70er Jahren zu einer ungünstigeren 
Beschäftigungsentwicklung als auf Landesebene, da vor allem solche Sektoren re- 
präsentiert sind, die eine unterdurchschnittliche Beschäftigtenentwicklung auf- 
weisen, während umgekehrt Sektoren mit einer überdurchschnittlichen Beschäftig- 
tenentwicklung unterrepräsentiert sind. Die Tatsache, daß die Holzindustrie in den 
70er Jahren ein gegenüber den anderen Industrien geringeres Wachstum zu ver- 
zeichnen hatte, wurde durch die Entwicklung in anderen industriellen und Dienst- 
leistungsbereichen nicht kompensiert. Den negativen Struktureffekten stehen im 
Zeitraum 1979 - 1981 zugleich durchgängig negative Standorteffekte gegenüber, 
mit Ausnahme der Gebiete Verkehr und Nachrichten, sowie Kreditinstitute (vgl. 



36) Zu den vorgenannten Daten vgl. Beiträge (1972) und Petzina (1984, 488 ff.). 
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Spörel 1983, 67 f.). Es ist hinzuzufügen, daß mit dem geringen Besatz an Grund- 
stoff- und Investitionsgüterindustrien sowohl die Dauerkrisenbranche Stahl als auch 
die relativ gut gestellte Chemieindustrie keine oder geringe Bedeutung haben. Un- 
ter den Wirtschaftszweigen mit positiven Beschäftigungseffekten Ende der 
70er/ Anfang der 80er Jahre ist vor allem die Elektrotechnik zu nennen. Der Ge- 
schäftserfolg der Nixdorf Computer AG sorgte im Kreis Paderborn und seinen 
Einzugsgebieten für eine positive Beschäftigtenentwicklung. Allein die Zahl der bei 
dieser Firma Beschäftigten stieg von 1977 bis 1982 um 78,5 %. Ihre Existenz gab 
mit den Auschlag dafür, daß im Bereich Paderborn nicht wie in anderen Teilen des 
untersuchten Gebietes lediglich die schon in der Industrialisierungsepoche gesetzten 
Strukturmerkmale lediglich fortgeschrieben wurden, sondern daß sich zu einer 
späten Zeitphase ein ehemals agrarisch geprägtes Gebiet in eine Industrieregion 
verwandelte. - Schließlich lag der Maschinenbau mit zwar geringen Beschäfti- 
gungseinbußen noch über den Mittelwerten des Landes. Sein hoher Anteil im Kreis 
Minden-Lübbecke sorgte mit dafür, daß dort die Beschäftigtenentwicklung einen 
relativ günstigen Verlauf nahm (vgl. Spörel 1983, 92 ff., 106 ff.). 36 

Einen starken Einfluß auf die Bevölkerungsentwicklung nach 1945 nahm das Ein- 
strömen der Flüchtlinge aus östlichen Gebieten des ehemaligen Deutschen Reiches. 
Die Hälfte der Flüchtlinge, die zunächst im Gebiet des Regierungsbezirks Detmold 
eine Bleibe gefunden hatten - die ländlichen Gebiete stellten aus wirtschaftspoliti- 
schen Gründen eine bevorzugte Auffangmöglichkeit dar -, siedelte jedoch bis An- 
fang der 60er Jahre in andere Regionen um 37 . Ein anderes Beispiel für die ge- 
wachsene interregionale Mobilität stellt die wachsende Bevölkerungszahl im Pader- 
borner Raum im Zuge der Ansiedlung neuer Industrien dar. Schließlich brachte 
auch der Zuzug von ausländischen Arbeitern die hergebrachten demographischen 
Strukturen in Bewegung, obschon der Ausländeranteil an der Gesamtbevölkerung in 
Ostwestfalen mit 6,3 % unter dem von NRW (8,4 %) und der BRD (7,5 %) liegt 
(Stand: 30.9.1981; vgl. Spörel 1983, 19). 



36) Die wirtschaftsstrukturelle Differenz zwischen dem frühzeitig in den Industrialisierungsprozeß 
einbezogenen Bielefelder Raum und dem einst an Traditionen klebenden Lippe perpetuierte sich bis in die 
heutigen Tage. Er scheint die These Edgar Salins zu bestätigen, wonach im großen und ganzen einmal be- 
stehende industrielle Standorte ihren Rang im Zeitverlauf behalten und ausbauen, wohingegen die Chance, 
daß sich in Regionen ohne entsprechende Traditionen neue Agglomerationen bilden, gering ist (vgl. Salin 
1929). Vor dem Take-off der Industrialisierung in Deutschland waren die Verhältnisse freilich weniger 
verfestigt. Und hier findet sich auch der abweichende Fall gegenüber Salins Regel. Es ist der Aufstieg Pa- 
derborns zu einem Zentrum der Elektrotechnik, auf den hingewiesen wurde. 

37) Im Kreis Lübbecke wurden im Zusammenhang mit der Flüchtlingsstadt Espelkamp spezifische wirt- 
schaftliche Förderungsmaßnahmen durch das Land ergriffen. Zur Flüchtlingspolitik in NRW vgl. Wiese- 
mann/Kleinert 1984. 
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Im Rahmen der auf Nordrhein- Westfalen gerichteten Wirtschaftspolitik besaßen 
nach 1945 die Schwerindustrie und der Rhein-Ruhr-Raum erste Priorität. Demge- 
genüber genossen die Anstrengungen zur regionalen Strukturverbesserung in perpi- 
pheren Landesteilen offensichtlich geringere Publizität, obschon sie nicht ohne Be- 
deutung für ihre wirtschaftliche Entwicklung waren. Im Ostwestfalenprogramm von 
1955 bis 1960 wurden in die Fördergebiete von Vlotho-Bad Oeynhausen, Nord- 
und Ost-Lippe und die Kreise Paderborn, Höxter, Warburg und Büren insgesamt 
24 Millionen DM gepumpt mit dem vordringlichen Ziel der Förderung von Indu- 
strieansiedlungen. Auf die staatliche Förderung wird an anderer Stelle ausführlicher 
eingegangen. Hier seien unter den im weiteren Sinne strukturverbessernden Maß- 
nahmen noch der Bau der im Süden durch den Regierungsbezirk führenden Auto- 
bahn sowie der Auf- und Ausbau des (Fach- )Hochschul wesens genannt. 




4 . 



Formen der Gewerbeförderung 



4.1 MONETÄRE HILFEN 

4.1.1 Einführung 

Wenn im folgenden von Geld als Mittel der Gewährung öffentlicher Hilfen für 
Unternehmen die Rede ist, dann weniger hinsichtlich seiner makroökonomischen 
und -soziologischen Bedeutung, als vielmehr in Hinblick auf den mikroökonomi- 
schen Tatbestand der einzelbetrieblichen Förderung. Zunächst ist dabei zu fragen, 
inwieweit der Finanzbedarf von Unternehmen überhaupt einen Engpaßfaktor dar- 
stellte, der entsprechende Fördermaßnahmen herausforderte. Unter den Einrichtun- 
gen zur Befriedigung des Finanzierungsbedarfes ist sodann spezielles Augenmerk 
dem Sparkassenwesen zuzuwenden, da es aufgrund seiner besonderen rechtlichen 
und institutionellen Konstitution öffentlicher Einflußnahme offen steht. Die Fi- 
nanzierungsformen im privaten Bereich, z. B. das mit den Gründerjahren aufkom- 
mende Aktien- und Bankenwesen, können in unserem Zusammenhang unberück- 
sichtigt bleiben. Neben den Sparkassenkrediten vor allem für mittlere und kleinere 
Unternehmen stellen schließlich direkte öffentliche Finanzhilfen in verschiedenster 
Form ein Hauptgebiet der Gewerbeförderung dar. 

4. 1.1.1 Geld als Engpabfaktor seit Beginn des 19. Jahrhunderts 

Um die Bedeutung finanzieller Unterstützungsleistungen für Unternehmen richtig 
einschätzen zu können, ist erst die Frage nach dem Vorhandensein von Kapital- 
mangel zu stellen. Darunter soll hier sowohl der Finanzierungsbedarf von Investi- 
tionen als auch des laufenden Betriebes verstanden werden. Der lange Zeit vertre- 
tenen Auffassung, daß Deutschlands industrielle Entwicklung deswegen hinter der 
Englands bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts auffällig zurückgeblieben sei, weil es 
an Kapital gefehlt habe, trat Borchardt (1961) mit einer grundlegenden Kritik ent- 
gegen. Seine anhand theoretischer Überlegungen und der Interpretation wirtschafts- 
geschichtlicher Untersuchungen gewonnene These lautet, daß weder von einem all- 
gemeinen Kapital- noch Kreditmangel, von Einzelfällen abgesehen, gesprochen 
werden könne. Vielmehr seien die Rolle der Nachfrage als Stimulans von Investi- 
tionen (ebd, 406 ff.), der hemmende Einfluß von Risiken, die mit dem Einsatz 
neuer Technologien verbunden sind, auf das Investitions verhalten (ebd., 409 f.) als 
limitierende Randbedingungen von Investitionen stärker zu gewichten. Außerdem 
hemmten der unentwickelte, regional fragmentierte Kapitalmarkt (ebd., 414 f.) und 
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die sozial sanktionierte geringe Verschuldensbereitschaft (ebd., 411) die Kredit- 
nachfrage. 

Diese hier kurz umrissene Einschätzung ist in der wirtschaftshistorischen Literatur 
weitgehend übernommen bzw. bestätigt worden (vgl. Kaufhold 1979; Kellenbenz 
1981; Klein 1971). Tilly (1976, 587) hat modifizierend eine zeitlich weiterführende 
Periodisierung vorgenommen, nach der die Zeiten von 

- 1840-1873 durch Kapitalknappheit unter starken Schwankungen, 

- 1873-1890/95 durch Kapitalüberfluß bei starken Schwankungen und 

- 1890/95-1913 durch Kapitalknappheit bei abnehmender Instabilität gekenn- 
zeichnet seien. 

Was speziell die Finanzierung des Handwerks anbelangt, welches aufgrund seiner 
Entwicklungsdefizite gegenüber der Fabrikindustrie seit dem letzten Drittel des 19. 
Jahrhunderts ein besonderes Objekt von Förderung darstellt, kann gleichfalls nicht 
von einem allgemeinen Kreditmangel gesprochen werden. Modernisierungsvorhaben 
wurden bis zum ersten Weltkrieg vorwiegend selbstfinanziert (Fischer 1968, 138 
ff.). 

Die Inflationszeit nach dem ersten Weltkrieg begünstigte zunächst einmal die indu- 
striellen Investoren. "Die Industriellen nahmen kurzfristige Bankkredite nicht nur 
für den Betrieb ihrer Werke auf, sondern auch zur Anlage in anderen Sachwerten; 
das heißt, sie legten diese Kredite langfristig fest, entweder um ihre eigenen Anla- 
gen zu erweitern, oder um neue zu erwerben. Kam dann die Zeit für die Rückzah- 
lung der Darlehen, waren sie inzwischen so entwertet, daß die neuen Anlagen oder 
die zum Ausbau verwendeten Materialien so gut wie nichts kosteten." (Stol- 
per/Häuser/Borchardt 1966, 101) Nach der Währungsstabilisierung setzte ein ge- 
wisser Zustrom ausländischen Kapitals ein, an dem kleine und mittlere Unterneh- 
men jedoch nur vermittelt über das Bankensystem partizipieren konnten. Insgesamt 
ist der Finanzbedarf dieser Unternehmenskategorie nach 1924 eher als angespannt 
zu kennzeichnen, trotz staatlicher Maßnahmen wie der Gründung von Industrie- 
hypothekenbanken ("Industrielandschaften"). Das Verhältnis zwischen Eigen- und 
Fremdkapital der im Untersuchungsgebiet vertretenen Branchen der Textilindustrie, 
Holzbearbeitung und der Lebens- und Genußmittelindustrie lag 1928 mit Werten 
zwischen 0,9 und 1,2 fast durchweg unter dem Durchschnitt. Im Vergleich dazu 
betrug das Verhältnis zwischen Eigen- und Fremdkapital in der chemischen Indu- 
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strie 2,2. 1 - Nach der durch die Weltwirtschaftskrise bedingten Stockung der In- 
vestitionen brachte die nationalsozialistische Autarkiepolitik und die Rüstungskon- 
junktur eine wirtschaftliche Belebung. Die Liquiditätsbildung der Unternehmen 
wurde durch verschiedene staatliche Maßnahmen erhöht (vgl. Pohl 1983, 30 ff.). 

In den ersten Jahren nach 1945 spielte Geld im Zeichen einer direkten Lenkung 
der Warenströme und einer relativen Aufblähung des Geldumfangs gegenüber den 
Sachwerten eine geringe Rolle im Wirtschaftsleben. Erst die Währungsreform und 
die weitgehende Aufhebung der Bewirtschaftung 1948 sorgten dafür, daß es seine 
ursprüngliche Bedeutung zurückgewann. Die Jahre danach sind im großen und 
ganzen von einer angespannten Geldversorgung des Gewerbes gekennzeichnet, 
zumal den inflationären Tendenzen nach der Währungsreform mit restriktiven 
Maßnahmen begegnet wurde. Sie wurde allerdings dadurch gemildert, daß aufgrund 
des "durch den Zweiten Weltkrieg verursachten ungewöhnlich günstigen Altersauf- 
baues) des Anlagevermögens" die Eigenfinanzierung aus Gewinnen und Abschrei- 
bungen einen zentralen Rang einnahm (Abelshauser 1983, 72 f.). Im gesamtwirt- 
schaftlichen Vergleich schnitt allerdings das Handwerk relativ schlecht ab, weil es 
wegen einer ungünstigen Eigenkapitalsituation stärker auf die Inanspruchnahme 
von Fremdmitteln angewiesen war. Obschon sich die Kreditaufnahme des Hand- 
werks von 1950 bis 1962 mehr als versechsfachte, wurde die Kreditfinanzierung 
durch die Handwerksorganisationen allgemein als unzulänglich angesehen (vgl. 
Neubohn 1963, 40 ff.). - Die jüngere Entwicklung sei stichwortartig ergänzt: Die 
Anwendung des keynesianischen Instrumentariums, für die mit dem 1967 verab- 
schiedeten "Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft" 
die Grundlagen gelegt wurden, wirkte zweischneidig. Während davon einerseits 
konjunkturbelebende Effekte ausgingen, spannte andererseits die erhöhte Kredit- 
aufnahme der öffentlichen Hand den Kapitalmarkt an. Seit etwa 1973 gingen Bun- 
desbank und Regierung zu einer restriktiveren Geld- und Fiskalpolitik über. Den- 
noch mußte sich die sozialliberale Koalition Anfang der 80er Jahre den (schwer zu 
belegenden) Vorwurf gefallen lassen, daß die hohe Staatsverschuldung die Geldbe- 
schaffung der Privaten allzusehr einenge. Nach der Machtübernahme durch die 
konservativ- liberale Regierung unter Kohl 1982 wurden im Zeichen einer ange- 
botsorientierten Wirtschaftspolitik eine Reihe von Maßnahmen getroffen, die die 
Kapitalversorgung der Wirtschaft verbesserten. Jedoch gingen davon nicht, wie 
manche erhofft hatte, in gleichem Maße investitionsstimulierende Wirkungen aus. 



1) Eigene Berechnungen nach Pohl 1983, 27 f. 
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Es läßt sich nach dem vorhergehenden nur phasenweise - was regional und sektoral 
im einzelnen zu differenzieren wäre - ein allgemein 2 erhöhter Finanzierungsbedarf 
der Unternehmen feststellen, der durch Zuschüsse, Steuervergünstigungen, Beein- 
flussung des Kreditangebots u. a. m. öffentlich gemildert werden konnte. Daß den- 
noch auch zu Zeiten hoher Eigenkapitalfinanzierung oder günstiger Kreditangebote 
Unternehmen mit dem Wunsch nach individueller Förderung an öffentliche Kör- 
perschaften herangetreten sind, widerspricht dem nicht, da im Einzelfall immer 
auch abweichende Bedingungen zu unterstellen sind. 

4. 1.1.2 Zur Rolle der Sparkassen 

In unserem Zusammenhang werden vorwiegend solche Kreditfälle herangezogen, 
auf die öffentliche Verwaltungen Einfluß nehmen und dadurch gewerbefördernd 
tätig werden können. Dies betrifft im wesentlichen die Sparkassen. Ihre Vorgänger 
waren u. a. Leihekassen und Waisenkassen, bei denen schon in Einzelfällen gewisse 
Formen des Kreditgeschäfts ausgeprägt sind (vgl. Wysocki 1987, 168). Während als 
erste kommunale Institution die Spar- und Leihekasse von Göttingen, die 1801 ge- 
gründet wurde, gilt, sind staatliche Spar- und Leihekassen noch weiter zurückzu- 
datieren. Als eine der ersten wurde die lippische Spar- und Leihekasse 1786 ge- 
schaffen. Im preußischen Umland Lippes vollzog sich der Aufbau des Sparkassen- 
wesens, das durch das Sparkassenreglement von 1838 staatlich geregelt wurde, et- 
was später. Im Jahr 1839 existierten im Regierungsbezirk Minden erst zwei Spar- 
kassen, 1849 gab es bereits 6 und im Jahr 1869 14 solcher Institute (vgl. Wi- 
schermann 1984, 121). Es würde hier zu weit führen, die ostwestfälische Sparkas- 
sengeschichte im einzelnen nachzuvollziehen. Es sei allerdings noch darauf hinge- 
wiesen, daß eine Reihe von Neugründungen kleinerer Sparkassen - in Lippe auch 
auf der Ebene von Ämtern - seit Beginn dieses Jahrhunderts vielfach wieder zu 
größeren Einheiten zusammengefaßt wurden. So weist die lippische Sparkassenstati- 
stik von 1933 neben der Landesspar- und Leihekasse sieben Stadtsparkassen, fünf 
Kreissparkassen, eine Gemeindesparkasse und die Bösingfelder Spar- und Leihe- 
kasse aus (vgl. Wysocki/Wehrmann 1986, 279). Heute existieren in Lippe neben den 
beiden großen und zugleich weite Teile des Kreisgebietes abdeckenden Sparkassen 
Detmold und Lemgo kleinere städtische Sparkassen nur noch in Bad Salzuflen, 
Blomberg und Barntrup. 

Die Bindung zwischen Sparkassen und Kommunen bezieht sich v. a. auf die Haf- 
tung letzterer als Gewährträger, auf die Beschränkung des räumlichen Wirkungs- 
kreises der Sparkassen (Regionalprinzip) und die Mitwirkung des öffentlichen Ge- 



2) Die heutigen Förderungsangebote reagieren vorwiegend auf spezifische Bedarfe, z. B. die Finanzierung 
von Forschung und Entwicklung in kleineren und mittleren Unternehmen oder von Betriebsverlagerungen. 
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währträgers an ihrer Leitung. Neben der Wahl des Verwaltungsrates und der Be- 
stellung des Vorstandes ist in unserem Zusammenhang primär die Möglichkeit der 
öffentlichen Verwaltung, auf den Kreditausschuß und damit auf Kreditvergaben 
Einfluß zu nehmen, hervorzuheben. Dem Kreditausschuß, dem neben dem Haupt- 
verwaltungsbeamten bzw. dem Verwaltungsrats Vorsitzenden bei Zweckverbands- 
sparkassen auch ehrenamtliche Mitglieder aus den Kommunalparlamenten angehö- 
ren 3 , obliegt es, Kredite ab einer gewissen Grössenordnung zu bewilligen. Äquiva- 
lente Regelungen, in denen sich der öffentliche Charakter der Sparkassen wider- 
spiegelt, finden sich in ihrer historischen Entwicklung. So sah die lippische Leihe- 
kasse-Verordnung von 1786 vor, daß die Leihekasse von einer Kommission "unter 
Direction Vormundschaftlicher Kammer", i.e. der Rentkammer geführt werde 4 . 
Obschon staatlich, wurden in die Kreditvergabe durch die Leihekasse auch die in 
Lippe eine vergleichsweise starke Stellung besitzenden städtischen Magistrate ein- 
bezogen. Und zwar solle ein Kredit nachsuchender Bürger sich "erst bei seinem 
Magistrat melden, dieser dann das, und wie sein Gewerbe und sein öconomischer 
Zustand beschaffen, auch wie für jenes die Anleihe nützlich werde, zu Protokoll 
nehmen" und schließlich an die Leihekasse-Kommission weiterleiten 5 . Dieses Pro- 
zedere ist im Grundsatz bis über die Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus erhalten 
geblieben. Die Zuständigkeit der Leihekasse-Kommission blieb bis 1891 bestehen. 
An ihre Stelle trat ein neu eingerichtetes Kuratorium, das in Vorwegnahme der 
späteren Fusion sowohl für die Landessparkasse 6 als auch für die Leihekasse bei 
größeren Krediten Verantwortung trug (vgl. Wysocki/Wehrmann 1986, 217). 

Die Verbindung zwischen den Kommunen und den Sparkassen darf freilich nicht 
zu der Annahme verleiten, daß damit ökonomischen Interessen vermittelt über po- 
litische Gremien Tür und Tor geöffnet wurde und wird. Außerdem ist die kommu- 
nale Verwaltung des 19. Jahrhunderts ja noch vielerorts durch die ’alten’ Herr- 
schaftsstrukturen bestimmt. Beispielsweise wurde der Aufsichtsrat 7 der Kreisspar- 
kasse Lübbecke seit ihrer Gründung im Jahre 1857 bis ins 20. Jahrhundert hinein 
von Rittergutsbesitzern im Amte des Landrats geleitet, und im weiteren Mitglie- 
derkreis des Gremiums finden sich fast ausschließlich Grundbesitzer und Pächter 
(vgl. Sparkasse Minden-Lübbecke 1980, 43). 



3) Die Ausführungen beziehen sich auf Nordrhein -Westfalen. . 

4) Leihekasse-Verordnung vom 13.3.1786, Punkt 19; StA Dt L 77 A Nr. 2785. 

5) Ebd., Punkt 14. 

6) Die Landessparkasse war aus der 1804 gegründeten Leihebank hervorgegangen. 

7) Die genaue Bezeichnung lautet: Kommission zur Beaufsichtigung der Verwaltung der Kreis -Sparkasse. 





Einführung 



71 



Neben der Sparförderung und der Finanzierung kommunaler Ausgaben stellt die 
gewerbliche Kreditvergabe vor allem für kleinere und mittlere Unternehmen - die 
Befriedigung größerer Kreditbedürfnisse ist nicht zuletzt eine Frage des Geschäfts- 
volumens - eine wesentliche Aufgabe der Sparkassen dar 8 . Auch dieses Element 
findet sich schon in der Gründerzeit. So wurde beispielsweise die Einrichtung der 
Kreissparkasse Herford im Jahre 1847 vor dem Hintergrund der Textilkrise mit 
dem Ziel vorgenommen, sowohl die Lage der notleidenden Spinner und Weber zu 
verbessern als auch Kredite für die örtliche Wirtschaft in der beginnenden Indu- 
strialisierung bereitzustellen (vgl. Allgeier 1987, 61). Und im bereits erwähnten 
Statut der lippischen Leihekasse von 1786 findet sich der Auftrag an dieses Insti- 
tut, 



"denen Manufacturisten, die Landesproducte verarbeiten, und solchen Profes- 
sionisten, die auch fürs Ausland arbeiten und Geld herein bringen, sowol aufm 
Land als in den Städten, zum Heben ihrer Gewerbe, immer und zu der Zeit 
besonders, worin sie auf Gelegenheiten zum großem Gewinn treffen, Anleihen 
gegen zureichende Sicherheit" 

zu verschaffen 9 . Inwieweit die allgemeinen Zwecksetzungen Wirklichkeit wurden, 
läßt sich anhand der verfügbaren Daten nicht mit Sicherheit feststellen. Immerhin 
sprechen die Statistiken teils von einer starken Expansion der Personalkredite, hin- 
ter denen in nicht unbedeutendem Maße gewerbliche Kredite vermutet werden 
können (vgl. Allgeier 1987, 62 f.). Gänzlich auf die Studie von Einzelfällen ist man 
verwiesen, wenn man den tatsächlichen Einfluß öffentlicher Stellen außerhalb der 
Sparkassen zur Förderung der Kreditvergabe an einzelne Unternehmen untersuchen 
will. Weiter unten finden sich solche Fallbeispiele. Sie belegen nicht nur entspre- 
chende weitgehend formell abgesicherte Interventionen, sondern verweisen auch 
auf die Relevanz der Kreditentscheidungen im lokalen gewerbepolitischen Kontext. 
Es ist nicht abwegig, daß die Nutzung der Sparkassen als ein regional- strukturpoli- 
tisches Instrument immer wieder gefordert wird (vgl. etwa Maußner/Kalusche 
1982). 

Neben den Kreditvergaben bietet die Bestimmung über die Verwendung von Spar- 
kassengewinnen die Möglichkeit, politische Aspekte einzubringen. Aber nicht vor- 
dringlich die wirtschaftsnahe Infrastruktur mit einzelbetrieblichen Bezüge, sondern 
diverse andere Projekte finden sich aus den Überschüssen finanziert. Darunter sind 
Schwimmbäder, Bibliotheken u. a. m. So beschloß der Herforder Kreisausschuß 



8) "Die Kreditversorgung dient vornehmlich der Kreditausstattung des Mittelstandes sowie der wirtschaft- 
lich schwächeren Bevölkerungskreise." (Ausschnitt aus § 3, Sparkassengesetz Nordrhein- Westfalen) 

9) Leihekasse-Verordnung vom 13.3.1786; StA Dt L 77 A Nr. 2785. 
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Zuschüsse für den Eisenbahnbau, für Hafenbauten, Kleinbahnen und Kreis- 
straßen 10 . Direkte Zuschüsse an Unternehmen sind selten, aber es finden sich im- 
merhin solche für kommunale Unternehmen wie etwa das Elektrizitätswerk 
Minden-Ravensberg (vgl. Kap. 4. 3. 3. 2). 

4. 1.1. 3 Finanzhilfen durch Staat und Kommunen 

Finanzielle Hilfen durch die öffentliche Hand an einzelne Unternehmen sind zu 
allen Zeiten seit dem Merkantilismus üblich gewesen. Es stellt sich hier die Frage 
nach den finanziellen Ressourcen, die erst die Möglichkeit zu solcher Art Förde- 
rung eröffnen. Das Thema der Finanzierbarkeit von Förderungsmaßnahmen weist 
insofern über dieses Kapitel hinaus, da damit auch Fördermaßnahmen impliziert 
sind, die nicht allein im direkten Geldtransfer, sondern auch aus betriebsnahen In- 
frastrukturmaßnahmen bestehen. Dennoch soll aus darstellungslogischen Gründen 
diese Frage hier behandelt werden. Generell ist es dabei notwendig, zwischen Staat 
und Kommunen zu unterscheiden. 

Es scheint, daß die finanziellen Ressourcen als limitierender Faktor in der einzel- 
betrieblichen Förderung durch den Staat in dem hier betrachteten Zeitraum eine 
geringe Rolle spielen. Das hängt damit zusammen, daß sich der Staat mit der be- 
ginnenden Industrialisierung immer mehr auf die Schaffung allgemeiner Rahmen- 
bedingungen konzentrierte und sich damit das Schwergewicht allgemein zu Ungun- 
sten der einzelbetrieblichen Förderung verschob. Die aufzuwendenden Mittel, wie 
sie etwa im 19. Jahrhundert durch den Bielefelder Gnadenfonds (vgl. Kap. 4.1.2.10) 
repräsentiert sind, stellen im Vergleich zu den Gesamtetats nur eine verschwin- 
dende Summe dar, wie auch allgemein Subventionen seit dem beginnenden 19. 
Jahrhundert an Bedeutung verlieren (vgl. Borchardt 1972, 51, und Fischer 1972, 
294). Diese Feststellung gilt es allerdings in dreierlei Hinsicht zu relativieren: Zum 
einen sind die staatlichen Ressourcen zur Größe des einzelwirtschaftlichen Förde- 
rungsbedarfs in Beziehung zu setzen, der im Einzelfall durchaus ein Ausmaß an- 
nehmen kann, das die Möglichkeiten der heranzuziehenden öffentlichen Einheit 
übersteigt. Zum anderen ist die Größe der staatlichen Einheit zu berücksichtigen: 
Ein kleines Land wie Lippe vermochte nicht im gleichen Maße großen industriellen 
Projekten komplementäre Leistungen zu erbringen wie Preußen. Schließlich können 
wir den staatlichen Etats und speziellen Fonds und Kassen nur den offiziellen Teil 
der Förderung entnehmen, aus dem die einzelbetriebliche zumeist gar nicht exakt 



10) Sehr, des Kreisausschusses Herford an den Regierungspräsidenten in Minden v. 22.12.1908; StA Dt M 1 
I B Nr. 219. 
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herauszulösen ist, nicht jedoch all die Formen verdeckter Hilfen 11 , die gleichwohl 
die öffentlichen Kassen beanspruchen. - In die Betrachtung einzelbetrieblicher 
staatlicher Förderung sind außerdem zu einem kleineren Teil jene Subventionen 12 
einzubeziehen, deren Vergabemodus es unteren Verwaltungen erlaubt, bis zu einem 
gewissen Grad die Hilfen betriebsspezifisch einzusetzen. Dazu zählt heute etwa ein 
Teil der Forschungs- und Existenzgründungsförderung; Wirtschaftsförderungsämter 
und Sparkassen spielen hier zuweilen eine über die passive Vermittlung weit hi- 
nausgehende Rolle bei der Akquisition von Fördermitteln. 

Die in Bezug auf staatliche finanzielle Förderung gemachten Ausführungen können 
zum Teil auf die kommunale Ebene ausgedehnt werden. Jedoch stellt sich hier das 
Problem finanzieller Engpässe stärker. Erst im Urbanisierungsprozeß wuchsen die 
größeren Kommunen zu leistungsfähigen Einheiten heran, die über die allgemeine 
Daseinsvorsorge und Schaffung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen hinaus die 
Existenz- und Wachstumsbedingungen einzelner Unternehmen wirksam zu unter- 
stützen vermochten. 

Eine weitere Besonderheit kommunaler Gewerbeförderung ist die enger geknüpfte 
Kausalkette zwischen den öffentlichen Einnahmen und dem Wohlergehen der loka- 
len Wirtschaft, das vielfach von wenigen Unternehmen abhängt. Fiskalische Motive 
zur Gewerbe förderung lassen sich im Grundsatz über den ganzen Untersuchungs- 
zeitraum hinweg feststellen, wobei teils direkt über die Gewerbesteuer, teils 
indirekt über andere Steuern, deren Ertrag vom Wirtschaftsgeschehen abhängig 
war, Anreize ausgingen. Diese Rückkoppelung zwischen öffentlichen Leistungen 
und Einnahmen wird in der Steuertheorie unter der Bezeichnung "Äquivalenzprin- 
zip" diskutiert. Der preußische Finanzminister Miquel legte das Prinzip eines 
möglichst den individuellen Verhältnissen entsprechenden Ausgleichs zwischen 
öffentlichen Leistungen und privaten Abgaben ausdrücklich dem Steuerreformwerk 
der 1890er Jahre zugrunde. 

In Preußen war die Gewerbesteuer nach dem Edikt von 1810 als Staatssteuer kon- 
zipiert worden; die Miquelschen Reformen der 1890er Jahre verwandelten sie in 
eine reine Gemeindesteuer 13 . Unabhängig davon genossen die Städte seit der Ein- 
führung der Städtefreiheit sehr große Spielräume in Erlaß und Ausgestaltung der 



11) Dazu zählen beispielsweise Grundstücksverkäufe der öffentlichen Hand unter dem Marktpreis an an- 
siedlungswillige Unternehmen. 

12) Hier ist der allgemein gebräuchliche, finanzwissenschaftliche Begriff der Subvention gemeint, der Sub- 
ventionsäquivalente im Medium des Rechts, wie sie gelegentlich als "Verordnungssubvention" tituliert wer- 
den, unberücksichtigt läßt (vgl. Albrecht/Thormählen 1985, Andel 1977, Hochdörffer 1930). 

13) In Baden, Bayern und Württemberg blieb sie eine Landessteuer, zu der die Gemeinden Zuschläge erhe- 
ben durften (vgl. Elsner 1979, 112). 
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Steuern, die allerdings sukzessive abgebaut wurden. Einen nachhaltigen Einschnitt 
in die kommunale Einnahmesicherung brachte die Erzbergersche Finanzreform 
1919/20, die, ganz im Zeichen der kriegsbedingten öffentlichen Verschuldung ste- 
hend, die Gewerbesteuer wieder verstaatlichte und darüber hinaus die kommunalen 
Finanzspielräume einengte. Die Gemeinden besaßen ein Zuschlagsrecht und in eini- 
gen Ländern wurde ihnen die Ertragshoheit an der Gewerbesteuer völlig überlas- 
sen. Nach 1945 bedeutete die Gewerbesteuer als eine der wichtigsten kommunalen 
Einnahmequellen eine gar nicht zu unterschätzende Triebkraft der Wirtschaftsför- 
derung. Das ist mit einigen Zahlen zu verdeutlichen: Während 1929 die Gewerbe- 
steuer 21,8 % am gemeindlichen Steueraufkommen ausmachte, betrug ihr Anteil 
1960 77,1 %, stieg 1969 sogar auf 81,7 % um sich dann aufgrund der Gemeindefi- 
nanzreform von 1969 und einiger Umgestaltungen auf Werte um 40 % einzupen- 
dein. 14 

4.1.2 Historische Fallstudien 15 

4. 1.2.1 Zuckerfabrik Weddigen, Minden, 1829-1833 

Ende des Jahres 1829 wurde Minden von einer Feuersbrunst heimgesucht. Der 
Chronist berichtet: "Die in der Marienstraße gelegene Zuckerfabrik von Weddigen 
war in Brand geraten, und da bei der großen durch die brennenden Zuckervorräte 
hervorgebrachten Glut und der strengen Kälte das Löschen unmöglich gemacht 
war, so mußte sich die Hilfe darauf beschränken, die nebenstehenden Gebäude zu 
schützen, was auch mit vieler Anstrengung gelang." (Schröder 1883, 691) Die ver- 
ursachten Schäden gefährdeten die Existenz dieses Unternehmens. Im Mai 1833 
wandte sich der Mindener Gemeinderat an den Oberpräsidenten Vincke in Mün- 
ster, der nach Rücksprache mit dem Finanzminister die Bewilligung einer staatli- 
chen Unterstützung für die Fa. Weddigen in Aussicht stellte. Er machte sie aller- 
dings davon abhängig, daß sämtliche Gläubiger versicherten, "zu einer rücksichts- 
und nachsichtsvollen Behandlung" bereit zu sein. Außerdem verlangte Vincke "die 
Nachweise der Sicherung der Steuerschuld bei Bewilligung von Zahlungs Fristen, 
sowie des vorhandenen hinlänglichen Fonds zur Fortsetzung des Betriebes der 
Fabrik”. 16 



14) Zahlen nach Milbradt 1985, 128; vgl. außerdem Hansmeyer 1973, Elsner 1979 und Raacke 1962. 

15) Weitere Hinweise auf Geld als Förderinstrument finden sich in den Fallstudien 4. 2. 2. 2, 4.4. 2. 2, 4.4. 2.3, 4 
5.2.2, 4. 5. 2.3, 4. 5.2.4, 4.6.2. 2, 4.8.2. 1, 4.8. 2.2, 4.8.2.4, 4.9.2.3, 4.9.2.4, 4.9.2.6, 4.9.2.7, 4.9.2.12, 4.9.2.13 und 



16) Vincke an den Rat, Sehr. v. 20. 5.1833; StA Mi, E 371. 
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Daß der in Münster residierende Oberpräsident Vincke eingeschaltet wurde, mag 
mit alten Bindungen zu tun zu haben: Vincke stammte aus Minden 17 . Dagegen 
übernahm die Mindener Regierung, Abteilung des Inneren, im weiteren Verlauf 
die Aufgabe, die Bedingungen der Unterstützungsleistung zu kontrollieren. Sie be- 
kundete desweiteren ihre positive Einstellung, "im Interesse der Stadt und der Um- 
gegend" sich für die Betriebserhaltung der Firma einzusetzen 18 . 

4. 1.2.2 Leinenwerberei Schnasse, Lage, 1835 

Erste Ansätze zur fabrikmäßigen Leinenweberei in Lippe sind aus den 1830er Jah- 
ren dokumentiert. 1835 wandte sich der Inhaber einer Leinenweberei in Lage, Au- 
gust Schnasse, mit der Bitte um ein Darlehen von viertausend Reichstalern an die 
lippische Regierung. Nachdem der Betrieb seit seiner Gründung vor zwei Jahren 
laufend expandiert habe, wolle er nun ein neues Gebäude errichten, in dem anstelle 
der jetzt 7 Webstühle 18 untergebracht werden könnten. Neben den Anlagen bot 
Schnasse sein ganzes Vermögen als Sicherheit. Auf die allgemeine Wohlfahrt ver- 
weisend warb er um sein Unternehmen: 

"Durch die Förderung dieser Anlage wird zugleich das öffentliche Interesse 
einiger Maaßen gefördert. Sie ist der erste Versuch, die Linnenweberei fa- 
brikmäßig zu treiben, und sollte derselbe Nacheiferung finden, so läßt sich da- 
von einiger Aufschwung für diesen Industriezweig erwarten. Schon jetzt kann 
ich mit Bestimmtheit nachweisen, daß die 7 Weber, welche ich in meiner An- 
stalt verwende, ich ohne diese ihnen dargebotenen Gelegenheit mit der Lin- 
nenweberei nicht beschäftigt haben würden. Vielmehr würden sie, bei dem 
Mangel eines passenden Locals und auch des zur Anschaffung der Materialien 
erforderlichen Geldes, sich mit Tagelöhnerarbeit kümmerlich haben durch- 
schlagen müssen." 19 

Die lippische Regierung wandte sich an den Magistrat zu Lage mit einem Aus- 
kunftsersuchen zur Person des Schnasse, Erfolg des bestehenden und Aussichten 
des geplanten Betriebes sowie sein Vermögen. Außerdem solle er den Unternehmer 
zu ergänzenden Informationen über die Finanzplanung veranlassen. 20 Die Aus- 
künfte des Magistrats über Betrieb und Unternehmer fielen durchweg sehr positiv 



17) Als weiteres Beispiel der Bindung Vinckes an seine Heimatstadt nennt Schröder (1883, 692) die Stiftung 
eines "Säkularfonds, aus dem Schüler des Gymnasiums eine Unterstützung erhalten sollten." 

18) In einem Schreiben der Mindener Regierung an Bürgermeister Kleine v. 15.6.1833 wird an die Erfüllung 
der von Vincke genannten Bedingungen erinnert; StA Mi, E 371. 

19) Sehr. A. Schnasse an die lippische Regierung, eingeg. 2.5.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

20) Der Bericht solle baldigst erfolgen, da die Regierung mangels eigener Finanzmittel gegebenenfalls noch 
mit der Leihekasse "in Communication treten" müsse. Sehr. v. 5.5.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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aus. Es war ihm Einsicht in die Geschäftsbücher gewährt worden, um ihm u. a. die 
Möglichkeit zu geben, den Kapitalbedarf für die Erweiterung selbst im Detail zu 
ermitteln. Die Verarbeitung feinen Leinengarns könne sich auf die Produktion in 
Lage und Umgebung stützen und umgekehrt diese anregen. "Der gute Erfolg zeigt 
sich schon jetzt und ist daher die Beförderung des Unternehmens auch für den 
hiesigen Flecken wünschenswerth." Der Magistrat unterstützte daher das Darlehens- 
gesuch 21 und fand Wohlwollen bei der Regierung: 

"Durch das Unternehmen des Supplicanten wird zwar kein neuer Ort der Fa- 
brication eingeführt, indeß ist nicht zu verkennen, das dasselbe, wenn es guten 
Fortgang hat, die im Bericht des Magistrats angedeutete gute Rückwirkung auf 
Flachsbereitung und Spinnerei äußern wird..." Da das Leinengewerbe an sich 
gefördert werden solle, wäre dem "Supplicanten durch Bewilligung eines Dar- 
lehens zu geringem Zinsen" zu helfen. Dafür müsste "vollständige hypothe- 
karische Sicherheit" und eine Bürgschaft geleistet werden. 22 

Den vorliegenden Schriftwechseln nach zu urteilen, wurde die Leihekasse nicht 
direkt von der lippischen Regierung, sondern von der Rentkammer eingeschaltet. 
Der Stellungnahme der Leihekasse sind nicht nur pragmatische Argumente zu ent- 
nehmen, sondern auch gewissermaßen die 'Philosophie’ dieser Institution in ihrer 
Verbundenheit mit dem Fürstenhaus. Sie sind in den Darlegungen der ’Leihecasse- 
Commission’ enthalten, die auf die Bekundung, grundsätzlich zu dem gewünschten 
Darlehen bereit zu sein, folgen: 

"Dagegen geht die Ansicht der Commission dahin, daß das Unternehmen des 
Supplicanten, wenn gleich an sich löblich und beachtenwerth, doch nicht der 
Art sey, daß besondere Unterstützung und pecuniaire Opfer von Seiten des 
Staats dafür in Anspruch genommen werden könnten. Es ist, wie auch schon 
von Fürstlicher Regierung bemerkt wird, von keiner neu einzuführenden, son- 
dern von einer, soweit es der Absatz nur gestattet, im besten Gange befind- 
lichen, Fabrication die Rede, und ob die von dem Supplicanten anzunehmen- 
den 18 Weber in dessen Fabrik oder in eigener Arbeit beschäftiget sind, 
scheint um so weniger von großer Bedeutung, als bekanntlich das Loos der Fa- 
brikarbeiter im allgemeinen nicht sehr beneidenswerth zu seyn pflegt, und 
wohl mit Recht anzunehmen ist, daß die meisten von jenen ohnehin dem We- 
ber-Geschäfte obliegen und vielleicht nur wenige, ohne die Enterprise des 
Supplicanten, sich durch Taglohnen oder andere Arbeiten zu ernähren suchen 
würden. Daß das Unternehmen zunächst auf den eigenen Gewinn des Suppli- 
canten berechnet ist, darf allerdings nicht als ein Gegengrund angeführt wer- 



21) Sehr. d. Magistrats von Lage, gez. v Cölln (es dürfte sich um ein Mitglied der von Steinbach (1976, 158) 
als aufgeklärt -liberalen Bürgerfamilie gehandelt haben), v. 23.5.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

22) Sehr, der lippische Regierung an die fürstl. Kammer v. 2.6.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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den, da solches ohnstreitig bey allen solchen Enterprisen von Privat- Personen 
mehr oder minder der Fall ist. Sehr zu berücksichtigen dürfte aber seyn, daß 
die Fabrik schon besteht und nicht erst mit Risiko unternommen werden soll, 
Supplicant sie vielmehr ausdehnen will, weil er sich, nach gemachten Erfah- 
rungen und angestellten Berechnungen, davon einen vergrößerten Gewinn 
verspricht. Der Aufmunterung bedarf es hiernach also nicht, denn sie liegt 
schon in der Aussicht auf berechneten und erfahrungsmäßigen Gewinn . Und 
dieser braucht auf Kosten des Staats nicht noch vermehrt zu werden." 23 

Schließlich riet die Leihekasse-Kommission der Kammer noch zum normalen Zins 
von 4 1/6 Prozent, bei Ermäßigung maximal 3 1/2 Prozent, dem Satz für Kapital- 
aufnahme bei dem Geldinstitut. Jene schloß sich der Meinung an, daß es sich nicht 
um ein förderungswürdiges Unternehmen handele. Es sei deshalb "die Gewährung 
des Gesuches schon der Consequenz wegen nicht räthlich". Den Rat der Kammer 
an die lippische Regierung, dem "Bürger Schnasse" viertausend Reichstaler zu vier 
Prozent in Aussicht zu stellen, wozu sich dieser auf "gewöhnlichem Wege" an die 
Leihekasse wenden solle 24 , befolgte diese 25 . 

Die Unterlagen dokumentieren eine erstaunliche Verkehrung der Rollen im Ver- 
gleich mit der später auf unterer Ebene der Verwaltung eingespielten Aufgaben- 
verteilung. Während der Magistratsbeauftragte von Lage auf mehreren Seiten der 
finanziellen Seite der Unternehmensplanung detailliert nachgegangen war, verliert 
die Leihekasse-Kommission über diese betriebswirtschaftlichen Aspekte kein Wort. 
Sie ist es - nicht die Kammer oder die Regierung -, die in eine grundsätzliche Er- 
örterung des Unternehmensgewinns und den Vergleich zwischen traditioneller 
Hausarbeit mit Fabrikarbeit eintritt. Daß sie dabei antikapitalistische Ressentiments 
gegen private ’Enterprisen’ bloßlegt, zeugt davon, wie wenig bei der Leihekasse zu 
dieser Zeit noch das Selbstverständnis als Geldinstitut entwickelt war. Oder sollten 
die abwertenden Bemerkungen über das Unternehmen ein raffinierter Trick gewe- 
sen sein, der in vorkapitalistischen Traditionen und Interessen verwurzelten Kam- 
mer einen hohen Zinssatz schmackhaft zu machen? Immerhin konnte die Leihe- 
kasse seine Festsetzung nicht autonom verfügen - Darlehensgewährung war eine 
politische Angelegenheit. 



23) Fürstl. Lipp. Leihecasse- Commission an die Fürstl. Cammer v. 15.6.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

24) Sehr, der Kammer an die Regierung v. 28.6.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

25) Sehr, der lippische Regierung an Schnasse v. 30.6.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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4.1.2.3 Borchard und Flake, Textilfabrik, Lemgo, 1835-1836 

Das Kreditersuchen, das die Lemgoer Zeugmacher A. Borchard und H. Flake 1835 
stellten, wirft auch Licht auf die damaligen technischen und Transportprobleme. 
Da ihnen das einheimische Garn zur Coating- und Flanell- Herstellung zu uneben 
war, gedachten sie den Spinnvorgang mithilfe einer neuen Maschine in eigener Re- 
gie auszuführen. Ein Maschinenbauer aus dem Harz unterbreitete ein entsprechen- 
des Angebot über ein Sortiment von zu kombinierenden Maschinen, darunter eine 
Feinspinnmaschine mit 60 Spindeln, zum Preis von 347 Reichstalern. Sollte er selbst 
die Maschinen installieren und die Arbeiter darauf anlernen, so habe er zusätzlich 
pro Tag - "in 3 Tagen kann man die Reise wohl machen" - 3 Reichstaler zu erhal- 
ten. Außerdem verlangte er, "da ich nun nicht das Vergnügen habe Sie näher zu 
kennen", 8 bis 10 Louisdor 26 als Vorschuß. 27 Aufgrund der Kostenerwartung 
wandten sich Borchard und Flake nun an den Lemgoer Magistrat, das Ersuchen um 
ein Darlehen von 400 Reichstalern, zinsfrei auf 5 Jahre, an die fürstliche Regie- 
rung weiterzuleiten 28 . Diese bat die Rentkammer und die Leihekasse-Kommission 
um eine positive Stellungnahme, da das "Unternehmen um so mehr unterstützt zu 
werden verdient, als der städtische Gewerbfleiß in Folge der Zeitverhältnisse dar- 
niederliegt" 29 

Das Darlehen wurde von höchster Stelle unter Sicherheitsvorbehalt bewilligt: 

"Da nun Serenissimus geruhet habe, das in Antrag gekommene Darlehn von 40 
rtl. aus der Leiecasse auf 5 Jahr zinslos zu bewilligen, wenn die Anleiher ge- 
hörige Sicherheit dafür zu stellen vermögen, so wolle Fürstliche Regierung we- 
gen Erledigung dieses Erfordernisses und Aufnahme der Schuldverschreibung 
das Geeignete an den Magistrat zu Lemgo verfügen und denselben gefällig an- 
weisen, daß er sich mit seinen weitern Anträgen" 30 an die Leihekasse zu wen- 
den habe. 

Die Leihekasse-Kommission, die den fürstlichen Entscheid wohl mitberaten hatte, 
hatte zuvor noch eine Auskunft über eine andere Baumwollzeug-Fabrik eingeholt, 
um die Aussichten des Lemgoer Unternehmens besser einschätzen zu können. Vom 



26) Der Louisdor war eine französische Goldmünze. 

27) Angebot von F.L. Schöttler v. 23.2.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

28) Sehr. d. Magistrats von Lemgo an die fürstliche Regierung v. 5.3.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

29) Fürstliche Regierung an die Kammer v. 17.3.1835 ; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

30) Rentkammer an fürstliche Regierung v. 15.5.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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dortigen Magistrat verlangte sie eine Gewähr darüber, daß das Darlehen nach 
Fristablauf tatsächlich zurückgezahlt werden könne. 31 

Das Entgegenkommen von Regierung und Rentkammer bei diesem Darlehensgesuch 
ist nicht zuletzt deswegen bemerkenswert, weil in dem betreffenden Betrieb Baum- 
wolle verarbeitet werden sollte. Auf diese Tatsache wurde allerdings nicht aus- 
drücklich Bezug genommen, vermutlich weil keine unmittelbare Konkurrenz zum 
traditionellen Leinengewerbe zu befürchten war. Dieser Umstand trug mit dazu 
bei, daß einem dem Darlehensgesuch nach wenigen Monaten folgender Antrag auf 
die Konzessionierung von Webstühlen ohne viel Aufhebens entsprochen wurde. Wie 
in den meisten Gesuchen dieser Zeit argumentierten die Antragsteller merkantili- 
stisch, indem sie auf den ihrer Meinung nach sehr wichtigen Punkt hinwiesen, daß 
durch ihre Fabrik nun Güter produziert wurden, die bisher aus dem Auslande im- 
portiert werden mußten 32 . 

4.1.2.4 Colbrunn, Textilfabrik, Lemgo,, 1836-1851 

Wie in Bielefeld und Umgebung finden sich auch im Land Lippe in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts erste Ansätze zur Einführung mechanischer Massenpro- 
duktionsverfahren. Wie Tiemann (1929) ausführlich beschrieben hat, standen ihnen 
hier vielfache Beschränkungen - Regalienabgaben, kurzfristig zu erneuernde Kon- 
zessionen u. a. - entgegen. Dennoch läßt sich die Haltung der lippischen Herrschaft 
und insbesondere der lippischen Regierung, die gegenüber dem Fürstenhaus und 
der Rentkammer das 'progressive’ Element verkörperte (vgl. ebd., 57; Steinbach 
1976, 387), nicht auf eine pauschale Ignoranz gegenüber dem technischen Fort- 
schritt verkürzen. Im Gegenteil zeugt die im folgenden beschriebene Förderung der 
Colbrunnschen Spinnerei und Weberei 33 durchaus von Interesse an der Einführung 
fabrikindustrieller Methoden. Der Ökonomie-Assessor Eduard Colbrunn hatte einen 
Teil des Gutes Brake erworben und in seiner Textilfabrik unter anderem Baum- 
wolle, die seinerzeit den Siegeszug gegen den einheimischen Flachs angetreten 
hatte, verarbeitet. 1836 wurde die lippische Regierung auf dieses Unternehmen 
aufmerksam und ließ sich von dem Regierungsrat Wippermann Bericht erstatten: 

"Dieses Zeug (gemeint ist Gewebe mit Baumwoll-Beimengung; Anm. d. Verf.), 
nicht so schmutzend, geschmeidiger, mannigfacher, wohlfeiler als Gewebe aus 
ungefärbtem Flachsgarn, fängt die Mode an, es sowohl in Mexiko als Südame- 



31) Leihekasse-Kommission an Rentkammer v. 7.5.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

32) Konzessionierungsgesuch des Borchard o. Datum und Erlaubniserteilung der Regierung v. 5.1.1836; StA 
Dt, L 77 A Nr. 4538. 

33) Die Darstellung stützt sich soweit nicht anders vermerkt auf Süvern 1960, 145 ff. 




80 



Monetäre Hilfen 



rika, vorzüglich aber auf Schiffen ... zu Kleidungsstücken zu substituiren, da- 
her die jetzt starke Nachfrage danach. Hat diese nun auch schon mehrere Ge- 
schäftsmänner im Lande ... zu gleicher Produktion auf gereizt, ... so ist doch 
unstreitig Colbrunn der erste und rascheste Beförderer der Unternehmung. 
Colbrunn hat auch das Färben des Garnes selbst vorgenommen und kann da- 
durch die Sache unabhängiger, rascher und schwunghafter als andere betrei- 
ben." 

Die lippische Regierung war von dieser innovativen Unternehmung sehr angetan 
und sagte, teils gegen den Willen der Lemgoer Färberzunft, die ihre Privilegien 
gefährdet sah, Unterstützung zu. Für die Fabrikation von Segeltuch, das bis Le 
Havre exportiert wurde, erhielt Colbrunn vom Fürsten ein Patent. Nach Erweite- 
rung der Produktion beschäftigte er für die Herstellung bunter Linnen zeitweise 
500 Weber im ganzen Land und war der stärkste Käufer an der Lemgoer Legge. 

Besonders vorteilhaft mußte es der lippischen Regierung erscheinen, daß der Un- 
ternehmer eine Großbleiche einrichtete, die er von einem englischen Fachmann 
leiten ließ. Denn gerade das Fehlen qualitativ hervorragender Bleichen im Lande 
hatte dazu geführt, daß lippisches Leinen in Bielefelder Bleichen weiterverarbeitet 
und anschließend vom Bielefelder Handel vermarktet wurde (vgl. auch Schieren- 
berg 1914, 97). Kapitalbildung auf Basis des einheimischen Leinengewerbes wurde 
damit unterlaufen. Nun aber konnte Linnen in Brake gebleicht, appretiert und zum 
Versand fertig gemacht werden. Dem sich so um die Wirtschaftskraft verdient 
machenden Unternehmer Colbrunn gab die Regierung 10 000 Taler als Darlehen 
mit einer Laufzeit von 15 Jahren und mit 2 % verzinst. Es folgte ein Ausbau des 
Werks um eine Bleich- und Appretieranstalt für Damaste und feine Linnen sowie 
einer Weberei für Drell. 1846 waren 44 Webstühle und 53 Maschinen aufgestellt 
und die örtlichen Handwerker - Kamm- und Bürstenmacher, Zimmerleute, Tisch- 
ler, Schmiede - mit diversen Aufträgen versehen (vgl. Süvern 1960, 145 f.). Ein 
weiterer Antrag Colbrunns 1843 um die Gewährung eines Darlehens von 20.000 
Reichstaler wurde teilweise erfüllt (vgl. Tiemann 1929, 105 f.). 

Zur Anstellung eines schottischen Bleichmeisters erhielt 1843 Colbrunn 500 
Reichstaler als Zuschuß aus der Landeskasse. An die Förderung, die im Landtag 
behandelt worden war 34 , war die Bedingung geknüpft, das schottische Bleichver- 
fahren nicht als Betriebsgeheimnis zu wahren, sondern "eintretenden Falls ... die 
hiesigen Bleicher in dem schottischen Verfahren zu unterweisen" 35 . Außerdem for- 



34) Gutachten v. 24.1.1843 und Niederschrift über die Entscheidung des Landtages v. 29.1.1843; StA Dt, L 
77 A Nr. 4538. 

35) Niederschrift über die Entscheidung des Landtages v. 29.1.1843; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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derte die Regierung Colbrunn auf, über die Arbeit des Bleichmeisters und allge- 
mein über die Ergebnisse des schottischen Bleichverfahrens Bericht zu erstatten 36 . 
Die seinerzeit moderne Anlage zog u. a. auch das Interesse des kurhessischen Han- 
dels- und Gewerbs-Yereins auf sich, dessen Bitte, einen "kurhessischen Untertha- 
nen zur Erlernung des zu Brake in Anwendung gebrachten Bleichverfahrens zuzu- 
lassen" 37 , entsprochen wurde 38 . 

Colbrunn engagierte sich nicht nur auf dem Textilsektor, sondern zeigte sich auch 
anderweitig als ein technisch aufgeschlossener und rühriger Unternehmer. 1842 
richtete er eine Eingabe an die lippische Regierung auf Erteilung eines Patents für 
die Fabrikation von Torf-Asphalt. Das aus Torf herzustellende Produkt sei dem 
herkömmlichen Asphalt in punkto Dauerhaftigkeit und Elastizität überlegen. Breite 
Anwendungsmöglichkeiten im Straßenbau, Dachbedeckung, Schiffsbekleidung und 
anderswo sowie seine vergleichsweise billige Herstellung stellte Colbrunn als 
förderungswürdige Merkmale heraus. 39 Die Regierung wandte sich wegen der Pa- 
tenterteilung mit der Bitte um Begutachtung an die Kammer 40 , deren Antwort im 
Grundsatz positiv ausfiel. Das Produkt könne "von sehr großem Nutzen seyn, ob 
aber die Erfindung ganz neu sey, vermag die Cammer mit Bestimmtheit nicht an- 
zugeben, bezweifelt dieß vielmehr, da schon frühere Anzeigen über selbige vor- 
gekommen seyn sollen" 41 . Ohne zu entscheiden, erinnerte die Rentkammer die Re- 
gierung an die Beschaffung der letzten Jahrgänge eines diesbezüglich "gediegenen 
Journals, welches in solchen Fällen in der Regel zuerst Auskunft ertheilt", für die 
Bibliothek. 

Die Exporterfolge und die Achtung, die Colbrunns Textilprodukte auf Ausstellun- 
gen erringen konnten, wurden durch die krisenhafte Entwicklung in den Jahren 
vor der Jahrhundertmitte ernsthaft gefährdet. Colbrunn mußte die Produktion ein- 
schränken, und die Regierung versagte weitere Zuschüsse. Vermutlich mit in Re- 
aktion auf das Ausbleiben staatlicher Hilfen entwickelte sich Colbrunn zu einem, 
die örtliche demokratische Bewegung gegen die Regierung anführenden Politiker, 
welche nun, wie zu erwarten, erst recht Hilfen für das Werk verweigerte. Nach 
dem Sieg der Reaktion wurde Colbrunn 1851 der Prozeß gemacht, er verließ das 
Land, die Fabrikanlagen verfielen. 



36) Sehr. v. 28.3.1843 an Colbrunn; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

37) Sehr, des kurfürstl. Handels- und Gewerbs-Vereins, Cassel, v. 29.6.1843, an die lippische Regierung; 
StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

38) Antwortschreiben der lippische Regierung v. 11.7.1843; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

39) Colbrunn in Eingaben an die fürstliche Regierung v. 5.9.1841 und 7.9.1841; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

40) Sehr. v. 19.9.1842; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

41) Sehr, der Rentkammer an die Regierung v. 15.10.1842; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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Die realen Erfolgsaussichten des Unternehmens, hätte es nicht ein politisch be- 
dingtes Ende genommen, seien hier nicht zum Gegenstand einer Spekulation ge- 
macht. Hervorzuheben ist die positive Anteilnahme und tatkräftige Förderung, die 
ihm durch die lippische Regierung widerfuhr, die ansonsten im Spiegel der neueren 
Geschichtsschreibung meist als den Industrialisierungsprozessen abhold geschildert 
wird 42 . Was der ’Fall’ des Fabrikanten Colbrunn auch zeigt, ist die Vielschichtigkeit 
gewerbepolitisch wirksamer Motive. Zum einen wurde mit Darlehen, Patentertei- 
lung etc. das Interesse der Landesverwaltung an der Teilnahme am technisch- indu- 
striellen Fortschritt dokumentiert. Zu Beginn stellt sich dies als spezifische Initia- 
tive ’von oben’ dar, gegen die - ohne Erfolg - die örtlichen Kräfte, namentlich die 
potentiellen Konkurrenten, protestierten. Zum anderen aber Verwuchs’ quasi das 
Unternehmen bald mit seiner Umwelt, bestehend aus kleinen Handwerkern und 
Heimgewerbeausübenden, so daß es später, in der Auseinandersetzung mit der Re- 
gierung, von den Einwohnern Brakes nachdrücklich durch dringende Appelle un- 
terstützt wurde. 

4. 1.2.5 Drechslerei Klingenberg, Detmold, 1843-1845 

Das Holzhandwerk hat in Lippe eine lange Tradition. Seine Entwicklung war im 
letzten Jahrhundert geringeren Schwankungen unterworfen als das Textilgewerbe 
und es war auch nicht in gleichem Maße ausländischer Konkurrenz ausgesetzt und 
mit technologischen Neuerungen konfrontiert. In Teilen des Landes hatte sich die 
kleinhandwerkliche Struktur der Möbelindustrie bis über die Wende zum 20. Jahr- 
hundert hinaus erhalten; da günstige Transportgelegenheiten fehlten, wurden 
Kleinmöbel teils auf dem Rücken zu den Umschlagplätzen geschleppt. Als eine 
nicht unbedeutende Neuerung in der Holzverarbeitung mußte die Absicht des Det- 
molder Drechslermeisters Klingenberg um die Mitte des 19. Jahrhunderts verstan- 
den werden, einen neuen Betrieb mit einer Furnier-Schneidemaschine und einigen 
Eisen-Drehbänken einzurichten. Erstere war nach seinen Angaben "im hiesigen 
Lande und in weitem Umkreise" noch nicht im Einsatz. Die technische Anregung 
zu einer solchen Anlage hatte sich Klingenberg durch einen Besuch der Leibziger 
Messe geholt. Eine wirtschaftliche Notwendigkeit war für ihn die Innovation da- 
durch geworden, daß das Geschäft mit Pfeifen wegen des "immer mehr Überhand 
nehmende(n) Zigarrenrauchen(s) und (der) unter günstigeren Chancen mit meinem 



42) So ist auch die Einordnung zu verstehen, die Peter Steinbach (1976, 88) vornimmt, indem er lediglich 
auf die politisch veranlaßte Konfrontationsstellung der Regierung hinweist, die vorangegangene Förderung 
jedoch außer acht läßt. 
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Gewerbe concurrierenden Fabrikthätigkeit" keine ausreichende Existenzgrundlage 
mehr bot. 43 

Der Drechslermeister ersuchte in einem direkt an "Serenissimi Regentis Hochfürst- 
liche Durchlaucht" gerichteten Brief um ein Darlehen von 2.500 Reichstalern zur 
Durchführung seines Vorhabens 44 . Es sollte für einige Jahre zinslos und an- 
schließend zu geringen Zins- und Tilgungsraten zurückgezahlt werden. Anlaß zu 
seinem Bittgesuch hatte ihm der Anschluß Lippes an den Zollverein und die in 
diesem Zusammenhang von der lippischen Herrschaft erklärte Förderungswilligkeit 
gegenüber neuartigen industriellen Unternehmungen gegeben. Außerdem erwähnt 
Klingenberg in seinem Schreiben andere mit Landesgeldern bedachte "fleißige In- 
dustrielle" ohne Namen zu nennen - er könnte auf Colbrunn (vgl. Kap. 4. 1.2.4.) 
angespielt haben. 

Die lippische Regierung reagierte auf das Gesuch zunächst mit einer Nachfrage 
beim Magistrat von Detmold nach der Qualifikation und den Vermögens Verhält- 
nissen des "Supplicanten" sowie dem möglichen Standort des Betriebes 45 . Wegen un- 
geklärter Vermögens Verhältnisse 46 kam die Darlehensentscheidung erst ein halbes 
Jahr später voran. Der Detmolder Magistrat teilte der Regierung mit, daß die ge- 
plante Anlage den hiesigen Schlossern und Tischlern entgegenkäme, die bislang Er- 
zeugnisse, wie sie dort hergestellt werden sollten, "mit großen Kosten und Weit- 
läufigkeiten von Außen" beziehen müßten. Ein in städtischer Hand befindliches 
Grundstück wolle man - über den Preis steht nichts zu lesen - dem Unternehmer 
zur Verfügung stellen. 47 

Es erwies sich aber die ursprünglich an der Werre geplante Anlage als problema- 
tisch wegen der Wasserführung dieses Flusses, und an anderer Stelle verhinderten 
mehrjährige Pachtverträge mit einer Mühle die Anlage. Klingenberg hatte daher 
eine Mühle zu Röhrentrup gepachtet, wo genügend Wasser zum Betrieb der Ma- 
schinen zur Verfügung stand. Diese Mitteilung an die fürstliche Regierung im 
Frühjahr 1845 verband der Unternehmer mit einer Erneuerung des Darlehensge- 
suches und erbat darüber hinaus ein "Patent": 



43) Sehr. Klingenberg an den Fürsten, eingeg. 21.12.1843, betreffs Bewilligung eines Vorschusses; StA Dt L 
77 A Nr. 4539. 

44) Ebd. 

45) Sehr. Regierung an Magistrat von Detmold v. 27.11.1843; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

46) Sehr. Magistrat an Regierung v. 6.2.1844, das lt. Vermerk dem Fürsten Leopold vorgelegt wurde; StA 
Dt L 77 A Nr. 4539. 

47) Sehr. Magistrat an lippische Regierung v. 31.3.1844; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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"Zwar ertheilt nun Hochfürstliche Regierung der Regel nach nur auf ganz 
neue Erfindungen Patente. Da aber die fragliche Einrichtung für unser Land 
ebenfalls etwas ganz Neues ist, so hoffe ich, daß mir ebenfalls ein Patent zum 
Alleinbetriebe auf eine Reihe von Jahren ertheilt werden dürfte. Es könnte 
sonst ein Anderer, der über bedeutende Capitale zu verfügen und eine gleiche 
Anlage zu errichten die Absicht hätte, durch seine größeren Mittel sofort in 
der ersten Zeit, wo ich mir erst eine Kundschaft erwerben muß, alle meine 
Pläne und Hoffnungen vernichten ." 48 

Ein durch die lippische Regierung angeregtes und durch die Rentkammer bestelltes 
Gutachten 49 ergab, daß die an dem neuen Ort aufzustellende Anlage wegen zu ge- 
ringer Wasserkraft nicht erfolgreich betrieben werden könne 50 . Klingenberg ant- 
wortete darauf, indem er einen Standort Wechsel zu der zum Verkauf anstehenden 
Mühle in Leese plante und sein Darlehensgesuch gegenüber der lippische Regierung 
entsprechend modifizierte 51 , welche es an die Rentkammer weiterleitete 52 , die ih- 
rerseits die Leihekasse-Kommission einschaltete. 

Letztere entschied sich wegen fehlender Sicherheiten, vor allem aber aus Gründen 
der Kapitalknappheit gegen das Darlehen. Es könne nicht bewilligt werden, 

"weil es derselben bei den vielen Darlehnsgesuchen, welche jetzt theils von 
Gewerbetreibenden, die mit Hülfe öffentlicher Cassen neue Anlagen und Ein- 
richtungen machen oder den geschwundenen Credit wiederherstellen wollen, 
theils von anderen kleiner Anleihen bedürftigen Unterthanen einkommen, und 
so mehr kaum möglich ist, das nöthige Geld für diese anzuschaffen, als der 
Casse fast gar keine Capitalien angeboten werden ." 53 

Doch Klingenberg gab sich mit diesem Entscheidungsstand nicht zufrieden. Er 
richtete wie schon zu Anfang ein direktes Schreiben an den Fürsten, in dem er 
abermals die öffentliche Bedeutung seines " in allen seinen Theilen neuen Gewerbe- 
zweig(es) hier im Lande" hervorhob - und verzeichnete einen Teilerfolg. Die lippi- 
sche Regierung teilte ihm in einem vom Fürsten abgezeichneten Brief mit, daß er 
sich Hoffnung auf das Darlehen machen könne, allerdings nicht für die Anlage der 
Maschinen an der Leeser Mühle, da dieser Standort in einiger Entfernung zu Det- 



48) Sehr. Klingenberg an fürstliche Regierung, eingeg. am 11.5.1845; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

49) Gutachten v. 11.6.1845, gez. Brune; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

50) Die lippische Regierung teilte dies mit Sehr. v. 1.6.1845 dem Antragsteller mit. Auf das Patentgesuch 
nahm sie darin nicht Bezug; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

51) Sehr. Klingenberg an die fürstliche Regierung eingeg. am 28.6.1845 und Nachtrag, eingeg. am 5.7.1845; 
StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

52) Sehr, fürstliche Regierung an die Rentkammer v. 8.7.1845; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

53) Leihekasse-Kommission an Rentkammer, Sehr. v. 11.7.1845; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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mold die Erfolgschancen des Unternehmens mindere 54 . Dennoch hielt der Unter- 
nehmer an seinem Vorhaben fest, wie er schrieb, nach Beratschlagung mit ver- 
schiedenen Sachverständigen. Sein Darlehensgesuch setzte er auf 1 000 Reichstaler 
herunter. 55 Es wurde jedoch abermals von der Leihekasse-Kommission abgelehnt 56 . 

Der Vorgang erweist nicht nur die auch an anderer Stelle festgestellte Unentwic- 
keltheit des lippischen Kreditwesens um die Mitte des 19. Jahrhunderts. Darüber- 
hinaus zeigt sich auch, daß sich die Regierung fast ausschließlich reaktiv gegenüber 
solchen innovativen Unternehmungen verhielt. Es blieb ganz dem Unternehmer 
überlassen, die Standortfrage zu klären, die Tauglichkeit der einzusetzenden Ma- 
schinen zu bewerten und ihre Bedeutung im Gefüge der lippischen Wirtschaft 
abzuschätzen. Die seitens der Regierung und auch des Fürsten bekundete Offenheit 
gegenüber Neuerungen trieb, soweit ersichtlich, keine eigenständigen Aktivitäten 
hervor. Immerhin wurde aber auch keine Verhinderungspolitik betrieben. 

4. 1.2.6 Baumwollweber A. Klaremeyer, Horn, 1845 

Der Baumwollweber Abraham Klaremeyer aus Horn richtete 1845 an die lippische 
Regierung ein Gesuch um einen Vorschuß von fünfhundert Reichstalern. Es sei 
ihm durch gute Ware gelungen, einen wachsenden Kundenkreis zu erobern, aber 
sein Privatvermögen reiche nicht hin, um nun die vom Absatz her mögliche Erwei- 
terungsinvestition und die Beschäftigung zusätzlicher Weber zu finanzieren. Sein 
Bruder wolle, da er selbst keinen Grundbesitz habe, eine hypothekarische Bürg- 
schaft übernehmen. 57 Die Anfrage der Regierung an den Magistrat der Stadt 
Horn 58 wurde zustimmend beantwortet, nicht ohne ein Bemerken zu möglichen, aus 
der jüdischen Religionszugehörigkeit des Antragstellers zu folgernden Aspekten: 

"Der Klaremeier scheint überhaupt ein ordentlicher, fleißiger und solider 
Mann zu sein, dem der Magistrat für die Zeit, daß er hier gewesen ist, nur ein 
gutes Zeugniß geben kann. Auch glaubt der Magistrat nicht, daß er außerdem 
jüdischen Schacherhandel betreibt. Vielmehr scheint er sich ganz seinem Ge- 
werbe zu widmen und würde eine Untertützung des Supplicanten aus öffent- 



54) Sehr, lippische Regierung an Klingenberg v. 29.7.1845; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

55) Sehr. Klingenberg an fürstliche Regierung, eingeg. 12.10.1845; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

56) Sehr. Leihekasse-Kommission an fürstliche Regierung v. 20.10.1845; Mitteilung an Klingenberg durch 
die Regierung v. 28.10.1845. Über den weiteren Fortgang der Klingenbergschen Unternehmung ist in der 
Akte nichts enthalten. StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

57) Gesuch des Abraham Klaremeier an die hochfürstliche Regierung v. 9.7.1845; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

58) Sehr. v. 15.7.1845; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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liehen Mitteln zum Zweck der Erweiterung des Geschäfts daher wahrscheinlich 
wohl angewandt sein." 59 

Die Regierung leitete diese Stellungnahme an die Leihekasse weiter und drückte 
den Wunsch aus, "daß dem Gesuche gewillfahrt und dem Supplicanten das erbetene 
Darlehen gegen ... Verzinsung mit drei Procent" auf fünf Jahre bewilligt werde. 60 
Klaremeier, der 3 Webstühle in seinem Haus und einen außerhalb betrieb, erhielt 
den erbetenen Vorschuß zu dem wie vorgeschlagen herabgesetzten Zinsfuß. 61 Der 
Schriftwechsel zwischen Regierung und Leihekasse enthüllt, warum letztere bei 
zins verbilligten Darlehen nicht selbstständig, sondern auf Initiative der Regierung 
agiert. Letztere bezahlt nämlich aus der Landeskasse die Zinsdifferenz, so daß die 
Leihekasse, was die Förderung angeht, nicht durch eigene Zuschüsse, sondern nur 
in der technischen Abwicklung tätig ist. 

4. 1.2.7 Verschiedenes, Lippe, 1. Hälfte 19. Jahrhundert 

Anfragen von Fabrikanten an die lippische Regierung im Zeitraum von 1814 bis 
zur Jahrhundertmitte, ob sie sich niederlassen könnten, beantwortete diese zualler- 
erst mit Nachfragen nach Qualifikation und Vermögensstand. Ämter und Magistrate 
wurden teils vermittelnd eingeschaltet. Gesuche um Vorschüsse wurden durch die 
Regierung unmittelbar mit der Forderung nach nachweislichen Sicherheiten beant- 
wortet; gelegentlich erfolgte außerdem noch ein Verweis an die Leihekasse. 62 Do- 
kumentiert ist auch, daß eine Erfolgskontrolle der Darlehenskasse, soweit sie nicht 
über Zinsen und Tilgung vermittelt war, eher unsystematisch stattfand. So erkun- 
digte sich beispielsweise die Rentkammer anläßlich eines Darlehensgesuches aus 
Lemgo beiläufig, was denn mit der "Baum woll- Zeugfabrik des Bürgers Adolph 
Stöteknauel und dessen Sohnes in Blomberg" geworden sei, der seinerzeit ein zinslo- 
ses Darlehen über 500 Reichstaler erhalten hatte 63 , worauf die Leihekasse einen 
entsprechenden Bericht des Blomberger Magistrats - im übrigen mit positiver Ten- 
denz 64 - veranlaßte 65 . 



59) Ebd. 

60) Sehr. d. Regierung an die Leihekasse -Kommission v. 5.8.1845; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

61) Sehr. d. Leihekasse-Kommission v. 19.9.1845 an die fürstliche Regierung; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

62) Zahlreiche Fälle sind dokumentiert in StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

63) Sehr. v. 29.3.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

64) Sehr, der Regierung an die Rentkammer v. 21.4.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

65) Sehr, an den Magistrat zu Blomberg durch die fürstliche Regierung v. 31.3.1835; StA Dt, L 77 A Nr. 
4538. 
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Bei der Beurteilung der Förderungswürdigkeit von Unternehmen orientierte sich 
die lippische Regierung auch daran, ob nach landesweiten und örtlichen Gesichts- 
punkten Bedarf an der betreffenden Produktion bestehe. Sie unterdrückte Initiati- 
ven aber nicht unbedingt, wenn sie in diesem Sinne als nicht förderungswürdig an- 
gesehen wurden 66 , wie der Fall eines Kaufmanns aus Lage zeigt, der eine Ton- 
und Topffabrik errichten wollte. Die Regierung fände dagegen "nichts zu erinnern 
..., daß ihm dazu aber, da es an Fabriken dieser Art hier im Lande nicht fehlt, 
kein Darlehn ... aus der Landcasse bewilligt werden kann" 67 . 

4. 1.2.8 Lohgerber Robertson, Detmold, 1850 -1852 

Im September 1850 richtete der "Lohgärber" Robertson aus Detmold ein Gesuch um 
ein zinsloses Darlehen über 2 500 Reichstaler an die lippische Regierung. Sein 
Hauptgeschäft bestand in der Fabrikation von Schuhen und Stiefeln, wozu er 
Schuhmacher im ganzen Land in Lohnarbeit beschäftigte - das Verlagswesen hat 
im übrigen in der Schuhherstellung wohl schon im 15. Jahrhundert größere Be- 
deutung besessen (vgl. Borst 1983, 358). Das Geschäft vergrößere sich laufend; al- 
lein in den vergangenen Monaten habe er, Meister, Lehrlinge und Gesellen einge- 
rechnet, über 200 Arbeiter beschäftigt. Bei der anstehenden Erweiterung des Be- 
triebes gerate er allerdings in Kapitalnot, nicht zuletzt deswegen, weil der an Löh- 
nen gezahlte Kapitalvorschuß erst nach 4-6 Monaten nach Verarbeitung und Ver- 
kauf wieder zurückfließe. Zur Sicherung des Darlehens bot Robertson eine Hy- 
pothek auf sein Sachvermögen an. 68 

Eine Aufstellung über die in dem eher flauen Geschäftsjahr 1852 gezahlten Ar- 
beitslöhne verdeutlicht Umfang und örtliche Streuung der Lohnarbeit (siehe Tabelle 
12). Die Bearbeitung des Gesuchs nahm den üblichen Verlauf. Die lippische Re- 
gierung sandte es an den Magistrat von Detmold mit der Aufforderung zur gut- 
achtlichen Stellungnahme binnen 14 Tagen 69 . Dies fiel positiv aus. Es legt offen, 
daß Robertson in gewisser Weise analog zur protoindustriellen Lohnspinnerei sein 
Geschäft auf die Kapitalnot und den Arbeiterüberschuß im Schuhmachergewerbe 
gründete: 

"Die vom Supplicanten übernommenen bedeutenden Schuh- und Stiefel-Lie- 
ferungen für verschiedene Hamburger und Barmer Häuser zum Export nach 



66) Dafür finden sich in StA Dt, L 77 A Nr. 4538 weitere Beispiele, ohne hier allerdings eine Verallgemei- 
nerung und zeitliche Präzisierung dieser wirtschaftspolitischen Grundhaltung vornehmen zu können. 

67) Sehr. d. Regierung an Kaufmann Schäfer in Lage v. 28.10.1845; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

68) Darlehensgesuch Robertsons an die fürstliche Regierung v. 29.8.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

69) Vermerk ebd. v. 10.9.1850. 




88 



Monetäre Hilfen 



Amerika sind nicht allein für hiesige Stadt, sondern auch für das ganze Land 
von großem Nutzen. Es ist kein Gewerbe im hiesigen Lande so überhäuft als 
das Schuhmacherge werbe. 

Viele Schuhmacher waren nicht vermögend, den nöthigen Ledervorrath für ihr 
Geschäft zu kaufen, es blieb ihnen deshalb auch kein anderes Mittel übrig, um 
ihre Familien zu ernähren, als sich im Sommer mit Feld- und Gartenarbeiten 
zu befassen, im Winter aber war die Noth solcher Leute oft groß und wußten 
sie kaum, woher sie Brod nehmen sollten. 



Tabelle (12): "Verzeichniß über verausgabten Arbeitslohn für Schuhmacher Arbeit 
im hiesigen Lande, von ultimo 1851 bis ultimo 1852" durch L.J. 
Robertson 



Ort 


Reichstaler 


Alverdissen 


42 


Amt idem 


104 


Bösingfeld 


68 


Barntrup 


32 


Brake 


37 


Blomberg 


970 


Caldorf 


29 


Detmold 


408 


Amt idem 


51 


Eschenbruch 


213 


Lemgo 


118 


Lüdenhausen 


17 


Schwalenberg 


94 


Schieder 


126 


Schöttmar 


61 


Ufeln 


47 


Vahrenholz 


69 


Gesamt 


2486 



Quelle: Aufstellung durch den Darlehensbürgen Ebert v. 20.4.1853; StA Dt L 77 A 
Nr. 4540. Die Ortsangaben sind wörtlich aus dem Original übernommen. 

In dem Geschäfte des Suplicanten kann ein fleißiger Arbeiter täglich 15 sgr 
verdienen und es ist nicht zu bezweifeln, daß dieser Industriezweig hier im 
Lande von Dauer seyn wird, wenn die Mittel dazu vorhanden und das Ge- 
schäft mit derselben Umsicht und Pünktlichkeit wie bisher betrieben wird." 70 



70) Sehr. Magistrat Detmold v. 18.9.1850 an die fürstliche Regierung; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 
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Neben diesen allgemeinen Aussagen nahm der Magistrat auch ausführlich zu den 
Vermögens Verhältnissen von Robertson Stellung, wonach die Sicherheit des Darle- 
hens gewährleistet schien. Die Regierung leitete den Vorgang an die Leihekasse- 
Kommission weiter, mit der Bitte um eine wohlwollende Behandlung des Darle- 
hensantrages, da hierin Nutzen für das Land gegeben sei 71 . Die Antwort fiel zwar 
positiv aus: das Kapital sollte, wenngleich möglichst zum normalen Zinsfuß, be- 
willigt werden, aber die wirtschaftspolitische Einschätzung differierte erheblich: 

"Unternehmungen, wie das vorliegende, gewähren zwar den kleinen Schuhma- 
chern des Landes einigen Verdienst; sie haben aber zugleich den erheblichen 
Nachtheil, daß sie die Selbständigkeit der Arbeiter aufheben und diese ganz 
von dem Fabrikherrn und dem unsichern Gange seines Geschäfts abhängig 
machen. 

Er kann also im Laufe der Zeit den Lohn auf das geringste Maas herabdrüc- 
ken, und die Verlegenheit jener wird, wenn die Fabrikarbeit sich mindert oder 
ganz aufhört, um so größer werden. Die zeitweilige Beschäftigung bringt dann 
im allgemeinen mehr Nachtheil, als Nutzen. 

Die großen viel gepriesenen Colbrunnschen Fabrikanlagen haben ein warnen- 
des Beispiel gegeben." 72 

Wie in anderen Fällen äußern sich hier Ressentiments der lippischen Leihekasse- 
Kommission gegen das kapitalistische Unternehmertum, die sicherlich nicht ohne 
realen Hintergrund waren. Doch schienen Alternativen, außer der des Bewahrens 
der gegebenen Zustände, nicht vorzubringen zu sein. Immerhin wurde der Zuschuß 
auch nicht verhindert, trotz des Hinweises auf Colbrunn (vgl. Kap. 4. 1.2.4), der 
sich zudem auf der Seite des bürgerlichen Lagers engagiert hatte und nun im Zei- 
chen der erstarkenden Reaktion alles andere als ein Vorbild sein konnte. 

Für die Gewährung des Darlehens wurde "genügende Sicherheit", eine jährliche 
Tilgung von 250 Reichstalern und ein halbjährlicher Kündigungsvorbehalt für die 
Leihekasse zur Bedingung gemacht. Der Betrag sollte zu 3,5 % jährlich verzinst 
werden, aber: "Davon will jedoch die Regierung 2 pc. (Prozent, Anm. d. Verf.) 
übernehmen und hat demnach der Schuldner nur 1 1/2 pc. zu zahlen." Die lippi- 
sche Regierung wies den Detmolder Magistrat an, Robertson von diesen Bedingun- 
gen in Kenntnis zu setzen und um eine Erklärung zu bitten. 73 Die Einwände der 
Leihekasse-Kommission hielt sie für zu wenig begründet, insbesondere dem Hin- 



71) Sehr, lippische Regierung an die Leikasse -Kommission v. 24.9.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

72) Leihekasse -Kommission an die fürstliche Regierung v. 5.10.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

73) Sehr, lippische Regierung an den Magistrat Detmold v. 15.10.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 
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weis auf Colbrunn entgegnete sie mit der Feststellung, dessen Unternehmungen 
hätten nur vorteilhaft für das Land gewirkt. Zu kritisieren sei nur, daß man sich 
zu wenig um die Sicherheit für die vorgeschossenen Kapitalien gekümmert habe. 74 

Robertson, dem der Magistrat seinerseits eine Erklärungsfrist von acht Tagen ein- 
geräumt hatte, nahm das Darlehen zu den genannten Bedingungen an. Den "Parti- 
culier" Ebert 75 benannte er als Bürgen. 76 Die Darlehensfrage komplizierte sich da- 
durch, daß Ebert verlangte, daß die Leihekasse das Darlehen nur mit seiner Ein- 
willigung kündigen dürfe, worin diese aber nicht einwilligen wollte. Ihr könne 
nicht zugemutet werden, “sich zuvor an einen Schuldner zu halten, der ihr überall 
keine Sicherheit gewährt und ein vielleicht weitläufiges und verwickeltes Verfahren 
vorher durchzumachen. Auch würde die Ehefrau des Bürgen in die übernommene 
Bürgschaft zu willigen haben." Stattdessen verpflichtete sich die Leihekasse-Kom- 
mission, vom Kündigungsrecht nur dann Gebrauch zu machen, wenn das betref- 
fende Geschäft einginge oder die Tilgungs- und Zinszahlungen nicht prompt er- 
folgten. 77 Das schien dem Bürgen Ebert nicht unberechtigterweise zu wenig Sicher- 
heit zu bieten. In einem Schreiben an die lippische Regierung kritisierte er die 
Haltung der Leihekasse: 

"Ich weiß nicht in wie weit es der Leihecaße frey steht den Verfügungen 
hochfürstlicher Regierung Schwierigkeiten im Weg zu legen. Dies geschah aber 
durch mancherlei gestellte Bedingungen, die die Ursache sind, daß bis jetzt die 
Auszahlung des Capitals nicht realisiert ist. ... Die Schwierigkeit kann also nur 
darin liegen, daß der Leihecaße der Nutzen der den unbemittelten Schuhma- 
chern aus der Vergünstigung des Robertson entspringt, nicht einleuchtet, oder 
ihr auf die von mir gebotenen und zu Protocoll gegebene Bürgschaft nicht ge- 
nüget." 78 

Ebert schlug stattdessen der Regierung vor, selbst als Darlehensgeber für Robertson 
aufzutreten, wobei der Zinszuschuß von 2 % nun anstelle der Leihekasse an ihn zu 
zahlen wäre. 79 Die Regierung stimmte zu 80 . In den folgenden Jahren ließ die Re- 



74) Bemerken der lippische Regierung v. 15.10.1850 zu den von der Leihekasse-Kommission gegen die Dar- 
lehensgewährung gemachten Einwänden; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

75) Es könnte sich bei diesem "Particulier" (Privatier) um den bei Kittel (1957, 207) genannten Kaufmann 
Ebert gehandelt haben, der aus Südamerika nach Detmold zugezogen war, handeln. 

76) Sehr. Robertson an den Magistrat v. 21.10.1850; Sehr. Magistrat an die lippische Regierung v. 
21.10.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

77) Sehr. Leihekasse-Kommission v. 9.1.1850 an die lippische Regierung; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

78) Sehr. Ebert an lippische Regierung v. 20.11.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

79) Ebd. 

80) Sehr, lippische Regierung an Ebert v. 26.11.1850; den Verzicht auf das von Leihekasse zu gebende Dar- 
lehen erklärte Robertson am 21.11.1850 vor dem Stadtgericht Detmold; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 
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gierung die jeweils erforderlichen Zinszuschüsse durch die Landkasse an Ebert 
überweisen, welcher seinerseits in kurzen Berichten die Regierung über den Gang 
von Robertsons Geschäften unterrichtete. 

Die Leihekasse wurde durch diese Regelung bewußt übergangen. Ihre Rolle in der 
lippischen Industrieförderung zu jener Zeit ist mithin selbst in der Einschätzung 
von Regierung und Gewerbetreibenden nur bedingt als positiv zu kennzeichnen. 
Schon der Wortwahl nach schien sie Darlehensgesuche eher als untertänige Bitte um 
fürstliche Gnade anzusehen, denn als normale geschäftliche Aktion. So schreibt die 
Leihekasse-Kommission in Anschluß an die Angabe ihrer speziellen Kündigungs- 
bedingungen: 

"Sowie die Commission gegen ihre Schuldner überhaupt thunlich schonend 
verfährt, so wird auch bei der Vollziehung der Kündigung das Interesse des 
Bürgen, soweit es geht, gern berücksichtigt und soll derselbe davon zur Wahr- 
nehmung derselben in Kenntniß gesetzt werden." 81 

Eine nicht weiter ausgeführte "Berücksichtigung", die womöglich nur in der Infor- 
mation des Bürgen über den Vollzug der Kündigung bestehen sollte - damit stellte 
sich die Leihekasse selbst als die schlechtere Alternative gegenüber einem privaten 
Kredit dar. Hervorzuheben ist, daß die Regierung bei dem Vorhaben, die Leihe- 
kasse entgegen den ursprünglichen Intentionen wieder aus der Zinsverbilligungsak- 
tion auszuklammern, ohne offenkundige Bedenken mitspielte. 

4. 1.2.9 Richterscher Fonds, Regierungsbezirk Minden, 1881-1911 

Die Einrichtung des Fonds, dessen gewerbefördernde Bestimmung nachstehend an 
einigen Beispielen dargestellt wird, geht auf den ehemaligen Regierungs- Chef Präsi- 
denten Carl Gottlieb Richter (1825-1847) zurück. Zu seinem 50jährigen Dienstju- 
biläum 1841 stiftete die "Westfälische Gesellschaft zur Beförderung vaterländischer 
Cultur" für gewerbliche Zwecke die Präsident Richtersche Jubilarstiftung (Präsi- 
dent-Richter-Fonds; vgl. Sandow 1961, 33), die bis 1901 von der Regierung in 
Minden verwaltet wurde. 

Im Jahre 1881 wies die Mindener Regierung die Landräte in einem Rundschrei- 
ben 82 auf den Präsident Richterschen Fonds hin und forderte zu Vorschlägen für 
Mittelbewilligungen auf. Der Fonds bestehe "zur Förderung gewerblicher Zwecke 
und zwar durch Bewilligung von Stipendien, Prämien und Unterstützungen für sich 



81) Aus dem schon oben zitierten Sehr, der Leihekasse-Kommission an die fürstliche Regierung v. 
9.11.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4540. 

82) Rundschreiben v. 19.12.1881; StA Paderborn A 1506. 
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heranbildende oder bereits ausgebildete Gewerbetreibende aus dem hiesigen Re- 
gierungs-Bezirke". Die Entscheidung über Gesuche lag bei der Abteilung des In- 
nern, wo die Fondsverwaltung in den Händen des von Lüpke lag. Die Tatsache, 
daß wiederholt die Landräte und Magistrate - letztere sollten sich über den Landrat 
an die Regierung wenden - gebeten werden mußten, die 'interessierten Kreise’ 
über den Fonds zu informieren und Vorschläge bei der Regierung einzureichen 83 , 
dürfte mit dem relativ unbedeutenden Geldbetrag, der verteilt werden konnte, Zu- 
sammenhängen. Und zwar waren es lediglich die Zinsen des Fondsvermögens von 
rund 3.000 Mark - bis 1901 war es auf 3.600 Mark angewachsen 84 -, für 1882/3 
beispielsweise 300 Mark 85 , die zur Verfügung standen und über die Kreissparkasse 
Minden abgewickelt wurden. In Erinnerung an das Gründungsdatum des Fonds im 
Jahre 1846 wurde die Vergabeentscheidung jeweils am 30. April eines jeden Jahres 
getroffen. Die aus den Mitteln z. T. getätigte Stipendienvergabe kann nicht in allen 
Fällen einer einzelbetrieblichen Förderung subsumiert werden, obschon eine solche 
in der Regel mit intendiert war, wenn nämlich Beschäftigte in einen Handwerks- 
betrieb oder Studierende, von denen man erwartete, daß sie sich später am Ort zu 
gewerblicher Betätigung niederlassen würden, in den Genuß der Mittel kamen. 

Bei der geringen Forderungssumme nimmt es nicht Wunder, daß kleine individuelle 
Hilfen in Notfällen den Vorzug bekamen. So heißt es in einem Gesuch, die Mutter 
des Studierenden sei 

"56 Jahre alt und schwächlich, besitzt kein Vermögen und lebt mit ihrer 18 
Jahre alten Tochter von Ihrer Wittwen-Pension ad 350 M jährlich. Von ihren 
Kindern ist der 30 Jahre alte Sohn Eisenbahn-Bureau-Assistent und verdient 
monatlich 60 M. Eine 27 Jahre alte Tochter ist Erzieherin in Berlin, der zweite 
Sohn ist der Studirende, und wohnt die 18 Jahre alte Tochter bei der Mutter. 
Die Wwe. Jaeger kann zum Studium den Sohn von ihrer geringen Einnahme 
nicht im mindesten unterstützen, ebensowenig sind deren übrigen Kinder 
hierzu im Stande." 86 

Bemerkenswert ist an diesem Gesuch, daß inhaltliche, gewerbebezogene Fakten 
kaum zur Sprache kommen. Es heißt lediglich, der Student an der technischen 
Hochschule in Berlin sei ein "recht strebsamer und braver junger Mann". Dem Ge- 



83) Z. B. durch Rundschreiben vom 30.4.1882 und 29.6.1889; StA Paderborn A 1506. 

84) Rundschreiben des Regierungspräsidenten vom 8.1.1901 an die Landräte, Oberbürgermeister und Ma- 
gistrate; StA Paderborn A 1506. 

85) Lt. Kassenanweisung der Mindener Regierung v. 30.4.1883; StA Paderborn A 1506. 

86) Gesuch um Beihilfe v. 12.4.1883, vermutlich vom Landratsamt Paderborn abgefaßt; StA Paderborn A 
1506. 
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such wurde mit einem Betrag von 150 Mark stattgegeben, die vom Paderborner 
Bürgermeister an den Studenten in Berlin weitergeleitet wurden. 

Obschon die von dem Fonds auszuschüttenden Beträge so gering waren, fühlte sich 
die Mindener Regierung in besonderem Maße einer strengen Kontrolle der Verga- 
bebedingungen verpflichtet 87 . Als auf Vorschlag eines Lehrers 88 der stellvertretende 
Bürgermeister der Stadt Paderborn in seiner gleichzeitigen Eigenschaft als Vorsit- 
zender des Kuratoriums der Handwerker-Fortbildungsschule um eine Fondshilfe 
für auswärtige Schüler bat 89 , scheiterte er an formalen Gründen. Da die Ab- und 
Neuzugänge der Schule noch nicht absehbar waren, hatte er entsprechend der den 
auswärtigen Schülern entstehenden zusätzlichen Belastungen Zuschüsse im Bereich 
zwischen 5,20 und 30 Mark gefordert, ohne schon die Empfänger namentlich zu 
nennen. Ihre Festlegung sollte erst später "unter Zuziehung des Lehrerkollegiums" 
erfolgen. Der Regierungspräsident verweigerte seine Zustimmung mit der Begrün- 
dung, "daß ich die erbetene Beihülfe nicht Zusagen kann, da ich dem Kuratorium 
deren Vertheilung nicht überlassen kann." 90 Es müsse vielmehr von einer strengen 
Einzelfallprüfung ausgegangen werden, bei der die "genaue Darlegung der Fami- 
lien- und Vermögensverhältnisse der Eltern jedes Schülers nicht zu umgehen sei." 
Tatsächlich wurde diesem Anspruch in anderen Fällen Genüge getan, indem Aus- 
künfte über die persönliche Situation durch den Magistrat und ggf. über die fach- 
liche Qualifikation von einer schulischen Institution eingeholt wurden 91 . 

Von Lüpke insistierte als zuständiger Beamter der Mindener Regierung nicht nur 
auf der einzelfallbezogenen Genehmigung durch die Regierung , sondern auch auf 
einer Einhaltung des Dienstweges. Hatte sich das Kuratorium der Handwerker- 
Fortbildungsschule direkt an "den Königlichen Regierungs-Präsidenten, Herrn von 
Arnstedt, Hochwohlgeboren zu Minden" 92 gewandt, so richtete von Lüpke die ab- 
schlägige Antwort augenscheinlich 93 an die Stadt Paderborn mit dem Bemerken: 
"Die Wiedervorlage der Sache (für den Fall, daß Hilfen in Einzelfällen beantragt 
würden; Anm. d. Verf.) würde durch die Hand des Amtmannes und des Landrathes 



87) Schreiben v. 6.2.1895 an die Landräte und Magistrate des Regierungsbezirks; StA Paderborn A 1506. 

88) Sehr. v. 6.3.1895; StA Paderborn A 1506. 

89) Gesuch v. 9.4.1895 und Wiedervorlage am 14.4.1896; StA Paderborn A 1506. 

90) Vermerk des Regierungspräsidenten, i. V. Lüpke, auf dem Gesuch v. 14.4.1896; StA Paderborn A 1506. 

91) Unterlagen zur Förderung der Weiterbildung eines Malergehilfen aus den Jahren 1882 und 1883; StA 
Mi, F 1488. 

92) Wiedervorlage des Gesuchs v. 14.4.1896; StA Paderborn A 1506. 

93) Dies geht aus dem Vermerk nicht eindeutig hervor, steht aber zu vermuten, weil das Schreiben in den 
Unterlagen der Stadt aufbewahrt wurde. 
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zu geschehen haben, damit diesen Gelegenheit geboten wird, sich über die Anträge 
zu äußern." 94 

Ein Einschluß der gewerblichen Vereinigungen in die Stipendienvergabe wurde 
schließlich offenbar auf Drängen des Handelsministeriums vorangetrieben. Staatli- 
che und private Unterstützungsgelder sollten einander ergänzen. In einem Rund- 
schreiben an die Kammern und Magistrate des Bezirks 95 erläuterte die Mindener 
Regierung im Jahre 1902 die einzuschlagenden Wege bei der Förderung individu- 
eller Weiter- und Fortbildung: 

"Bekanntlich stellt der Staat alljährlich Mittel zur Ausbildung von Gewerbe- 
treibenden zur Verfügung. Diese Mittel können indessen nur als eine Ergän- 
zung dessen, was von anderer Seite in dieser Richtung geschieht, angesehen 
werden. Denn der Staat wird seine erste Aufgabe stets in der Begründung und 
Unterstützung von Fachschulen, da, wo für sie ein Bedürfniß vorliegt, er- 
blicken, die Gewährung von Unterstützungen aber vornehmlich solchen Orga- 
nen überlassen müssen, welche ihrerseits gleichfalls ein Interesse an der För- 
derung der Ausbildung künftiger junger Leute haben und welche andererseits 
den Verhältnissen näher stehen und daher die Würdigkeit und Tüchtigkeit der 
Bewerber und Unterstützungen am besten zu prüfen im Stande sind. ... 

Es ist ... erwünscht, daß von öffentlichen Korporationen, insbesondere Ge- 
meinden und Kreisen, Handelskammern und Handwerkskammern, geeigneten- 
falls auch von Innungen Mittel für Gewährung von Stipendien an tüchtige und 
würdige junge Leute zur Verfügung gestellt werden. ... 

Der Herr Minister für Handel und Gewerbe hat darauf hingewiesen, daß 
mehrere Kreise im Regierungsbezirk Arnsberg sich der hier in Rede stehenden 
Aufgaben schon in anerkennenswerther Weise angenommen haben. So stellen 
jährlich durch den Kreishaushaltsetat der Landkreis Dortmund 750 Mark, der 
Landkreis Hagen 3 000 Mark, der Kreis Hörde 1 500 Mark, der Kreis Iserlohn 
600 Mark, der Kreis Olpe 1 000 Mark und der Kreis Schwelm 900 Mark zur 
Verfügung. Dabei fordert der Kreis Olpe von den Bewerbern um Stipendien eine 
Erklärung, daß sie sich verpflichten, die auf der Schule erworbenen Kenntnisse 
im Kreise Olpe zu verwerthen oder das Stipendium zinslos zurückzuzahlen. Es 
würde in hohem Grade erwünscht sein, wenn das Vorgehen der genannten 
Kreise im hiesigen Regierungsbezirke Nachahmung fände, und wenn Kreise, 
größere Gemeinden, die Handelskammern und die Handwerkskammer sich zu 
einem gleichartigen Vorgehen entschließen würden. Die Verfügung über die 



94) Vermerk ebd. v. 18.4.1896. 

95) Schreiben v. 20.3.1902 an die Handelskammern Bielefeld und Minden, die Handwerkskammer Bielefeld, 
die Magistrate von Bielefeld, Herford, Minden und Paderborn sowie sämtliche Kreisausschüsse des Bezirks. 
StA Mi, F 1488. 
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Stipendien würden die genannten Organe selbstverständlich sich Vorbehalten 
können." (Hervorh. d. Verf.) 

Es findet hier ein Bruch statt mit der bisher geübten Praxis, die Stipendienvergabe 
beim Regierungspräsidium zu zentralisieren. Offen bleibt, ob die Organisationen 
der Wirtschaft, untere Verwaltungsbehörden, oder beide zusammen die Einzelför- 
derung übernehmen sollen. Dabei wird, wie das lobend erwähnte Beispiel von Olpe 
besagt, eine Orientierung der Bedingungen der Mittelvergabe an den besonderen 
Interessen der, wie sie genannt werden, Korporationen , durchaus einkalkuliert und 
toleriert. Tatsächlich behält der Staat mit dem Schulwesen das unvergleichlich stär- 
kere Instrument der Bildungspolitik in der Hand. 

Die von Handelsministerium vorgezeichnete Linie der Aufgabenteilung blieb nicht 
ohne Konsequenz: Die Verwaltung des Präsident Richterschen Fonds wurde 1901 
an den Vorstand der Handwerkskammer Bielefeld übergeben 96 , seit 1911 lag auch 
die Kompetenz für Bewilligungen bei der Kammer 97 . 

4.1.2.10 Gnadenfonds, Bielefeld, 1788-1943 

Der Bielefelder "Gnadenfonds zur Beförderung der Leinen-Manufactur in Biele- 
feld" (ausführlich: Blotenberg 1960) stellt einen nicht rückzahlbaren Zuschuß des 
preußischen Staates unter Friedrich Wilhelm II. zur Förderung des Ravensberger 
Leinengewerbes dar. Der Fondsbetrag von 50 000 Talern wurde 1788 durch Kabi- 
nettsorder der Bielefelder Kaufmannschaft zur zweckmäßigen Verwendung über- 
tragen (ebd., 5). Es wurden daraus Darlehen vergeben, aus deren Tilgung und 
Zinsen der Fonds ständig refinanziert wurde. Im Statut von 1849 wird als sein 
Zweck angegeben: 

"die Beförderung der Leinenfabrikation in allen ihren Stadien von der 
Flachscultur ab bis zur Vollendung des Fabrikats, und dessen Absatz durch 
den Handel, so wie die Beförderung dieses Handels selbst." 98 

Die ökonomisch abhängige Stellung der Handweber wurde in der institutionellen 
Konstruktion des Gnadenfonds reproduziert. Die für die Fondsverwaltung verant- 
wortliche Kommission wurde ausschließlich durch die "Leinenhändler und Leinen- 



96) Rundschreiben der Regierung an Landräte, Oberbürgermeister und Magistrate v. 8.1.1901; StA Pader- 
born A 1506. 

97) Rundschreiben des Regierungspräsidenten an die Landräte und Magistrate v. 20.3.1911; StA Paderborn 
A 1506. 

98) Zitiert nach dem Statut in der Fassung von 1849; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849-1946. 
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Fabrikanten des Gemeinde-Bezirks Bielefeld" 99 gewählt. Den Vorsitz führte seit 
1849 der Präsident der Bielefelder Handelskammer, die Oberaufsicht lag bei der 
Mindener Regierung 100 . 

Das "Manual für die Königliche Gnadenfonds-Kasse zu Bielefeld" 101 weist für das 
Jahr 1858 Einnahmen und Ausgaben von je rund sechzehntausend Reichstalern aus. 
Dabei setzen sich die Einnahmen zum überwiegenden Teil aus rückfließenden Ka- 
pitalien zusammen; ca. sieben Prozent entstammen Zinszahlungen. 238 Reichstaler 
sind unter dem Titel "Leggeüberschüsse" verbucht. An Ausgaben finden wir 200 
Rtl. "zur Unterhaltung von Spinnschulen", 500 Rtl. "zur Unterhaltung der Gewer- 
beschule", die in vier Quartalsraten bezahlt wurden, und unter dem Titel "Insge- 
mein" 15.113,15 Rtl. Dieser dickste Ausgabebrocken vereinigt unterschiedlichste 



Tabelle (13): 


Unternehmenszuschüsse und andere Ausgaben des Gnadenfonds, 
1858 




20 


Kreissparkasse belegt 


1.200,— 


» 


30 


Bleicher Göpner Vorschuß 


225,— 


März 


5 


Friedrich- Wilhelm-Bleiche 


3.200,— 


H 


6 


dieselbe 


5.000,— 


" 


11 


Bleiche Göpner Vorschuß 


350,— 


" 


13 


Friedrich- Wilhelm-Bleiche 


3.700,— 


ii 


13 


Insertionsgebühren 


1,33 


II 


30 


Justiz-Rath Beckhaus 


3,- 


April 


9 


Laer & Cie Nachfolger 


808,28 


Mai 


15 


Bleiche Göpner 


125,— 


Aug 


6 


derselbe 


200,— 



Quelle: Manual für die Königliche Gnadenfonds- Kasse zu Bielefeld für das Jahr 
1858; WWA K 3, Nr. 153 



99) Statut des Gnadenfonds in der Fassung von 1849, § 4. Im Jahre 1897 hatte die Kommission 1t. Sehr. v. 
2.7.1897 an den Oberbürgermeister folgende Mitglieder: C.Bertelsmann, Direktor der Spinnerei Vorwärts als 
Vorsitzenden, B. Nordmeyer, Wäschefabrikant; G.Bracksieck, Leinenhändler; W. Banck, Wäschefabrikant; 
G. Kisker, Leinenfabrikant; H. Lohmeyer, Leinenhändler; W. Winckelmann, Leinenhändler; StA Bi, Haupt- 
amt, Gnadenfonds 1849-1946. 

100) Sie mußte die Bestellung des Rendanten genehmigen, den über den Landrat eingereichten Mittelver- 
wendungsplan bestätigen und unplanmäßige Ausgaben genehmigen; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849- 
1946. 

101) WWA K 3, Nr. 153. 
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Zweckbestimmungen und wird ausschnittweise nach den Originalunterlagen wie- 
dergegeben (Tabelle 13) 102 . 

Die in Mark bezifferten Ausgaben der Jahre 1891 und 1893 103 liegen bei 
7 779,78 M. bzw. 8 972,59 M. Der Vergleich mit dem Rechnungsabschluß dreißig 
Jahre vorher enthüllt den strukturbedingten Funktionswandel des Gnadenfonds. 
Zur Veranschaulichung seien die Einzelausgaben unter dem Titel "Beförderung der 
Leinen-Industrie" aus dem Jahr 1893 in Tabelle (14) aufgeführt. 

Beispielsweise übernahm der Gnadenfonds auch Reparaturrechnungen: "... dem We- 
ber Karl Kerker seinen Webstuhl .. gründlich nachgesehen und reparirt" zu 19,40 
Mark. 104 Ausgaben für einzelne Weber liegen in der Regel unter hundert Mark, oft 
sind es nur zehn oder zwanzig Mark. 

Angesichts der schlechten Lage der in Heimarbeit produzierenden Weber zu Ende 
des vergangenen Jahrhunderts ist der sozialpolitische Aspekt solcher Hilfen unver- 
kennbar. Aber es verbarg sich indirekt auch eine Subvention für die von den ein- 
zelnen Webern belieferten Händlern und Fabrikanten dahinter. Es verwundert da- 
her nicht, daß diese Nutznießer im Einzelfall für die Gewährung der Beihilfe 
eintraten: "Weber August Hülsmann ... webt für mich ... Tücher und bitte ich, 
demselben die vom kgl. Gnadenfonds ausgesetzte Beihülfe mit M. 1,15 zu gewäh- 
ren." Der im übrigen positiv beschiedene Antrag ist von Carl Colbrunn unterzeich- 
net. 105 Es finden sich darüberhinaus weitere Beispiele dafür, daß Fabrikanten quasi 
’ihre’ Weber gegenüber dem Gnadenfonds vertraten 106 . 

Die Tabelle (14) auf geführten 800 Mark mit der Zweckbestimmung zur Förderung 
des Flachsbaues flössen je zu Hälfte an den Landwirthschaftlichen Kreisverein , re- 
präsentiert durch den Landrat von Ditfurth, und an den Landwirthschaftlichen Lo- 
kalverein zu Werther. 107 - Der Verein zur Förderung der Leinen- und Wäsche-In- 



102) Ebd., Beträge für Portokosten von unter einem Taler wurden weggelassen. Die Summe differiert um 
200 Rtl. mit dem zuvor genannten Gesamtbetrag des Titels, welche aus dem Januar 1859 stammen und 
dem Rechnungsjahr 1858 noch zugeschlagen wurden. 

103) Die Aufstellung über den Etat des Gnadenfonds für die Jahre 1891 und 1893 finden sich in WWA, K3 
Nr. 763 bzw. Nr. 760. 

104) Rechnung mit Übernahmeanerkennung durch den Gnadenfonds; WWA, K 3 Nr. 760. 

105) Ebd. 

106) So beispielsweise, wenn die Firma Kisker sich darüber beschwert, daß ein Weber, der sich einen Web- 
stuhl von der Gnadenfonds -Kommission ausleihen wollte, vom zuständigen Rendanten nicht ordnungsge- 
mäß behandelt worden sei; Sehr. d. Fa. Kisker (ohne konkrete Zeitangabe, vermutlich Anfang 1884) an die 
Gnadenfonds-Kommission; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849-1946. 

107) Anweisungsbelege der Kasse, WWA, K 3 Nr. 760. 
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dustrie erhielt 400 Mark.; das Stickergewerbe wurde mit Stipendien zu je 700 M. 
und 400 M. direkt an die betreffende Lehranstalt in Düsseldorf gefördert 108 . 

Tabelle (14): Ausgaben des Gnadenfonds zur Unterstützung der Leinenindustrie 

im Jahre 1893, in Mark 

Einführung von verbesserten Webstühlen 



und Geräten 3 000,-- 

Beitrag an den Verein zur Förderung 

der Leinen- und Wäsche-Industrie 400, — 

Für Hebung des Flachsbaues 800,-- 

Stickerinnen und Stickschulen 2 000, — 

Zur Disposition 818,59 



Quelle: Gnadenfondsetat für 1893 ; WWA, K3, Nr. 760 

Außer auf finanziellem Gebiet engagierte sich der Gnadenfonds auch durch die 
direkte Zuweisung von Webstühlen. Das Antrags verfahren war formalisiert. 
"Sämmtliche in Betracht kommende Anträge sind nicht nur durch hiesige Leinenfa- 
brikanten, sondern auch durch die Ortsvorsteher, unter Beglaubigung durch die 
Amtmänner, befürwortet." Der Weber verpflichtete sich, mit dem Webstuhl nur für 
Bielefelder Fabrikanten zu arbeiten und ihn zurückzugeben, sofern er länger als 
sechs Monate außer Betrieb sei. Dieses noch um einige Details ergänzte Verfahren 
diente der Gnadenfonds-Kommission auch dazu, Beschwerden wegen angeblich 
ungerechter Verteilung zurück weisen zu können. 109 

Größere Unterstützungsbeträge flössen aus dem Gnadenfonds unter anderem an die 
erste mechanische Flachsspinnerei Bielefelds, die Spinnerei Vorwärts AG, in Form 
eines hypothekarisch gesicherten Darlehens von 10 000 Talern im Jahr 1859 (Blo- 
tenberg 1960, 75). 1858 erhielten die Eigentümer der Friedrich- Wilhelms-Bleiche 
12 000 Taler, um die Umstellung auf die Bearbeitung von Maschinengarn zu för- 
dern. Wie die Kommission des Gnadenfonds in ihrem Antrag selbst schrieb, lag ei- 
gentlich nicht Kapitalmangel vor: 

"Die Besitzer dieser Bleiche sind sämmtlich notorisch sehr wohlhabende Kauf- 
leute, welche als Anleiher die größte Sicherheit darbieten und diese Anleihe 
nur machen, weil einer der 18 Theilnehmer den erforderlichen Zuschuß nicht 



108) Kassenanweisungen ebd. 

109) Sehr. d. Gnadenfonds-Kommissions-Vorsitzenden Bertelsmann an die Mindener Regierung v. 
27.1.1885; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849-1946. 
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zahlen will und nach den Statuten nicht dazu gezwungen werden kann." (zit. 
nach Blotenberg 1960, 75) 

Die Regierung stimmte der Darlehensgewährung zu (ebd.). Weitere Hilfen vergab 
der Gnadenfonds in Form von Stipendien für die Ausbildung von Leinenfachleu- 
ten, aus denen auch Auslandsaufenthalte, konkret: in Irland (vgl. Blotenberg 1960, 
76 ff.) finanziert wurden, sowie Hilfen für Fachschulen. Als in den 1860er Jahren 
der Bau eines Rhein-Weser-Kanals über Bielefeld 110 diskutiert wurde, bewilligte 
die Gnadenfonds-Kommission 333 Taler für die Vorbereitung des Projekts. Die 
Regierung lehnte dies jedoch zunächst mit der Begründung ab, daß diese Maß- 
nahme nur sehr indirekt mit dem Wohlergehen der Bielefelder Leinenindustrie in 
Beziehung stünde. Die Antragsteller blieben jedoch hartnäckig und drohten, das 
Projekt scheitern zu lassen: 

"Würde Königl. Regierung sich nicht bewogen finden, unserm Beschluß vom 
18. Juni c. nachträglich noch ihre Genehmigung zu ertheilen, was wir hiermit 
als gehorsames Gesuch zu beantragen bezwecken, so würden wir uns und die 
Sache, um die es sich handelt, in große Verlegenheit bringen, da die Kreis- 
stände ihrerseits 1/3, die Industriellen 1/3 der erforderlichen Gelder nur unter 
der Bedingung bewilligt haben, daß der Gnadenfonds das letzte Drittel dersel- 
ben übernähme, wozu wir uns auch in der sicheren Voraussetzung auf keine 
Bedenken Königl. Regierung zu stoßen, öffentlich bereit erklärt haben." (zit. 
nach Blotenberg 1960, 97) 

Die Mindender Regierung billigte daraufhin die Beihilfe. 

Daß öffentliche Förderung und persönliche Begünstigung gelegentlich nahe bei- 
sammen liegen, ist einer Personalsache des Gandenfonds im Jahr 1884 zu entneh- 
men. Es wurde seinem Rendanten 111 gekündigt, weil er angeblich um Förderung 
nachsuchende Firmen ungleich behandelt hatte (vgl. auch Blotenberg 1960, 36 f.). 
"Es dürfte sich unter allen Umständen empfehlen, diese Stellung mit einem Mann 
zu besetzen, welcher in keinem directen Abhängigkeitsverhältnisse zu einer der 
Bielefelder Firmen der Textilbranche steht", bemerkte der Vorsitzende der Gan- 
denfonds-Kommission in seinem Schreiben an die Mindener Regierung 112 , in wel- 
chem er diese zuständigkeitshalber um die Bestätigung der Kündigung bat. 



110 Die tatsächlich realisierte Verbindung der zwei Flüsse, der Mittellandkanal, verläuft von Minden 
weitaus nördlicher nach Westen. 

111) Namens Landgraf; sein Nachfolger wurde Theodor Droop lt. Sehr, der Mindener Regierung v. 
30.12.1884 an den Vorsitzenden des Gnadenfonds; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849-1946. 

112) Gez. Bertelsmann, v. 18.2.1884; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849-1946. 
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Angesichts der ausschließlichen Besetzung der Gnadenfonds-Kommission durch 
Händler und Fabrikanten ist es verständlich, daß deren Interessen die übrigen 
Zweige des Leinengewerbes dominierten. Es geht dies etwa aus einer Eingabe "aus 
der Mitte der Weber" im November 1883 hervor, die sich mit dem Ersuchen an die 
Gnadenfonds-Kommission wandten, die Anschaffung von Webgerätschaften zu 
fördern. Der Gnadenfonds hatte bislang die Beschaffung neuer Webstühle geför- 
dert, z. T. gegen Austausch mit den alten 113 , wofür nach Ansicht der Weber nun 
kein Bedarf mehr bestünde. Sie erinnerten sich an die Vergabe von Aufträgen an 
die bei "spottbilligen" Löhnen produzierenden böhmischen Weber und die Verdrän- 
gung der Leinen- durch die aufkommende Plüsch- und Samtweberei. Der Lohn- 
druck führte offensichtlich zu vermehrter Arbeitsintensität, schnellerer Abnützung 
der Gerätschaften und Qualitäts verfall. 114 Doch die Kommission versagte die För- 
derung von Geräteanschaffungen mit dem Verweis auf angeblich vorliegende 
Wünsche nach Webstühlen, die zuerst berücksichtigt werden müßten. In einem 
weiteren Schreiben wandten sich die Weber daraufhin an den Bielefelder Landrat 
mit der Bitte um Vermittlung in dieser Auseinandersetzung, "da leider das Statut, 
daß doch der Weberei in dieser Gegend überhaupt, nicht blos einseitig den Han- 
delsherren dienen soll, die arbeitende Bevölkerung lediglich unter die Vormund- 
schaft jener stellt." 115 

Die Stellungnahme der Gnadenfonds-Kommission zu der Weber-Eingabe, gerichtet 
an die Mindener Regierung, begründet die Beibehaltung der Webstuhlförderung mit 
dem unzureichenden Angebot an Handgespinst. Die neuen Webstühle erlaubten eine 
höhere Arbeitsgeschwindigkeit. Es ging den Bielefelder Fabrikanten mithin darum, 
erst einmal die Leinwandproduktion auszuweiten und damit ein wenig gegen den 
Trend zu steuern, nachdem ein Teil der Weber zur Plüsch- und Samtproduktion 
übergegangen war, wo höhere Löhne zu erzielen waren. Vermutlich machten nur 
die niedrigen Löhne die Handweberei noch profitabel. Die Beschaffung von sonsti- 
gen Webgeräten lehnte die Kommission ab. Für Ersatzbeschaffungen seien die We- 
ber selbst verantwortlich, die sich eben um einen sorgsamen Umgang mit dem Ar- 
beitsgeräten zu bemühen hätten. Aber noch ein wie es scheint plausiblerer Grund 
wurde genannt. Es sei nämlich die Kontrolle des ordnungsgemäßen Einsatzes, was 
heißt für Aufträge der Bielefelder Fabrikanten, bei den Webstühlen leichter als bei 
sonstigem Gerät zu kontrollieren. Würde man dem Antrag der Weber folgen. 



113) Insgesamt wurden zwischen 1882 und 1891 200 englische Webstühle für mehr als 23.000 Mark be- 
schafft (vgl. Blotenberg 1960, 69). 

114) Sehr, von Webern aus Schildersche und Jöllenbeck v. November 1883 an die Gnadenfonds -Kommis- 
sion; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849-1946. 

115) Sehr, der Weber, gez. Potthoff, Engelbrecht und Hilker, v. 1.9.1884 an den Landrat; StA Bi, Haupt- 
amt, Gnadenfonds 1849-1946. 
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"so würde nicht vermieden werden können, daß die den Webern überwiesenen 
Geräthschaften vielfach lippischen und anderen Nachbarinteressen dienstbar 
gemacht würden. Der Linnenweber arbeitet nicht fortdauernd für ein und 
denselben Fabrikanten; er erhält vielfach seine Arbeit einmal von diesen und 
das andere Mal von jenen Fabrikanten, einmal ist er für einen Bielefelder, das 
andre Mal für einen lippischen etc. Arbeitgeber beschäftigt." Kontrollen 
müßten wegen "ihres Umfanges und ihrer Schwierigkeit wegen nach Ansicht 
der Commission unter den gegebenen Verhältnissen als undurchführbar gel- 
ten" 116 . 

Oberbürgermeister und Landrat von Bielefeld schlossen sich der Position des Gna- 
denfonds an. Der Amtmann Meyer von Schildesche wurde angewiesen, die "Be- 
schwerdeführer gefälligst mündlich bescheiden zu wollen" 117 . 

Im 20. Jahrhundert verlor der Gnadenfonds allmählich seine industriepolitische Be- 
deutung für Bielefeld. 1934 beschloß der preußische Minister für Wirtschaft und 
Arbeit, ihn aufzuheben und sein Vermögen zur Staatskasse einzuziehen. Auf Inter- 
vention der IHK und des Bielefelder Oberbürgermeisters und auch wegen der 
komplizierten Finanzverhältnisse ließ man ihn dann dennoch weiterbestehen. In den 
Worten Blotenbergs (1960, 103): "Berlin behielt den Gnadenfonds weiterhin im Au- 
ge, verlor jedoch durch Kriegseinwirkung im November 1943 die Akten und damit 
die Kontrolle. So besteht der Fonds noch heute." 

In den geschilderten Bezügen präsentiert sich der Gnadenfonds als eine nur 
scheinbar öffentliche Einrichtung. Tatsächlich handelt es sich um einen Ausschuß 
der Bielefelder Leinenfabrikanten und -händler, die den Förderauftrag des Fonds, 
wie sollte es auch anders sein, ganz in ihrem Interesse auslegen. Die staatliche 
Aufsicht verläßt sich weitgehend auf die ja durchaus reputierlichen Akteure vor 
Ort, so daß sie mehr oder weniger auf eine Kontrolle der korrekten Regelanwen- 
dung zusammenschmilzt. Und hier findet sich auch einmal die Andeutung einer 
Korrektur der Fondsverwaltung von oben, als nämlich diese angewiesen wird, 
einen vage umrissenen Ausgabeposten im Etat zu detaillieren 118 . Betrachtet man 
den Gnadenfonds vor allem unter dem Gesichtspunkt der staatlichen Finanzierung 
und Aufsicht, so muß man im Sinne rechtspolitischer Beurteilung von ’prozeduraler 
Steuerung’ sprechen: Staatlicherseits wird nur eine vage Zielbestimmung - siehe das 
oben zitierte Statut - vorgegeben, welche konkret auszufüllen in die Hände der 



116) Sehr. Bertelsmann, Vorsitzender der Gnadenfonds-Kommission, an die Mindener Regierung v. 
27.1.1885; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 1849-1946. 

117) Vermerk ebd. 

118) Sehr, der Mindener Regierung v. 6.11.1884 an den Gnadenfonds; StA Bi, Hauptamt, Gnadenfonds 
1849-1946. 
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Fonds-Selbstverwaltung gelegt wird. Die staatliche Beeinflussung erstreckt sich 
primär auf die Kontrolle über die Einhaltung der im Statut und durch spezifische 
Anweisung niedergelegten institutioneilen und Verfahrensvorschriften. Je nachdem 
sind Oberbürgermeister und/oder Landrat von Bielefeld in die Aufsicht einbezo- 



4.1.2.11 Zigarrenfabrik Meyer, Löhne, 1926 

In ungewöhnlicher Weise wandte sich im April 1926 der Zigarrenfabrikant Georg 
Meyer aus Löhne an den Reichspräsidenten Hindenburg: 

"Im Interesse der katastrophalen wirtschaftlichen Lage und der damit verbun- 
denen Arbeitslosigkeit von Millionen Arbeitern bitte ich den Herrn Reichsprä- 
sidenten den Wucherzinssätzen der Banken und besonders der Kreissparkassen 
Einhalt zu gebieten. - Mit welcher Berechtigung fordert die Kreissparkasse 
Herford 14 % für Wechseldiscont bei einem Reichsbankdiscontsatz von 7 %, 
sodass sich nur ein Aufschlag von 100 % ergibt!" 120 

Der erboste Brief Schreiber, der verlangte, "vor der Ausbeutung durch die Banken 
geschützt" zu werden, löste mit seiner Aktion einigen innerbehördlichen Verkehr 
aus. Zunächst ging der Brief an das preußische Innenministerium, von da ur- 
schriftlich an das Regierungspräsidum in Minden weiter 121 , welches den Kreisaus- 
schuß Herford als jenes Gremium, das die politische Verantwortung für die Kreis- 
sparkasse trug, zur Stellungnahme auf forderte. Dieser wiederum holte eine Stel- 
lungnahme der Kreissparkasse ein, die nicht nur dementierte, die Firma benachtei- 
ligt zu haben, sondern im Gegenteil erklärte, ihm sogar eine Vorzugsposition ein- 
geräumt zu haben: 

"Die Geschäftsverbindung mit der Firma Georg Meyer in Löhne bedeutet für 
die Kreissparkasse in Herford ein besonderes Entgegenkommen der Firma ge- 
genüber, damit diese die zur Geschäftserhaltung fehlenden Gelder bekommt 
und ihre kleinen Wechsel, die sie nicht zur Reichsbank begeben kann, flüssig 
macht. Der Gedanke bei der Geschäftsverbindung war fernerhin, es der Firma 



119) Seit 1895 war der Bielefelder Oberbürgermeister angehalten, die Jahresberichte der Gnadenfonds- 
Kommission nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, sondern auch für die Mindener Regierung zu begutachten. 
Sehr, des Regierungspräsidenten an den Oberbürgermeister Bunnemann v. 22.3.1895; StA Bi, Hauptamt, 
Gnadenfonds 1849-1946. 

120) Zigarren -Fabriken Georg Meyer in Löhne, gez. derselbe, Sehr, an Reichspräsident Hindenburg v. 
7.4.1926; StA Dt M 1 I B Nr. 219. 

121) Sehr, des Preußischen Ministerium des Innern an den Regierungspräsidenten in Minden v. 29.4.1926; 
StA Dt M 1 I B Nr. 219. 
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zu ermöglichen, ihren Geschäftsbetrieb aufrecht zu erhalten, um ihre älteren 
Leute möglichst beschäftigen zu können ." 122 

Die sachliche Richtigkeit der Aussage einmal dahingestellt, wird deutlich, wie 
'außerökonomische’ Motive, hier in Gestalt der Beschäftigung älterer Mitarbeiter, 
in Entscheidungsprozesse einfließen. - Der Regierungspräsident wies die Be- 
schwerde von Meyer aufgrund dieser Information als unbegründet zurück 123 . 

4.1.2.12 Wolfram-Fahrrad-Werke, Lemgo, 1928 

Die folgenden Zeilen stellen nur eine Notiz darüber dar, wie Arbeitnehmerinteres- 
sen als Grund für Fördermaßnahmen ins Spiel gebracht werden. Die Wolfram- 
Fahrrad-Werke in Lemgo waren in Konkurs gegangen, die Entlassung der Arbeit- 
nehmer stand kurz bevor. In dieser Situation richtete die Belegschaft an Stadtrat 
und Bürgermeister von Lemgo einen Appell, Mittel zur Wiederaufnahme des Be- 
triebs bereitzustellen: 

"Vielleicht ist es dem Stadtrat doch möglich, die derzeit erbetene Garantielei- 
stung ... zu geben, damit die Geldbeschaffung zwecks Fortführung des Betrie- 
bes sich ermöglichen läßt. Es ist dem Stadtrat ja wohl nicht unbekannt, dass es 
gerade uns älteren Angestellen und Arbeitern besonders schwer ist, anderweitig 
Stellung zu bekommen und liegt es deshalb schon im Interesse des Stadtrates, 
wenn der Betrieb wieder flott gemacht wird." 

Die Initiative ging hier einmal nicht vom Unternehmensbesitzer aus, sondern von 
den Beschäftigten. Der Brief, aus dem zitiert wurde, ist von Vertretern der von- 
einander geschiedenen Gruppen der kaufmännischen und technischen Angestellten 
und der Arbeiterschaft unterzeichnet. Verwendet wurde der Briefkopf des Unter- 
nehmens . 124 

Die Belegschaften scheinen aufgrund ihrer Organisiertheit und der in der Weimarer 
Zeit im Vergleich zum Kaiserreich gewandelten politischen Verhältnisse wenigstens 
eine Nebenrolle in der kommunalen Gewerbepolitik errungen zu haben. - Der 
Stadtrat lehnte die Garantieübernahme ab 125 . 



122) Es schließt sich eine spezifische Begründung für das Wechselgeschäft an; wiedergegeben im Sehr, des 
Kreisausschusses Herford an den Regierungspräsidenten Minden; StA Dt M 1 I B Nr. 219. 

123) Sehr. Regierungspräsident an G. Meyer v. 18.5.1926; StA Dt M 1 I B Nr. 219. 

124) Sehr, der genannten Beschäftigtengruppen der Wolfram-Fahrrad-Werke an den Stadtrat von Lemgo 
v. 12.9.1928; StA Lemgo A 1622. 

125) Stadtratssitzung am 17.9.1928; Beschlußvermerk auf dem zitierten Schreiben, ebd. 
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4.1.2.13 Lippische Fahrrad -Industrie AG, 1930 

Nicht nur zu Zeiten lippischer Fürstenherrschaft beteiligte sich die Regierung an 
der Vergabe von Krediten. Dafür lassen sich auch Beispiele aus der Zwischen- 
kriegszeit geben. Hier ist kurz zu schildern, wie die Regierung auf die Übernahme 
der Lippischen Fahrrad-Industrie-Aktiengesellschaft durch den Siegen-Solinger 
Gußstahl Aktien-Verein in Solingen reagierte. Es stand zur Entscheidung an, den 
Betrieb in Horn entweder aus Rationalisierungsgründen zu schließen bzw. nach So- 
lingen zu verlegen, oder aber ihn an seinem jetzigen Standort noch auszubauen und 
dabei die Arbeiterzahl zu verdoppeln. Für letzteren Fall hatte sich das Unterneh- 
men an die Regierung gewandt und einen Kredit über 100 000 RM gewünscht. Be- 
vor er diesen Kredit in die Wege leiten würde, wollte sich der mit der Sache be- 
faßte Oberregierungsrat Dr. Petri der Kreditwürdigkeit des Unternehmens versi- 
chern. Er wandte sich an den ehemaligen Paderborner Oberbürgermeister Plass- 
mann und jetzigen Unternehmensleiters der PESAG, des bedeutenden regionalen 
Energieversorgungsunternehmens (vgl. Mauel 1978, 431), mit der Bitte um eine 
entsprechende Auskunft. Die Aktivierung dieser Verbindung, die auch bei anderen 
industriepolitisch bedeutsamen Angelegenheiten wichtig war (vgl. Kap. 4.9.2.6), re- 
sultierte aus den Verbindungen des potentiellen Kreditnehmers mit dem PESAG- 
Stammunternehmen, den Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerken (R.W.E.): 

"Würden Sie vielleicht über die Bonität der Firma, die in elektrischer Bezie- 
hung an das R.W.E. angeschlossen ist, irgendwelche Auskünfte geben können? 
An sich würde uns natürlich an dem Verbleib des Betriebes außerordentlich 
liegen. Nur würde der Staat ein unmittelbares finanzielles Opfer nicht bringen, 
auch sich nicht an dem Unternehmen beteiligen können. Die Zurverfügung- 
stellung des Kredites würde nur rein bankmäßig erfolgen." 126 

Offenkundig ging Petri davon aus, ein Kreditinstitut - gedacht war vermutlich an 
die lippische Landesbank - zu dem Kredit gegebenenfalls veranlassen zu können. 
Der hier eingeschlagene Weg, an Informationen über den Kreditnehmer zu kom- 
men, war unkonventionell. Plassmann gab das Ersuchen an das R.W.E. weiter 127 , 
jedoch gab letzteres die Auskunft nicht im Rahmen ihrer Geschäftsbeziehungen. 
Vielmehr liegen die Informationen zweier Auskunfteien als Ergebnis der Anfrage 



126) Sehr. Oberregierungsrat Dr. Petri an Plassmann v. 12.8.1930; StA Dt L 80 II a XIX Tit. 1 Nr. 2. 

127) Sehr, an Direktor Schmitz, R.W.E. v. 13.8.1930, nachrichtlich an Petri, lippische Regierung; StA Dt L 
80 II a XIX Tit. 1 Nr. 2. 

128) ebd. 
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4.1.3 Zur aktuellen Situation 
4. 1.3.1 Förderprogramme 

Praktiker der Wirtschaftsförderung schätzen die Zahl von Förderprogrammen, in 
deren Genuß heute einzelne Unternehmen kommen können, auf weit über drei- 
hundert, die Europäische Gemeinschaft, Bund und Länder zusammengenommen. 
Ein bayerischer Industrieverlag gibt eine Zusammenstellung dieser Förderpro- 
gramme heraus, die in Gestalt einer Loseblatt-Sammlung allein zwei Bände füllt. 
Hinzu kommen Programme unterhalb der Länderebene, die von Kreditinstituten, 
Kommunen o. a. befristet aufgelegt werden und deren Existenz nur schwer zu re- 
cherchieren ist. Zwei solcher Programme im Untersuchungsgebiet finden sich unten 
beschrieben. 

Es ist in unserem Zusammenhang nicht möglich, aber auch erläßlich, über die öf- 
fentlichen Programmangebote eine vollständige Übersicht zu geben. Viele der Pro- 
gramme wenden sich nur an hochspezialisierte Betriebe und nicht immer sind die 
unteren Verwaltungsebenen in das Vergabeverfahren eingeschaltet. Hier sollen nur 
einige der wichtigsten, einem größeren Kreis von Unternehmen gewidmete Pro- 
gramme in ihrer Auswirkung auf das Untersuchungsgebiet Ostwestfalen-Lippe 1 
kurz vorgestellt werden, bevor weiter unten auf die konkreten Aktivitäten der un- 
teren Verwaltungen einzugehen ist. Es ist noch darauf hinzuweisen, daß diese För- 
derpolitiken hier speziell unter dem Gesichtspunkt des monetären Transfers behan- 
delt werden. Weitere Aspekte wie Information und Beratung, die etwa bei den 
Technologieförderprogrammen besonders relevant werden, finden in den entspre- 
chenden Kapiteln Beachtung. 

Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschafts förderung 2 

Die Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschaftsförderung (GRW) wurde nach 
1969 zur Koordinierung und zum Ausbau der regionalpolitischen Aktivitäten von 
Bund, Ländern und Gemeinden eingeführt. In ihrem durch komplizierte und 
schwerfällige Entscheidungsstrukturen gekennzeichneten Rahmen wird ein Aus- 
gleich in den Lebensverhältnissen der bundesrepublikanischen Teilregionen ange- 
strebt, wobei neben der gezielten Vergabe öffentlicher Aufträge, Schaffung von 



1) Die Daten hierüber entstammen Regional an alysen, die in jüngerer Zeit angefertigt wurden: Alban 1985, 
Bohnenkamp/Bontrup/Eisbach 1987, Eisbach 1984, Katterle u. a. 1984. Bei der Fertigstellung des Manu- 
skripts ging noch eine weitere Untersuchung ein, die teilweise noch berücksichtigt werden konnte: Mül- 
ler/Holst 1987. 

2) Die ergänzende Landesförderung ist eingeschlossen. 
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Arbeitsplätzen im öffentlichen Infrastrukturbereich und der Verbesserung der wirt- 
schaftsnahen Infrastruktur auch finanzielle Anreize für Unternehmen als Steue- 
rungsinstrumente vorgesehen sind. Letzteren kommt ein besonderes Gewicht zu, 
demgegenüber die Mittel für wirtschaftsnahe infrastrukturelle Maßnahmen einen 
vergleichsweise geringen Teil ausmachen - im 10. Rahmenplan 1981-1984 nur 13 
Prozent. 

Bis zum 31.12.1983 zählten in Ostwestfalen-Lippe die Kreise Lippe und Höxter zu 
den Fördergebieten der GRW, die Kreise Minden-Lübbecke und Paderborn waren 
in die ergänzende Landesförderung aufgenommen. Danach wurde eine deutliche 
Reduzierung der Förderkulisse vorgenommen, so daß nur mehr die Stadt Höxter als 
Schwerpunktort der Gemeinschaftsaufgabe erscheint; dazu kommen die Städte Det- 
mold, Lemgo und Warburg als Schwerpunkte im Rahmen der ergänzenden 
Landesförderung. Die Herausnahme aus der GRW wurde mit einer inzwischen er- 
reichten Annäherung an den wirtschaftsstrukturellen Bundesdurchschnitt begründet 
(vgl. Alban 1985, 47 ff.). Seit dem 1.1.1987 wurde allerdings der Kreis Lippe wie- 
der in die Fördergebiete der GRW aufgenommen. 

Insgesamt wurde im Zeitraum von 1972 bis 1983 in den ostwestfälisch-lippischen 
Fördergebieten ein Investitionsvolumen der gewerblichen Wirtschaft (ohne Frem- 
denverkehrsgewerbe) von rd. 1,6 Millionen DM gefördert. Davon entfallen auf die 
Arbeitsmarktregionen Detmold-Lemgo 812 000 DM, Höxter 114 000 DM, Minden- 
Lübbecke 306 000 DM und Paderborn 361 000 DM. Obschon damit insgesamt nur 
6,5 % der in Nordrhein-Westfalen geförderten Investitionen erreicht wurden, 
schlug sich der beschäftigungspolitische Effekt überdurchschnittlich positiv mit 
9,2 % der im Lande geförderten Arbeitsplätze nieder (vgl. ebd., 53). Alban (1985, 
54) vermutet wohl zu recht, daß die Förderung unterdurchschnittlich kapitalinten- 
siver Arbeitsplätze auf die Branchenstruktur der geförderten Investitionen zurück- 
zuführen ist. 

Forschungs- und Entwicklung sförderung des Bundes 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung (FuE) in gewerblichen Un- 
ternehmen ist ressortmäßig und nach Programmen aufgesplittert. In unserem Zu- 
sammenhang sei zunächst die vom Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie (BMFT) verantwortete Projektförderung erwähnt. Zwischen 1972 und 1985 
flössen in ihrem Rahmen insgesamt 248 Millionen DM nach Ostwestfalen-Lippe, 
davon drei Millionen in den Kreis Lippe. Dieser partizipiert heute nur in geringfü- 
gigem Umfang an der Projektförderung: Lediglich zwei von 35 in Ostwestfalen- 
Lippe durchgeführten Projekten sind dort angesiedelt. Es handelt sich um die Ent- 
wicklung eines neuen Handhebelgetriebes für Rollstühle durch einen Betrieb in 
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Kalletal sowie ein Verfahren zur Verhinderung von Ablagerungsbildung in 
Schmutzwasserkanälen durch einen Betrieb in Schieder-Schwalenberg. Die meisten 
Fördermittel gehen nach Paderborn (vgl. Bohnenkamp/Bontrup/Eisbach 1987, 32 

f.). 

Gleichfalls in der Zuständigkeit des BMFT ist das Programm zur Humanisierung 
des Arbeitslebens (HdA) angesiedelt. Der bis Mitte 1986 bewilligte Gesamtförder- 
betrag von rd. 20 Millionen DM für Ostwestfalen-Lippe ging zu drei Vierteln in 
die Kreise Bielefeld und Gütersloh, während andere Kreise vergleichsweise geringe 
Mittel aus dem Programm zogen und auf Lippe und Höxter überhaupt keine An- 
teile entfielen (vgl. ebd., 33). Anders verhält es sich bei dem seit 1979 vom Bun- 
desministerium für Wirtschaft (BMWi) durchgeführten FuE -Personalkostenzuschuß- 
programm. "Mit 20,1% liegt der Anteil Lippes an den von 1980-1984 nach OWL 
geflossenen Mitteln deutlich über seinem Beitrag zum industriellen Umsatz OWLs 
(1985: 12,5%). Ganz offensichtlich hat das auf die spezifischen Bedingungen in 
KMU zugeschnittene FuE-Personalkostenzuschußprogramm die lippischen Unter- 
nehmen erreicht." (ebd., 35) 107 von insgesamt 508 in Ostwestfalen-Lippe geför- 
derten Unternehmen liegen in Lippe. Diesem Verhältnis entspricht weitgehend 
auch der Anteil an den Fördermitteln, nämlich 1984 4,7 von insgesamt 22,5 Millio- 
nen DM (vgl. ebd., 34). Ebenfalls einen überproportionalen Anteil halten die lippi- 
schen Unternehmen an den vom selben Ministerium geleiteten Programm Auftrags- 
forschung und - entwicklung . Das Programm, das dazu beitragen soll, insbesondere 
kleine und mittlere Unternehmen ohne eigene (ausreichende) Entwicklungskapazi- 
täten in ihrer Innovationskraft zu stärken, enthält Zuschüsse zu extern vergebenen 
FuE- Auf trägen pro Unternehmen und Jahr von maximal 120 000 DM. Im Jahr 
1985 flössen nach Ostwestfalen-Lippe insgesamt 2,9 Millionen DM; dem entspre- 
chen 53 genehmigte Anträge auf Zuschüsse (vgl. ebd., 36). 

Das Technologie-Programm Wirtschaft des Landes NRW 

Das vom Land Nordrhein-Westfalen unter Zuständigkeit seines Wirt- 
schaftsministeriums aufgelegte Technologie- Programm Wirtschaft (TPW) reflektiert 
vor allem die seit den 70er Jahren verstärkten Strukturanpassungsprobleme des 
Landes. Es wendet sich an kleine und mittlere Unternehmen sowie freiberuflich 
Tätige und ist insofern unter den großen Förderfeldern des Landes: der Montanin- 
dustrie (seit 1974), dem gesellschaftlichen Kontext der Modernisierung (seit 1984) 
und der mittelständischen Industrie (seit 1978) (vgl. Erdmenger/Fach/Simonis 1988, 
238) letzterer zuzuordnen. Gefördert werden Entwicklung und Anwendung neuer 
Technologien i. w. S., wobei bis zu 50 % der Gesamtausgaben bzw. -kosten zu- 
schußfähig sind (vgl. MWMV 1984, 125). Hauptnutznießer sind industrielle Unter- 
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nehmungen, demgegenüber das Baugewerbe und Dienstleister einen vergleichsweise 
geringen Anteil von Fördermitteln in Anspruch nehmen (vgl. ebd., 53). Im Jahre 
1983 entfielen von den landesweit bereitgestellten Fördermitteln 20 Millionen DM 
auf die Förderung der Entwicklung neuer Technologien, 14 Millionen DM auf ihre 
Einführung, eine Million DM auf ihre Verbreitung und drei Millionen auf die 
Förderung technologischer Beratungen (gerundete Zahlen; vgl. ebd., 59). Die tech- 
nologiepolitischen Förderaktivitäten des Landes wurden seit Mitte der 70er Jahre 
fast vollends im TPW gebündelt. Welche zunehmende Bedeutung der Technologie- 
förderung als maßgeblichem Instrument der Modernisierungspolitik seit 1975 zuge- 
messen wird, läßt sich auch daraus ablesen, daß die hierfür aufgewendeten Finanz- 
mittel bis 1983 auf 600 % des Ausgangsbetrages stiegen, während die Gesamtsum- 
me der mittelstandspolitischen Fördermittel des Landes "nur" auf 240 % anwuchs. 
1983 betrugen die Zuschüsse zur Technologieförderung und für Hilfen zur betrieb- 
lichen Leistungssteigerung landesweit 80 Millionen DM von insgesamt 169 Millio- 
nen DM im mittelständischen Förderspektrum (vgl. ebd. 48). 

Von 1978 bis 1983 wurden in Ostwestfalen-Lippe 44 Vorhaben durch Zuwendun- 
gen in Höhe von 22,6 Millionen DM gefördert. Die Region partizipierte damit in 
etwa proportional zu seinem Anteil am industriellen Gesamtumsatz Nordrhein- 
Westfalens an den TPW- Fördermitteln (vgl. Eisbach 1984, 13). Ein anderes Bild 
ergibt sich, wenn man als Bezugsgröße des OWL/NRW- Vergleichs die Anzahl der 
Einwohner nimmt. Dann nämlich erreicht Ostwestfalen-Lippe mit 11 986 DM Zu- 
wendungen je Einwohner nur 87 % des Landesdurchschnitts (vgl. Alban 1985, 60). 
Die Zuschüsse machen etwa ein Drittel des insgesamt bewegten Mittelvolumens aus 
(vgl. ebd.). Innerhalb Ostwestfalen-Lippes zog der Kreis Minden-Lübbecke mit 12 
Projekten und 8 Millionen DM den Löwenanteil an sich (vgl. Eisbach 1984, 13). 

Im Zusammenhang mit der Förderung von Forschung und Entwicklung, sei sie nun 
vom Bund oder den Ländern getragen, verdient es erwähnt zu werden, daß die 
staatlichen Anteile an den Gesamtaufwendungen für FuE sektoral recht unter- 
schiedlich verteilt sind. Bei der in Ostwestfalen-Lippe, v.a. im Kreis Lippe tradi- 
tionell stark vertretenen Holz-, Papier- und Druckbranche liegt der staatliche Fi- 
nanzierungsanteil bei 2,3 %, im Textil- und Bekleidungsgewerbe bei 1,8 %, wohin- 
gegen in der Elektrotechnik annähernd 12 % der FuE- Ausgaben staatlich finanziert 
werden (Stand: 1981; vgl. Bohnenkamp/Bontrup/Eisbach 1987, 38). Zugleich ist 
festzuhalten, daß in den beiden erstgenannten Branchen die FuE-Aufwendungen 
unter dem Durchschnitt der Gesamtindustrie liegen (vgl. ebd.). 

Mit den vorstehenden Ausführungen wurde nur ein kleiner Ausschnitt aus dem 
Spektrum vorhandener Fördertöpfe gegeben. Es handelte sich allerdings nach Vo- 
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lumen und Adressatenkreise um einige der wichtigsten Titel. Nicht näher geschil- 
dert seien hier weitere Fördermöglichkeiten auf dem Kreditsektor, die sozusagen 
zum Standardrepertoire der Wirtschaftsförderer zählen: In Nordrhein-Westfalen ein 
beschäftigungsorientiertes Förderungsprogramm, Förderung von Immissionsschutz 
und Fernwärme Versorgungsanlagen, Erhaltung und Verbesserung der Gewässergüte 
und Flüchtlingskredite. Im Rahmen der Kreditanstalt für Wiederaufbau stehen 
Mittel für den Mittelstand und für Umweltprogramme zur Verfügung, außerdem 
werden aus ERP-Mitteln Abwasser- und Luftreinhaltungsprogramme finanziert. 
Weitere ERP-Mittel können auch über die Lastenausgleichsbank eingeworben wer- 
den für Existenzgründungen 3 , Abfallbeseitigung und Förderung von Ausbildungs- 
plätzen. 

Förderungs Programme der Stadt Paderborn 

Die Stadt Paderborn hat im Zuständigkeitsbereich ihrer Wirtschaftsförderungsge- 
sellschaft (WFG) zwei eigene Programme einer finanziellen Wirtschaftsförderung 
aufgelegt. Unter den Kommunen Ostwestfalen-Lippes nimmt sie damit, soweit dies 
durch eine Befragung anderer Städte in Erfahrung gebracht werden konnte, eine 
Sonderstellung ein. Ob es eine Vorreiterposition sein wird, ist angesichts der Fi- 
nanznot der meisten Kommunen zu bezweifeln. Diese Maßnahmen spiegeln wohl 
eher die spezifische Situation Paderborns als Standort des Elektronikherstellers 
Nixdorf wider. Beide Programme sind ausgesprochen technologieorientiert und ver- 
leihen damit einer wirtschaftspolitischen Orientierung der Stadt Ausdruck, die 
jüngst (Stand: Ende 1987) in Überlegungen über die Gründung eines Technologie- 
zentrums eingemündet ist. 



3) Müller/Holst (1987, 191 ff.) haben in der für PROGNOS angefertigten Studie über Lippe auch sieben 
Existenzgründer befragt, die ihre Unternehmen in der Zeit seit 1970 aufbauten. Danach wurde das Vorhan- 
densein von Startkapital mehrheitlich als "sehr großes Problem" empfunden, indes die öffentliche Förderung 
von Existenzgründungen nicht als Anreiz hierzu wirksam war. Die öffentlichen Förderangebote wirkten in 
diesem Bereich nur verstärkend, aber nicht auslösend. 

Massive Kritik an den Existenzhilfeprogrammen kommt teilweise aus der Wirtschaft, wobei vor allem auf 
die Mitnahmeeffekte aufmerksam gemacht wird. So machte die Industrie- und Handelskammer Koblenz in 
einer Analyse der Gründungsförderung die Rechnung eines fiktiven Herrn B. auf, der einen 
Produktionsbetrieb gründen will. Seine Investitionskosten von über einer Million Mark finanziert er nur zu 
12 % aus Eigenkapital (!), den Rest über eine Eigenkapitalhilfe von 300 000 DM, ein ERP-Darlehen in 
gleicher Höhe und eine GA-Bezuschussung über 214 000 M. Den Rest deckt ein Bankdarlehen. Wie man 
sieht, sind unter Zugrundelegung von Förderhöchstbeträgen die Risiken den Gründers nur mehr 
vergleichsweise gering. Die IHK Koblenz spricht in dem zitierten Papier polemisch von einer "Vollkasko- 
Versicherung". (Vgl. Industrie- und Handelskammer Koblenz, "Gründungsförderung auf Irrwegen", 
Ergebnisse einer Analyse von Gewerbean- und abmeldungen, Juli 1983, 11 f.) 
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Die Programme im einzelnen: Als Eigenkapitalhilfe 4 sind Zuschüsse angelegt, die 
zur Finanzierung folgender Vorhaben beantragt werden können: Gründung einer 
selbständigen Existenz, Übernahme oder tätige Beteiligung, Folgeinvestitionen nach 
Existenzgründungen, die innerhalb zweier Jahre getätigt werden. Technologieorien- 
tierte Vorhaben sollen bevorzugt gefördert werden. Die Hilfen werden nur dann 
gegeben, wenn bereits andere öffentliche Förderprogramme (z. B. ERP-Mittel) be- 
willigt wurden 5 ; sie betragen in der Regel 10 % der Investitionssumme bzw. des 
Kaufpreises. Das Vorhaben muß in Paderborn verwirklicht werden. Erstmals wur- 
den im Jahr 1987 rund 30 000 DM aus diesem Programm ausgeschüttet. 

Das zweite Paderborner Programm dient der Förderung des Personal -Tr ans fers bei 
Klein- und Mittelbetrieben. Seine Begründung unterscheidet sich im Modernisie- 
rungsansatz nicht von ähnlichen Bundes- und Länderprogrammen: 

"Die zur Erhaltung und Steigerung der nationalen wie internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit der Paderborner Betriebe notwendigen Innovationen lassen sich 
nur dann erfolgreich realisieren, wenn die Unternehmen über qualifizierte 
Mitarbeiter verfügen. Mit der finanziellen Förderung der Einstellung qualifi- 
zierter Hochschulabsolventen in kleine und mittlere Unternehmen soll die 
strukturelle Anpassung dieser Unternehmen an veränderte Technologie- und 
Marktbedingungen beschleunigt und erleichtert werden." 6 

Die im Zitat schon erwähnte Personalkostenbezuschussung erstreckt sich auf zwei 
Berufsbilder: Zum einen das des Innovations-Assistenten (die WFG stellt die Fi- 
nanzierung von 30 % des Bruttoarbeitslohnes für ein Jahr in Aussicht), zum ande- 
ren das des Innovations- Praktikanten. Bei letzterem finanziert die WFG die Durch- 
führung von Forschungsaufträgen in Paderborner Unternehmen durch Studenten 
mit bis zu 1 200 DM pro Monat maximal ein halbes Jahr lang. Bisher 7 wurden zwei 
Praktikanten gefördert. 

Angesichts der Vielfalt und großen Anzahl von Förderprogrammen von der EG bis 
hinab zur kommunalen Ebene liegt es nahe, daß eine geschickte Mittelakquisition 
im Einzelfall nicht nur zur Deckung des privaten Finanzierungsbedarfs, sondern 
sogar zu Überschüssen führen würde, wenn nicht in der Ausgestaltung der Pro- 
gramme jeweils Schranken für eine kumulative Aneignung von Fördermitteln ent- 
halten wären. So sieht etwa das TPW vor, daß es zwar mit dem Personalkostenzu- 



4) Die folgenden Details entstammen einem Konzeptpapier der WFG, Stand 16.12.1985. 

5) Es handelt sich also um ergänzende Zuschüsse, wobei das Kriterium bereits vorliegender Förderung na- 
türlich ein entlastendes Moment bei der Prüfung der Vorhaben darstellt. 

6) Zitat und weitere Details nach den o.g. Konzeptpapier der WFG vom Dezember 1985. 

7) Stand: Januar 1988. 
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schußprogramm und Investitionszulagen des Bundes für Forschung und Entwick- 
lung kombiniert werden darf, wobei der Anteil aller öffentlichen Hilfen jedoch 
60 % der Projektkosten nicht übersteigen darf (vgl. Alban 1985, 23). Mit der häu- 
fig anzutreffenden Einschaltung der Hausbanken (nicht beim TPW) und der regio- 
nalen Kammerorganistionen in den Entscheidungsprozeß über die Mittelvergabe 
sind weitere Blockaden für Subventionsschwindel instutionell verankert. 

Wie breit die Annahme öffentlicher Förderung bei den Unternehmen in Ostwest- 
falen-Lippe streut, ist anhand der gegebenen Zahlen nicht festzustellen. Insbeson- 
dere bleibt offen, ob die verschiedenen Förderprogramme im FuE-Bereich unter- 
schiedliche oder jeweils weitgehend dieselben Adressaten erreichen (vgl. Bohnen- 
kamp/Bontrup/Eisbach 1987, 37). Einzelne Praktiker der Unternehmensberatung 
äußern, es sei immer der gleiche Kreis von Unternehmen, die öffentliche Mittel in 
Anspruch nehmen. Wir können hier nicht den objektiven Wahrheitsgehalt dieser 
Aussage überprüfen. 

4. 1.3.2 Weitere Finanzhilfen 

Mit der Frage nach weiteren Finanzhilfen, die über die offiziellen Förderprogram- 
me hinausgehen, dringen wir in den schwer zu bestimmenden Graubereich von 
Subventionen vor. Sicherlich wären noch manche staatliche Ausgaben dem Begriff 
der direkten finanziellen Wirtschaftsförderung zu subsumieren, obschon sie nomi- 
nell anderen Zwecken gewidmet sind. Da wir darüber, was das Untersuchungsge- 
biet Ostwestfalen-Lippe anbelangt, über keine Angaben verfügen, seien sie dem 
Reich der Spekulation überlassen. 

Nicht sehr viel anders verhält es sich mit den kommunalen Aktivitäten. Direkte fi- 
nanzielle Zuschüsse durch sie oder über den Umweg kommunal getragener Institu- 
tionen sind rechtlich nicht zulässig bzw. umstritten (vgl. Lange 1977, Zimmermann 
1964). Dennoch sind wenigstens Umwegfinanzierungen für einzelne Betriebe in 
Ostwestfalen-Lippe bekannt geworden 8 . In einem Fall wollte eine Kommune von 
heute über 20 000 Einwohnern das Unternehmerverhalten mittels direkter Zu- 
schüsse in beträchtlicher Höhe steuern. Nach Intervention des Regierungspräsidi- 
ums unter Einschaltung des Innenministeriums mußte das Vorhaben gestoppt wer- 
den. Im allgemeinen dürften sich direkte Finanzhilfen der Kommunen weniger we- 
gen der erst in gravierenden Fällen drohenden Einschaltung der staatlichen Auf- 
sicht, als wegen ihrer angespannten Finanzsituation sehr in Grenzen halten. Wirk- 



8) Aus mündlicher Quelle. 
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saniere Instrumente besitzen die Kommunen ja auf anderen Gebieten, so in der 
Beratung wie in der Flächen- und Infrastrukturpolitik. 

Als weitere denkbare Finanzierungsquellen kommen die Sparkassengewinne in Be- 
tracht, die allerdings in der Regel für Infrastrukturmaßnahmen nicht unbedingt 
wirtschaftsnahen Charakters verwendet werden. So wurden Gewinne der Sparkasse 
Lemgo jahrelang in strukturschwache Gebiete ihres Einzugsgebietes transferiert, 
um dort u. a. Freizeiteinrichtungen zu finanzieren. Die Stadtsparkasse Bad Oeyn- 
hausen förderte, nachdem sie ihre Gewinne nach 1945 lange Zeit zur Erhöhung des 
Eigenkapitals verwendet hatte, diverse gemeinnützige Zwecke wie Spezialtelefone 
für Gehörlose, Beschaffung von». Sportgeräten und Krankentransportwagen sowie 
Funkgeräten für den Unfallrettungsdienst u. a. m. (Sparkasse Bad Oeynhausen 
1987). Aber auch wirtschaftsrelevante Maßnahmen außerhalb des Kreditbereichs 
fallen in den Aktionsradius von Sparkassen, wozu etwa die bei der Sparkasse 
Lemgo angestellte Überlegung, die Fachhochschule Lemgo in der wirtschaftsorien- 
tierten Forschung finanziell zu unterstützen, zu zählen ist 9 . 

Schließlich ist die bevorzugte Kreditvergabe der Sparkassen an das einheimische 
Gewerbe ein bedeutender Bestandteil der finanziellen Förderung. Hinzu kommen 
Vermittlungsleistungen, z. B. auf dem Gebiet des Wagniskapitals. Im nächsten Ab- 
schnitt wird auf die dabei zum Tragen kommenden Verflechtungen zwischen den 
Akteuren näher einzugehen sein. 

4. 1.3.3 Handlungsstrukturen 

Die meisten gängigen Förderprogramme kennen die gutachtliche Einschaltung loka- 
ler oder regionaler Instanzen in das Verfahren der Mittel vergäbe. 10 Am Beispiel der 
Gewährung von Ausfallbürgschaften durch das Land Nordrhein-Westfalen sei dies 
exemplifiziert 11 . Danach muß der Kreditnehmer seinen Antrag erst bei seinem 



9) Stand: April 1986. 

10) Manche Programme sind allerdings in der Abwicklung allein sektoral strukturiert, so daß lokale und 
regionale Instanzen keinen Einfluß auf ihre Implementation nehmen können. Dazu zählt etwa die Förderung 
von Unternehmensberatungen durch den Bund. Interessenten haben ausgefüllte Antragsformulare bei einer 
sogenannten Leitstelle einzureichen, das sind vor allem die großen Verbände des Gewerbes und des Handels 
wie der Deutsche Industrie- und Handelstag, der Bundesverband der Deutschen Industrie oder der 
Deutsche Reisebüroverband. Die von der Leitstelle geprüften Anträge werden an das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft weitergeleitet, die über ihre Bewilligung entscheidet. (Vgl. "Richtlinien über die 
Förderung von Unternehmensberatungen für kleine und mittlere Unternehmungen" vom 6. Dezember 1984, 
in: Bundesanzeiger, Jg. 36, Nr. 235a, 14.12.1984.) 

11) Vgl. die Richtlinien für die Übernahme von Ausfallbürgschaften durch die Kredit- 
garantiegemeinschaften im Lande Nordrhein- Westfalen i. d. Fassung v. 1.10.1979, abgedruckt in: Der Fi- 
nanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen informiert: So hilft das Land mit Bürgschaften (Broschüre, 
Heft 24, Stand Juni 1984) sowie weitere Informationen ebd. 
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Kreditgeber, normalerweise seiner Hausbank, einreichen. Ist diese bereit zur Kre- 
ditgewährung, leitet sie den Antrag an die zuständige Kreditgarantiegemeinschaft 
(KGG), eine Selbsthilfeeinrichtung der Wirtschaft 12 , weiter. Die öffentliche Hand 
kommt insofern ins Spiel, als die KGG nur rund ein Drittel des Bürgschaftsrisikos 
trägt, den Rest übernehmen Bund und Land über sogenannte Rückbürgschaften. 
Der weitere Gang des Antrags nach dem Richtlinientext: 

"Eine weitere Ausfertigung sendet der Kreditgeber an die zuständige Hand- 
werkskammer, Industrie- oder Handelskammer oder Landwirtschaftskammer, 
die ohne besondere Aufforderung eine Stellungnahme gegenüber der KGG ab- 
geben. Die KGG ist berechtigt, eine zusätzliche Stellungnahme beim zuständi- 
gen Fachverband einzuholen. Über den Bürgschaftsantrag entscheidet die zu- 
ständige KGG." 

Begünstigt werden durch die Ausfallbürgschaften neben bestehenden mittelständi- 
schen Unternehmen und Existenzgründern Personen, die eine Unternehmensteilha- 
be anstreben, genossenschaftliche Zusammenschlüsse und Bauträger, ohne hier wei- 
ter im Detail auf den Adressatenkreis einzugehen. 

Neben den beiden genannten Stellungnahmen von Kammerorganisation und ggf. 
dem Fachverband können bei anderen Programmen noch weitere durch die Haus- 
bank, durch technisch kompetente Experten u. a. verlangt werden. Dies richtet sich 
nach den praktischen Erfordernissen und inhaltlichen Vergabekriterien der jewei- 
ligen Programme. Darüber hinaus ist festzuhalten, daß eine Einbeziehung unterer 
Instanzen in die Implementation von Förderprogrammen ausdrücklich politisch er- 
wünscht ist, um vor allem mittelständischen Unternehmen eine Teilhabe zu ermög- 
lichen. Das nordrhein-westfälische Wirtschaftsministerium führt dazu aus: 

"Mit allem Vorbehalt kann gesagt werden, daß die Fördermittel vor allem in 
Gebieten mit kleinbetrieblicher Struktur auf eine breite Resonanz stoßen. Dies 
hängt einmal damit zusammen, daß die hohe Zahl antragsberechtigter kleiner 
und mittlerer Firmen das Bild der örtlichen Wirtschaft hier ganz oder weitge- 
hend bestimmt. 

Unterstützend kommt hinzu, daß ein eingespieltes Zusammenwirken von Stel- 
len der Wirtschaft und Verwaltung und eine gemeinsame Zielorientierung die- 
ser Stellen die Inanspruchnahme von Fördermitteln günstig beeinflussen." 
(MWMV 1984, 79) 



12) Die Kreditgarantiegemeinschaften, fünf an der Zahl, sind nach sektoralen Aspekten gegliedert und 
übernehmen Bürgschaften in der Höhe zwischen vier- und achthunderttausend DM. 
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Erdmenger/Fach/Simonis (1988, 239) führen die Politik, es den "Kräften vor Ort" 
zu überlassen, die Anreize für eine Modernisierung zu nutzen, auf die "dezentrale 
und disperse Machtstruktur des Landes" zurück. Sie verhinderte "eine kohärente 
und zentral gesteuerte, regional konzentrierte Modernisierungspolitik". Jedenfalls 
läßt sich im Mikrobereich der Programmimplementation, den wir hier betrachten, 
erkennen, daß dirigistische Steuerungsformen mit den Förderprogrammen nicht 
assoziiert sind 13 . 

Die institutionalisierten Hilfen für potentielle Förderungsempfänger sind zu einem 
erheblichen Anteil schlicht Ausdruck der unübersehbaren Vielfalt von Förderan- 
geboten. Die Entsprechung zur Unübersichtlichkeit von zentralen Programmen stellt 
die dezentrale Förderung der Inanspruchnahme von Förderprogramme dar. Wirt- 
schaftsförderstellen, Kammern, Sparkassen und Banken, Steuer- und Unterneh- 
mensberater helfen den Unternehmen zu erkennen, welche Hilfsprogramme für sie 
besonders geeignet sein könnten, und bieten Dienstleistungen bei der Akquisition 
von Fördergeldern an. Unter den öffentlichen und durch öffentliche Einrichtungen 
getragenen Instanzen haben sich, wie die Experteninterviews in Ostwestfalen-Lippe 
aus wiesen 14 , die Sparkassen als bedeutende Vermittler von Fördergeldern heraus- 
kristallisiert. Die Gründe hierfür sind: 

- Die Einschaltung der Hausbanken ist bei vielen Förderprogrammen bereits for- 
mell vorgesehen. Die Sparkassen bieten dabei den Vorteil vor anderen Banken, 
daß sie aufgrund ihrer großen Organisation eher eine spezialisierte Abteilung 
für "Sonderkredite", wie es im Fachjargon heißt, unterhalten können. Ein Spar- 
kassenvorstandsmitglied illustrierte den Vorsprung in der Organistionsstärke an 
den Belegschaftszahlen der örtlichen Institute: Deutsche Bank mit 10 Beschäftig- 
ten, Commerzbank mit 40, Volksbank mit 30, die Sparkasse mit 400 (wörtlich: 
vierhundert!). 

- Die spezialisierte Bearbeitung von Förderanträgen impliziert eine hohe Erfolgs- 
quote. ’Was wir beantragt haben, geht in den meisten Fällen durch.’ Als zusätz- 
liche Serviceleistung für die Unternehmen wird häufig die Antragstellung und 
Einholung der behördlichen, Kammer- und anderen Gutachten und Stellung- 
nahmen mit übernommen. 

- Sparkassen bieten zugleich weitere Beratungen im betriebswirtschaftlichen Be- 
reich an bis hin zur detaillierten Analyse von Bilanzen und ziehen ggf. externe 
Experten heran, wenn das erforderliche Know-how fehlt, beispielsweise 
Fachhochschuldozenten in technischen Fragen. 



13) Freilich, so wenigstens die Hoffnung der Positionsinhaber in den zentralen Bürokratien, läßt sich effek- 
tiv auch sanft, durch Anreize, Motivierung, Überzeugung usw. lenken. 

14) Auf sie stützt sich die folgende Darstellung, soweit nicht andere Quellen vermerkt sind. 
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Diese Fördermittelpolitik schilderte ein Sparkassendirektor unter Bezugnahme auf 
die Sparkasse Höxter mit folgenden Worten: 

"Die Größe des Hauses erlaubt es, besonders ausgebildete Spezialisten aus- 
schließlich mit der Bearbeitung dieser Sonderprogramme (gemeint sind Förder- 
programme; Anm. d. Verf.) zu betrauen. Die Sparkasse ist also bestens gerü- 
stet, den Kunden bei der Überwindung der bürokratischen Hürden tatkräftig 
zu unterstützen. So bietet sie eine umfassende Beratung, hilft bei der Antrag- 
stellung und übernimmt weitgehend die Abwicklung des erforderlichen 
Schriftverkehrs. Dabei arbeitet sie eng mit den heimischen Steuerberatern und 
den zuständigen Fachverbänden zusammen. Ergänzend müssen in verschie- 
denen Fällen Stellungnahmen der Industrie- und Handelskammer, der Hand- 
werkskammer oder der Kreisstelle für Fremdenverkehr eingeholt werden. 
Wertvolle Hilfe leistet hier auch das Wirtschaftsförderungsamt des Kreises 
Höxter." (Schlenke 1982, 8) 

Den Sparkassen geht es bei diesem vornehmlich an Existenzgründer und mittelstän- 
dische Betriebe gerichteten Engagement in erster Linie um die Erhaltung und vor 
allem Erweiterung ihres Kundenstammes. Tatsächlich scheinen von der Förderver- 
mittlung nicht zu unterschätzende expansive Effekte für Kreditinstitute auszuge- 
hen. Die finanziellen Erträge bei der Vermittlung von Fördergeldern selbst sind 
relativ gering; ein Sonderkreditberater nannte eine Gewinnmarge von 0,7 % in sei- 
nem Institut. 

Die Betätigung der Sparkassen im Förderbereich muß nicht heißen, daß im kon- 
kreten Fall die Anstöße jeweils von ihnen ausgehen. Auch die Wirtschaftsförder- 
stellen, Kammern und andere Institutionen werden von Unternehmen und Exi- 
stenzgründern auf mögliche Zuschüsse und günstige Kredite hin befragt oder lei- 
sten von sich aus entsprechende Auskünfte 15 . Allerdings scheinen die kommunalen 
Wirtschaftsfördereinrichtungen dann, wenn eine Weiterverweisung zu einem Bank- 
institut im Fall der Beantragung von Fördermitteln notwendig wird, die Sparkassen 
vorzuziehen. Auch Genossenschaftsbanken werden von manchen Wirtschaftsför- 
derern als Kontaktpartner besonders geschätzt. 

Auch das Wirtschaftsförderungsdezernat beim Regierungspräsidium berät und un- 
terstützt Unternehmen bei der Beschaffung von Fördermitteln. Das ist eine seiner 
Hauptaufgaben. Bei der Mittelvergabe aus dem TPW übernimmt es praktisch die 



15) Eine vor kurzem durchgeführte Befragung von 50 lippischen Unternehmen hat ergeben, daß 35 von ih- 
nen staatliche Investitionsfördermittel in Anspruch nahmen. Den Hinweis auf die Fördermöglichkeit erhiel- 
ten 7 Unternehmen von der Bank, 3 vom Steuerberater, 6 von der Presse bzw. anderen Medien, 8 von Be- 
hörden 5 von der IHK und je eines von einem Verband oder durch andere Unternehmen (vgl. Müller/Holst 
1987b, 247). 
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Funktion der Hausbank, indem es bei Beantragung, Bewilligung und Durchführung 
die Unternehmen intensiv betreut. Besondere Möglichkeiten besitzt diese Stelle 
darüberhinaus bei Kreditvergaben: Der zuständige Dezernent ist Mitglied mehrerer 
Kreditausschüsse der Westdeutschen Landesbank. Schließlich versucht das Regie- 
rungspräsidium auch, auf die Genese und Durchführung von Förderprogrammen 
Einfluß zu nehmen, wobei es gelegentlich auch zu einer Anpassung der Förder- 
richtlinien an die Praxis kommt. 

Die intensiven dezentralen Bemühungen, Fördergelder in ihr ’Revier’ und zu ihrer 
Klientel heranzuziehen, implizieren freilich nicht, daß die Akteure vom volkswirt- 
schaftlichen Nutzen dieser Subventionen besonders überzeugt wären. Im Gegenteil 
äußern nicht wenige Praktiker den Verdacht, daß in manchen Bereichen, so bei der 
Regionalförderung, weitgehend nur Mitnahmeeffekte erzeugt werden würden. 
Trotzdem Fördermittel zu 'besorgen’, geschieht aus verschiedenen Motiven heraus: 
aus kommerziellen Eigeninteressen im Falle der Kreditinstitute, um wenigstens 
Standorteffekte herauszuholen, wenn schon der gesamtwirtschaftliche Nutzen frag- 
würdig ist, oder schlicht um Klientelinteressen zu befriedigen. Zentral vergebene 
Fördermittel erzeugen quasi automatisch eine 'von unten’ ausgehende Sogwirkung 
allein schon um der Vermeidung von Verteilungsungleichheiten willen. So werden 
in einem Papier der WFG Lippe nach einigen kritischen Bemerkungen schließlich 
doch Gründe für eine regionale Beteiligung mobilisiert: 

"Jede Investition, die erst unter Einbeziehung solcher Finanzierungshilfen wirt- 
schaftlich wird, ist zu risikobehaftet und sollte eigentlich von vornherein 
unterlassen werden. 

Unter dem Gesichtspunkt der Chancengleichheit hat Lippe dennoch alles zu 
unternehmen, eine solche Förderung in möglichst großem Umfange zu erhal- 
ten, solange andere Regionen begünstigt bleiben. 

Bei den sonstigen Investitionshilfen, die nicht regional beschränkt sondern 
zielgruppenorientiert gewährt werden, muß Lippe dafür einstehen, daß seine 
Wirtschaft in möglichst großem Umfang daran partizipiert, um im nationalen 
und letztlich auch internationalen Wettbewerb chancengleich zu bleiben ." 16 

Soweit zum Bereich der Programmförderung. Bei allgemeinen Krediten von Bank- 
instituten für Unternehmen kommt wiederum der Sparkasse als Institut in kommu- 
naler Trägerschaft eine besondere Bedeutung zu, insofern sie dem Einfluß politi- 
scher Gremien und der Verwaltung bis zu einem gewissen Grad offensteht. Einen 



16) "Erfordernisse für eine positive Wirtshaftsentwicklung in Lippe und die Aufgabenstellung der WFG 
Lippe (Konzeption unserer Gesellschaft)", Papier der WFG Lippe v. 1.10.1985. 
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Wettbewerbsvorteil genießen Sparkassen gerade bei Mittelstandskrediten dadurch, 
daß die Entscheidungswege kürzer sind als bei überregionalen Bankinstituten, die 
die örtlichen Kreditvergaben erst durch übergeordnete Instanzen ’absegnen’ lassen 
müssen. 

Während bei der Bestellung und Kontrolle des Vorstandes und bei Rahmenent- 
scheidungen der Verwaltungsrat eine wichtige Rolle spielt, ist im Einzelfall bei der 
Vergabe von Krediten ab einer gewissen Größenordnung der Kreditausschuß das 
entscheidende Gremium. Über seine Besetzung - neben Sparkassenvorstand und 
Personalvertretern auch gewählte ehrenamtliche Mitglieder meist aus Kreisen der 
politischen Parteien und der einheimischen Wirtschaft - ist ein gewisser öffentli- 
cher Einfluß verbürgt. Wieweit die durch öffentliche Trägerschaft und Gremien- 
einfluß vermittelte Ankoppelung an Verwaltung und Politik tatsächlich einen Ein- 
fluß auf die Kreditpolitik in Einzelfällen ausübt, ist schwer zu bestimmen. Koali- 
tionsbildungen und Tauschgeschäfte nach politischem Muster scheinen bei Kredit- 
vergaben unüblich zu sein, vielmehr dominiert eine eher bankprofessionelle Hal- 
tung. Daß die Belange der einheimischen Wirtschaft und die damit verbundenen 
öffentlichen Interessen eine besondere Aufmerksamkeit genießen, wurde von den 
Gremienmitgliedern fast durchweg bestätigt. Mehr als solche Risiken, die nach all- 
gemeinen bankmäßigen Gesichtspunkten gerade noch in Kauf genommen werden 
können, scheinen allerdings auch von den Sparkassen nicht übernommen zu wer- 
den. Im Fall einer Sparkasse ist dieser Grundsatz der leidvollen Erfahrung mit ei- 
nem in Konkurs gegangenen Kreditnehmer entsprungen, der unter äußerstem 
Druck stand und Unterstützung erfahren hatte. Die Folge war, daß, obschon der 
Kreditausschuß diese Maßnahme einstimmig beschlossen hatte, die Verträge der 
Vorstandsmitglieder nicht mehr verlängert wurden. 

Der Charakter der Sparkassen wird, jedenfalls wenn man ihre Rolle als Mitfinan- 
zier der einheimischen Wirtschaft beleuchtet, von zwei scheinbar gegenläufigen 
Entwicklungstendenzen bestimmt. Zum einen ist eine Professionalisierung in 
Richtung auf die Angleichung an die üblichen Verfahrensweisen im Bankgeschäft 
zu beobachten. Zum anderen wird ihre öffentliche Verfaßtheit kommerziell ver- 
wertet und nicht etwa abgebaut. Die mehr bankmäßige Professionalisierung hängt 
bei vielen Instituten damit zusammen, daß durch die Zusammenlegung mehrerer 
Sparkassen etwa im Gefolge der Gebietsreform größere Organisationen entstanden 
sind. Die Anforderungen an das Management wurden dadurch erhöht. Es muß sich 
eine Form der Entscheidungsfindung etablieren, die weniger auf der unmittelbaren 
Anschauung der örtlichen Verhältnisse als auf einer systematischen Informationsar- 
beit und institutsinterner Arbeitsteilung beruht. Das bedeutet für die nicht-profes- 
sionellen Mitglieder der Kreditausschüsse, daß ihre mehr auf die Einbettung in die 
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unmittelbaren sozialen, politischen und wirtschaftlichen, räumlich umgrenzten Ver- 
hältnisse basierenden Informationen und Beziehungen an Bedeutung verlieren. Dies 
läßt sich sowohl aus Äußerungen der Vorstände als auch der ehrenamtlichen Gre- 
mienmitglieder entnehmen. Die Folge ist, daß die meisten Entscheidungen de facto 
schon feststehen, wenn sie in die Gremien zur Abstimmung gelangen. ’90 Prozent 
der Vorstands Vorlagen werden übernommen.’ - Die Professionalisierung der Vor- 
stände drückt sich übrigens auch darin aus, daß die Vorstandsmitglieder seit der 
Novellierung des Sparkassenrechts in Nordrhein- Westfalen im Jahre 1970 nicht 
mehr als Beamte auf Lebenszeit angestellt werden, sondern auf Basis von Dienst- 
verträgen mit Verlängerungsmöglichkeit 17 . 

Mit der kommerziellen Verwertung der besonderen institutioneilen Bedingungen 
der Sparkassen ist der Gewinn angesprochen, der aus dem informellen und infor- 
mationeilen Netz von Beziehungen hervorgeht, innerhalb dessen sich die Tätigkeit 
der Institute entwickelt. Teils sehr enge Kontakte der Vorstände mit den kommu- 
nalen Verwaltungsspitzen, mit Politikern, Wirtschaftsvertretern, wirtschaftsrelevan- 
ten Abteilungen der Hochschulen, den Kammerorganistionen und nicht zuletzt den 
für die Wirtschaftsförderung zuständigen Einrichtungen sorgen für eine intime 
Kenntnis der örtlichen Situation. Feste Rangordnungen, Procedere und Formalitä- 
ten scheinen bei ihrer nach außen gerichteten Tätigkeit eine geringe Rolle zu spie- 
len: Die Wirtschaftsförderer vermitteln Kunden und umgekehrt, die Kontakte nach 
außen sind nicht auf die Vorstandsebene beschränkt, sondern laufen auch je nach 
Bedarf über den zuständigen Sachbearbeiter. Wirtschaftsberater, Technologiespezia- 
listen, Wirtschaftsförderer werden nach Bedarf gelegentlich zu Kreditausschußsit- 
zungen beigezogen usw. Als Ansprechpartner der Wirtschaft genießen die Sparkas- 
sen dabei dank ihrer in den letzten Jahrzehnten ausgebauten Kompetenz auf mit- 
telständischem und insbesondere Förderungsgebiet offenkundig ein gutes Ansehen, 
das allerdings, wie Erfahrungen zeigen, durch einen lässigen Umgang von Gre- 
mienmitgliedern mit den ihnen zugänglichen vertraulichen Informationen gefährdet 
werden kann. 

Die Einrichtungen der Wirtschaftsförderung unterstützen ihre Kunden in der Regel 
bei Kreditverhandlungen mit den Geldinstituten. Gegebenenfalls werden die Un- 
ternehmer und Existenzgründer persönlich zu den Verhandlungen begleitet. Das- 
selbe wird im übrigen auch über Verhandlungen mit Behörden in der Landeshaupt- 
stadt über Förderanträge berichtet. Die Sparkassen genießen bei der Wahl des Kre- 
ditgebers in diesem Falle keine Präferenz, vielmehr richten sich die Wirtschaf tsför- 



17) Einen Schritt weg vom Beamtenstatus von Sparkassenvorständen wurde Anfang 1987 auch in Bayern 
unternommen. Ihre Gehälter können nun frei ausgehandelt werden. Bisher war die Vergütung nach der 
staatlichen Besoldungsordnung festgelegt (vgl. Süddeutsche Zeitung v. 9.4.1987, S. 27). 
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derer nach den bereits vorhandenen Bankbeziehungen der Kunden. Mit einer Reihe 
von weiteren Serviceleistungen, über die auch noch an anderer Stelle zu berichten 
sein wird, runden sie ihre Unterstützungstätigkeit für das Unternehmen ab. Ihrer 
Selbsteinschätzung nach verhalten sich die Wirtschaftsförderer dabei durchweg un- 
bürokratisch und flexibel, eine Einschätzung, die nicht bei jeder dieser Einrichtun- 
gen von anderen Akteuren geteilt wird. Verallgemeinern lassen sich die hierüber 
vorliegenden Informationen weder in der einen noch der anderen Richtung. 




4.2 MATERIELLE HILFEN 
4.2.1 Einführung 

Unter materiellen Hilfen sollen hier die unentgeltliche Übertragung von Gütern 
und Einrichtungen oder Nutzungsrechte daran verstanden werden, die üblicher- 
weise von den privaten Unternehmen selbst finanziert werden. Darunter fallen vor 
allem Produktionsmittel: Maschinen, Rohstoffe, aber auch z. B. Büroeinrichtungen 
und Räumlichkeiten. 1 Die Grenzen solch unmittelbarer materieller Hilfen zu finan- 
ziellen Zuwendungen sind fließend - es mag im Endeffekt kaum einen Unterschied 
ausmachen, ob, wie noch im 19. Jahrhundert des öfteren geschehen, Einrichtungen 
des Staates einzelnen Unternehmen im Ausland beschaffte moderne Maschinen zur 
Verfügung stellen, oder ob sie den Unternehmer bei der Maschinenanschaffung fi- 
nanziell unterstützen. 

Im langfristigen Trend hat sich sicherlich die Form finanzieller gegenüber direkten 
materiellen Unterstützungen durchgesetzt. Letztere finden sich, anknüpfend an die 
bis ins Detail allzuständige merkantilistische Wirtschaftslenkung, etwa noch in der 
unter Beuth in Preußen durch die Technische Deputation für Gewerbe verwalteten 
Sammlung moderner Maschinen und Geräte zur Ausstellung und Weitergabe "an 
tüchtige Gewerbetreibende, um so die Kenntnis besserer Arbeitsmethoden in der 
heimatlichen Industrie zu verbreiten." (Matschoß 1911, 259) In zweierlei Hinsicht 
haben sich direkte materielle Hilfen bis heute, der Relevanz nach aber eher rand- 
ständig, erhalten. Zum einen in Gestalt der Bereitstellung von Gemeinschaftsein- 
richtung für kleinere Gruppen von Gewerbetreibenden. So wurden schon seit dem 
19. Jahrhundert Genossenschaften und Handwerker durch staatlich und kommunal 
finanzierte, gemeinschaftlich benutzte Bauten ("Werkstättenhöfe", "Gewerbehöfe" u. 
a.) und Werkstatteinrichtungen unterstützt (vgl. Peters 1916, 69 f.; Hampke 1903, 
629 ff.). Im Prinzip knüpfen die heutigen Technologieparks und -Zentren, Grün- 
der- und Innovationszentren an dieses Förderdesign an, von den spezifischen tech- 
nologiepolitischen Begründungen einmal abgesehen, deren genauer Vergleich ver- 
mutlich aber nicht wenige Parallelen enthüllen dürfte. Zum anderen kann die Mit- 
benutzung von Forschungslabors der Hochschulen und öffentlichen Wissenschafts- 
einrichtungen durch private Unternehmen unter direkte materielle Hilfen rubriziert 
werden. Borscheid (1976), der für die Bereiche Chemie und Physik im Zeitraum 
von 1848-1914 in Baden die Leistungen der staatlich organisierten Wissenschaften 
für die Industrie untersucht hat, belegt anhand zahlreicher Einzelbeispiele eine 
enge Verbindung zwischen Hochschullaboratorien und Industrie. Im Teerfarbensek- 
tor seien erstere sogar unter "industrielle(r) Kontrolle" (ebd., 210) gestanden. Ver- 



1) Zu Grundstücksüberlassungen und einzelbetrieblichen infrastrukturellen Hilfen vgl. Kap. 4.9. 
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mittelt wurde diese industrielle Ausrichtung durch die 1867 gegründete Deutsche 
Chemische Gesellschaft als Sammelpunkt industrieller und wissenschaftlicher Inter- 
essen (vgl. ebd., 122). Für die industrielle Nutzanwendung wichtige Hochschullabo- 
ratorien seien insbesondere jene der Universitäten von Berlin und Heidelberg sowie 
der Gewerbeakademie in Berlin gewesen (vgl. ebd., 141). Heute wird nicht nur der 
Transfer von Wissen von den Hochschulen zu den Unternehmen eindringlich gefor- 
dert und durch institutioneile Vorkehrungen erleichtert (dazu näher im Abschnitt 
Information), sondern auch die Inanspruchnahme universitärer Kapazitäten durch 
Unternehmen unterstützt. 2 

4.2.2 Historische Fallstudien 3 

Die beiden ausgewählten Fallstudien betreffen die Einführung moderner Methoden 
der Flachsaufbereitung und -Verarbeitung zur Mitte des 19. Jahrhunderts. Im ersten 
Fall werden die preußischen Bemühungen geschildert, durch ein Maschinenleihpro- 
gramm im Raum Bielefeld dem in die Krise geratenen Textilgewerbe aufzuhelfen. 
Die Tätigkeit von Landräten, führenden Unternehmern und die vermittelnde Funk- 
tion der Bezirksregierung in Minden sind ausführlich dokumentiert wie auch die 
offenkundigen Schwächen des Programms. Im Kontrast dazu steht im zweiten Fall 
die sich auf diesselbe Technologie beziehende Politik der lippischen Regierung und 
Rentkammer. Mit Ausnahme von Maschinenanschaffungen durch die Domänenver- 
waltung wird hier vor allem das reaktive Element der lippischen Politik deutlich, 
die ohne Programm und nähere Kenntnis der technisch-wirtschaftlichen Zusam- 
menhänge auskommt (auskommen muß?). Im zweiten Fall wäre auch eine Zuord- 
nung zur Kategorie finanzieller Unterstützungen möglich gewesen, allein der enge 
inhaltliche Zusammenhang in Bezug auf die Modernisierung des Leinengewerbes 
ließ diese Gegenüberstellung sinnvoller erscheinen. 

4.2.2. 1 Maschinenleihen, RB Minden, 1848-1860 
a) Voraussetzungen 

Im Rahmen der preußischen Gewerbeförderung wurden moderne Maschinen auch 
an Firmen in Bielefeld und seiner Umgebung vom Staat ausgeliehen. In dem hier 
betrachteten Zeitraum zwischen ca. 1852 und 1859 befand sich die Wirtschafts- 



2) "Auf Umwegen kann sich auch Geld der universitären Forschungsförderung aus Drittmitteln unter der 
Hand in eine Subvention verwandeln, wenn etwa an der Universität neu entwickelte Informationsverarbei- 
tungstechniken beim realen Einsatz in einem Bankinstitut getestet werden. Dem wissenschaftlichen Inter- 
esse nach empirischer Evaluierung entspricht auf der anderen Seite die Inanspruchnahme einer kostenlosen 
Dientleistung. Der Fall ist belegt. 

3) Weitere Beispiele materieller Hilfen finden sich auch in den Fallstudien 4.1.2.10 und 4. 8. 2.1. 
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Struktur dieser Region im Umbruch. Die Krise des Leinengewerbes hatte im Spin- 
nereisektor zu gewaltigen Einbrüchen geführt. Vor allem die englische Konkurrenz, 
die Baumwolle verarbeitete und mit Unterstützung der Dampfkraft mechanische 
Fertigungungs verfahren nutzte, machte dem alten ostwestfälischen Textilgewerbe 
die überregionalen Absatzmärkte streitig. Erst in den 50er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts nahm die kapitalkräftige Kaufmannschaft die Herausforderung an 
und investierte in neue Fertigungsstätten mit z. T. mehreren hundert Arbeitern, die 
für damalige Verhältnisse Großbetriebe darstellten. Das Know-how wurde vorzugs- 
weise aus dem fortgeschrittenen Ausland, in der Flachsverarbeitung namentlich aus 
Irland importiert. Lange Zeit hatte die Kaufmannschaft gezögert, diesen Schritt zu 
tun, obwohl sich die preußische Regierung frühzeitig bemüht hatte, Anstöße zur 
Innovation zu vermitteln. Eines der hierzu verwandten Verfahren bestand darin, 
technologisch fortschrittliche Maschinen vom Staat zu beschaffen und für einen ge- 
wissen Zeitraum privaten Fabrikanten auszuleihen. In der Periode, um die es hier 
geht, läuft ein derartiges Maschinen-Leihprogramm parallel zur nunmehr bereits 
auf privater Initiative in Gang kommenden Mechanisierung des Bielefelder Textil- 
gewerbes. Weitere Bemühungen zur Anwendung neuer Technologien auf dem Ge- 
biet der textilen Rohstoffaufbereitung wurden im Rahmen des sogenannten Gna- 
denfonds organisiert. Dieser war als zinsfreies Darlehen des preußischen Königs 
Friedrich Wilhelm II. der Bielefelder Kaufmannschaft 1788 gewidmet worden und 
stellte Gelder für diverse, vornehmlich technifizierende Projekte zur Verfügung. 4 

Das Programm wurde durch die königliche Regierung in Minden und die betroffe- 
nen Landräte abgewickelt. Die nachfolgende Darstellung beruht auf den nachgelas- 
senen Unterlagen der Mindener Regierung, und zwar handelt es sich zum einen um 
die Korrespondenz mit den Landräten und anderen Adressaten ’vor Ort’; zum an- 
deren sind Berichte, Weisungen etc. im Verkehr mit dem übergeordneten preußi- 
schen Handelsministerium unter August Frhr. von der Heydt in Berlin einge- 
schlossen. 5 

Die Maschinen wurden aus einem Staatsfonds finanziert. Um welche Maschinen es 
sich handelte, läßt sich der Korrespondenz zwischen der Mindener Regierung und 
den Landräten entnehmen. So waren in Bielefeld an die Gebrüder Bozi 6 Besitzer 
der ersten großen Maschinenspinnerei "Vorwärts", eine Durchzugsmaschine, Brech-, 



4) Zum Gnadenfonds vgl. Kap. 4.1.2.10. 

5) Die betreffende Akte des Detmolder Staatsarchivs, Ml IG, 261, enthält so ausführliche Information über 
dieses Maschinenleihprogramm, daß sie zum Zweck der vorliegenden Einzelfallstudie fast ausschließlich be- 
nutzt werden konnte. 



6) Sie waren ungarischer Abstammung und in dem fraglichen Zeitraum von der traditionellen Kauf- 
mannschaft der Stadt relativ isoliert. 
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Schwing- und Samenreinigungsmaschinen an den Fabrikanten Meyer-Bentrup 7 und 
weitere Maschinen an den Bleichereibesitzer Niedergassei 8 und den Gutsbesitzer 
Guntemeyer verliehen worden. 9 In Herford erhielt die Werkspinnerei Schönfeld, 
Stallforth & Co., die sich früher schon als innovationsfreudig gezeigt hatte (vgl. 
Bösch 1978, 106 ff.; vgl. auch Kap. 4. 8. 2.2), 7 Maschinen, darunter eine Dampf- 
maschine 10 , ausgeliehen, die schon 1848/49 in Betrieb genommen worden waren. 11 

Die spezielle Förderung der Flachsbereitung und -Verarbeitung hängt mit der von 
England ausgehenden Mechanisierung des Textilgewerbes zusammen ("Schnell- 
schütze", "Spinning Jenny"). Durch die Verbindung mit Wasserkraft konnte ein ho- 
her Produktionsausstoß erreicht werden. Die Dampfkraft spielte um die Wende zum 
19. Jahrhundert noch eine geringe Rolle für den Antrieb der Spinnmaschinen; erst 
1830 entfielen ca. 80 % der Garnproduktion auf den Einsatz von dampfgetriebenen 
Maschinen. Im Zuge der englischen Kolonialpolitik wurde mit der Baumwolle die 
notwendige Rohstoffgrundlage für die rasch wachsende Textilindustrie geschaffen. 
Die Krise der deutschen Leinenindustrie, die in den 1840er Jahren kulminierte, 
kann jedoch nicht nur auf eine mangelnde Bereitschaft zur Adaption ausländischer 
Technologien zurückgeführt werden, denn die in der Baumwollverarbeitung zum 
Einsatz kommenden Maschinen waren für die Flachsverarbeitung ungeeignet. Die 
ausländische Konkurrenz Entwertete’ daher nicht nur die Handarbeit, sondern auch 
den einheimischen Rohstoff Flachs. 12 Doch es wurde die Bedeutung des Flachses 
durch die Baumwolle zwar eingeschränkt, aber nicht gänzlich eliminiert. Angesichts 
der allenthalben voranschreitenden Mechanisierung der Spinnverfahren wurden in 
Bielefeld mit nachdrücklicher Unterstützung durch Staat, Handelskammer und 
Gnadenfonds Versuche unternommen, Flachsbereitungsmaschinen zu konstruieren 



7) Auch Meier-Bentrup genannt. Der Hofbesitzer ("Colon") war, Hofmann (1964, 55) zufolge, seit 1849 
Mitglied des Preußischen Landtages. Er gehörte der Rechten an. 

8) Auch Nieder-Gassel oder Gassei genannt. Er war Beuth-Stipendiat gewesen und hatte auf dem Gebiet 
der Textiltechnik durch Auslandsreisen Erfahrungen gesammelt. Gassei baute mehrere Unternehmen (mit) 
auf, so eine Bleiche mit zeitweise an die 150 Arbeiter und die Ravensberger Spinnerei AG (vgl. Ditt 1982, 
16 f.; Hofmann 1964, 155 u. 17). 

9) Landrat von Ditfurth, "Anzeige über die vom Staat verliehenen Maschinen" v. 18.11.1853; StA Dt Ml 
IG, 261. 

10) Außerdem hatten Schönfeld, Stallforth & Co. erhalten: eine Hechelmaschine, drei Streichmaschinen, 
zwei Durchzüge für Heede (kurze, z. T. verunreinigte Flachsfasern), drei Durchzüge für Flachs, eine Vor- 
spinnmaschine für Flachs und zwei Feinspinnmaschinen; StA Dt Ml IG, 261. 

11) Regierungsrat Bitter, Regierung Minden, Bericht an Staatsminister v.d. Heydt v. 1.4.1856; StA Dt Ml 
IG, 261. 

12) Es ist anzumerken, daß vermutlich insgesamt der 'Rückstand* Deutschlands gegenüber England in der 
technischen Entwicklung überschätzt wird; Vergleiche etwa des Einsatzes von Dampfmaschinen können 
diese gebräuchliche These offenkundig kaum belegen (vgl. Otten 1986, 211 ff). Umso weniger überraschen 
kann es, daß die deutsche Baumwollindustrie schon bald, 1860, ihre englische Konkurrentin überholte. 
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und einzusetzen. Die hier beschriebenen Maschinenleihen fügen sich in diese För- 
derpolitik ein. Zugleich wandte man den bäuerlichen Flachsanbaumethoden mehr 
Aufmerksamkeit zu, zum einen wegen der erforderlichen Produktivitätssteigerung, 
zum anderen der besseren Aufbereitung des Rohmaterials wegen, das bislang unter 
Verunreinigungen, unzulänglichen Bruchverfahren u. dgl. litt. 1851 wurde zu die- 
sem Zweck ein "Verein zur Förderung des Flachsbaues" gegründet. - Zwei Jahr- 
zehnte später konnten die Bielefelder Leinenproduzenten schließlich spezielle Ma- 
schinen, die in Ravensberg selbst hergestellt wurden (vgl. Bösch 1978, 144 ff.), er- 
werben - das Leinengewerbe hatte seine bäuerlich-gewerbliche Herkunft weitge- 
hend hinter sich gelassen. 

b) Durchführung und Probleme 

Die vom Staat verliehenen Maschinen sollten nach Ablauf von 6 Jahren ab Über- 
gabe in das Eigentum des Privatunternehmers übergehen. Allerdings wurde diese 
Umwandlung in eine Schenkung an diverse Bedingungen geknüpft: Die Maschinen 
mußten ständig im Einsatz sein, Reparaturen waren auf Kosten des Beliehenen 
auszuführen und es mußte dieser eine Versicherung über ihren vollen Wert ab- 
schließen. 13 Wie aus einer Amtsnotiz über die Maschinenübergabe an den Bleiche- 
reibesitzer Gassei hervorgeht, wurde der Privatunternehmer ferner verpflichtet, 
die Maschine "jedem, der ihm von den Behörden zugewiesen werden möchte, be- 
reitwillig zu zeigen" 14 . Vor allem der letzte Punkt verdient Beachtung, denn auf 
diese Weise wurde nicht nur ein individuelles Unternehmen gefördert, sondern 
gleichzeitig auch eine Informationspflicht zugunsten der branchenangehörigen Be- 
triebe, m. a. W. horizontaler Technologietransfer formell eingeführt. 

In einem Bericht an die Mindener Regierung vom November 1853 kann der 
Bielefelder Landrat noch wenig über ihren tatsächlichen Nutzen mitteilen, da "die 
Betriebszeit der Maschinen noch zu kurz" ist. Er stützt seine Erkenntnisse dabei auf 
Erfahrungen aus zweiter Hand, auf nicht namentlich genannte Sachkundige und 
einen Amtmann, welche über Schwierigkeiten berichten, die mit den Maschinen 
verbundenen Neuerungen durchzusetzen. 

"Sachkundige seien (jedoch) der entschiedenen Ansicht, daß sie auf die Flachs- 

Kultur erheblichen Einfluß ausüben würden. Bis jetzt hätten sie der allgemei- 
nen Gunst des Publikums sich noch nicht zu erfreuen, indem noch vielfach die 



13) Übergabevereinbarung Niedergassei und von Ditfurth, Landrat v. Bielefeld, v. 20.1.1858. Schriftwechsel 
zwischen Landrat Borris (Herford) (15.9.1854) und Mindener Regierung (13.10.1854). Mitteilung über 
Versicherung der Maschinen der Mindener Regierung an Minister v.d.Heydt v. 28.9.1855; StA Dt Ml IG, 
261. 

14) Übergabevereinbarung Niedergassei und von Ditfurth v. 20.1.1858; StA Dt Ml IG, 261. 
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Meinung vorherrschend sei, daß der Flachs auf der Brech- und Schwingma- 
schine zu sehr angegriffen werde. So irrig diese Meinung offenbar sei, so be- 
stehe sie doch einmal und eingewurzelte Gewohnheiten abzuschaffen halte bei 
den Landbewohnern an und für sich schwer und es werde so häufig Ursache 
und Wirkung verwechselt." 

Obwohl der Berichterstatter hier abschätzigen Meinungen über die Maschinen ent- 
gegentritt, vielleicht um Einverständnis mit der staatlichen Förderung zu signalisie- 
ren, hält er sie doch für ungeeignet in Hinblick auf das einheimische Rohstoffan- 
gebot und die regionale Marktlage: 

"Meines Erachtens werden die fraglichen Brech- und Schwingmaschinen nicht 
eher für hiesige Gegend große Bedeutung erlangen, bis für unseren besseren 
Flachs entweder durch einheimische oder auswärtige Maschinen größere Nach- 
frage mit annehmlichen Preisen erfolgt. Zur Zeit, wo eigentlich nur erst grö- 
bere Garne auf den hiesigen Spinnereien gesponnen werden, findet unser bes- 
serer Flachs auf Spinnereien eigentlich noch keinen lohnenden Absatz, und das 
ist sowohl dem Flachsbau wie den Flachsbereitungsmaschinen außerordentlich 
hinderlich." 15 

Ein Jahr später hat sich an dieser Situation wenig geändert, immerhin seien die 
Maschinen in technisch adäquatem Einsatz 16 . Auch über technische Probleme bei 
der Aufstellung und beim Betrieb wurde an die Regierung berichtet. 17 

Im Jahr 1857, wenige Jahre nachdem er die ersten Berichte über die verliehenen 
Maschinen an die Mindener Regierung gerichtet hatte, übt derselbe Landrat des 
Kreises Bielefeld harsche Kritik an dieser Form der Förderung. Sie richtet sich 
nicht nur gegen die aus Staatsmitteln, sondern auch gegen die aus Mitteln des Bie- 
lefelder Gnadenfonds finanzierte Maschinisierung der Textilproduktion. Es handele 
sich dabei, wie er schreibt, um "Fehlgeburten". 

"Man hat sich bemüht, derartige Maschinen so gut es eben gehen wollte, in die 
Welt zu setzen und scheint der Überzeugung gewesen zu sein, die Maschinen 
würden sich dann schon von selbst Bahn brechen. Allein zum Bahnbrechen ge- 
hört zunächst eine ausreichende Kraft, sodann eine geschickte Bedienung und 
endlich passende Wahl der Örtlichkeit, wie Persönlichkeiten." 



15) Landrat von Ditfurth an die Mindener Regierung v. 25.1.1853: Aufstellung und Bericht über verliehene 
Maschinen; StA Dt Ml IG, 261. 

16) Bericht von von Ditfurth an die Mindener Regierung v. 28.8.1854; ders. Bericht v. 7.8.1855; StA Dt Ml 
IG, 261. 

17) Bericht vom Mai 1854; StA Dt Ml IG, 261. 
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Im Gegensatz zum Scheitern der öffentlichen Unterstützungsmaßnahmen hätten die 
von privater Seite angeschafften Maschinen gezeigt, daß bei Vorliegen der oben 
genannten Voraussetzungen "nicht allein ein gutes Fabrikat geliefert wird, sondern 
auch ein gutes Geschäft gemacht werden kann." Die Zukunft gehöre also diesen 
Unternehmern: "Ohne Zweifel werden daher auch in nächster Zukunft nun Etablis- 
sements entstehen, welche auf gesunder Basis mit fabrikmäßiger Flachspräparation 
sich befassen werden, und dürfte sich alsdann vielleicht Gelegenheit bieten, die 
disponibel gewordenen Fehlgeburten anderweitig geeignet zu verwenden." 18 Die 
Mindener Regierung gab diese Kritik des Landrats in teilweise identischen Formu- 
lierungen an den Minister für Handel in Berlin weiter und führte Verhandlungen 
mit anderen Fabrikbesitzern zwecks Übernahme der fraglichen Maschinen. 

Es ist zu diesen Stellungnahmen anzumerken, daß sie trotz gewisser Anklänge nicht 
mit liberaler Kritik an staatlicher Wirtschaftsförderung gleichgesetzt werden kön- 
nen. Kritisiert werden erst einmal nur Fehlentscheidungen: mangelnde Standortsi- 
cherung, unzulängliche Auswahl von Fabrikanten und unzureichende Berücksichti- 
gung der Energieversorgung. Welche Konsequenzen daraus zu ziehen sind, ob gänz- 
licher Verzicht auf solche Förderung oder eine Vervollkommnung der Förderpraxis, 
läßt sich aus den zitierten Schriftstücken nicht ablesen. 

Wie die Kritiken zeigen, traten bei dem Leihprogramm Probleme auf, die in allge- 
meiner Weise der heutigen Technologieförderung durchaus geläufig sind. Schon 
mehr den Zeitumständen entsprechend entwickelte sich der Fortgang der Maschi- 
nenleihe im Bielefelder Raum. Die Kritik hatte sich vor allem gegen die Maschi- 
nenausleihe an den Colon Guntemeyer, dessen an einem Bach gelegener Mühlenbe- 
trieb zu wenig Energie für den Betrieb der Flachsverarbeitungsmaschine übrig ließ, 
und Meyer-Bentrup gerichtet, der offenbar für zuwenig tüchtig gehalten wurde. 

Im Jahr 1858 waren nun die Verhandlungen mit Niedergassei soweit gediehen, daß 
dieser die fraglichen Maschinen übernehmen wollte. Jedoch wurde diese Übernah- 
me, die durch den Minister für Handel in Berlin bereits genehmigt war, durch den 
unerwarteten Tod des Unternehmers Ende 1858 vereitelt. 19 Bei den nachfolgenden 
Versuchen, einen anderen Betrieb für die Übernahme der Maschinen zu finden, 
stellte sich heraus, daß dafür kaum Interesse vorhanden war. Die Suche wurde 
überdies dadurch erschwert, daß die Witwe Gassei wichtige Schriftstücke nicht 
mehr auffinden konnte. 20 Auf ein Rundschreiben der Mindener Regierung an die 
Landräte ihres Bezirks hin wurde nur ein Interessent aus dem Ort Werther akten- 



18) von Ditfurth, Bericht und Stellungnahme v. 18.3.1857; StA Dt Ml IG, 261. 

19) von Ditfurth, Mitteilungen an Mindener Reierung v. 3.11.1858 und 1.12.1858; StA Dt Ml IG, 261. 

20) von Ditfurth, Verfügung v. 23.2.1858; StA Dt Ml IG, 261. 
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kundig, der jedoch bald wieder sein Angebot zurückzog, da ihm die von ihm selbst 
zu übernehmenden Kosten für die Aufstellung der Flachsbruch- und Schwingma- 
schinen untragbar erschienen. 21 Obgleich das Ministerium in Berlin auf eine baldi- 
ge Abwicklung der Übertragung dieser Maschinen drängte 22 , sollte es noch mehr 
als ein Jahr dauern, bis sie wieder in die Produktion eingesetzt werden konnten. 
Über die Gründe für diese Schwierigkeiten gibt ein Gutachten des Bielefelder Fab- 
riken-Kommissionsrates Ferdinand Kaselowsky 23 Auskunft, der maßgeblichen An- 
teil an der Einführung industrieller Produktionsweise in Bielefeld;hatte. Dieser 
hatte die bei Guntemeyer aufgestellten und mit denen bei Meyer-Bentrup identi- 
schen Flachs-, Brech- und Schwingmaschinen besichtigt und war zu dem Ergebnis 
gekommen, daß sie für einen Betrag von 100 Talern wieder in instandgesetzt wer- 
den könnten. Allerdings sei "wenig Aussicht vorhanden, für den Betrieb jener Ma- 
schinen passende Persönlichkeiten und Lokalitäten in hiesiger Gegend zu finden; 
auch ist der selbständige Betrieb der Brech- und Schwing-Anstalten jetzt weniger 
lohnend geworden, seit die hier bestehenden Spinnereien selbst Schwingmühlen an- 
geschafft haben und dem Produzenten Gelegenheit bieten, seinen Flachs im roh 
bearbeiteten Zustande regelmäßig und schnell zu verwerten." 24 Die in Bielefeld seit 
Gründung der ersten großen mechanischen Spinnerei 1852 stürmisch verlaufene 
Mechanisierung hatte offenkundig einer Verwendung der genannten Maschinen in 
einem spezialisierten kleinen Betrieb den Boden entzogen. 25 

Die Entwicklung lief nun, wie schon in Kaselowskys Gutachten und von dem Ber- 
liner Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten gefordert 26 , auf 
den Einsatz der Maschinen in einer der großen Bielefelder Spinnereien zu. Zu 
klären waren indes die Bedingungen der Übergabe. Das Ministerium wollte der 
Übergabe an die Ravensberger Spinnerei - zunächst war die Übergabe an die auf 
isolierte Initiative der Gebr. Bozi hin errichtete Spinnerei "Vorwärts" geplant ge- 
wesen -, die unter Vermittlung der Gnadenfonds-Kommission als Empfänger ins 
Spiel gebracht worden war 27 , nur gegen Bezahlung zustimmen. An eine Rückgabe- 



21) Mitteilung d. Landrats von Halle an die Mindener Regierung v. 18.4.1859; StA Dt Ml IG, 261. 

22) Erlaß des Berliner Handeslministeriums v. 21.6.1859 an die Regierung zu Minden; StA Dt Ml IG, 261. 

23) Ferdinand Kaselowsky war eine führende Persönlichkeit in der Technisierung des Bielefelder Textilge- 
werbes. Er hatte in England und Irland Ausländserfahrungen gesammelt, selbst eine Flachsbereitungs- 
maschine konstruiert und war eine Zeitlang Leiter einer schlesischen Spinnerei gewesen (vgl. Wilms 1963, 
16). . 

24) Kaselowsky, Gutachten für von Ditfurth v. 12.11.1859; StA Dt Ml IG, 261. 

25) Vermutlich dürfte es sich hierbei um das aus der Innovationsforschung bekannte Phänomen gehandelt 
haben, daß mit zunehmender Konsolidierung neuer technischer Entwicklungen für kleine und mittlere Un- 
ternehmen die Marktchancen gegenüber Großunternehmen schwinden (vgl. z. B. Gort/Klepper 1982). 

26) Handelsministerium Berlin an die Mindener Regierung v. 9.11.1859; StA Dt Ml IG, 261. 

27) von Ditfurth an Mindener Regierung v. 10.12.1859; StA Dt Ml IG, 261. 
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Verpflichtung war nicht mehr gedacht. 28 Der Preis wurde von diesem Unternehmen 
selbst vorgeschlagen und von der Bezirksregierung bzw. dem Ministerium über- 
nommen, nämlich ein Schrottpreis von 3 Talern pro Zentner. 29 Ende April 1860 
schließlich war der Verkauf perfekt, wobei die Flachs -Schwingmaschine mit 60 
Reichs talern den höchsten Verkaufspreis erzielte. 30 

Zeigte sich so schon beim Verkauf, daß die Maschinen von Kleinunternehmern 
wenig begehrt waren, so wird dies auch in den Stellungnahmen eines der ursprüng- 
lichen Empfänger deutlich. Meyer-Bentrup hatte sich seinerzeit bei der Gnaden- 
fonds-Kommission um die Maschinen beworben und sie in einem extra errichteten 
Gebäude aufgestellt. Aus den erwähnten Gründen seien sie durch ihn und Fremde 
wenig benutzt und nach vier Jahren ganz aus der Produktion gezogen worden. Er 
forderte schließlich gar eine Entschädigung für die Aufstellung der Maschinen, 
denn er habe "viel mehr Schaden als Vorteil von dieser Einrichtung gehabt, mithin 
ein nicht unerhebliches Opfer gebracht." 31 

c) Inter pretatori sehe Anmerkung 

Bei der Implementation des Maschinenleihprogramms wurde die hierarchische 
Gliederung Landrat/Mindener Regierung/Ministerium in Berlin strikt eingehalten. 
Diese Anwendung des bürokratischen Hierarchieprinzips findet sich in der Ausge- 
staltung staatlicher Gewerbeförderung im 20. Jahrhundert kaum wieder. Spätestens 
seit Ende des zweiten Weltkrieges haben sich in dieser Hinsicht Beziehungen zwi- 
schen den fördernden Verwaltungen und der Wirtschaft herausgebildet, die vor- 
zugsweise im Spektrum klientelistischer und korporatistischer Verhandlungs- und 
Austauschbeziehungen anzusiedeln sind. Aus welchen Gründen finden wir in un- 
serem "Fall" ein anderes Muster? Aufgrund der speziellen und nicht alle Ereignis- 
faktoren einbegreifenden Datenbasis kann es sein, daß unser Blickwinkel verzerrt 
ist. Die Unterlagen der Mittelinstanz, der Mindener Bezirksregierung, würden einen 
bürokratisch geordneten Informations- und Entscheidungsprozeß nur vorspiegeln, 
weil nur jenes Geschehen selektiv einbezogen würde, das ihre Mittlerfunktion zwi- 
schen zentralen und dezentralen Instanzen bestätigt. Allerdings spricht die in- 
haltliche Dichte der Kommunikation dagegen, denn es werden bis in technische 



28) Mitteilung von H. Delius namens der Gnadenfonds-Kommission v. 24.5.1859; Handelsministerium, Ber- 
lin, an Mindener Regierung v. 14.11.1859; StA Dt Ml IG, 261. 

29) Mindener Regierung an Handelsministerium v. 19.12.1859; Handelsministerium an Mindener Regierung 
v. 2.1.1860; StA Dt Ml IG, 261. 

30) Regierung Minden an Regierungskasse v. 26.4.1860; von Ditfurth, Mitteilung v. 28.4.1860; StA Dt Ml 
IG, 261. 

31) Meyer-Bentrup an von Ditfurth v. 12.12.1859; StA Dt Ml IG, 261. 
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Einzelheiten gehend vom Landrat Borries Informationen nach Minden gegeben, 
dort kommentiert und ausführlich besprochen nach Berlin weitergeleitet. Die In- 
struktionen des Handelsministeriums fallen gleichermaßen detailliert aus. Das läßt 
sich nicht mit der Vorstellung in Einklang bringen, es hätte es sich nur darum 
gehandelt, der Form Genüge zu tun. 

Das bürokratische Muster läßt sich besser als zeitgebundenes Phänomen erklären, 
das zum einen mit dem geringen Entwicklungsstand der Industrie und des Bürger- 
tums zusammenhängt. Es scheint, daß um die Mitte des 19. Jahrhunderts die Ver- 
waltung noch viel mehr Aufbau- und Leitungsfunktionen im wirtschaftlichen Pro- 
zeß wahrnimmt, als wenige Jahrzehnte später. Zum anderen sind die Kommuni- 
kationsbeziehungen noch wenig entwickelt. In dem flächenmäßig ausgedehnten 
Land Preußen haben die staatlichen Mittelinstanzen im 19. Jahrhundert eine we- 
sentliche Rolle gespielt: nicht nur als bürokratischer Informationskanal, sondern 
auch als Kanal für gesellschaftliche Informationen. Dem Bürger, der von ’seinem’ 
Staat etwas wollte, war es nur schwer möglich, sich an der räumlich zuständigen 
und nächstgelegenen Instanz vorbei an eine Verwaltung zu wenden. Die wenig aus- 
gebauten Verkehrs- und Kommunikationswege sorgten dafür, daß die Beziehung 
Verwaltung-Umwelt auf die untere Ebene konzentriert blieb - mit all den die 
hierarchische Struktur begünstigenden Aspekten. 32 

Trotz des bürokratischen Entscheidungsweges weist der geschilderte Vorgang einen 
starken Einfluß der betroffenen Unternehmer auf. Das wurde sichtbar an der Be- 
deutung der Gutachten, die jene in ihrer zusätzlichen Funktion als technische Spe- 
zialisten abgaben. In der Person des Ferdinand Kaselowsky zeigt sich zudem eine 
enge Verquickung zwischen kommerziellen Interessen und beratender Tätigkeit. Er 
sprach sich in seinem Gutachten für eine Übernahme der betreffenden Leihma- 
schinen durch die Ravensberger Spinnerei aus, deren Direktor er selbst war. 
Schließlich wurde auch der von diesem Unternehmen genannte Schrottpreis von der 
Verwaltung akzeptiert. Damit relativiert sich die zuvor gemachte Aussage über den 
bürokratischen Modus: Die hierarchisierte Entscheidungsprozedur führte nicht 
dazu, daß die Verwaltung das Geschehen gegen den Willen der Hauptbeteiligten 
beherrschte. Sie folgte weitgehend den von ihrer Klientel gemachten Vorschlägen. 



32) So gesehen reflektiert - ohne das hier vorgetragene Argument verabsolutieren zu wollen - das Weber- 
sche Bürokratieideal auch die längst überholte unentwickelte Kommunikationsstruktur der Gesellschaft des 
19. Jahrhunderts. 
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4.2.22 Maschinenförderung, Lippe, 1853-1854 

Eine vergleichbare Maschinenleihaktion des Staates hat in Lippe nicht stattgefun- 
den. Allerdings hatte der Staat, oder vielmehr spezifischer: die Rentkammer auf ei- 
nigen von ihr verwalteten Meiereien zur Mitte des 19. Jahrhunderts, also ungefähr 
zu selben Zeit wie im benachbarten Preußen, moderne Flachsbereitungsmaschinen 
angeschafft. Nicht nur wegen ihrer industriepolitischen Bedeutung für das Leinen- 
gewerbe, sondern auch nach ihrer Stellung im Produktionsprozeß sind sie, obschon 
landwirtschaftlichen Einrichtungen ein verleibt, der gewerblichen Weiterverarbei- 
tung zuzuordnen. Anfang 1854 besaß die Rentkammer eine Flachsbruch- und 
Schwingmaschine, die sie für die Heerser Mühle angeschafft hatte. Für sie war ex- 
tra ein Gebäude errichtet worden und die Inbetriebnahme stand kurz bevor. Des- 
weiteren hatte die Rentkammer eine kleine Handmaschine für 45 Reichstaler an- 
geschafft und auf der Meierei Johannettenthal mit zufriedenstellenden Ergebnissen 
betrieben. 33 Damit wurden durch staatliche Maschinenanschaffungen gewerbeför- 
dernde Wirkungen erzeugt. Maschinen desselben Typs wurden aber auch privat 
eingesetzt. 

Im Februar 1853 wandte sich der Untervogt von Langenholzhausen, Domeier, an 
das Amt Varenholz und stellte seine Absicht vor, den nach einem Brandunglück 
notwendig werdenden Wiederaufbau seiner Mühle mit der Einrichtung einer ma- 
schinellen Flachsbereitungsanlage zu verbinden. Er schloß die Bitte an, "hochfürst- 
licher Regierung vorstellen zu wollen ob hochdieselbe mir dazu nicht geeignete 
Hülfe gewähren geneigt sein möchte." 34 Wie er schrieb, hatte er "ungeachtet der 
Urtheile, daß ich meinen Flachs verderben lasse", diesen voll ausreifen und dann 
"auf der Maschine des Herrn v. Laer zu Behme" aufbereiten lassen. Das Ergebnis 
war sehr vorteilhaft. Er erhielt "gereinigten Flachs zurück, welcher an Güte den 
zurückgehaltenen mit der Hand gereinigten an Quantität und der Reinheit und 
Geschwindigkeit weit übertraf." 35 Den Flachs erntete man üblicherweise vor der 
vollen Reife, weshalb Samen extra gezogen werden mußte. Diese Einschränkung 
konnte bei der Verwendung reifen Flachses entfallen. 

Durch das Amt Varenholz wurde der ’Conductor’ Mirow, der die Maschinen aus 
eigener Anschauung kannte, nach deren Nützlichkeit befragt. Er bestätigte sie nicht 
nur, sondern wies auch darauf hin, daß sowohl im benachbarten Bielefeld als auch 
durch die Rentkammer - wie oben erwähnt - solche Maschinen bereits auf gestellt 



33) Sehr. Rentkammer an fürstliche Regierung v. 3.3.1854; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

34) Sehr. Domeier an das Amt Varenholz v. 3.2.1853; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

35) Ebd. 




Historische Fall Studien 



131 



worden seien 36 . Auch der Amtsrendant gab eine positive Stellungnahme ab 37 , 
während der Amtsgemeinderat sich eines solchen enthielt, da seinen Mitgliedern 
die Sache "ihrem Erfolge nach noch unbekannt schien" 38 . In den örtlichen 
Äußerungen über die Flachsbereitungsmaschinen wird immer wieder ein Kalender 
desselben Jahres zitiert, in dem ein Beitrag über die Verbesserung von Flachsbau 
und -aufbereitung enthalten war. Auch dem Bittsteller schien seine Lektüre den 
Anstoß zur Planung der Maschinenanlage gegeben zu haben. 

Erst nach dieser örtlichen Vorklärung leitete das Amt die Angelegenheit an die Re- 
gierung weiter. Das Hilfegesuch wurde grundsätzlich unterstützt, nicht ohne jedoch 
auf die Nachteile der Maschinisierung hinzuweisen: 

"Es läßt sich diese (gemeint ist Einrichtung der maschinellen Verarbeitung; 
Anm. d. Verf.) auch in Hinsicht ... auf den practischen Erfolg nach dem Auf- 
satz im diesjährigen Calender als ausgemacht ansehen. Indeß auf der anderen 
Seite, wo man die Tausenden von müßigen Händen erblickt, welchen auch in 
diesem Punkt die Arbeit entzogen werden wird, ließe sich die Nützlichkeit 
auch bezweifeln, denn die Erhaltung der gesellschaftlichen Zustände und das 
Wohl im Allgemeinen ist dadurch bedingt, daß die Menschen neben einander 
leben, d. h. soviel durch Austausch ihrer Kräfte und dessen, was sie damit 
produciren, erwerben können, als zum Leben nothwendig ist ." 39 

Die Regierung teilte ohne nähere Spezifikation dem Amt Varenholz ihre Bereit- 
schaft mit, sie wolle aus einem öffentlichen Fonds Unterstützung für das Projekt 
gewähren. Sie machte dies jedoch davon abhängig, daß die bereits von der Rent- 
kammer beschafften Maschinen sich bewährten . 40 Aus irgendwelchen Gründen ver- 
zögerte sich die Angelegenheit. Im Jahr darauf erneuerte Domeier sein Gesuch, das 
er nun als Zuschuß oder zinsloses Darlehen konkretisierte 41 . Obwohl die Rentkam- 
mer noch nicht über Betriebserfahrungen berichten konnte 42 , stellte die Regierung 
in Aussicht, "einen Theil der Zinsen des Anlagecapitals aus dem Industriefonds der 
Landcasse" zu erstatten. Von Domeier verlangte sie vorher eine genaue Kostenauf- 
stellung . 43 Diese wurde eingereicht und gibt Umfang und Proportion der Kostenbe- 



36) Sehr. Mirow an den Amtsrendanten Biedemann v. 12.2.1853; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

37) Amtsrendant Biedemann an das Amt Vahrenholz, Sehr. v. 12.2.1853; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

38) Sehr. Amt Varenholz, gez. Amtsrat Liebich, an die lippische Regierung v. 5.3.1853; StA Dt L 77 A Nr. 
4539. 

39) Ebd. 

40) Sehr, lippische Regierung an das Amt Varenholz, abgez. v. Fürsten Leopold; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

41) Sehr. Domeier an die fürstliche Regierung v. 13.2.1854; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

42) Sehr. Rentkammer an fürstliche Regierung v. 3.3.1854; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

43) Sehr, fürstliche Regierung an Domeier v. 7.3.1854; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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standteile ausführlich wieder: Die Gesamtsumme von 999 Reichstaler setzt sich 
demnach zu zwei Dritteln aus den Aufwendungen für die Maschine selbst zu- 
sammen. Der Rest entfällt auf zusätzliche Teile wie Schwungräder und Wellen. Die 
Kosten für die Aufstellung und eventuelle Nachbesserungen setzte Domeier mit le- 
diglich 20 Reichstalern an. 44 

Die lippische Regierung bewilligte einen jährlichen Zuschuß von 23 Reichstalern 
zu den Zinsen des verwendeten Kapitals 45 ; das entsprach fast genau einer Über- 
nahme von 2,3 % Zinsen. - Im Vergleich mit der Maschinen/ez/ze im Bielefelder 
Raum waren sich die lippischen Instanzen der Bedeutung dieses Modernisierungs- 
schrittes für das Leinengewerbe offenbar nur vage bewußt. So ist es nicht verwun- 
derlich, daß mit Domeiers Gesuch die Initiative von einem Privatmann ausging. 
Das Bild einer weitgehend auf zufällige Anstöße von außen reagierenden Regierung 
wird noch durch die Tatsache geschärft, daß sie den ja nicht unbedeutenden Ma- 
schineneinsatz in der Flachsaufbereitung von der Rentkammer erst erfragen mußte. 
Es mangelte darüberhinaus nicht nur an programmatischen Vorgaben, sondern auch 
an der notwendigen organisatorischen Infrastruktur, sprich verfügbares Experten- 
wissen, mobilisierende Organisationen der Wirtschaft und ein System abgestufter 
Leistungsangebote für innovierende Unternehmen. Es wurde wohl ein oben zitierter 
Industriefonds genannt, aus dem die Hilfe getätigt werden sollte, aber in vergleich- 
baren Fällen ist zu jener Zeit nicht von einer solchen Einrichtung die Rede, so daß 
man mit Rückschlüssen auf einen Fonds zur Industrieförderung in Lippe vorsichtig 
sein muß. Immerhin aber hatte die Regierung kleinere disponible Mittel zur Verfü- 
gung. 

4.2.3 Zur aktuellen Situation 

Wie schon einleitend angedeutet, spielt die direkte Bereitstellung von materiellen 
Voraussetzungen der Produktion - Produktionsmittel, Hilfsmittel u. a. m. - als ge- 
werbefördernde Maßnahme primär zur Zeit der beginnenden Industrialisierung eine 
gewisse Rolle. Materielle, nicht-geldvermittelte Hilfen wurden bei der Untersu- 
chung der gegenwärtigen Wirtschaftsförderung in Ostwestfalen-Lippe nicht be- 
kannt. Ein gewisser Bezug hierauf ließe sich allenfalls etwa bezüglich der Bereit- 
stellung von Räumlichkeiten und Einrichtungen für die evtl, zu bauenden Techno- 
logieparks 46 hersteilen, soweit sie kostenlos erfolgen. Im Regelfall gilt jedoch, daß 



44) "Aufstellung über die Anlage einer Flachsreinigungs-Maschine in Langenholzhausen" v. 22.3.1854; StA 
Dt L 77 A Nr. 4539. 

45) Sehr, fürstliche Regierung an Domeier v. 28.3.1854; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

46) Vgl. Kap. 4. 9.3.1. 
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Subventionierungen nicht durch Streichung, sondern Minderung von Nutzungsent- 
gelten, Tarifen, Gebühren etc. geschehen. 




4.3 FÖRDERUNG AUF RECHTLICHEM GEBIET 



4.3.1 Einführung 

4.3. 1.1 Rechtsvermittelte Förderung 

Es läßt sich leicht plausibel machen, daß Recht 1 und seine Interpretation sowie die 
Selektion von Regeln so eingesetzt werden können, daß im ökonomischen Raum 
einzel- oder gruppenspezifische Bevor- und Benachteiligungen entstehen. Bei- 
spielsweise sind immer wieder Versuche zu beobachten, durch technische Normen 
Konkurrenten vom Markt fernzuhalten oder durch die ’weite’ Auslegung von Be- 
stimmungen einzelnen Firmen zu helfen. Nach der Wirkung solcher Vorgehenswei- 
sen besehen erscheint es sinnvoll, von Subventionsäquivalenten zu sprechen (vgl. 
Buck-Heilig/Dose/Drexler 1988). 

Die hier betrachtete Verwendung von Recht als instrumentellem Ansatzpunkt von 
Gewerbeförderung steht einer ordnungspolitischen Thematisierung von Recht dia- 
metral gegenüber. Während es letzterer um den allgemeinen rechtlichen und insti- 
tutioneilen Rahmen zu tun ist, innerhalb dessen die Marktkräfte sich ohne diskri- 
minierende öffentliche Eingriffe entfalten können, geht es hier gerade um solche 
Diskriminierungen. 

4. 3. 1.2 Dimensionen der Förderung im Medium von Recht 

Spricht man vom subventionsäquivalenten Einsatz von Recht, so ist auf einen pri- 
mär finanzwissenschaftlich definierten Subventionsbegriff Bezug genommen, wie er 
in den Subventionsberichten der Bundesregierung Verwendung findet. Die Äquiva- 
lenzannahme bezieht sich auf die Wirkungen. Während bei der finanzwissenschaft- 
lich definierten Subvention ein direkter oder indirekter Geldtransfer über Zu- 
schüsse, Steuererleichterungen u. a. m. zugrundeliegt, werden geldwerte Vorteile 
ebenso durch die Konfiguration von Rechtspositionen erzeugt. In vielen Fällen 
handelt es sich dabei nur um tolerierte Nebenfolgen in Rechtskontexten, es können 
aber auch Zielverschiebungen eintreten, so daß Regelungen von Sachbereichen nur 
den eigentlichen Subventionszweck kaschieren. Im folgenden Schaubild sind die 
Subventionsäquivalente nach ihrem Bezug zum Recht eingeteilt. Es ist mit den an- 
schließenden Erläuterungen Buck-Heilig/Dose/Drexler (1987, 4f.) entnommen. 



1) Mit der Kategorie des Rechts seien hier i. w. S. Gesetze, untergesetzliche Normen und vergleichbare nor- 
mative Setzungen erfaßt. 
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Schaubild (1): Recht im Subventionszusammenhang 
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Die rechtsbezogenen Begriffe lassen sich folgendermaßen charakterisieren: 

- Strategisches Recht : Darunter sind Regelungen zu verstehen, mit denen offen 
oder verdeckt wirtschaftliche Interessen befriedigt werden sollen. "Als bekannte 
Beispiele lassen sich in diesem Zusammenhang etwa die japanischen Industri- 
enormen, die Sicherheitsbestimmungen bei amerikanischen Personenwagen sowie 
das bundesdeutsche Reinheitsgebot beim Bier (vgl. EuGH, Urteil vom 
12.03.1987 - Rs. 178/84) anführen. 

- Als Symbolisches Recht soll in Anlehnung an die Überlegungen von Edelman 
(1964) eine Regelung verstanden werden, die nicht primär der Lösung eines 
faktischen Problems dient, sondern vielmehr Problemlösungs- Aktivitäten vor- 
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täuscht. Tatsächlich wird Legitimation zu erzeugen gesucht, um bestehende 
wirtschaftliche Interessenspositionen zu bewahren. 

- Als Abwägungsrecht soll hier eine Regelung verstanden werden, in der explizit 
mehr als nur ein Gesetzesziel enthalten ist. In den allermeisten Gesetzen wird 
mit mehr als nur einem Gesetzesziel gearbeitet, was dann einen Abwägungspro- 
zeß erforderlich macht. 

- Als " Streichelrecht " 2 sei hier eine Regelung verstanden, die für sich genommen 
gegenüber wirtschaftlichen Zielsetzungen und Nebenfolgen indifferent formu- 
liert ist. Allenfalls rechtsdogmatische Prinzipien wie der Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit oder das Übermaß verbot eröffnen bei diesem Recht normativ be- 
gründete Abwägungsfreiräume. Darüberhinaus lassen sich solche Regelungen nur 
durch Selektion und Uminterpretation für Förderungszwecke instrumentalisie- 
ren.” (Buck-Heilig/Dose/Drexler 1987, 4f.) 

Bei unserer Betrachtung rücken primär das "Abwägungsrecht" und das "Streichel- 
recht" in den Blickpunkt, da diese Dimensionen im Handlungsfeld der unteren 
Verwaltungen liegen 3 . Wenn auch im Prozeß des Verwaltungshandelns Orientierun- 
gen an den wirtschaftlichen Erfolgschancen von Unternehmen wirksam werden 
können, die ggf. den Intentionen des Gesetzgebers widersprechen, so darf dies den- 
noch nicht mit einem Legalitätsbruch gleichgesetzt werden. Sowohl vorgegebene 
Ermessensspielräume als auch Abwägungsnotwendigkeiten machen situative Anpas- 
sungen möglich und geben damit immanent Spielräume vor, Umwelteinflüsse auf- 
zunehmen 4 . Unsere Aufmerksamkeit gilt hier ausdrücklich nicht der Frage, ob ge- 
setzliche Rahmen überschritten werden, sondern wieweit im Umgang mit Rechts- 
bestimmungen eine fördernde Orientierung an gewerblichen Entwicklungsbedin- 
gungen durchschlägt. 

4.3. 1.3 Anmerkung zu Material und Untersuchungszeitraum 

Regelungsintensive Perioden des Verhältnisses Staat-Wirtschaft sind insbesondere 
die Zeiten der beiden Weltkriege und der darauf folgenden Rekonstruktionsjahre. 
Es wurde im ersten Weltkrieg ein System naturaler Wirtschaftslenkung aufgebaut, 
das in seinen Grundprinzipien auch die Wirtschaftslenkung zwichen etwa 1939 und 



2) Dieser Begriff wurde nach dem, manche Verwaltungspraxis treffendem Bonmot gewählt, man müsse Ge- 
setze so lange "streicheln”, bis sie paßten. 

3) In Hinblick auf die historische Entwicklung des Untersuchungsraumes wäre im Prinzip auch der Einbe- 
zug der rechtsetzenden Ebenen bezüglich des lippischen Territoriums möglich, da dieses bis in die NS-Zeit 
einen eigenen (teil-)staatlichen Rang innehatte. 

4) Umgekehrt gilt freilich auch, daß dem Verwaltungshandeln nicht vorweg eine tatsächliche gesetzliche 
Bindung zu unterstellen ist. 
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1948 kennzeichnete. Die Qualität von Produkten, die angewandten Produktions- 
technologien, die Liefer- und Abnehmerbeziehungen und der Endkonsum wurden 
mit besonderem Schwergewicht in den rüstungsnahen und die zivilen Existenzmittel 
betreffenden Bereichen administrativ gesteuert. Die oben getroffene Feststellung, 
daß regulative Maßnahmen ein Spektrum von Bevor- und Benachteiligungen erzeu- 
gen, trifft hier umso mehr zu. Da der in dieser Arbeit verwandte Begriff der För- 
derung modellhaft die Trennung von selbstregulierter Marktsphäre und öffentlicher 
Einflußnahme unterstellt, ist er für die Zeiten der "Bewirtschaftung", um den von 
der Verwaltung selbst bevorzugten Begriff zu gebrauchen (vgl. Drexler 1985), 
kaum anzuwenden. Denn wenn nahezu alle wirtschaftlichen Aktivitäten admini- 
striert werden, läßt sich nach dem binären Schema von positiver/negativer Förde- 
rung praktisch alle Verwaltungstätigkeit - und damit aber wenig aussagekräftig - 
erfassen. Beispielsweise wäre so die Tätigkeit des Lippischen Volks- und Soldaten- 
rates in seinen wirtschaftlichen Aktivitäten in der Zeit von 191 8/19 5 fast in toto als 
Fördertätigkeit mit überwiegend einzelbetrieblichen Bezügen einzustufen, denn er 
hatte angesichts der existentiellen Bedrohungen sehr weitgehende Kompetenzen an 
sich gezogen, von denen die Unternehmen im einzelnen erfaßt waren. Diese Sach- 
lage verbietet es, im Zusammenhang mit der Subventionsäquivalenz von Recht auf 
Bewirtschaftungsphasen zu rekurrieren. 

Dem nachfolgend präsentierten Material sei vorausgeschickt, daß es Beständen ent- 
stammt, dem Hinweise auf gewerbefördernde Handlungen (oder Unterlassungen) 
nur schwer zu entnehmen sind. Es bedurfte nicht erst der Bau- und Parteispenden- 
skandale aus jüngster Zeit, um klarzumachen, wie Genehmigungsverfahren im Sin- 
ne einer profitorientierten Klientel und ihr zuarbeitender Beamter (und ggf. auch 
Politiker) 'manipuliert’ werden können. Aber nicht um Korruption soll es hier ge- 
hen - wenngleich es im Einzelfall dahingestellt bleiben muß, ob individuelle Vor- 
teilsnahme bei der Begünstigung von Unternehmen eine Rolle spielte -, sondern 
um den objektiven Tatbestand der Begünstigung einzelner wirtschaftlicher Interes- 
senten. Dabei ist die Materiallage denkbar schwierig, denn die Genehmigungsver- 
fahren, um die es hier geht (z. B. Baugenehmigungen, Genehmigung für die Inbe- 
triebnahme von Dampfkesseln) sind in hohem Grad formalisiert. Im Luhmannschen 
Sinn kann von Konditionalprogrammen gesprochen werden, d. h. die Verwaltung 
soll nach dem Willen des Gesetzgebers ohne viel Spielraum ’stur’ Regeln exekutie- 
ren. Daher finden sich in den nachgelassenen Akten der Genehmigungsbehörden in 
erster Linie Anträge samt beigefügter erläutender Unterlagen, zusätzliche Informa- 
tionen der Ämter und Stellungnahmen sowie die erlassenen Bescheide. Auch Ein- 
zelfallregelungen: gewährte Ausnahmen, Aufschübe, Fristregelungen und derglei- 
chen sind enthalten, jedoch nur äußerst selten verbunden mit Hinweisen auf die 



5) Sta Dt L 75 1/1 Nr. 391. 
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das Handeln der Bürokratie bestimmenden Motive. Dabei liegt aufgrund der Geset- 
zeslage und der dokumentierten Fälle klar auf der Hand, daß Handlungsspielräume 
bestehen, die auch genutzt werden. Es mangelt aber an Belegen, aus denen hervor- 
geht, mit welchen Motiven Entscheidungen zustandegekommen sind, warum so und 
nicht anders gehandelt wurde. Es wird hier im folgenden die Vermutung zugrunde- 
gelegt, daß sich in den Entscheidungen der unteren Verwaltungsbehörden auch eine 
bestimmte ’Haltung’ gegenüber ihren Adressaten ausdrückt, die im Spektrum zwi- 
schen einer restriktiven und einer fördernden Orientierung eingeordnet werden 
kann. Dies soll in einigen Einzelfällen dokumentiert werden, ohne damit den An- 
spruch zu verbinden, generalisierbare Schlußfolgerungen für die Grundhaltungen 
einzelner Behörden über einen längeren Zeitraum zu ziehen. 

4.3.2 Historische Fallstudien 6 

4.3.2. 1 Brandes, Zuckerrübenfabrik, Lemgo, 1836 

Privilegien, Konzessionen, Monopole - das sind typischerweise durch fürstliche 
Normsetzung geschaffene Merkmale der Wirtschaft unter dem Merkantilismus. Im 
Gegensatz zum entwickelten Industriekapitalismus scheint hier noch die politische 
Herrschaft eine aktive ökonomische Gestaltungsfunktion ausüben zu können. Im 
Kontext der obigen theoretischen Vorbemerkungen wären entsprechende regulative 
Eingriffe dem strategischen Recht zuzuordnen. Der hier zu schildernde Fall datiert 
aus dem Jahr 1836 und drückt die Umbruchsituation aus, in der sich die lippische 
Wirtschaftspolitik befand. Während Rentkammer, Herrscherhaus und Adel aus ihrer 
grundherrlichen Stellung heraus noch über weite Strecken des 19. Jahrhunderts ver- 
suchten, das Wirtschaftsleben zu kontrollieren, nahmen in den Bürgerschaften der 
Städte und in der Beamtenschaft die Bestrebungen zu, der Privatinitiative freien 
Raum zu geben. Die wirtschaftspolitischen Frontstellungen konnten sich dabei, wie 
im vorliegenden Fall, auch einmal umkehren: Jemand, der eine Runkelrüben- 
Zuckerfabrik in Lemgo anlegen will, beantragt von der Regierung dafür ein Privi- 
leg, das ihm auf einige Jahre praktisch eine Monopolstellung sichern soll. Aber 
diese verweigert sich dem Ansinnen unter Verweis auf die freie Marktwirtschaft: 

"Die Vormahligkeit der Monopole in staats wirthschaftlicher Hinsicht ist längst 
anerkannt, die Regierung darf der freien Entwicklung des Gewerbes keine 
Schranken setzen, sie darf nicht, um einen Fabrikunternehmer zu begünstigen, 
alle andern Staatsgenossen von dem Betriebe eines Gewerbes ausschließen und 
dadurch sowohl das Recht eines jeden auf freie Anwendung seiner Kräfte und 



6) Weitere Hinweise auf rechtsvermittelte Förderung finden sich in den Fallstudien 4. 1.2. 3-5, 4.3. 2. 6, 
4.6. 2.2, 4. 7.2.1, 4.8.2.2, 4.8.2.3, 4.9.2. 1, 4.9.2.2 und 4.9.2.3. 
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Capitalien verletzen als dem Gemeinwesen die Vortheile einer erweiterten In- 
dustrie entziehen." 7 

Der Antragsteller, der die Zuckerfabrik zu bauen beabsichtigte, hatte in seinem 
Gesuch gerade auf die merkantilistische Wirtschaftsgesinnung abgehoben, indem er 
an die erste Stelle einer Liste von Vorteilen, die das Unternehmen für das Land 
bringen würde, die Ersparnis des Zuckerimports nannte. Desweiteren stellte er po- 
sitiv die Bedeutung für Landwirtschaft (Rübenanbau und Futterverwertung des 
Abfalls der Zuckerherstellung), Arbeitsplätze und Aufträge an Handwerker heraus. 
Das auf Dauer von 30 bis 40 Jahren gewünschte Privileg sollte die Anlage einer 
zweiten (konkurrierenden) Zuckerfabrik unterbinden. 8 In ihrer Erwiderung be- 
gnügte sich die Regierung nicht mit den zitierten marktwirtschaftlichen Grundsät- 
zen, sondern sie legte auch dar, daß der Zuckerfabrikation durch den Anschluß an 
den Zollverein 9 ein weiterer Markt erschlossen worden sei. Ob sie sich in der Kon- 
kurrenz behaupten könnte, hänge davon ab, daß sie billiger als Rohrzuckerfabriken 
produzieren könne. Die Verweigerung des Privilegs sollte allerdings den Gesuch- 
steller nicht vom Bau seiner Fabrik ablenken, im Gegenteil, die Regierung ermun- 
terte ihn hierzu ausdrücklich. Es würden auch mehrere Fabriken nebeneinander 
existieren können und sich die Zuckerherstellung aus Runkelrüben vielleicht zu ei- 
nem wichtigen Gewerbezweig entwickeln, da das Land "viele überflüssige Capita- 
lien und fleißige Hände, auch günstigen Boden für die Production von Runkelrü- 
ben besitzt". Zur Förderung des Unternehmens sei die Regierung gerne bereit, 
"wenn dies in anderer Art als durch Bewilligung eines ausschließlichen Privilegiums 
geschehen kann." 10 

4. 3.2.2 Becker, Brauerei, Oerlinghausen, 1853-1854 

Das folgende Beispiel zeigt, daß nicht unbedingt i.e.S. ideologische Gründe in Lip- 
pe für die im Vergleich zum preußischen Umland rückständige Beibehaltung des 
Konzessionswesens sprachen. Vielmehr lassen sich speziell beim Mühlenregal die 
finanziellen Interessen deutlich abheben, die die Rentkammer zu einer geradezu 
unnachsichtig auf ihren Rechten beharrenden Haltung veranlaßte. Zum Betrieb ei- 



7) Antwortschreiben der Regierung an den Gesuchsteller Brandes v. 29.3.1836. Es ist von einem Regie- 
rungsbeamten verfaßt und trägt die Unterschrift des Fürsten Leopold II. StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

8) Gesuch Brandes an die fürstliche Regierung v. 20.3.1836; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

9) Tatsächlich trat Lippe erst 1841 dem Zollverein bei. Allerdings propagierte die Regierung diese Maß- 
nahme lt. Tiemann (1926, 99ff.) seit 1838, ohne sich jedoch gegen den agrarisch dominierten Landtag 
durchsetzen zu können. 

10) Antwortschreiben der Regierung an Brandes v. 29.3.1836; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 
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ner Handschrotmühle durch den Bierbrauer Becker in Oerlinghausen bemängelte sie 
die unterlassene Anmeldung: 

"Es hätte umso weniger daher der Bauerrichter Hollmann die schuldige An- 
zeige über die Beckersche Schrotmühle unterlassen dürfen, als dieselbe nicht 
zum Privatgebrauche, sondern zum Betriebe eines Gewerbes dient. Der Amts- 
assessor Wessel wird angewiesen, dem g. Becker den ferneren Gebrauch der 
Mühle bis zur erwirkten Concession sofort zu untersagen und über den Erfolg 
in 14 Tagen zu berichten." 11 

Der Brauereibesitzer suchte sich mit spitzfindigen Argumenten dem Zugriff der 
Rentkammer zu entziehen. Es handele sich bei dem Gerät, mit dem Malz eher zer- 
quetscht als geschrotet werde, daher gewissermaßen um eine "Stampfe". Eine bereits 
vorhandene Windmühle sei schlecht einzusetzen, da sie zu den Zeiten, da Malz ge- 
braucht werde, häufig "nicht in Gang zu bringen ... ist". Besonderen Wert legte der 
Bierbrauer auf die Feststellung, daß die in der Nähe vorhandenen Mühlen nicht 
zum Mahlen des Malzes geeignet wären. Er betreibe die Mühle ausschließlich im 
Rahmen der Brauerei, für die er jetzt schon "jährlich die hohe Steuer von 250 rtl 
zahlen" müsse. Diese Argumente richtete Becker an das "hochfürstliche Cabinet", 
nachdem sich die Rentkammer nicht kompromißbereit gezeigt hatte. 12 Das Schrei- 
ben beleuchtete auch die rechtliche Seite und darin die ursprüngliche Funktion des 
Mühlenregals als "Recht des Staats, als Eieenthümer der öffentlichen Gewässer , in 
seinem Bezirk, an und in diesen Gewässern allein Mühlen anlegen zu dürfen" 13 . In 
seinem Fall aber finde eine Ausdehnung des Mühlenregals der abzuschöpfenden 
Steuer wegen statt, die im Recht keine Grundlage mehr finde. Außerdem machte 
Becker Billigkeitsgründe wegen der hohen Getreidepreise und der kostspieligen 
Anschaffung seiner Schrotmühle geltend. 

Gegenüber der Rentkammer hatte der Brauer mit seinen Ein wänden keinen Erfolg. 
Sie bestand auf der Geltung des, wie sie es nannte, "vollen Mühlenregals" und ließ 
auch betriebswirtschaftliche Argumente nicht zu. Immerhin erspare sich der Brauer 
mit der Handschrotmühle Warenkäufe bei Müllerbetrieben, die anderen Brauereien 
mit jährlich sechzig Reichstalern zu stehen kämen. 14 Hingegen machte sich das Ca- 
binets-Ministerium die geäußerten Einwände gegen die Anwendung des Mühlenre- 



11) Rentkammer, gez. Rohdewald, an den Amtsaßessor Weßel, Sehr. v. 9.12.1853; StA Dt, L 75, Abt. IV 15 
b.a, Fach Nr. 9. 

12) Sehr. v. 11.1.1853; StA Dt, L 75, Abt. IV 15 b.a, Fach Nr. 9. 

13) Ebd. 

14) Sehr. d. Rentkammer, gez. Rohdewald, an das fürstliche Cabinets-Ministerium auf Bitte um Stellung- 
nahme v. 30.1.1854; StA Dt, L 75, Abt. IV 15 b.a, Fach Nr. 9. 
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gals zu eigen. Im Konflikt mit der Rentkammer bezog sie eine gewerbefreundliche, 
auf Bereinigung der angestammten herrschaftlichen Rechte drängende Position: 

"Indem wir es Uns zum Grundsätze nehmen, auf keine Weise Unsere Cameral- 
rechte zum Nachtheile der Unterthanen eine größere Ausdehnung zu geben, als 
eine gewissenhafte Rechtsüberzeugung gestattet, lassen wir Unserer Rentcam- 
mer die Anweisung zugehen, von dem gegen den Brauereibesitzer Becker gel- 
tend gemachten Anspruch auf irgend eine Abgabe von dem Gebrauch der be- 
nutzten Handschrotmühle abzusehen." 15 

Becker erhielt vom Ministerium eine Abschrift dieses Briefes, auf den die Rent- 
kammer quasi mit dem Rückzug auf die eherne Argumentationslinie des Finanzbe- 
darfs reagierte. Nicht nur, daß das Mühlenregal "seit uralter Zeit besteht", vielmehr 
sei es "für die Finanzen der Cammer von großer Wichtigkeit und es muß daher bis 
dahin aufrecht erhalten werden, daß es im Wege der Gesetzgebung gegen vollstän- 
dige Entschädigung der Landrentei aufgehoben wird." 16 

Die Überweisung der Grundsatzfrage an den Landtag 17 schob die Entscheidung 
über die Anwendung des Mühlenregals erst einmal auf. Es hatte sich gezeigt, daß 
das Steuerwesen weder hinreichend ausdifferenziert noch sensibel genug gegenüber 
den Bedürfnissen des kapitalistisch organisierten Gewerbes war, um den sich wan- 
delnden Verhältnissen gerecht zu werden. Steuerungerechtigkeiten und teils zu hohe 
Belastungen behinderten seine Entfaltung. Im Kabinettsministerium hatte man das 
Problem erkannt. "Je weniger zu erkennen ist, daß das ganze Conceßionssystem sich 
mit den Grundsätzen der Abgabengleichheit schwer vereinigen läßt, umso mehr 
wird das Streben der Regierung dahin zu richten sein, durch Übereinkunft mit den 
Landständen" Abhilfe zu schaffen 18 . Doch konnte sich die Regierung gegenüber 
der Rentkammer auch in den 1860er Jahren nicht durchsetzen (vgl. Tiemann 1929, 
57). Erst der Anschluß an den Norddeutschen Bund und der damit verbundene 
Zwang zur Übernahme einer liberalen Gewerbeordnung setzten der restriktiven 
Regalienpolitik ein Ende. 

Es ist anzumerken, daß die Anwendung der Regalien, insbesondere des Mühlenre- 
gals, in einer Vielzahl von Fällen sich hemmend auf die Gewerbeentwicklung aus- 
wirkte. Dies zeigt sich auch in einer größeren Zahl von Prozessen, die die Rent- 



15) Sehr. Kabinettsministerium im Namen des Fürsten an Rentkammer v. 31.1.1854. ; StA Dt, L 75, Abt. 
IV 15 b.a, Fach Nr. 9. 

"Untertänigster Vortrag der Cammer zur höchsten Verfügung vom 31. Januar d.J." v. 3.3.1854, gez. Roh- 
dewald; StA Dt, L 75, Abt. IV 15 b.a, Fach Nr. 9. 

17) Sehr. Kabinettsministerium an Rentkammer v. 10.3.1854; StA Dt, L 75, Abt. IV 15 b.a, Fach Nr. 9. 

18) Ebd. 
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kammer in der Mehrzahl gegen die Gewerbetreibenden gewann (Tiemann 1929, 
51). Nachdem sie 1864 das Mühlenregal gar auf den Betrieb einer Dampfmaschine 
anwenden wollte, denn es handele sich ja auch um eine mit Wasserkraft betriebene 
Anlage, unterlag sie jedoch der an volkswirtschaftlichen Nutzenkriterien orientier- 
ten Position der Regierung (ebd, 56 f.). - Lediglich die Städte und die Ritter- 

schaften konnten sich dem Zugriff der landesherrlichen Regalienverwaltung weit- 
gehend entziehen (ebd, 46 f.). 

Analytisch wären solche Versuche, die Regalien über ihre ursprüngliche Funktion 
hinaus auszudehnen, in den Bereich des "Streichelrechts" und ggf. des "Abwägungs- 
rechts" einzuordnen. Es handelt sich dabei um Fälle negativer Förderung, einer 
bewußt restriktiven Auslegung der Rechtsmaterie zuungunsten gewerblicher Unter- 
nehmungen. 

4. 3.2. 3 Küken & Halemeier, Metallwaren, Bielefeld, 1893-1906 

Im folgenden Fall der Bielefelder Giesserei, Armaturen- und Maschinen-Fabrik 
Küken & Halemeier 19 läßt sich ein Entgegenkommen der Verwaltung nur partiell 
stichhaltig rekonstruieren. Die Firma expandierte in dem hier betrachteten Zeit- 
raum um die Wende zum 20. Jahrhundert kräftig und konfrontierte entsprechend 
häufig die Verwaltung mit Gesuchen um Baugenehmigungen, Kanalanschluß u. a. 
m. Zunächst finden sich vor allem Hinweise auf ein primär von der Gesetzesnorm 
ausgehendes Verhalten der Verwaltung. So wird beispielsweise ein Antrag auf Ge- 
nehmigung zur Einfriedigung des Fabrikgrundstückes in der Kaiserstraße aus dem 
Jahr 1893 differenziert beurteilt. Da die Straßenfluchtlinien und das Verbot, den 
Vorgarten zu bebauen, in der Planung nicht eingehalten wurden, stellte das städti- 
sche Bauamt die Genehmigung nur mit einigen Auflagen aus. 20 Eine Stellungnahme 
hatte auch der Kreisbaumeister Buschmann abzugeben, der sich bei anderer Gele- 
genheit über mangelnde Berücksichtigung durch die Bielefelder (Bau-)Polizei be- 
schwerte: 

"Nach einer Mittheilung der Firma Küken & Halemeier hier ist derselben zur 
Herstellung einer Fabrikanlage an der Kaiserstraße die Bauerlaubniß ertheilt 
worden. Das Gesuch um Bauerlaubniß hat mir bis dahin nicht Vorgelegen und 
ersuche ich ergebenst, mit dasselbe gefälligst mittheilen zu wollen." 21 



19) Der Name findet sich gelegentlich auch Haiemeyer geschrieben. 

20) Antrag der Fa. Küken & Halemeier v. 12.12.1893 und Bemerkungen und Entscheid der Verwaltung; 
StA Bi, Gesch. stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

21) Sehr, an die Polizeiverwaltung vom 29. 8. 1893; StA Bi, Gesch. stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Ge- 
bäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 
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Warum in diesem Fall der Dienstweg nicht eingehalten wurde, geht aus der Akte 
nicht hervor. Ein weiteres Genehmigungsgesuch dieser Firma noch im selben Jahr, 
eine "Einfriedigung desselben (des Fabrikgrundstücks; d. Yerf.) mit lebenden 
Baum- und Strauchwerk" betreffend 22 wird dem Tiefbauamt zur Begutachtung vor- 
gelegt. Es kommt zu dem Schluß, daß die Einfriedigung nach der Bauordnung nicht 
statthaft erscheine 23 . Der oben zitierte, von der Polizei-Verwaltung als wohlgeboren 
titulierte und in Kenntnis gesetzte Kreisbaumeister Buschmann kommt dagegen zu 
dem Ergebnis, daß die geplante Maßnahme nicht gegen die Bestimmungen ver- 
stoße. 24 Die Bauerlaubnis wird schließlich erteilt und die Ausführung der Einfrie- 
digung nicht weiter beanstandet 25 . Wieso es bei diesem vergleichsweise marginalen 
Anlaß zu unterschiedlichen Beurteilungen zwischen den Verwaltungen gekommen 
ist und ob in der letztendlichen Bauerlaubnis auch ein Quantum bewußtes Entge- 
genkommen gegenüber der Firma enthalten ist, muß offen bleiben. Immerhin sind 
konkrete Spielräume deutlich geworden, die eine exekutive Genehmigungsbehörde 
- in der Regel stillschweigend - ausnützen kann. 

Dabei klingen die Bescheide, die die Behörde an die Unternehmen ergehen läßt, 
manchmal so unbedingt und militärisch, daß man auf alles andere als eine den 
Wirtschaftsinteressen zugängliche Verwaltung schließen möchte. Da kommt bei- 
spielsweise der Bielefelder Polizei-Verwaltung zur Kenntnis, daß Küken & Hale- 
meier ohne Genehmigung einen Schuppen errichtet haben. Und das ist die behörd- 
liche Reaktion vom 17. April 1902 26 : 

"An die Firma Küken & Haiemeyer hier Kaiserstraße 10: Es ist festgestellt 
worden, daß Sie auf Ihrem Grundstück Kaiserstraße 10 einen hölzernen Koh- 
lenschuppen haben errichten lassen, ohne daß hierzu die polizeiliche Erlaubniß 
nachgesucht und ertheilt war und daß derselbe in keiner Weise den baupolizei- 
lichen Vorschriften entspricht. Es ergeht daher die Aufforderung, innerhalb 14 
Tagen den unzulässigen Schuppen wieder zu beseitigen." 

Doch anstatt der Vollzugsmeldung findet sich in der Akte ein freundliches Gesuch 
der Fa. Küken & Haiemeyer, die inzwischen im Briefkopf eine Filiale in London 



22) Genehmigungsgesuch der Fa. Küken & Haiemeier v. 12.12. 1893; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Ab- 
gebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

23) Stellungnahme v. 13.12.1893, handschriftl. Eintragung auf dem Genehmigungsgesuch; StA Bi, 
Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

24) Stellungnahme vom 19.12.1893, handschriftl. Eintragung auf dem Genehmigungsgesuch; StA Bi, 
Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

25) Mit Datum vom 30.12.1893 erteilte Erlaubnis und Revisionsvermerk vom 30.3.1894; StA Bi, 
Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

26) StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 
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und Niederlagen in Halle an der Saale und Görlitz sowie eine Telegrammadresse 
ausweist. Auf den zitierten Bescheid wird darin - das Schreiben datiert vom 
25.4.1902 - gar nicht eingegangen: 

"Durch unerwartetes Eintreffen großer Sendungen an Holz, Kisten etc. waren 
wir mangels eines anderen Raumes gezwungen, einen Theil unseres Hofraumes 
als provisorischen Lagerplatz auszusuchen um benannte Waren vor Regen zu 
schützen, mit einer Überdachung laut beiliegender Zeichnung ... zu versehen, 
und bitten wir nachträglich um Ihre ... Bauerlaubniß." 27 

Die Bielefelder Baupolizei kommt in ihrer Stellungnahme zu dem eindeutigen 
Schluß: "das Bauwerk entspricht nicht den Bestimmungen ... Es ist zu entscheiden, 
ob unter diesen Umständen die widerrufliche Erlaubniß ertheilt werden soll." 28 Daß 
die Bauerlaubnis trotz dieser Bedenken "nachträglich widerruflich bis zum 1. Juli 
1903 ertheilt" 29 wurde, dürfte damit Zusammenhängen, daß der Betroffene sich 
während des Entscheidungsvorgangs noch einmal an die Behörde gewandt hatte: 

"Herr Haiemeyer hat gebeten, ihm die Erlaubniß auf Widerruf zu ertheilen, 
der Schuppen wird in längstens Jahresfrist durch einen massiven Bau ersetzt 
werden." 30 

Die Baubehörde nahm also Rücksicht auf die Situation des Unternehmens und da- 
bei in Kauf, entgegen gesetzlicher Vorschriften eine Genehmigung zu erteilen. Daß 
die Haltung der Behörde durchaus als einer sehr weiten Vorschrifteninterpretation 
im Sinne des "Streichelrechts" aufgeschlossen charakterisiert werden kann, zeigen 
die weiteren Geschehnisse. Der Schuppen wurde nicht, wie zu erwarten, ein Jahr 
später abgerissen, vielmehr wurde bis über das Jahr 1911 hinaus die widerrufliche 
Genehmigung immer wieder in Jahresfristen erneuert. Die Firma wies in ihren Ge- 
nehmigungsersuchen gelegentlich auf wirtschaftliche Zwänge hin: "... da wir augen- 
blicklich in Folge des anhaltend regen Geschäftsganges den Schuppen dringend be- 
nötigen und uns heute durch Verlegung desselben, da derselbe fast ganz mit Waren 
vollgestapelt ist, große Unkosten erwachsen würden." 31 Die einst in der Verwaltung 
erhobenen Bedenken gegen den betreffenden Bau scheinen bei den Entscheidungen 



27) StA Bi, Gesch. stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

28) Vermerk v. 9.5.1902 auf dem Bauantrag v. 28.4.1902; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene 
Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

29) Bauschein vom 15.5.1902; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 
1893-1927. 

30) Vermerk v. 10.5.1902 auf dem Bauantrag vom 28.4.1902; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebro- 
chene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

31) Aus Genehmigungsersuchen vom 26.2.1907; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude 
Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 
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für eine Verlängerung der widerruflichen Genehmigung keine besondere Rolle 
mehr gespielt zu haben. Am 8.4.1913 wurde schließlich der vor mehr als zehn Jah- 
ren als kurzfristiges Provisorium deklarierte Schuppen mit der Begründung endgül- 
tig genehmigt, daß ihn mittlerweile eine 5 Meter hohe Mauer von der Straße 
trenne. 32 

Ein weiteres Mal setzte sich in der Verwaltung der Wille, den Belangen der Fa. 
Küken & Haiemeier entgegenzukommen, gegenüber baurechtlichen Bedenken 
durch. Und zwar erteilte die Bielefelder Polizeiverwaltung der Firma im Jahr 1905 
die Genehmigung zum Kanalanschluß, ohne aber zu erlauben, daß das Drainage- 
wasser in den Schmutzwasserkanal geleitet werde. 33 Letzteres könnte unter Um- 
ständen die Kapazitäten einer Kanalisationsanlage überfordern. Die Firma brachte 
gegen diesen Bescheid ein technisches und ein betriebswirtschaftliches Argument 
vor. Zum einen solle die Drainage nicht zur Ableitung des Grundwassers dienen, 
das in Höhe der fraglichen Röhren auch nicht auftrete. Zum anderen aber sei die 
Drainage unbedingt notwendig, da mit ihr ein Raum mit rostempfindlichen Teilen 
trocken gehalten werde. 34 Nachdem sich die Genehmigungsbehörde vom Hochbau- 
amt hatte bestätigen lassen, daß an dem fraglichen Ort nicht mit Grundwasser zu 
rechnen sei, wurde eine widerrufliche Genehmigung ausgesprochen. Der vor Ort 
prüfende Beamte, der mutmaßlich die ursprüngliche partielle Genehmigungsver- 
weigerung veranlaßt hatte, ließ sich entgegen seiner eigenen Beobachtungen von 
den entlastenden Argumenten überzeugen: "Das von mir in den Kellern Vorgefun- 
dene Wasser soll bei dem damals niedergehenden Regen in dieselben hineingeflos- 
sen sein, was wohl auch möglich ist..." 35 

Die aufgeführten Indizien für eine gewerbefreundliche Einstellung der mit Bausa- 
chen befaßten Genehmigungsbehörden sollen nun nicht den Eindruck eines perma- 
nenten Verzichts auf die Ausschöpfung der der Verwaltung zur Verfügung stehen- 
den Mittel zur Durchführung ihrer Entscheidungen erwecken. In den zur Rekon- 
struktion der obigen Einzelfälle herangezogenen Unterlagen finden sich auch viele 
Belege dafür, daß Verwaltungsentscheide, ohne auf gegenlaufende Interessen der 



32) Vermerk auf Genehmigungsersuchen der Firma v. 5.4.1911; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abge- 
brochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

33) Genehmigung zum Kanalanschluß vom 18.12.1905; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene 
Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

34) Sehr. an. die Polizeiverwaltung Bielefeld v. 28.12.1905; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene 
Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

35) Genehmigung lt. Vermerk v. 13.1.1906, Vermerk des Beamten über die Kontrolle vor Ort v. 4.1.1906, 
beide auf dem Sehr. d. Firma v. 28.12.1905; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude 
Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 
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Adressaten wesentlich einzugehen, realisiert wurden. 36 So erhielt etwa die Fa. Kü- 
ken & Haiemeier im Mai 1906 die Aufforderung, innerhalb vier Wochen Mängel 
an Regenrohren und einem Revisionsschacht zu beseitigen. Der Bescheid bezieht 
sich in seinem vorgedruckten Teil im übrigen noch auf die Rechtslage des 19. 
Jahrhunderts: 

"Sollten Sie dieser Aufforderung innerhalb der gestellten Frist nicht nachkom- 
men, so wird ... das Erforderliche diesseits veranlaßt und der vorläufig auf 30 
Mark festgesetzte Kostbetrag im Zwangswege von Ihnen eingezogen werden." 
(handschriftl. Einträge in Kursivschrift; Anm. d. Verf.) 37 

Zwar nicht innerhalb der gesetzten Frist, aber immerhin bis zum Oktober 1906 
folgte die Firma der Aufforderung, die Mängel zu beheben, worüber sie im übri- 
gen zum erstenmal aktenkundig mit Schreibmaschine der Polizei Verwaltung, der ein 
solches Gerät offenbar noch nicht zur Verfügung stand, Bericht erstattete. 38 

4.3.2.4 Fricke, Maschinenbau, Bielefeld, 1894-1896 

Weniger bezüglich der Einstellung der Stadt gegenüber dem Gewerbe, als vielmehr 
hinsichtlich der Form der Beziehung zwischen dieser und einem Wirtschaftsunter- 
nehmen ist der folgende Fall von Interesse. Der Magistrat wurde im Jahr 1894 
darauf aufmerksam gemacht, daß der Maschinenfabrikant Fricke Fenster in einem 
Fabrikgebäude in nicht vorschriftsgemäßer Weise angebracht habe. Der Beschwer- 
deführer gab an, sich auf folgende Bestimmung im Allgemeinen Landrecht zu 
stützen: 

"Sollen jedoch die Öffnungen in einer unmittelbar an des Nachbars Hof oder 
Garten stoßenden Wand oder Mauer gemacht werden, so müssen dieselben, wo 
es die Umstände gestatten, sechs Fuß von dem Boden des Zimmers oder Be- 
hältnisses erhöht, in allen Fällen aber mit eisernen nur zwei Zoll voneinander 
stehenden Stäben, oder mit einem Drahtgitter verwahret sein." 39 



36) Entsprechendes gilt auch für die meisten Revisionsakten der Dampfkesselinspektion, so z. B. gesehen in 
StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 187 (Dampfkesselanlage Welscher) und Nr. 116 (Dampfkesselanlage Baer & 
Rempel). 

37) Polizeiverwaltung Bielefeld v. 30.5.1906; StA Bi, Gesch.stelle XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude 
Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

38) Sehr. d. Fa. Küken & Haiemeier an die Polizei-Verwaltung Bielefeld v. 22.10.1906; StA Bi, Gesch.stelle 
XII, Nr. 260, Abgebrochene Gebäude Kaiserstr. 16-18, 1893-1927. 

39) Excerpt auf dem Schreiben des Beschwerdeführers Graebe an den Bielefelder Magistrat; StA Bi, 
Gesch.stelle IX, 79,1. 
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Die Beschwerde gegen den Fabrikanten Fricke wurde vom Magistrat der Stadt um- 
gehend in den Beschluß umgesetzt, jenen zur entsprechenden Veränderung der 
Fenster aufzufordern 40 . Fricke hätte durch den Erwerb des an der fraglichen Fen- 
sterseite liegenden Weges zur städtischen Gasanstalt die Bestimmungen umgehen 
können und bot daher den Erwerb für 300 Mark an. Der Magistrat lehnte den Ver- 
kauf ab, machte allerdings ein ebenso bemerkenswertes wie, vom Gesetzesvollzug 
her gesehen, denkwürdiges Angebot an den Fabrikanten Fricke: 

"Der Verkauf des Weges an Fricke kann nicht erfolgen. Es soll jedoch von der 
Forderung der vorschriftsmäßigen Einrichtung der Fenster zur Zeit abgesehen 
werden, wenn Fricke durch Revers und Zahlung einer Anerkennungsgebühr 
von 50 Mark seine Verpflichtung dazu anerkennt." 41 

Fricke willigte auf den Vorschlag ein 42 . Also handelte der Magistrat dem Unter- 
nehmer die Anerkenntnis einer Rechtsposition ab. De facto dispensierte sich dieser 
mit der Zahlung der "Anerkennungsgebühr" von der Verpflichtung zum Norm Voll- 
zug. Welch ein merkwürdiger Vorgang, durch die Anerkennung einer gesetzlichen 
Verpflichtung sich eben von dieser zu befreien! 

Der sachliche Hintergrund bestand offenbar in der Expansion des Frickeschen Un- 
ternehmens durch neue Gebäude und den Versuch der Nutzung eines zur städti- 
schen Gasanstalt führenden schmalen Privatweges. An dessen einer Seite lagen die 
Fabrikgebäude mit den fraglichen Fenstern, an der anderen - soweit aus dem Ak- 
tenmaterial hervorgeht - vermutlich die sich gestört fühlenden Grundbesitzer. Eine 
weitere Beschwerde dieser betrifft den Versuch Frickes, mit einem Tor zu dem 
Privatweg diesen für Transporte zu benutzen. Wiederum kommt der Magistrat den 
Beschwerdeführern nach und beschließt, Fricke auf "Beseitigung der Thür" zu ver- 
klagen. 43 Diesmal kommt es zum Vollzug - die Türe wird vernagelt, allerdings sind 
die den Fabrikanten drängenden Probleme damit nicht gelöst. Um die "Grenzstrei- 
tigkeiten", wie es alsbald heißt, zu lösen, macht Fricke ein Angebot zur Grund- 
stücksabtretung, auf das der Nachbar Gräbe aus Preisgründen nicht eingehen will. 
Entsprechend eines erst von der Fa. Baer & Rempel bezahlten Grundstückspreises 



40) Magistratsbeschluß v. 16.4.1894, vermerkt auf Beschwerdebrief von Graebe v. 7.4.1894, sowie Behändi- 
gungs-Schein der Aufforderung an Fricke vom 11.6.1894; StA Bi, Gesch.stelle IX, 79,1. 

41) Eingabe des Fricke vom 14.6.1894 und darauf vermerkter Magistratsbeschluß v. 25.6.1894; StA Bi, 
Gesch.stelle IX, 79,1. 

42) Revers mit Unterschrift vom 13.8.1894 auf der Eingabe des Fricke v. 14.6.1894; StA Bi, Gesch.stelle IX, 
79,1. 

43) Beschwerdeschreiben v. 24.12.1894 mit Zeugenerklärung vom 15.12.1894 sowie Magistratsbeschluß v. 
7.1.1895 darauf vermerkt; außerdem Behändigungsschein mit Aufforderung an den Beklagten zur Entfer- 
nung der Pforte innerhalb von 8 Tagen v. 12.1.1895; StA Bi, Gesch.stelle IX, 79,1. 
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sei ein Wert der fraglichen Fläche von 15 bis 20 Mark anzusetzen, "wobei der be- 
sondere Werth für den Nachbar Fricke nicht veranschlagt ist" 44 . Es kommt schließ- 
lich doch nicht zu dieser Transaktion, stattdessen erwirbt Fricke von der Stadt Bie- 
lefeld einen erforderlichen Grundstücksstreifen. Der Preis von 14 Mark pro Quad- 
ratmeter erscheint niedrig gegenüber den zuvor zitierten Schätzbeträgen. 45 

4. 3. 2.5 Dürkopp, Maschinenbau, Bielefeld, 1902 

Unter dem Betreff "Bauen ohne Erlaubnis” findet sich in der Geschäftsstelle Ha der 
Bielefelder Verwaltung ein Vermerk mit Datum vom 3.5.1902, wonach die renom- 
mierte Bielefelder Maschinenfabrik, vormals Dürkopp & Co., einen Schwarzbau auf 
dem Fabrikgelände erstellt habe. Es handele sich um eine Wagenremise mit einer 
Größe von ca. 90 qm. 46 Aufgrund des Sachverhalts erteilt die Polizeiverwaltung der 
Firma den Bescheid, "innerhalb 8 Tagen für das ohne Erlaubniß errichtete Bauwerk 
die Genehmigung unter Vorlage eines Planes in doppelter Ausfertigung nach- 
zuschicken." 47 In einer laut Vermerk 48 ursprünglich vorgesehenen schärferen Reak- 
tion war die Beseitigung des Bauwerks innerhalb von 8 Tagen und eine Strafverfü- 
gung über 15 Mark, ersatzweise 3 Tage Haft, vorgesehen worden. Die gegenüber 
dieser sehr auf die Genehmigungsdisziplin abstellenden Reaktion abgemilderte Ant- 
wort kam wohl auch durch Intervention des Privat- Sekretärs des Fabrikbesitzers 
zustande. Dieser erschien am 9. Mai im Amt und nahm zunächst seinen Chef in 
Schutz. Der Schuppen, der ohne Fundamente und überhaupt nicht massiv gebaut 
sein, sei in dessen Abwesenheit durch den Ingenieur Siever errichtet worden. Dann 
führt er ein dringendes Bedürfnis an: "Der Schuppen ist eigentlich nur deshalb er- 
richtet, damit Passanten den Platz nicht während der Nacht verunreinigen konnten 
was bisher Nacht für Nacht geschah; es war bisher eine Pißnoke." 49 

Doch das nachträglich eingereichte Genehmigungsersuchen 50 stößt auf Schwierig- 
keiten, "weil der Holzbau von anderen Gebäuden und von den Straßenfluchten we- 



44) Stellungnahme Grabe zum Vorschlag des Grundstücksverkaufs v. 5.5.1895; StA Bi, Gesch. stelle IX, 
79,1. 

45) Abschrift des Vertrages zwischen Fricke und dem Magistrat v. 24.12.1896; StA Bi, Gesch.stelle IX, 79,1. 

46) Gez. Buchholz; StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 42, 1875-1905. 

47) StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 42, 1875-1905. 

48) Auf der Feststellung über den Schwarzbau vom 3.5.1902 eingetragen; StA Bi, Gesch.stelle XII, abge- 
brochene Gebäude Turnerstr. 42, 1875-1905. 

49) Niederschrift der Aussage vom 9.5.1902; StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 42, 
1875-1905. 

50) Vom 21.5.1902; StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 42, 1875-1905. 
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niger als 5,0 m Abstand hat" 51 . Am 4. Juni ergeht der Bescheid an Dürkopp & Co., 
daß die Erlaubnis nicht erteilt werden könne und der Schuppen innerhalb von 4 
Wochen zu beseitigen sei 52 . Ohne daß weitere Reaktionen des Betroffenen doku- 
mentiert sind, findet sich ein Vermerk vom 19.6.1902, der von demselben Baube- 
amten 53 , der zuvor die Nicht-Genehmigung begründet hatte, unterzeichnet ist, in 
dem es heißt: 

"Nach Rücksprache mit dem Herrn Polizei-Verwalter soll die Bauerlaubnis auf 
Widerruf erteilt werden. Der ausgehändigte Plan dürfte zunächst zwecks Prü- 
fung zurückzufordern sein." 

Ein zweites Mal 'geprüft’ ergeht schließlich die Bauerlaubnis "auf jederzeitigen Wi- 
derruf" 54 . - Die Rechtsmaterie ist zulänglich zurecht "gestreichelt" worden, um 
nicht mehr mit dem Fabrikanteninteresse zu kollidieren. Fest steht, daß der Firma 
Entgegenkommen gezeigt wurde; ob ein überdurchschnittliches im Vergleich zu an- 
deren Adressatengruppen der Verwaltung, kann hier nicht entschieden werden. 
Ebenso ungeklärt muß bleiben, ob und auf welche Weise evtl, die Fabrikleitung in 
den Entscheidungsprozeß eingegriffen hat und welche Personen und/oder Abtei- 
lungen innerhalb der Verwaltung sich zu ihrem Fürsprecher machten. 

4. 3.2.6 Tabakbranche, RB Minden, 1913-1914 

Der folgende Fall handelt von der Inanspruchnahme gesetzesmäßig vorgegebener 
Spielräume, also nach der eingangs vorgestellten Klassifikation um Abwägungs- 
recht. Es geht um die Ausführung der Bestimmungen des Bundesrates zum Hausar- 
beitsgesetz vom 17. November 1913, worin die Hausarbeit in der Tabaks Verarbei- 
tung detailliert geregelt wird 55 . Unter anderem wird bzw. werden 

- die Beschäftigung eigener Kinder vor Vollendung des 12. Lebensjahres sowie 
generell fremder Kinder untersagt; 

- die Beschäftigung von "Personen, die mit einer ekelerregenden Krankheit be- 
haftet sind" untersagt; 



51) Stellungnahme aus der Verwaltung, gez. Langbein, v. 3.6.1902; StA Bi, Gesch. stelle XII, abgebrochene 
Gebäude Turnerstr. 42, 1875-1905. 

52) Gez. Ruhn, Stadtsecretär; StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 42, 1875-1905. 

53) Vermerk Langbein v. 19.6.1902; StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 42, 1875- 
1905. 

54) Bauschein vom 23.6.1902; StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 42, 1875-1905. 

55) RGBl v. 21. 11. 1913, 751. 
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- Gewerbetreibenden, die in Hausarbeit produzieren lassen, eine Kontrollpflicht 
über die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen in den häuslichen Betrieben 
auferlegt - eine in ihrer Effizienz zumindest anzuzweifelnde Bestimmung, denn 
in ihrem Interesse dürfte es kaum gelegen haben, daß Arbeitsschutzvorschriften 
genau eingehalten wurden; 

- Raumanteile pro Beschäftigen (mindestens sieben Kubikmeter Luftraum) fest- 
gelegt; 

- "feste und dichte Fußböden" vorgeschrieben; 

- Raumhöhen von mindestens zweieinhalb Metern vorgeschrieben; 

- für nicht mehr schulpflichtige arbeitende Kinder ab 13 Jahren und Jugendliche 
bis 16 Jahre Arbeit im Zeitraum von 8 Uhr abends und 8 Uhr morgens unter- 
sagt. 

Von den beiden letztgenannten Bestimmungen konnten die höheren Verwaltungsbe- 
hörden, darunter waren die Regierungspräsidenten zu verstehen 56 , Ausnahmen zu- 
lassen. Was die Arbeitszeiten angeht, zeigte sich der Mindener Regierungspräsident 
Georg von Borries (1909-1917) von vornherein unter Erwähnung örtlicher Gepflo- 
genheiten aufgeschlossen: 

"Da besonders die auf dem Lande wohnenden Hausarbeiter wahrscheinlich we- 
nigstens in den Sommermonaten gewohnt sind, früher als 8 Uhr morgens mit 
der Arbeit zu beginnen, so ersuche ich festzustellen, ob es für den dortigen 
Bezirk oder bestimmte seiner Teile erforderlich erscheint, den Beginn und da- 
mit selbstverständlich auch das Ende der zwölfstündigen Zeitraums 57 für die 
Beschäftigung der nicht mehr schulpflichtigen Kinder und jungen Leute auf 
eine frühere Stunde zu verlegen." 58 

In demselben Schreiben an die Landräte und Polizeiverwaltungen zeigte er sich 
aber unentschieden hinsichtlich der Möglichkeit, von den Ausnahmebestimmungen 
über die Raumhöhe Gebrauch zu machen und bat um Informationen und Stellung- 
nahmen über die Situation vor Ort. Am 14. April, drei Monate nach der Aufforde- 
rung zur Stellungnahme, verfügte der Regierungspräsident eine Ausnahme in den 
Beschäftigungszeiten für Kinder und Jugendliche mit einer Vorverlegung des Ar- 
beitsbeginns auf sieben Uhr, begrenzt auf das Sommerhalbjahr. Außerdem wurde 



56) Die untere Verwaltungsbehörde war der Gewerbeinspektor; Erläuterung des Ministers für Handel und 
Gewerbe v. 24. 11. 1913, Sonderabdruck aus dem Ministerialblatt der Handels- und Gewerbeverwaltung. 

57) Für die Mittagszeit war eine mindestens zweieinhalbstündige Pause vorgeschrieben. 

58) Sehr. Reg.präsident v. Minden an die Landräte und Polizeiverwaltungen v. 11. 1. 1914; StA Bi, 
Gesch. Stelle XII, 584, 1913-1929. 
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für die Amtsbezirke Gehlenbeck, Hüllhorst und Alswede im Kreis Lübbecke, der 
einen traditionell hohen Anteil der Tabakindustrie aufweist, sowie für Lüdge im 
Kreis Höxter eine Ausnahme von der Bestimmung über die Raumhöhe verfügt. 59 

Der Regierungspräsident kam mit dieser Entscheidung bewußt den Hausgewerbe- 
treibenden und ihren Abnehmern in der Tabakindustrie entgegen. Denn einer pau- 
schalen Ausnahmegenehmigung, die zudem bei den Arbeitsräumen auf 10 Jahre 
ausgesprochen worden war, hätte es gar nicht bedurft. Ausnahmen hätten auch auf 
Antrag individuell genehmigt werden können. Ob allerdings daraus auf eine dem 
Tabakgewerbe gegenüber bewußt unterstützende Haltung geschlossen werden darf, 
ist aufgrund des vorliegenden Materials nicht zu klären. Dies liegt allerdings nahe, 
denn die Zigarrenproduktion hatte seit dem Tabaksteurgesetz vom 14.7.1909 und 
der teilweisen Produktionsverlagerung in den Süden nicht zuletzt im Mindener Be- 
zirk eine krisenhafte Entwicklung genommen. Die durch die neue Steuer bedingte 
Einschränkung der Nachfrage führte "insbesondere in den Kreisen Herford, Lüb- 
becke, Minden und Höxter (zur) Schließung von Tabakfabriken oder deren Ar- 
beitseinschränkung" (Sandow 1961, 68) und damit zu vermehrter Arbeitslosigkeit. 
1910 und 1911 streikten neben anderen Berufsgruppen auch die Tabakarbeiter. 
Durch die im Gegenzug vom westfälischen Zigarrenfabrikantenverein beschlossene 
Aussperrung wurden sieben bis achttausend meist in sozialdemokratischen Gewerk- 
schaften organisierte Zigarrenarbeiter zumindest vorübergehend brotlos. Erst der 
erste Weltkrieg und der mit ihm gesteigerte Massenverbrauch des Heeres schuf 
prosperierende Verhältnisse. Sitz der "Deutschen Zentrale für Kriegslieferungen 
von Tabakerzeugnissen" wurde Minden (vgl. Sandow 1961, 68 f.). 60 

Die Filterfunktion der Behörden "vor Ort" beschränkte sich hier nicht nur auf die 
im Gesetz vorgesehene Gewährung von Ausnahmegenehmigungen. Darüber hinaus 
wurden auch die betroffenen Betriebe nur selektiv über die Bestimmungen des 
Bundesrates über die Tabak-Hausarbeit informiert. Es geschah dies in Form von 
entsprechenden Ausführungen auf den Ausweisen, die sich die häuslichen Werk- 
stätten von den Ortspolizeibehörden ausstellen lassen mußten. 61 (In den Ausweisen 
selbst war festzuhalten, wie den genannten Bestimmungen in Raumgröße, maxima- 
ler Beschäftigtenzahl etc. Rechnung getragen wurde. Bei Kontrollen waren damit 
eventuelle Abweichungen rasch festzustellen). Ansonsten stellte es der Mindener 



59) Bekanntmachung betreffend Ausnahmen von den Bestimmungen des Bundesrats über Hausarbeit in der 
Tabakindustrie vom 17. November 1913, durch den Regierungspräsidenten, Minden den 14. April 1914; StA 
Bi, Gesch. Stelle XII, 584, 1913-1929. 

60) Eine ausführliche Darstellung der Lage der Tabakindustrie und der in ihr Beschäftigten findet sich in 
der Ortsgeschichte von Spenge: Sahrhage (1984). 

61) Sehr. Reg. Präsident v. Minden an die Landräte und Polizeiverwaltungen v. 14. 4. 1914; StA Bi, 
Gesch. Stelle XII, 584, 1913-1929. 
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Regierungspräsident den Landräten und Polizeiverwaltungen anheim, welchen Weg 
zur Informierung der betroffenen Kreise sie beschreiten wollten, und schlug dazu 
u. a. den Abdruck im Kreisblatt vor, "soweit dies ohne Kosten geschehen kann" 62 . 
Die Ortspolizeibehörden selbst wurden über Abdrucke der Verfügung und ihrer 
Ausführungsbestimmungen in Kenntnis gesetzt. 

4. 3.2. 7 Photographenhandwerk, Minden, 1933-1934 

Aufgrund der in Folge der Weltwirtschaftskrise aufgeblähten Schwarzarbeit sah 
sich der Preußische Minister für Wirtschaft und Arbeit im November 1933 veran- 
laßt, die Regierungspräsidenten auf die Notwendigkeit einer schärferen Bekämp- 
fung der Schwarzarbeit hinzuweisen. Eine dem Rundschreiben beigefügte Abschrift 
einer Stellungnahme des Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertages 63 be- 
klagt, daß die Behörden die Schwarzarbeit mit zu wenig Nachdruck verfolgen. In 
manchen Fällen seien Strafverfahren sogar wegen Geringfügigkeit eingestellt wor- 
den. Der Minister wird aufgefordert, die Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften 
zu größerer Strenge anzuhalten. - Über den Landrat, der das Rundschreiben an die 
Ortspolizeibehörden weiterleitete, gelangte dieses auch an die Mindener Stadtver- 
waltung. Diese hatte sich Anfang 1934 mit der Eingabe des örtlichen Handwerk- 
samtes (Innungsausschuß) zu befassen, zur Bekämpfung der Schwarzarbeit Fotoauf- 
tragsarbeiten nur mehr an ausgewählte Photographen zu vergeben: 

"Die überaus weitreichende Anfertigung von Pass- und Ausweis- Photos durch 
Amateure und Photo-Automaten hat eine erhebliche Schädigung des Photogra- 
phenhandwerks zur Folge, die vielfach mangelhafte Ausführung solcher Bilder 
beeinträchtigt auch oft den Zweck der Ausweise. 

Diese Umstände geben uns Veranlassung, die Bitte auszusprechen, dass zur Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit im Photographenhandwerk und zur Gewährlei- 
stung einer ordentlichen und sauberen Ausführung des Lichtbildes, dass die 
Herstellung von Ausweisphotos durch eine behördliche Anordnung den Berufs- 
photographen übertragen werde." 64 

Es schließt sich die Nennung von 7 Mindener Berufsphotographen an, die "für den 
Bereich der Stadt Minden" infrage kämen. Doch die Stadt verweigert sich dem An- 



62) Sehr. Reg.präsident v. Minden an die Landräte und Polizeiverwaltungen v. 11. 1. 1914; StA Bi, 
Gesch. Stelle XII, 584, 1913-1929. 

63) Rundschr. des Preuß. Min. f. Wirtschaft u. Arbeit v. 16.11.1933; Stellungnahme des Deutschen Hand- 
werks- und Gewerbekammertages v. 21.8.1933; StA Mi, G II 790. 

64) Handwerksamt Minden an den Oberbürgermeister von Minden, Sehr. v. 6.3.1934; StA Mi, G II 790. 
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sinnen, auf diese Weise die Nachfrage zu regulieren. Es bestünde "keine gesetzliche 
Bestimmung ... die Herkunft der hier vorgelegten Lichtbilder nachzuprüfen." 65 

Der an sich recht 'harmlose’ Fall macht nicht nur deutlich, wie gesetzliche Bestim- 
mungen in der Perspektive von Interessengruppen rezipiert und semantisch umge- 
deutet werden. Denn von der Bekämpfung der Schwarzarbeit bis zur Konkurrenz 
mit Fotoautomaten führt doch ein weiter Weg. Es wird darüber hinaus auch das 
Bewußtsein einer örtlichen Identität geäußert, indem ganz selbstverständlich auch 
noch Mindener Berufsfotographen exklusiv mit Aufträgen belegt werden sollten. 
Und Adressat des Ansinnens kann dann logischerweise nur die Stadtverwaltung 
sein. 

4.3.3 Zur aktuellen Situation 

Die gewerbe- bzw. wirtschaftsfördernde Orientierung von Verwaltung im Medium 
des Rechts kann anhand von Untersuchungen illustriert werden, die im Rahmen 
des Sonderforschungsbereiches 221 "Verwaltung im Wandel" an der Universität 
Konstanz, aus dem auch die vorliegende Arbeit hervorgegangen ist, entstanden 
sind. Es handelt sich um empirische Untersuchungen über die Gewerbeaufsicht in 
Ostwestfalen-Lippe 66 . Im folgenden werden zunächst Handlungsspielräume und Be- 
dingungen einer an die Bedürfnisse der örtlichen oder regionalen Wirtschaft ange- 
paßten Behandlung von Rechtsnormen erläutert, bevor aus Interviewergebnissen 
Rückschlüsse auf das tatsächliche Verwaltungshandeln gezogen werden. 

Im Gewerbeaufsichtsbereich besitzt die Einräumung von Spielräumen für die exe- 
kutive Verwaltung eine lange Tradition. So wurde die Gewerbeaufsicht schon in 
der Frühzeit ihrer institutionellen Ausformung nicht eng auf eine strikt kontrollie- 
rende Aufgabenstellung festgelegt. In einer Dienstanweisung für die preußischen 
Gewerbeinspektoren aus dem Jahr 1879 wird ihnen vielmehr eine "wohlwollend 
kontrollierende, beratende und vermittelnde Tätigkeit" zur Pflicht gemacht. Sie 
sollten die gesetzlichen Anforderungen "ohne Schädigung der gewerblichen Interes- 
sen" durchsetzen. 67 Die Anforderung an die Tätigkeit der Gewerbeaufsichts- 
beamten, unterschiedliche Zielbestimmungen abzuwägen, ist heute zum Teil in den 
Gesetzen vorformuliert. So heißt es im novellierten Bundesimmissionsschutzgesetz, 



65) Antwortschreiben der Stadtverwaltung an das Handwerksamt v. 23.3.1934; StA Mi, G II 790. 

66) Zur Gewerbeaufsicht liegt ein Arbeitsbericht über eine Befragung von Gewerbeaufsichtsbeamten im Re- 
gierungsbezirk Detmold (Buck-Heilig/Grom 1987) vor; eine ausführliche Darstellung der Gewerbeaufsicht 
im Regierungsbezirk, die die historische Entwicklung einschließt, wird von L. Buck-Heilig voraussichtlich 
Ende 1988 im Westdeutschen Verlag veröffentlicht werden. 

67) Dienstanweisung für Gewerberäthe vom 24. Mai 1879 (Ministerialblatt der gesamten inneren Verwal- 
tung in den König!. Preußischen Staaten, 1879, 152 ff.), zitiert nach Buck-Heilig/Dose/Drexler (1987, 6). 
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daß ein Eingriff nicht unverhältnismäßig sein darf; in der alten Fassung war die 
Formel der wirtschaftlichen Vertretbarkeit gebraucht worden. Neben Freiräumen 
und Abwägungsanforderungen, die explizit zur Norm erhoben sind, ist auch die so- 
genannte Normen flut 68 als Grund dafür anzusehen, daß Spielräume für die Exeku- 
tive geschaffen werden, die im praktischen Fall im Sinne einer Anpassung an wirt- 
schaftliche Interessen genutzt werden können. Ein ‘Übermaß 4 an Normen kann 
selbst dann, wenn sie in sich konsistent sind, dazu führen, daß die Exekutive um 
der Handhabbarkeit willen selektiv nach eigener Maßgabe Schwerpunkte setzt. Ein 
drastisches Beispiel bietet sich in der Gewerbeaufsicht dar. Ihre Beamten müssen 
konkret in Nordrhein-Westfalen ca. 50 Gesetze, einige hundert Yerwaltungs Vor- 
schriften und allein beim Arbeitsschutz ca. 5 000 technische Regeln beachten (vgl. 
Buck-Heilig/Dose/Drexler 1987, 12 f.). 

Das Vorhandensein von Spielräumen besagt noch nicht, daß diese ausschließlich zur 
Anpassung an private gewerbliche Interessen genutzt werden. Die Orientierung im 
Umgang mit Unternehmen scheint in starkem Maße von individuellen Besonder- 
heiten abhängig zu sein 69 , so daß verallgemeinernde Rückschlüsse auf die Gewer- 
beaufsicht insgesamt nicht ohne weiteres zu ziehen sind. Jedoch ist allgemein fest- 
zustellen, daß der wirtschaftlichen Vertretbarkeit von Auflagen eine besondere Be- 
achtung geschenkt wird, wie eine Befragung ergab (Buck-Heilig/Grom 1987). Diese 
selektive Problemperzeption hat für den inneradministrative Kommunikation zur 
Folge, daß augenscheinlich Maßnahmen dann, wenn sie "aus rechtlicher oder aus 
wirtschaftlicher Sicht für den Unternehmer besonders belastend sind" (ebd., 26), 
der Vorgesetzten Stelle zur (Mit- Entscheidung vorgelegt werden. 

Was Sanktionen und Auflagen für Unternehmen anbelangt, besitzt die Gewerbe- 
aufsicht mit der Festlegung von Fristen ein flexibel einsetzbares Instrument. In 
Ostwestfalen-Lippe war beispielsweise die Holzindustrie mit ihren vielen kleinen 
und mittleren Betrieben besonders von der nach der Technischen Anweisung Luft 
von 1974 erforderlichen Umrüstung der Luftfilter betroffen. Wegen der hohen 
Umrüstungskosten wurden sehr lange Fristen gewährt, um nicht die Existenz der 
Unternehmen zu gefährden. De facto bedeuteten lange Fristen einen zinslosen Kre- 



68) Eine nach Branchen spezifizierte Übersicht über regulative Interventionen in Gestalt von Umweltaufla- 
gen und Regulierungen auf dem Binnenmarkt findet sich im ifo-schnelldienst 12/1985, 85. 

69) Dies belegen u. a. vom Verfasser selbst geführte Interviews mit Unternehmern und Wirtschaftsför- 
derern, von denen die einen die Gewerbeaufsicht als Sand im Getriebe der Wirtschaft inkriminierten, an- 
dere hingegen ihre beratende und verständnisvoll kontrollierende Tätigkeit betonten. Diese Äußerungen 
wurden jeweils vor dem Hintergrund der Erfahrung mit kleinen Ämtern bzw. einzelnen 
Gewerbeaufsichtsbeamten gemacht. 





Zur aktuellen Situation 



155 



dit: Notwendige Aufwendungen mußten betriebswirtschaftlich erst in einer späteren 
Periode eingesetzt werden. 70 

Aus den in Interviews erhobenen Kommunikationsstrukturen können nur sehr vor- 
sichtig Folgerungen für die gewerbefördernde Haltung der Gewerbeaufsicht gezo- 
gen werden. Aus der im Vergleich mit den Betriebsleitungen deutlich niedrigeren 
Kontakthäufigkeit mit Betriebsräten (vgl. Buck-Heilig/Grom 1987, 36) kann dies 
nicht zwingend abgeleitet werden, da die sachliche Struktur der Aufgabe entspre- 
chende Präferenzen mit sich bringt. Außerdem sind Betriebsräte gerade in kleine- 
ren Betrieben nicht überall vorhanden. Interessant ist, daß die Gewerbeaufsichtsbe- 
amten mit Vertretern anderer Institutionen wie Innungen, Handelskammern, Ge- 
werkschaften, Stadtverordneten u. a., von Ausnahmen abgesehen, relativ selten in 
Kontakt treten (vgl. ebd., 42 f.). So scheint der Routinefall auf die bilaterale Ab- 
wicklung der Kontrollaufgabe mit Unternehmen beschränkt und kaum auch nur 
ansatzweise politisiert zu sein. 



70) Das Beispiel ist Buck-Heilig/Dose/Drexler (1987, 15) entnommen. 




4.4 FÖRDERUNG DURCH ORGANISIERUNG VON INTERESSEN 



4.4.1 Einführung 

Direkte einzelbetriebliche Förderung, vermittelt über Interessenorganisationen, wi- 
derspricht auf den ersten Blick dem Idealtypus organisierter Interessen. Danach 
handelt es sich hier ja gerade um die Aggregation unterschiedlicher Einzelinteres- 
sen, bei der das Besondere herausgefiltert wird, um den Verfolg verallgemeinerter 
Zwecke, Interessen und Ziele der Organisation zum Auftrag zu machen. Dieses 
’reine’ Modell kollidiert nun - obschon es der Tendenz nach sicherlich nicht als 
’falsch’ abzutun ist - mit gewissen Abweichungen und Verzerrungen, die sowohl 
empirisch zu belegen als auch durch pragmatische und theoretische Überlegungen 
plausibel zu machen sind. Es sei zunächst an das bereits in anderem Zusammenhang 
gebrachte Argument erinnert, daß in kleinräumigen Verhältnissen die Abstraktion 
von den besonderen Umständen bis hinab auf die betriebliche Ebene nur unvoll- 
kommen gelingt. Dies betrifft nicht nur die von den Verwaltungen zu ergreifenden 
Maßnahmen, sondern auch den Zusammenschluß der Träger besonderer Interessen. 
Im organisationstheoretischen Zusammenhang ist diese unzulängliche Ausfilterung 
des Besonderen von zwei Seiten her zu konkretisieren. Zum einen unterliegt die or- 
ganisierte Interessenrepräsentation den Regeln der Mitgliederlogik , d. h. die frei- 
willige individuelle Mitgliedschaft ist an eine wirksame Interessenvertretung nach 
außen gebunden. Ein solches ’pressure group’-Verhalten kann unter der Vorausset- 
zung in die partielle Instrumentalisierung der Organisation durch einzelne Mitglie- 
derinteressen Umschlägen, daß die Machtpositionen asymmetrisch verteilt sind. Man 
denke beispielsweise an die Dominanz größerer Firmen gegenüber kleinen Gewer- 
bebetrieben. Wird unter solchen Umständen die öffentliche Verwaltung zur beson- 
deren Berücksichtigung der Interessen von dominierenden Firmen gebracht, dann 
liegt ein Fall organisationsvermittelter diskreter Gewerbeförderung vor. 

Zum anderen können sich solche Effekte im Rahmen der Einflußlogik organisierter 
Interessenvertretung ergeben. Organisationen können in der Regel eine Rolle als 
Verhandlungspartner der öffentlichen Verwaltung nur dadurch konsequent ausfül- 
len, daß sie in der Lage sind, ihre Mitglieder auf die Einhaltung einmal erzielter 
Kompromisse zu verpflichten - einmal dahingestellt, ob dies auf formelle oder in- 
formelle Weise geschieht. Damit kehrt sich partiell die Einflußrichtung um: Organi- 
sationen internalisieren, wie Streeck (1983, 275 f.) schreibt, so den Interventionis- 
mus des politisch-administrativen Systems. An einem konkreten Beispiel erläutert, 
kann dies bedeuten, daß etwa die Absprache zwischen einer IHK und der örtlichen 
Verwaltung über die Erschließung eines Gewerbegebietes die Förderung bestimmter 
einzelner Unternehmen nach sich zieht. Dies mag im Einzelfall einschließen, daß 
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die Kammer in diesem Zusammenhang selbst einige exekutive Aufgaben über- 
nimmt. 1 In diesem Zusammenhang verdient allgemein das Phänomen einer Über- 
nahme Eigentlich’ öffentlicher Aufgaben durch (vielleicht nur scheinbar) private 
Einrichtungen erwähnt zu werden, welches in jüngerer Zeit vermehrte Aufmerk- 
samkeit in der Forschung gefunden hat (vgl. Hood 1986). 

Obschon mit den vorstehenden Bemerkungen doch ein relativ breites Spektrum an 
Möglichkeiten für eine organisationsvermittelte einzelbetriebliche Förderung ange- 
deutet ist, mag es sich dabei doch eher um ein randständiges Phänomen handeln. 
Vor allem auf lokaler Ebene zeigt sich, daß Maßnahmen der öffentlichen Hand mit 
betrieblich diskriminierenden Effekten bilateral mit den betreffenden Unternehmen 
ausgehandelt oder abgestimmt werden. Öffentliche Institutionen, Teile der Verwal- 
tung, die Kammerorganisationen, Banken und Sparkassen und individuelle Funk- 
tionsträger etc. werden dabei selten systematisch, sondern ad hoc, je nach den ge- 
gebenen situativen Bedingungen einbezogen 2 . 

Die historische Spannweite organisationsvermittelter Gewerbeförderung übergreift 
den gesamten Untersuchungszeitraum. Empirische Hinweise auf diesen Förderungs- 
modus finden sich in der wirtschaftsgeschichtlichen Literatur; beispielsweise bot 
der preußische Verein zur Beförderung des Gewerbefleißes dem Industriellen 
Krupp Mittel zur Investition in ein neues Gußstahlverfahren an, die dieser aller- 
dings wegen der Auflage zur Offenbarung der eingesetzten Technik ablehnte (vgl. 
Bavert-Keetmann 1966, 46). Das Beispiel zeigt im übrigen, daß die Tätigkeit von 
Organisationen ggf. nahezu als Verlängerung der Tätigkeit der Verwaltung begrif- 
fen werden kann, denn die Gewerbefleißvereine kooperierten sehr eng mit jener, 
und die Kammerorgansiationen waren seit jeher mit öffentlichen Aufgaben betraut. 

Es würde zu weit führen, hier die Entstehung und die Vielfalt gewerblicher Orga- 
nisationen in Ostwestfalen-Lippe zu schildern. Wichtige Eckdaten sind die Grün- 
dung der Handelskammern in Bielefeld und Minden 1849 und in Lippe erst 1904, 
nachdem allerdings zuvor der lippische Ge werbe verein schon ähnliche Aufgaben 
wahrgenommen hatte. Gewerberäte wurden im Zeichen der schließlich gescheiter- 



1) Die Übernahme 'eigentlich’ staatlicher Aufgaben durch private Organisationen verweist auf die Schwie- 
rigkeiten, entlang institutioneller Kriterien zwischen 'Staat’ und 'Gesellschaft' scharf zu trennen (vgl. auch 
Kaufmann 1986). Im Falle der Industrie- und Handelskammern ist zudem eine in der Rechtsform gemischte 
privat -öffentliche Einrichtung gegeben. Ronge (1979) unterstellt und belegt anhand einer Studie über das 
Bankwesen, daß (manche) gesellschaftlich-organisatorische Leistungen äquivalent vom Staat oder in pri- 
vater Selbstorganisation erbracht werden können. 

2) Einige systematische Gründe für diese durch zahlreiche kommunalwissenschaftliche Studien belegte Ge- 
gebenheit habe ich in kritischer Auseinandersetzung mit mikrokorporatistischen Ansätze dargelegt (vgl. 
Drexler 1988b). Freilich ist hier präzise zwischen den Ebenen zu unterscheiden: Eine im Verlauf der kapita- 
listischen Entwicklung vermehrte Bedeutung der Interessenverbände ist unverkennbar. Nur ist sie auf lo- 
kaler Ebene, soweit einzelbetriebliche Angelegenheiten angesprochen sind, anscheinend relativ gering. 
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ten Revolution von 1848 auf lokaler Ebene in Preußen gegründet, um die Vermitt- 
lung von Interessen und die Beratung der Verwaltung zu leisten; bis 1858 wurden 
sie wieder abgeschafft. Der Bericht der Handelskammer zu Bielefeld für das Jahr 
1886 führt an gewerblichen Vereinigungen folgende auf: Den Zentral-Gewerbe- 
Verein für Rheinland, Westfalen und benachbarte Bezirke zu Düsseldorf (seine Tä- 
tigkeit bestand u. a. in der Veranstaltung von Ausstellungen und Informationstätig- 
keit für die Mitgliedsfirmen), den Verein zur Förderung des Gewerbefleißes in 
Stadt- und Landkreis Bielefeld (er organisierte Lesezirkel und Vorträge), die Ge- 
werbevereine zu Herford (Vortrags Veranstaltungen, Unterhaltung einer Bibliothek), 
Gütersloh (Pflege des Zeichenunterrichts) und Wiedenbrück, den Verein zur Wah- 
rung geschäftlicher Interessen zu Bielefeld (eine Detailhändler-Organisation) sowie 
den Verein Kreditreform, eine reichs weite Organisation mit örtlichen Zweig verei- 
nen 3 . Nachdem sich im Laufe der Industrialisierung allmählich eine feste Struktur 
von Branchenvereinen, Kammern und Arbeitgebervereinigungen (vgl. allgemein: 
Varain 1973, Fischer 1967, Nipperdey 1961) herausbildete, erlitten ihre Vorläufer- 
organisationen einen gewissen Bedeutungsverlust. Manche Gewerbevereine sind so 
zu Geselligkeitsvereinen der Oberschichten verkümmert. Tatsächlich erbauten sich 
etwa die Mitglieder des Ge werbe Vereins Herford im Jahr 1885 an Vorträgen über 
"die Rose in Poesie und Sage", "über Wandertrieb und Heimweh der Zugvögel" und 
dergleichen mehr 4 . 

4.4.2 Historische Fallstudien 5 

4.4.2. 1 Gewerberat Minden, 1848-1859 

Durch die politische Aufbruchsstimmung stimuliert, wandte sich die Mindener Re- 
gierung im Jahr 1848 den örtlichen Verhältnissen zu, um die vorhandenen gewerb- 
lichen Initiativen zu fördern und ggf. Hindernisse beseitigen zu helfen. In diesem 
Sinne unterstützte sie in Minden, das durch die Geschehnisse von 1848 nicht son- 
derlich aufgewühlt worden war 6 , gewerbliche Schulen mit Zuschüssen und Lehr- 



3) Bericht der IHK Bielefeld für das Jahr 1886; WWA K 3, 947. 

4) Vgl. Bericht über den Gewerbeverein Herford, enthalten im Bericht der Handelskammer Bielefeld für das 
Jahr 1885, S. 124. 

5) Weitere Hinweise auf organisationsvermittelte Förderung finden sich in den Fallstudien 4.1.2.10, 4. 2. 2.1 
und 4.9. 2.6. 

6) Die Ordnung sei in keiner Weise gestört worden, berichtet Schröder (1883, 699), nur "sogenannte Kat- 
zenmusiken fanden häufig statt, woran jedoch nur die geringere Volksklasse teilnahm." Großmann (1931) 
schreibt gleichfalls von einer im großen und ganzen politisch wenig bewegten Situation in Minden in den 
Jahren 1848 und 1849. 
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mittel 7 . Die Lage des Gewerbes in Minden galt der Regierung als sehr verbesse- 
rungswürdig und sie wünschte, der Magistrat möge Initiativen aus "einzelnen oder 
mehreren Klassen Gewerbetreibenden" auf greifen und einen "Local- Ausschuss" bil- 
den, ein Mittlergremium zwischen Staat und Privatinteressen: 

"Hauptsächlich kommt es darauf an, die Gewerbetreibenden und Arbeiter über 
die Lage der bestehenden Gesetzgebung aufzuklären, damit einerseits die 
zunächst zu treffenden örtlichen Einrichtungen mit allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften nicht in Widerspruch treten, andererseits aber solche Vorschläge, 
welche Abänderungen oder Ergänzungen der bestehenden Gesetze bezwecken, 
von vornherein gründlich erwogen werden." 8 

Über Konstitution und personelle Zusammensetzung des Ausschusses wünschte die 
Regierung ausführlich informiert zu werden, wie sie auch in Hinblick auf vorhan- 
dene Sonderinteressen die Durchsetzung der staatlichen Politik, etwa im Zollverein, 
betonte. Die vagen organisatorischen Pläne verdichteten sich ein Jahr später zur 
Vorbereitung der Gründung eines sogenannten "Gewerbe-Raths" 9 . Auch der Magi- 
strat bemühte sich um seine Realisierung. Und das in selbstbewußter Manier von 
oben herab: "Wir wollen den Legitimationspunkt hier nicht näher erörtern, da, 
wenn eine verehrliche Stadtverordneten-Versammlung sich für die Errichtung aus- 
spricht, die Erklärung der Kaufleute und Handwerker sich herbeischaffen lassen 
wird." 10 In enger Abstimmung zwischen Mindener Regierung und Magistrat - die 
Durchführung der Wahl selbst lag bei dem Oberregierungsrath Hasselbach - wurde 
am 17. Dezember der Gewerberat gewählt. Erstaunlich ist seine Zusammensetzung, 
die Vertreter der Fabrikarbeiter und Gesellen einschloß, womit er im Gegensatz zu 
der 1849 gebildeten Handelskammer über die Klassengrenzen hinweg unterschied- 
lichste Elemente vereinigte. Im einzelnen setzte er sich aus fünf Mitgliedern des 
Handels, drei Fabrikanten, drei Handwerksmeistern, zwei Fabrikarbeitern und zwei 
Handwerks -Gehilfen zusammen. 11 

Die Tätigkeit des Gewerberats litt unter dem Desinteresse der Vertreter der Fabri- 
kanten und Kaufleute, die schon wenige Monate nach seiner Konstituierung des 



7) Sehr, der Mindener Regierung an den Magistrat von Minden v. 6.8.1848; StA Mi, E Nr. 377. 

8) Sehr, der Mindener Regierung, gez. von Borries v. 25.5.1848, an den Magistrat von Minden; StA Mi, E 
Nr. 377. 

9) Gewerbekammern waren zuerst in Frankreich ("chambres consultatives") 1803 eingerichtet worden und 
zogen etwas später analoge Gründungen in einigen Städten des Rheinlandes nach sich, die 1914 in Handels- 
kammern umgewandelt wurden. 1849 wurden solche korporative Gremien, die Industrielle, Handwerker, 
Kaufleute und wie in unserem Beispiel Arbeiter vereinten, unter dem Namen "Gewerberat" in Preußen er- 
richtet. Bis 1864 waren sie aber wieder verschwunden. 

10) Sehr, des Magistrats Minden an die Stadtverordnetenversammlung v. 13.3.1849; StA Mi, F Nr. 183. 

11) Wahlbekanntmachung v. 3.12.1849 und Ergebnisbericht v. 18.12.1849; StA Mi, F Nr. 183. 
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öfteren durch Abwesenheit das Gremium beschlußunfähig machten. Einen Hilferuf 
der restlichen Mitglieder an die Regierung 12 veranlaßte diese, den Magistrat um 
entsprechende Einwirkung zu ersuchen. Die Regierung sehe sich "nur ungern ge- 
nöthigt, (...) von den uns zustehenden Mitteln zur Herstellung einer geordneten Tä- 
tigkeit in dem Gewerbe-Rath Gebrauch zu machen." 13 

Die mangelnde Attraktivität dieses Gremiums für einen Teil der Beteiligten wurde 
durch von Berlin ausgehende Anstrengungen, dem Gewerberat enge Grenzen zu 
ziehen, noch verstärkt. So dürfen nach einem Rescript der Handelsministeriums in 
Berlin aus dem Jahr 1851 Sachverständige nur mit Genehmigung der Kommunalbe- 
hörde gehört werden, besteht keine Informationspflicht der Behörden dem Gewer- 
berat gegenüber, der selbst keine Exekutive besitzt, sondern auf die Behörden an- 
gewiesen bleibt; haben die einzelnen Gruppen nicht das Recht, an die Öffentlich- 
keit zu treten; darf der Gewerberat sich außer bei Beschwerden nur an die Kom- 
munalbehörde wenden, und dürfen öffentliche Mitteilungen nur mit Genehmigung 
der Provinzregierung erfolgen 14 . Ergänzend legte die Provinzregierung die Kassen- 
hoheit des Gewerberats in die Hand des Magistrats 15 . Diese Restriktionen sind 
nicht nur in Hinblick auf die politischen Reaktionsbestrebungen jener Zeit zu in- 
terpretieren, sondern auch im Kontext der kommunalen Selbstverwaltung. Größere 
Entscheidungsrechte des Gewerberats wie auch seine Auslösung aus dem öffentli- 
chen Instanzenzug hätten bedeutet, die Position der Magistrate und Stadtverordne- 
tenversammlungen zu unterlaufen. Daß dieser Zusammenhang mehr als zwei Jahre 
nach der Einführung der Gewerberäte von der preußischen Regierung vor dem 
Hintergrund konkreter Kompetenzstreitigkeiten herausgestellt wurden 16 , deutet 
darauf hin, daß die Entscheidungen seinerzeit übereilt getroffen worden waren. Die 
Zusammenführung so heterogener Interessen, ausgestattet mit der Legitimation 
durch Wahlen, widersprach der Absicht, sie auf marginale Beratungsrechte zu be- 
schränken. 

Der Gewerberat war im Gegensatz zur Handelskammer, die gleichfalls eingerichtet 
worden war, in seiner Tätigkeit auf die Stadt Minden eingegrenzt worden. Auch 



12) Sehr. V. 22.3.1851; StA Mi, F Nr. 183. 

13) Sehr, der Regierung an den Magistrat v. 4.4.1851; StA Mi, F Nr. 183. 

14) Der Minister f. Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten v. 1.12.1851. Abschrift an den Magistrat 
durch die Abteilung des Innern der Mindener Regierung am 17.12.1851; StA Mi, F Nr. 183. 

15) Schreiben der Mindener Regierung, Abteilung des Innern, v. 27.3.1852 an den Magistrat; StA Mi, F Nr. 
183. 

16) Gemeinsame Erklärung des Handels- und des Innenministers, v.d. Heydt bzw. v. Westphalen, mit Da- 
tum v. 20.4.1852; StA Mi, F Nr. 183. 
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ein Gewerbegericht wurde eingerichtet, dem wie dem Gewerberat Räume in städti- 
schen Gebäuden zur Verfügung gestellt wurden 17 . 

Der Gewerberat, dessen Mitglieder sich bei Abwesenheit durch ärztliche Atteste zu 
rechtfertigen hatten 18 , wurde schon kurz nach der Nachwahl für ausscheidende 
Mitglieder im September 1852 19 aus Kreisen der Kaufleute und Gewerbetreibenden 
gänzlich infragegestellt 20 . Der Magistrat zeigte sich in der Frage der Auflösung ge- 
spalten; Bürgermeister Pölmahn, seit 1851 im Amt 21 , und ein Beigeordneter plä- 
dierten auf Beibehaltung, während zwei Ratsherren sich für seine Auflösung aus- 
sprachen 22 . Die Argumente für den Gewerberat heben kritisch auf das mangelhafte 
Engagement der Regierung und eines Teils der Gewerbetreibenden ab. Der Handel 
fühle sich durch die Gesetze von 1849 behindert und habe einige von ihm abhän- 
gige Handwerker 23 hinter sich gebracht. Der Gewerberat sei aber wegen seiner 
Vermittlerfunktion beizubehalten: 

"... denn mit Aufhebung des Gewerberaths wird die Gesetzgebung von 1849 
nicht ohne Weiteres zu Grabe getragen, es gehen event. vielmehr die betref- 
fenden Amts Verrichtungen auf den Magistrat über. ... Fällt der Gewerberath, 
so fehlt das vermittelnde Glied zwischen den Behörden und den Gewerbetrei- 
benden sowohl, als auch den Gewerbetreibenden untereinander und Handel 
und Fabriken ...” 24 

Auch finanzielle Gründe spielten in die Diskussion hinein. Der Gewerberat finan- 
zierte sich aus Beiträgen seiner Wählerschaft, die diese zum Teil nicht mehr aufzu- 
bringen bereit war. Hätte der Magistrat die Gewerberatsaufgaben mitübernommen, 
wären sie von ihm dagegen im Etatrahmen aufzubringen gewesen, hätten mithin 



17) Sehr. d. Magistrats an den Gewerbe-Rath v. 8.2.1850; StA Mi, F Nr. 183. 

18) Zusatz zur Geschäftsordnung des Gewerberats in Minden v. 21.6.1851; StA Mi, F Nr. 183. 

19) Sehr, der Mindener Regierung v. 29.6.1852 an den Magistrat und diverser Schriftverkehr aus 1852 betr. 
Aufstellung der Wählerlisten; dabei wurden Gesellen und Fabrikarbeiter durch die Befragung der 
Betriebseigentümer ermittelt; StA Mi, F Nr. 183. 

20) Mitteilung der Mindener Regierung an den Magistrat mit Bitte um Stellungnahme v. 30.11.1852; StA 
Mi, F Nr. 183. 

21) Pölmahn war vorher Amtmann in Vlotho gewesen und entgegen anderer Kandidatenvorschläge der 
Stadtverordnetenversammlung, die die königliche Bestätigung nicht bekommen hatten, von der Regierung 
als Bürgermeister eingesetzt worden (vgl. Schröder 1883, 701). 

22) Mitteilung über Sitzung des Magistrats am 23.12.1852 an die Mindener Regierung; StA Mi, F Nr. 183. 

23) 1850/51 hatten sich drei Innungen: Schuhmacher, Schneider und Tischler gebildet (vgl. Schröder 1883, 
701 f.). 

24) Sehr. d. Magistrats v. 28.12.1852 (Entwurf) an die Mindener Regierung, gez. Poelmahn (Bürgermei- 
ster); StA Mi, F Nr. 183. 
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eine Mehrbelastung dargestellt. Der Gewerberat blieb zunächst bestehen 25 , jedoch 
nicht in der bisherigen Zusammensetzung. 1854 verfügte die Mindener Regierung, 
daß die Arbeitnehmer zukünftig "von der Theilnahme an den Wahlen zum Gewer- 
berathe ausgeschlossen" sein sollten 26 . Für den Fall, daß sich der Handel durch die 
Handelskammer hinreichend vertreten fühle, wurde in Aussicht genommen, den 
Gewerberat durch die beiden Abteilungen für Fabrik und Handwerk zu konstitu- 
ieren. Schließlich leitete 1857 die Mindener Regierung, z. T. vermutlich auf Druck 
gewerblicher Kreise in Minden, die Auflösung des Gewerberats ein. Der Mindener 
Bürgermeister unternahm dagegen noch den Versuch, das Gremium zu erhalten 
oder wenigstens eine Handwerkervertretung sicherzustellen: 

"Nicht an der mangelnden Einwirkung des Gewerberates, sondern an der gänz- 
lichen Teilnahmslosigkeit des Handwerkerstandes in Bezug auf die Innungen, 
liegt es allein, wenn dies Institut nicht zu Leben und Licht gelangen konnte. 
Die fernere Behauptung, daß die gesetzlich vorgeschriebene Zusammensetzung 
des Gewerberats persönlichen Einflüssen und Interessen einen größeren Spiel- 
raum gebe, als mit der Wohlfahrt der dem Ressort des Gewerberates anheim- 
fallenden Persönlichkeiten verträglich sei, und daß dieses die Erreichung der 
Zwecke des Gesetzes unmöglich mache, ist weiter nichts als eine allgemeine, 
durch keine Tatsachen, kein motiviertes Raisonnement begründete Redensart, 
der ich auch nicht den geringsten Wert beizulegen vermag. ... Übrigens halte 
ich gerade die Verbindung der Handels- und Fabriken-Interessen mit denen 
des Handwerks in dem Gewerberathe für sehr nützlich, da hier der einzige Ort 
ist, wo diese so oft auseinandergehenden wirklichen oder vermeintlichen Inte- 
ressen des Handelsgewerbes und des Handwerks von allen Seiten erwogen und 
so die vielfachen Härten gemildert werden können, zu denen die Kollision der 
Interessen so leicht verleitet. ... Nach meiner Ansicht wird die Auflösung des 
Gewerberates von einem Teile der hiesigen Gewerbetreibenden nur deswegen 
angestrebt, weil zur Bestreitung seiner unvermeidlichen Kosten eine Steuer er- 
forderlich ist, die man gerne los sein möchte, einerlei ob man dadurch etwas 
Gutes zerstört oder nicht. Man hebe diese Steuer auf und keine Seele wird sich 
ferner über den Gewerberat beschweren." 27 

Der Gewerberat finanzierte mit seinen Einnahmen (Stand 1858) von 262 Reichsta- 
lern vor allem seinen Schriftführer, Boten und Rendanten sowie Bürokosten. Den 



25) Beschluß der Mindener Regierung aufgrund privater Gesuche; Mitteilung vom 16.2.1853; StA Mi, F Nr. 
183. 

26) Sehr. v. 12.7.1854 an Bürgermeister Poelmahn; StA Mi, F Nr. 183. 

27) Bürgermeister Poelmahn, Sehr. v. 21.7.1857 an die Mindener Regierung; StA Mi, F Nr. 183. 
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Hauptposten der Einahmen machten die Beiträge der Gewerbetreibenden 28 , auch 
Gewerberatssteuer genannt, aus. 29 

Doch die Bewegung für eine Auflösung des Gewerberats war, wie sich in der 
nachfolgenden Diskussion herausstellte, zu groß. Interessanterweise verfolgte die 
Mindener Regierung ausdrücklich auf Antrag "unserer Gewerbetreibenden" dieses 
Ziel 30 . In der Stadtverordnetenversammlung fand sich nur eine Gegenstimme gegen 
dieses Vorhaben, so daß im Oktober 1858 der Handelsminister in Berlin die end- 
gültige Genehmigung zur Auflösung geben konnte. 31 

Die Verwaltung in Person des Mindener Bürgermeisters betonte in ihrer Haltung 
gegenüber dem Gewerberat gerade dessen vermittelnde Funktion zwischen den teils 
sehr heterogenen wirtschaftlichen Interessen 32 . In das Bild der darüber stehenden 
Verwaltung fügt sich auch die Vorstellung, den Rat der Gewerbetreibenden zu 
empfangen und ausreichend zu berücksichtigen. Was den politischen Zeitläuften 
entsprechend als 'liberal’ erschien, verkehrte sich jedoch unter der Hand in sein 
Gegenteil. Dem Gewerberat war, wie zitiert, vorgeworfen worden, im Klüngel Pri- 
vilegien zu verteilen. Der organisierte Interessenausgleich fixierte nach Meinung 
der Kritiker die bestehenden Verhältnisse und störte so das freie Spiel der Markt- 
kräfte. Die Fürsorge für einzelne Betriebe, um die es in diesem Buch geht, ver- 
wirklichte sich mutmaßlich gegen die Interessen anderer. 

4.4.2.2 Verein zur Unterstützung bedürftiger Weber, Lippe, 1848-1849 

Das Entstehen dieses Vereins ist im Zusammenhang mit der 1848 sich zuspitzenden 
existenzbedrohlichen Situation der Weber zu sehen, nachdem der Handel mit Lein- 
wand ins Stocken gekommen war. Der Vereinsgründung ging ein im wörtlichen 



28) In der Veranlagungsrolle sind mehrere Hundert erfaßt; StA Mi, F Nr. 183. 

29) Rechnung der Gewerberaths-Kasse zu Minden für das Jahr 1858; StA Mi, F Nr. 183. 

30) Sehr, der Mindener Regierung, Abt. d. Innern, an Oberbürgermeister Poelmahn v. 21.6.1858; StA Mi, F 
Nr. 183. 

31) Mit Sehr. v. 19.19.1858 der Mindener Regierung mitgeteilt. Die Übergabe der Akten, Rechnungen etc. 
des Gewerberats an den Magistrat fand lt. Vermerk am 25.5.1859 statt; StA Mi, F Nr. 183. 

32) Man wird nicht zufällig an die Hegelsche Staatsphilosophie erinnert, die in ihrem Kern um die Ver- 
mittlung der gesellschaftlichen Besonderheiten im Staat bemüht ist. "Die gemeinschaftlichen besonderen 
Interessen, die in die bürgerliche Gesellschaft fallen ... haben ihre Verwaltung in den Korporationen der 
Gemeinden und sonstiger Gewerbe und Stände und deren Obrigkeiten, Vorsteher, Verwalter und derglei- 
chen. Insofern diese Angelegenheiten, die sie besorgen, einerseits das Privateigentum und Interesse dieser 
besondern Sphären sind und nach dieser Seite ihre Autorität mit auf dem Zutrauen ihrer Standesgenossen 
und Bürgerschaften beruht, andererseits diese Kreise den höheren Interessen des Staats untergeordnet sein 
müssen, wird sich für die Besetzung dieser Stellen im allgemeinen eine Mischung von gemeiner Wahl dieser 
Interessenten und von einer höheren Bestätigung und Bestimmung ergeben." (Hegel 1972, 259 f. (§ 284)). 
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Sinne grenzüberschreitender Vorschlag des Bielefelder Landrats von Ditfurth vor- 
aus, die lippische Regierung möge sich doch an der Finanzierung eines Fonds be- 
teiligen, aus dem die Leinenkaufleute Gelder zur Weiterbeschäftigung der Weber 
erhalten sollten. Aus der Provinzial-Hilfskasse in Münster seien bereits 20.000 
Reichstaler zur Verfügung gestellt worden, was jedoch nicht ausreiche. Die "West- 
fälische Provinzial-Hülfskasse" war 1832 zu dem Zweck eingerichtet worden, durch 
Finanzierung von Gemeindebauten, kommunale Entschuldung, Unterstützung ge- 
werblicher Unternehmen u. s. w. die Entwicklungsbedingungen des Landes zu ver- 
bessern. "Die in Preußen in ihrer Form einmalige Hilfskasse wurde mit 317 475 
Talern in Form von Staatsobligationen ausgestattet. Bis auf einen Reservefonds von 
50 000 Talern stand dieses Geld für Darlehen zur Verfügung." (Wischermann 1984, 
118) Gewerbliche Zwecke machten mit rund 12 Prozent der Darlehenssume im 
Zeitraum von 1832 bis 1840 allerdings nur einen kleinen Teil vom Gesamt aus (vgl. 
ebd, 119). 

Die gesuchte Kooperation mit Lippe erklärte sich aus der engen Verbundenheit 
und damit auch Betroffenheit lippischer Weber vor allem im Raum Oerlinghausen 
mit dem Bielefelder Leinenhandel. 33 Eine Anfrage an das Amt Oerlinghausen 34 er- 
gab allerdings nachdrückliche Vorbehalte gegen einen gemeinsamen Fonds mit den 
Bielefelder Kaufleuten. Die Oerlinghauser Leinenhändler waren vom Amt zu einer 
Sitzung zusammengerufen worden 35 . Sie forderten entgegen dem Bielefelder Vor- 
schlag, entweder den Leinenhändlern günstige Darlehen zum Leinenkauf zu geben, 
oder aber von Staats wegen Leinen anzukaufen 36 . 

Die beim preußischen Nachbarn getätigten Subventionen hatten somit auch Begehr- 
lichkeiten gegenüber dem lippischen Staat ausgelöst, die dieser jedoch unter Hin- 
weis auf die aktuell hohen Militärausgaben abzuwehren suchte. Immerhin stellte die 
Regierung 2.000 Reichstaler in Aussicht, aus denen vorzugsweise Vorschüsse an- 
statt Darlehen gegeben werden sollten. Eine ähnliche Einrichtung sei mit der Legge 
in Lemgo verbunden. 37 

Eine andere Position als die Händler nahmen die Weber ein, die, selbst großenteils 
von Bielefelder Kaufleuten abhängig, forderten, auch diesen staatliche Vorschüsse 
zu bewilligen. Warum sie Unterstützungsgelder nicht direkt zu ihrer Verfügung 



33) Sehr. Landrat von Ditfurth an die lippische Regierung v. 13.4.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

34) Sehr, lippische Regierung an Amt Oerlinghausen v. 15.4.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

35) Sehr. Amt Oerlinghausen an die lippische Regierung v. 21.4.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

36) Resolution Oerlinghauser Leinenhändler sowie zweier Vorsteher v. 19.4.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

37) Sehr, lippische Regierung v. 25.4.1848 an das Amt Oerlinghausen; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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forderten, begründeten die Weber damit, daß der "natürliche Weg" eben der Absatz 
des Produkts sei. 

"Vor allen Dingen müßten sie aber dringend bitten, die von Staats wegen zu 
bewilligenden Vorschüsse den Bielefelder Leinenhändlern zukommen zu lassen, 
weil in Bielefeld der Hauptmarkt für die hiesigen Weber sei ." 38 

Eine Forderung, der das Amt Oerlinghausen vermittelnd in ihrer Empfehlung an 
die Regierung entgegenkam 39 . 

Eine Zwischenbemerkung verdient die Art und Weise, wie die betroffenen gesell- 
schaftlichen Gruppen an der Entscheidungsfindung beteiligt wurden. Die Organi- 
sierung kollektiver Meinungsäußerung geschah von oben herab. So verband die lip- 
pische Regierung die Anfrage an das Amt Oerlinghausen mit der Anweisung, dort 
eine Versammlung der Leinenkauf leute abzuhalten 40 , was dann auch geschah und 
worüber umfänglich berichtet wurde. Ein persönliches Vorschußgesuch eines 
Salzuflener Kaufmanns 41 wies die Regierung zurück, stellte diesem jedoch anheim, 
an einer Versammlung der Oerlinghausener Kaufleute teilzunehmen, die ja bereits 
mit dem Problem befaßt seien 42 . Es fehlte ganz offensichtlich noch an den notwen- 
digen Organisationen und Organisationsbewußtsein, um das Problem von vornhe- 
rein in der nötigen Breite aufzunehmen. - In anderer Hinsicht bemerkenswert ist 
es, daß das Amt Oerlinghausen von sich aus eine Versammlung allein der Weber, 
also ohne Beteiligung der Kauf leute einberief, weil die tiefgreifenden Interessendi- 
vergenzen zwischen den beiden Gruppen einen gemeinsamen Diskurs nicht sinnvoll 
erscheinen ließen 43 . 

Durch die Verflechtung des Problems mit dem grenzüberschreitenden Handelsver- 
kehr wurden nationalistische Attitüden aktiviert: 

"Nur ungern mag sich die Regierung dazu verstehen, einen Vorschlag zur Aus- 
führung zu bringen, welcher für die im hiesigen Lande etablierten Leinen- 
handlungen nachtheilig seyn wird ." 44 



38) Protokoll über eine Zusammenkunft der Oerlinghauser Weber am 29.4.1848, verfertigt durch das Amt 
Oerlinghausen; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

39) Sehr. Amt Oerlinghausen an die fürstliche Regierung v. 3.5.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

40) Sehr, lippische Regierung an Amt Oerlinghausen v. 15.4.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

41) Sehr. Kotzenberg an die fürstliche Regierung v. 26.4.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

42) Sehr, fürstliche Regierung an den Kaufmann v. 2.5.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

43) Bericht Amt Oerlinghausen an die fürstliche Regierung v. 3.5.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

44) Sehr, fürstliche Regierung an die Ausschuß-Deputierten v. 9.5.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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Dennoch fand sie sich wegen der Not der Spinner und Weber dazu bereit, fünf- 
bis zehntausend Reichstaler Bielefelder Leinenhändlern zur Verfügung zustellen 45 . 

Jedoch ließ eine neue Initiative für eine vereinsmäßig organisierte Hilfe für das 
Textilgewerbe dieses Vorhaben bald als überflüssig erscheinen. Der "Verein zur 
Unterstützung dürftiger Weber im Fürstenthum Lippe" - ein ähnlicher Unterstüt- 
zungsverein war auch schon 1845 einmal gegründet worden - vereinigte nach sei- 
nen auf den Generalsversammlungen am 10. und 13.5.1848 beschlossenen Statuten 
sowohl geschäftliche als auch sozialfürsorgerische Zwecke. Der Zusammenhang ist 
in den §§ 1 und 2 formuliert: 

" § 1. Der Verein hat zum Zweck die Weber des Landes dadurch zu unterstüt- 
zen, daß er denselben die von ihnen verfertigte s.g. Bielefelder Leinwand zu 
dem vollen Marktpreise und gegen baare Bezahlung abkauft. 

§ 2. Der Verein wird jedoch nur dürftigen Webern ihre Waare abkaufen und 
deshalb ein möglichst genaues Verzeichnis solcher Weber sowie eine Auskunft 
darüber sich zu verschaffen suchen, wann von denselben jedes Mal ein Stück 
Leinwand angefertigt werden kann." 46 

Zur dazu erforderlichen Kapitalbeschaffung sollten Aktien ausgegeben werden zu 
je 10 Reichstalern, für deren Erwerb "möglichst in allen Hauptdistricten des Lan- 
des Männer gewonnen werden" 47 sollten. Der Vereinsvorstand war von den Aktio- 
nären zu wählen. Zu festgesetzter Zeit und Ort sollten Weber, die sich durch eine 
Bescheinigung als notdürftig ausweisen konnten, die Möglichkeit zum Verkauf von 
Leinwand erhalten. Die Ware war dann unter Ausnutzung aller "etwa eintretenden 
günstigen Conjuncturen" weiterzuverkaufen. 48 Für den Verein zeichneten ein Herr 
Ebert für den Vorstand, wobei es sich um einen von Kittel (1957, 207) erwähnten, 
1848 reformpolitisch engagierten Detmolder Kaufmann handeln dürfte, und der 
Landesrentmeister Pustkuchen als Rechnungsführer verantwortlich. Regierungsrat 
Heldmann, der seitens der Regierung die Unterstützungsleistungen für den Verein 
bearbeitete, ließ sich auf eigenen Wunsch zu seinen Sitzungen beiziehen 49 . 

Von den "landständischen Ausschuß-Deputirten" wurde die Vereinsgründung als 
Alternative zu dem Modell einer Vorschußzahlung an die Leinenhändler auf gef aßt. 



45) Ebd. 

46) Statut des Vereins zur Unterstützung dürftiger Weber im Fürstenthum Lippe; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

47) Ebd., § 6 u. a. 

48) Ebd., diverse §§. 

49) Bestätigungsschreiben des Vereinsvorsitzenden W. Ebert v. 3.6.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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Die Bielefelder Kaufmannschaft, die sich erneut an die lippische Regierung ge- 
wandt hatte 50 , sollte nicht mehr als Geldempfänger infragekommen 51 . 

Die Regierung sagte Hilfestellung zu. Mit dem Ankauf von 100 Aktien, also einem 
Betrag von 1.000 Reichstalern, wollte sie sich selbst beteiligen. 52 Es folgte später 
der Kauf von weiteren 400 Aktien 53 , für den Gelder aus der Militärkasse entliehen 
wurden 54 . Außerdem wurden aus der Militärkasse ein Darlehen über 2.000 Reichs- 
taler dem Verein gewährt 55 . Die Aufbringung von Kapital aus privaten Quellen 
scheint wenig erfolgreich gewesen zu sein; Ebert rechnete nur mit etwas über 1.000 
Reichstalern 56 . 

Der Verein löste sich Ende 1849 auf, eigenen Angaben zufolge "nach auf gehörtem 
Bedürfnis" 57 . Er hatte im Laufe seines Bestehens nicht nur Geld aus öffentlichen 
Kassen zu einem Zinssatz von ca. 4 % 58 empfangen, sondern selbst Gelder an die 
Militärkasse im Umfang von stattlichen 12.100 Reichstalern zum gleichen Zinssatz 
ausgeliehen 59 . Es ist anzunehmen, daß diese Ausleihungen deshalb vorgenommen 
wurden, weil der Verein keine den Statuten entsprechende Verwendungsmöglich- 
keit für diese Beträge hatte. 

Leider sind die von dem Verein mit Webern und Leinenhändlern durchgeführten 
Geschäfte in dem der Regierung entstammenden archivalischen Nachlaß nicht do- 
kumentiert. Es entzieht sich daher der Kenntnis, in welchem Verhältnis Profitin- 
teressen möglicherweise die Aktivitäten zur Absatzsicherung der Weber mitgeprägt 
haben. Daß erhebliche Gelder angehäuft wurden, belegt die Höhe der an die Mili- 
tärkasse ausgeliehenen Summe. Die Tatsache, daß die Geldverwendung und ihre 



50) Sehr. Bielefelder Kaufleute, gez. Delius und Krönig, v. 15.5.1848 an die lippische Regierung; StA Dt L 
77 A Nr. 4539. 

51) Mitteilung über den Entschluß des Deputierten-Ausschusses v. 20.5.1848 an die lippische Regierung; 
StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

52) Sehr, lippische Regierung, gez. Fürst Leopold, an den Vereinsvorsitzenden Ebert v. 16.5.1848; StA Dt L 
77 A Nr. 4539. 

53) Mitteilung der fürstliche Regierung v. 18.7.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

54) Diverse Schriftstücke; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

55) Kassenanweisung Regierungsrat Heldmann v. 21.11.1848; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

56) Sehr. Ebert namens des Vereins zur Unterstützung der Weber an die fürstliche Regierung v. 3.6.1848; 
StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

57) Sehr. Pustkuchen namens des Vereins an die fürstliche Regierung v. 20.12.1849; ein letzter Vermerk 
über die Abwicklung der Aktenrückgabe datiert aus dem Jahr 1855; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

58) Zinsberechnungen zu den zurückbezahlten 5.000 Reichstalern v. 20.11.1849; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

59) Sehr. Pustkuchen namens des Vereins an die fürstliche Regierung v. 20.12.1849; Bestätigung durch den 
die Militärkasse verwaltenden Hauptmann Stecke v. 26.11.1849; Rückzahlungsanweisung durch Heldmann 
v. 2.1.1850; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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Wirkung auf die Lage der betreffenden Weber in der Korrespondenz des Vereins 
mit der Regierung keine Rolle spielt, zeigt immerhin, daß letztere nicht daran 
dachte, ihr finanzielles Engagement einer direkten Erfolgskontrolle zu unterwerfen. 
Dieser Punkt führt zu dem Komplex der personellen Verflechtung von Verein und 
öffentlicher Verwaltung nicht zuletzt in der Person des Landrentmeisters Pustku- 
chen. Dies reichte offenbar aus, von der Regierung Anerkennung und Unterstüt- 
zung ohne unmittelbaren Wirksamkeitsnachweis zu erhalten. 

Bemerkenswert an diesem Fall ist auch die anfänglich aussichtsreich diskutierte 
Gewährung von Hilfen des lippischen Staates an Bielefelder Leinenkauf leute. Die 
Überschreitung der territorialen Grenzen wurde dabei von lippischer Seite zwar 
ungern, aber als in der gegebenen Situation unvermeidlich aufgefaßt. Erstaunli- 
cherweise bezog man sich anscheinend ausschließlich auf den Landrat und die 
Kaufleute von Bielefeld, ohne den aus formellen Gründen doch naheliegenden Weg 
der Kontaktaufnahme mit der Provinzregierung in Minden einzuschlagen. Doch als 
die Vereinsgründung eine Alternative zur Subventionierung der Leinenkaufleute 
anzeigte, befand man den Bielefelder Vorstoß nicht einmal mehr einer Antwort für 
nötig. 

4.4.2.3 Handels- und Gewerbe- Verein, Lippe, 1879-1889 

Der Handels- und Gewerbeverein, der zunächst als Organisation der Detmolder 
selbständigen Geschäftsleute gegründet worden war, weitete 1889 seinen Tätigkeits- 
bereich auf ganz Lippe aus. Die beiden Großunternehmen des Landes, die Hoff- 
mannsche Stärkefabrik in Salzuflen und die Lippische Zuckerfabrik in Lage schlos- 
sen sich dem Verein an. Er trat damit in Konkurrenz zu dem Handels- und Indu- 
strieverein, der seine Tätigkeit nach 1884 allerdings auf die Beantwortung von Re- 
gierungsanfragen und die Information seiner Mitglieder über die Handelspolitik der 
lippischen Regierung beschränkt hatte. Interessant ist nun zu sehen, daß der Han- 
dels- und Gewerbeverein von der lippischen Regierung die offizielle "Anerkennung 
als Vertreter der Interessen der Handels- und Gewerbetreibenden des Fürstenthums 
Lippe" erbat. 60 Der konkrete Hintergrund für dieses Ansinnen bestand nach eigener 
Aussage in dem Bestreben des Vereins, in den Bezirks-Eisenbahnrat (ein beratendes 
Organ für die Staatsbahndirektion des Bezirks) in Hannover aufgenommen zu wer- 
den. Es ging um die Fortführung der Bahnstrecke Herford-Detmold in südlicher 
Richtung. Eine Aufnahme in den Eisenbahnrat kam aber nur in Frage, wenn der 
Verein zuvor als legitimer Vertreter des lippischen Handels und Gewerbes aner- 



60) Gesuch v. 14.8.1889; StA Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 
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kannt wurde . 61 Doch nachdem der Handels- und Industrieverein, der fast aus- 
schließlich Mitglieder außerhalb Detmolds vertrat 62 , weiter auf seiner Position, In- 
teressenvertretung für ganz Lippe zu sein, beharrte 63 , sah sich die Regierung dazu 
nicht in der Lage, sondern forderte die beiden Vereine zum Zusammenschluß 
auf 64 . 

Die von der lippischen Regierung gutgeheißene 65 Zweckbestimmung des "Handels- 
und Gewerbevereins im Fürstenthum Lippe" sieht ein breites Bündel an Zielen und 
Maßnahmen vor, das einzelbetriebliche Gewerbeförderung nicht ausschließt. Im 
einzelnen werde 

"der Verein alljährlich eine Handels- und Gewerbe-Statistik aufstellen, die Be- 
dürfnisse von Handel und Gewerbe in Lippe erforschen, über die Mittel zur 
Förderung derselben berathen und Vorschläge dieserhalb theils selbst ausfüh- 
ren, theils an die Behörden gelangen lassen; von neuen Erfindungen der Tech- 
nik Kenntniß nehmen und dieselben verbreiten, technische Gegenstände prü- 
fen und begutachten lassen und auf Anfragen der Mitglieder oder der Staats- 
behörde darüber Auskunft ertheilen : sich die Einrichtung und Förderung von 
Gewerbe- und Sonntagsschulen angelegen sein lassen, sowie endlich die Ver- 
breitung der Lehren der Volkswirtschaft , soweit sie sich auf Handel und Ge- 
werbe beziehen, zu seiner besonderen Aufgabe machen. 

Ferner wird derselbe Zusammenkünfte seiner Mitglieder zu Vorträgen und Be- 
sprechungen über Angelegenheiten des Handels und Gewerbes, über technische 
und gewerblich-volkwirthschaftliche Gegenstände, sowie Industrieausstellun- 
gen . Preisaufgaben . Prämienvertheilungen u. dgl. veranstalten , eine Bibliothek 
von technischen Schriften und eine Sammlung von Modellen . Zeichnungen und 
sonstigen belehrenden Gegenständen der Industrie zur Benutzung der Mitglie- 
der errichten ." 66 

Die genannten Aktivitäten decken sich weithin mit den aus der Literatur bekannten 
Tätigkeiten von gewerblichen Vereinen und Behörden auf lokaler Ebene gegen 



61) Ebd. sowie Sehr. d. Handels- und Gewerbevereins an die lippische Regierung v. 14.8.1889, in dem diese 
um Maßnahmen zur Aufnahme des Handels- und Gewerbevereins in den Eisenbahnrat gebeten wird; StA 
Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 

62) Mitgliederliste v. 19.4.1890; StA Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 

63) Sehr, an lippische Regierung vom 3.10.1889; StA Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 

64) Sehr, lippische Regierung an den Handels- und Gewerbeverein v. 12.10.1889;StA Dt L 80 II A, Grp. I, 
Tit. 4, Nr. 2. 

65) Sehr, lippische Regierung an den Vorstand des Handels- und Gewerbevereins v. 7.4.1879; StA Dt L 80 
II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 

66) Aus § 2 der Kommissions-Vorschläge zu den Statuten des Handels- und Gewerbevereins von 1879; StA 
Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 
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Ende des 19. Jahrhunderts. Eine wichtige Rolle kam dabei der Förderung des tech- 
nischen Verständnisses der Gewerbetreibenden zu, wofür sich auch Kommunal Ver- 
waltungen schon frühzeitig interessierten (vgl. Drexler 1988a). Die im Statut ge- 
nannten Einzelmaßnahmen wurden wohl, soweit den Unterlagen zu entnehmen, 
großenteils in die Praxis umgesetzt; erwähnt seien Teilnahme an und Veranstaltung 
von Ausstellungen, Erstellung von Statistiken - Datenmaterial wurde von der Re- 
gierung zur Verfügung gestellt - , Beratung von Infrastrukturvorhaben, allgemeine 
Informationsarbeit für die lippische Regierung u. a. m. 67 . Neben Mitgliedsbeiträgen 
finanzierte sich der Verein auch aus teils zweckgebundenen öffentlichen Zuschüs- 
sen, so z. B. von 200 Mark für den Erwerb eines Anteilscheins des Düsseldorfer 
Centralgewerbevereins 68 oder für Reisekosten anläßlich der Planungen für den Ei- 
senbahnbau 69 . Durch die lippische Regierung wurde auch die Teilnahme von Ar- 
beitnehmern an der Berliner Ausstellung über Unfallverhütung des Jahres 1889 fi- 
nanziert; die Gelder leitete der Verein weiter 70 . Entsprechend verwies die Regie- 
rung einzelne Gesuchsteller an den Handels- und Gewerbeverein weiter - in einem 
konkreten Fall etwa war der Lemgoer Magistrat vermittelnd für einen dortigen Ge- 
werbetreibenden an die Regierung herangetreten 71 . 

Auch in Einzelfällen wurde der Verein aktiv, so im Fall des Wagenfabrikanten 
Pohl aus Lemgo, dem bedeutende Kosten aus der Teilnahme an einer Gewerbeaus- 
stellung in Kassel mit einer eigenen Präsentation entstanden. Zur Vermittlung eines 
staatlichen Zuschusses hatte er sich an den Verein gewandt, der dem Ersuchen 
nachkam 72 . Doch stellte die Regierung die Behandlung des Gesuchs zurück, "bis 
uns Gewißheit darüber geworden ist, daß der Pohl nicht etwa schon durch einen 
günstigen Verkauf des ausgestellten Wagens während der Ausstellung Deckung für 
die ihm durch deren Beschickung erwachsenen Unkosten erhalten hat." 73 

Der tatsächliche Anteil der Vertretung besonderer Gewerbeinteressen an den Ge- 
samtaktivitäten des Handels- und Gewerbevereins läßt sich aus den herangezogenen 



67) Ebd. 

68) Vermerk o.J., vermutlich 1880er Jahre; StA Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 

69) Gesuch v. 28.3.89 und Bewilligung durch die Regierung v. 5.4.1889; StA Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, 
Nr. 2. 

70) Gesuch v. 20.5.1889 und Bewilligung v. 27.5.1889; StA Dt L 80 II A, Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 

71) Sehr. d. Magistrats v. Lemgo an die lippische Regierung v. 30.8.1889; Gesuch eines Gewerbetreibenden 
v. 27.8.1889; Sehr, der lippische Regierung an den Magistrat von Lemgo v. 4.9.1889; StA Dt L 80 II A, Grp. 
I, Tit. 4, Nr. 2. 

72) Sehr, des Handels- und Gewerbevereins an die lippische Regierung v. 6.6.1889; StA Dt L 80 II A, Grp. 
I, Tit. 4, Nr. 2. 

73) Sehr, der lippischen Regierung an den Handels- und Gewerbeverein v. 17.6.1889; StA Dt L 80 II A, 
Grp. I, Tit. 4, Nr. 2. 
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Unterlagen über die letzten zwei Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts nicht genau ent- 
nehmen. Außerdem sind die Grenzen zwischen einer allgemeinen Interessenvertre- 
tung einerseits und einer eher neutralen Erbringung von Dienstleistungen für die 
Mitglieder auf der anderen Seite fließend. 

4.4.2.4 Wirtschaftliche Konferenz, RB Minden, 1887-1890 

Parallel zum Volkswirtschaftsrat, der in Preußen von 1880 bis 1887 existierte 74 , 
wollte die Regierung auch auf lokaler Ebene entprechende Gremien einrichten. Sie 
sollten die Bezeichnung "Gewerbekammern" tragen und sich aus Vertretern des 
Handwerks, der Industrie, des Handels und der Landwirtschaft zusammensetzen, 
worin sich diese "zu gegenseitiger Verständigung und lebendiger Förderung verei- 
nigen und in welcher die Verwaltung des Staats und des Reiches für ihre auf eine 
Hebung des allgemeinen Wohlstandes gerichtete Bestrebungen eine wirksame Stütze 
finden können." 75 Die Mindener Regierung forderte die Landräte und den Bielefel- 
der Oberbürgermeister zu personellen Vorschlägen auf 76 . Doch es wurde die Bil- 
dung von Gewerbekammern durch den westfälischen Provinzial- Landtag abgelehnt, 
woraufhin sich die preußische Regierung entschloß, stattdessen sogenannte Wirt- 
schaftliche Konferenzen auf der Ebene der Regierungsbezirke einzuberufen, die in 
Form und Inhalt weitgehend an die geplanten Gewerbekammern angelehnt waren. 
Diese Kontinuität kam im Regierungsbezirk Minden zusätzlich dadurch zum Aus- 
druck, daß an die Planungen für die Gewerbekammern direkt angeschlossen wurde. 
Die Wirtschaftliche Konferenz sollte sich aus 10 Vertretern der Landwirtschaft, je 
6 Vertretern von Handel und Industrie und 8 Vertretern des Handwerks zusam- 
mensetzen. Sie sollte solche Fragen behandeln, "welche nicht zu allgemeiner Natur 
sind und einen besonders dringenden Bedürfniß zu entsprechen geeignet sind." 77 
Die erste Sitzung der Wirtschaftlichen Konferenz fand 15. Juni 1887 statt 78 . 

Die Ernennung der Konferenzmitglieder wurde im Einvernehmen mit lokalen Be- 
hörden und Organisationen vorgenommen, wie an einem Beispiel geschildert wer- 
den soll. Als der Volkswirtschaftsrat, das nationale Gremium konstituiert wurde. 



74) Der Volkswirtschaftsrat hatte die Aufgabe, in wirtschaftlicher Hinsicht bedeutsame Gesetze zu begut- 
achten und Ratschläge zu erteilen. Das 75-köpfige Gremium wurde auf Vorschlag der Interessenorganisa- 
tionen berufen. 

75) Rundschreiben des Regierungspräsidenten v. Pilgrim an die Landräte des Regierungsbezirks und den 
Oberbürgermeister von Bielefeld; StA Bi, Gesch.stelle I Nr. 189. 

76) Ebd. 

77) Sehr. d. Mindener Regierung v. 2.3.1886 an Oberbürgermeister Bunnemann, Bielefeld; StA Bi, 
Gesch.stelle I Nr. 189. 

78) Sehr. Regierungspräsident, i.V. von Lüpke, v. 5.6.1890 an den Bielefelder Oberbürgermeister Bunne- 
mann; StA Bi, Gesch.stelle I Nr. 189. 
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wandte sich die Mindener Regierung an den Bielefelder Oberbürgermeister und 
machte den Vorschlag, den Tischlermeister Vorderbrügge zu berufen. Die lokale 
Behörde wurde lediglich um eine Auskunft über Religion, Alter, Qualifikation und 
handeis- und sozialpolitische Ausrichtung des Kandidaten gebeten . Als einige 
Jahre darauf bei der Besetzung der Wirtschaftlichen Konferenz auf Bezirksebene 
wiederum ein Vertreter des Handwerks zu berufen war, fiel für den Bielefelder 
Raum ein zweites Mal die Wahl auf Vorderbrügge. Diesmal hatte es die Regierung 
dem Oberbürgermeister im Einvernehmen mit dem Landrat anheimgestellt, im Be- 
nehmen mit den Innungen einen Vorschlag zu machen. Tatsächlich wurde die 
Tischler-Innung beigezogen, die die genannte Person vorschlug; Bürgermeister und 
Landrat vollzogen diese Wahl nach, die schließlich von der Bezirksregierung akzep- 
tiert wurde. Hervorzuheben ist, daß außer der lokalen Innung offenkundig keine 
weitere Organisation der Wirtschaft in die Auswahl einbezogen worden war. 

Einzelbetriebliche Förderbelange scheinen in den Sitzungen der Wirtschaftlichen 
Konferenz kaum thematisiert worden zu sein. Das Protokoll der Sitzung am 7. No- 
vember 1890 80 weist als Tagesordnungspunkte lediglich die Arbeiterwohnungsfrage, 
die Einheitszeit und den Bericht des Gewerberats Rather 81 aus. Zu ersterem wurde 
auf die unzulängliche Wohnungsversorgung der Arbeiter durch anwesende Fabrik- 
besitzer hingewiesen: An einigen Industriestandorten im Regierungsbezirk wohnten 
die Arbeiter in "ungesunden Häusern", Familien mit zahlreichen Kindern über- 
nachteten in einem Raum, was zur Folge habe, daß Wirtshausaufenthalte und Al- 
koholismus das Elend noch verstärke. Einig war sich die Versammlung darin, daß 
Wohnungseigentum gefördert werden solle, jedoch solle "vermieden werden, daß 
Arbeiter eines Erwerbszweiges in Massen zusammenwohnten und sogenannte Ar- 
beiterstraßen oder Kolonien angelegt würden." Es sei sinnvoll, soziale Gegensätze 
zu überbrücken. Es wurde außerdem für wünschenswert gehalten, daß die Arbeiter 
durch eine firmennahe Wohnung noch in die Lage versetzt würden, Feld- und 
Gartenarbeit zu verrichten - wohl nicht ohne dem Hintergedanken, damit neben 
dem Lohn ein zweites, praktisch lohnkostenneutrales Reproduktionselement zu 
schaffen. Die Wohnungsförderung durch Darlehenskassen und andere Finanzie- 
rungsinstrumente sowie Bildung entsprechender lokaler Kommissionen wurde von 
der Versammlung schließlich gutgeheißen, nicht jedoch der weitergehende, von ei- 
nem Glasfabrikanten eingebrachte Vorschlag, die Unternehmen zum Wohnungsbau 
zu verpflichten. 



79) Sehr. v. 29.11.1880; StA Bi, Gesch. Stelle I Nr. 15. 

80) Unterzeichnet vom Regierungspräsidenten von Pilgrim und dem Regierungs-Supemumerar Ronte; StA 
Bi, Gesch.stelle I Nr. 15. 

81) In einigen Schriftstücken wird der Name auch "Raether" geschrieben. 





Zur aktuellen Situation 



173 



Die Diskussion über diese Frage sah von lokalen und firmenbezogenen Spezifika, 
folgt man dem Protokoll, weitgehend ab. Noch mehr ins Allgemeine ging die Frage 
der Einheitszeit, die für den Großteil der Anwesenden ohnehin von geringerer Be- 
deutung war 82 . Regional- und strukturpolitische Fragen finden sich praktisch nicht 
thematisiert. Es ist zu vermuten, daß die Organisation von oben (den Vorsitz führte 
im übrigen der Regierungspräsident), die Betonung der bloß beratenden Funktion, 
die Heterogenität der Teilnehmerschaft und möglicherweise auch seine Größe die- 
ses Gremium daran hinderten, relevante politische Bedeutung zu entwickeln. Sein 
geringes Gewicht läßt sich auch aus der Teilnehmerstruktur der geschilderten Sit- 
zung ablesen: 5 Regierungsvertreter eingeschlossen der Regierungspräsident, 7 Ver- 
treter der Landwirtschaft, 6 Vertreter des Handwerks, 2 Vertreter der Industrie 
und 5 Vertreter des Handels. Ein Drittel der Eingeladenen war gar nicht erschie- 
nen, darunter vier Fabrikanten bzw. Fabrikbesitzer, die somit die Unterrepräsenta- 
tion der Industrie, die schon formell vorgezeichnet war, noch verstärkten. Von den 
großen Textil- und Maschinenbaufabriken in Bielefeld und Herford war kein ein- 
ziges in der Wirtschaftlichen Konferenz vertreten. 

4.4.3 Zur aktuellen Situation 

Bei der Untersuchung der Tätigkeit der Wirtschaftsförder- und Transferstellen 
schälte sich heraus, daß insbesondere die Kammerorganisationen in der Wirt- 
schaftsförderung eine wichtige Rolle spielen. Sie beraten und vermitteln Expertise 
wie äquivalente Einrichtungen der öffentlichen Hand, sie erstellen Gutachten bei 
Anträgen auf Fördermittel und fördern durch ihre Tätigkeit auf einer Reihe wei- 
terer Gebiete wie etwa der beruflichen Weiterbildung, wirtschaftliche Belange. Die 
Wirtschaftsförderer kommunaler und staatlicher Stellen wie auch die Transfer- 
beauftragten der (Fach-)Hochschulen treten mit der Kammerorganisation häufig in 
Kontakt; teils ist die Kooperation auch in feste Formen wie Arbeitskreise gegossen. 
- Als Ratgeber und, wenn es sein muß, politisch einflußreiche Vertreter sind die 
Kammerorganisationen in der Regel auch informell an der Entscheidung über 
größere und/oder allgemein bedeutsame wirtschaftspolitische Projekte beteiligt. 

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wurden die Kammerorganisationen und 
andere gewerbliche Vereinigungen (Fachverbände, spezifische regionale Zusam- 
menschlüsse) in ihrer gegenwärtigen Tätigkeit nicht durch eigene Recherchen ein- 
bezogen, da sich die Fragestellung auf die öffentliche (staatliche und kommunale) 



82) Es ging um die für die Verkehrsbeziehungen wichtige Anpassung der Zeitrechnung der europäischen 
Länder. Der Mindener Handelskammer-Präsident Zaun beschrieb plastisch das Problem so: "Wenn man z. 
B. von hier eine größere Rundreise über Leibzig nach Tyrol und der Schweiz zurück über Friedrichshafen 
mache, so müsse man seine Uhr ja nach den verschiedenen Zeiten 10 mal vor- und rückwärts stellen." StA 
Bi, Gesch. stelle I Nr. 15. 
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Verwaltung richtet. Hinweise auf Kammern und andere Vereinigungen finden sich 
insbesondere in den Kapiteln 4.1.3 und 4.5.3. 





4.5. 



FÖRDERUNG DURCH INFORMATIONSVERBESSERUNG 



4.5.1 Einführung 

4. 5. 1.1 Theoretische Vorbemerkung 

Unter Informationsverbesserung seien hier solche Maßnahmen verstanden, die das 
Angebot sowie Aufnahme und Verarbeitung von relevanten Informationen durch 
Unternehmen unterstützen. Der Informationsbegriff wird damit handlungstheore- 
tisch definiert: Er umfaßt Wissen, Kenntnisse und Daten, die zweckorientiert ver- 
arbeitet werden können. Eine strikte Abgrenzung zu dem, was im Bildungsbereich 
geschieht, fällt daher schwer, vor allem, wenn man an die gewerbliche Weiterbil- 
dung denkt. Dieses Problem betrifft die vorliegende Untersuchung allerdings inso- 
fern wenig, als der Bildungsbereich im großen und ganzen aus der Untersuchung 
der Gewerbeförderung ausgeklammert wurde 1 . 

Bei der Gewerbeförderung auf dem Gebiet der Informationsbeschaffung und -Ver- 
arbeitung handelt es sich um eine geschichtlich weit zurückzuverfolgende Kategorie 
der Förderung mit großer praktischer Relevanz. Inhaltlich läßt sich diese Förde- 
rungsart nicht konkret eingrenzen. Allein ein Blick etwa auf das heute verfügbare 
Informationsangebot in computerisisierten Datenbanken zeigt die Mannigfaltigkeit 
der konkreten Bezüge auf: Angeboten werden etwa Informationen über Nahrungs- 
mittel, Bauforschungsvorhaben, Nuklearenergie, Physik, Chemie einschließlich che- 
mischer Formeln, Patente, Orts- und Regionalplanung, Immobilienmärkte, Waren- 
märkte, Krebsforschung - die Liste ließe sich bequem auf mehrere Seiten verlän- 
gern. Anstelle solcher Aufzählungen läßt sich die Bedeutung von Informationen für 
Unternehmen besser in abstrakter Form über einen systemtheoretischen Ansatz er- 
schließen. Seine Grundvoraussetzung lautet, daß die Bedeutung von Informationen 
nicht absolut zu fassen ist, sondern in Hinblick auf die Relation zwischen System 
und Umwelt, konkret: Unternehmen und Unternehmensumwelt. Informationen die- 
nen dazu, die Eigenkomplexität des Unternehmens im Verhältnis zur Komplexität 
der Umwelt, die beispielsweise über neue Technologien und eine Umschichtung der 
Marktsegmente Unsicherheiten produziert, stabil zu halten oder zu steigern. Gelingt 
dies nicht, dann droht Bestandsgefährdung. Informationen zu gewinnen, bedeutet 



1) Damit entfällt die Betrachtung jenes Bereiches öffentlicher Förderung, der in manchen Monographien 
über das 19. Jahrhundert den Kernbereich von Gewerbeförderung darstellt (vgl. Denkschrift 1903, Bechtle 
1905). Ihn auszuklammern ist allerdings nicht nur forschungspragmatisch zu rechtfertigen, sondern folgt 
auch dem Bestreben dieser Untersuchung, vornehmlich einzelbetriebliche Förderung zu behandeln. Bil- 
dungsmaßnahmen stellen zumeist generalisierende Aktivitäten dar. 
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außerdem Selektion 2 , die sich an dem, was in der Umwelt gegeben und vom Sy- 
stem zu berücksichtigen ist, orientieren muß (vgl. Drexler 1983). Es sei hier dahin- 
gestellt, ob sich für diese Relation objektivierende Indikatoren finden lassen oder 
ob die Bewertung von Information prinzipiell subjektiv bleiben muß (vgl. Keren 
1981, 21). Aus diesen theoretischen Bemerkungen sind zwei Schlußfolgerungen zie- 
hen: Erstens ist Gewerbeförderung durch Informationsverbesserung stets auf die 
Ausfilterung relevanter Daten hin angelegt. Dies verlangt nach solchen Institutionen 
der Förderung, die partiell die Perspektive der Unternehmen einnehmen können. 
Zweitens ist es wohl nicht angebracht, das Informationsproblem im historischen 
Vergleich unterschiedlich zu qualifizieren - ob nun ein moderner Unternehmer 
nach einer speziellen CAD/CAM-Lösung sucht oder im 19. Jahrhundert nach ver- 
feinerten Lösungen für mechanische Webstühle gesucht wird: Das Problem ist nicht 
absolut an seiner technischen Differenziertheit, sondern an dem Gefälle zwischen 
betrieblichem Know-how und im Wirtschaftsganzen verfügbaren und von Konkur- 
renten bereits angewandten Lösungen und Wissen zu bemessen. 

4.5. 1.2 Zur geschichtlichen Entwicklung 

Die Maßnahmen, die die öffentliche Verwaltung meist ganz gezielt zur beschleu- 
nigten Anpassung des Gewerbes an sich verändernde technische und Marktvoraus- 
setzungen angewandt hat, seien hier nur summarisch angedeutet. An vorderer Stelle 
stehen Bildungsmaßnahmen, die sich seit dem 19. Jahrhundert häufig auch an be- 
reits aktive Handwerker und Unternehmer wandten. Zur Einführung neuer Ma- 
schinen wurden und werden Ausstellungen veranstaltet sowie Zuschüsse zum Be- 
such solcher an aktive und potentielle Gewerbetreibende vergeben. Der Kreis von 
Ausstellungsteilnehmern ist gelegentlich auf einen so kleinen Kreis von Unterneh- 
men eingeengt, daß die allgemeinen Intentionen nicht mehr von den besonderen 
Interessen zu trennen sind. So wurden beispielsweise in Lippe von September 1953 
bis Januar 1954 6 Gewerbeschauen veranstaltet 3 , zu denen mit zwei Ausnahmen 
auswärtige Aussteller nicht zugelassen wurden, "weil es sich lediglich um eine Wer- 
beaktion des einheimischen Handels und Handwerks handeln sollte" 4 . Zu den Maß- 
nahmen von Staat und Kommunen, Messen und Austeilungen zu unterstützen, zäh- 



2) Unter makroökonomischen Gesichtspunkten gesehen, stellt eine selektive, und das heißt letztlich unvoll- 
ständige Information der Marktteilnehmer, eine Funktionsbedingung des Marktes dar. Bei vollständiger 
Informiertheit der Marktteilnehmer wäre es "für den einzelnen Marktteilnehmer unmöglich, zeitlich befri- 
stete Wettbewerbsvorteile - deren Erwartung als Anreiz für Innovationen dient - aufzubauen. " Szy- 
perski/Nathusius 1975, 56. 

3) In Barntrup, Blomberg, Lage, Lockhausen, Heiden, Echenhausen. 

4) Tätigkeitsbericht der Geschäftsführung der IHK Detmold für die Zeit vom 4.9.1953-25.1.1954, S. 24; StA 
Lemgo A 1626. 
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len infrastrukturelle Rahmenbedingungen, Organsationsarbeit, direkte finanzielle 
Beteiligungen oder finanzielle Garantien 5 . 

Industriespionage im Ausland spielte immer wieder eine wichtige Rolle und wurde 
nicht selten vom Staat unterstützt. Der preußische Modernisierer Hardenberg nutzte 
beispielsweise 1814 die Gunst der Stunde, französische Fabrikgeheimnisse auszufor- 
schen. In einer Stellungnahme zu einem entsprechenden Vorschlag schreibt er: 

"Übrigens bin ich mit dem gleichfalls ... erhaltenen Anträge, die jetzigen Zeit- 
Umstände und die glücklichen Fortschritte der verbündeten Waffen dazu zu 
benutzen, die Fabrik-Anstalten in Frankreich und den dazu bis jetzt gehören- 
den Fabrikenländern diesseits des Rheins besonders in Rücksicht der darin 
vorhandenen Maschinen und dabei obwaltenden Fabrik-Geheimnisse durch 
sachverständige Männer in Augenschein nehmen zu lassen, völlig einver- 
standen; und billige auch die von dem Königl. Departement zu diesem Behuf 
getroffene Wahl in der Person des Commissions Raths Weber, Assessor Krüger 
und Fabriken Inspector Franck. Die Commissarien können sich bei ihrem Ein- 
tritt in Frankreich zuförderst an die daselbst angeordneten General Gouver- 
neure der Provinzen wenden, und ich habe zu diesem Zwecke und um densel- 
ben eine gute Aufnahme vorzubereiten, den Staats Minister Freiherrn v. Stein 
als Chef des Central-Departements von der Absicht ihrer Reise in Kenntniss 
gesetzt und bin überzeugt, dass den Nachforschungen derselben von dieser Sei- 
te nicht nur kein Hinternisz in den Weg gelegt, sondern ihnen jede nur mögli- 
che Unterstützung und Erleichterung verschafft werden wird." (zitiert nach 
Straube, 1933, 48 f.) 

Industriespionage in Verbindung mit Besatzungsherrschaft finden wir auch nach 
1945 in Deutschland, als Geschäftsleute und Ingenieure aus den Siegerländern die 
Gelegenheit ergriffen, technisches Know-how auszuspähen 6 . 

Im weiteren Sinne stellt auch die Anwerbung ausländischer Fachleute und die Ein- 
führung ausländischer Maschinen, die dann für Nachbauten Modell stehen konnten, 
eine Form der Informations Verbesserung dar. Technologietransfer ist nicht auf un- 
gebundenes technologisches Wissen beschränkt (z. B. in Fachzeitschriften), sondern 



5) So übernahm die Stadt Lemgo für die Lippische Handels- und Gewerbeschau von 1927 eine Garantie- 
summe von 7.500 Mark, mit der evtl. Defizite zu decken waren; StA Lemgo A 1622. 

6) Ein Ergebnis der mit Krieg und Besatzungspolitik verbundenen Ausforschung der Industrie stellt bei- 
spielsweise die von Charnley u. a. (1949) für den britischen Geheimdienst verfaßte ausführliche Studie über 
die deutsche Textilindustrie dar. 
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umfaßt auch Formen des in Sach- und Humankapital inkorporierten Wissens (vgl. 
Madeuf 1984, 126) 7 . 

Eine wichtige Rolle, vor allem auf technologischem Gebiet, spielen Hochschulen 
und andere wissenschaftliche Einrichtungen als Informationsgeber. Sowohl auf sek- 
torale Bedürfnisse ausdrücklich zugeschnittene als auch eher spontane Formen des 
Wissenstransfers lassen sich bereits im 19. Jahrhundert und früher finden (vgl. 
Drexler 1988a). Heute gewinnt der vertikale Technologietransfer von den Hoch- 
schulen zu den Unternehmen eine zunehmende Beachtung; zahlreiche Transferstel- 
len und die seit Anfang der 1980er Jahre in der Bundesrepublik eingerichteten 
Technologiezentren zeugen von den praktischen Bemühungen, die noch verbessert 
werden sollen. So bezeichnet es der Bundesbericht Forschung (1984, 28) als not- 
wendig, eine "Intensivierung der Kooperation in Forschung und Entwicklung zwi- 
schen Wirtschaft und Hochschulen" zu erreichen. 

Ein Überblick über Phasen stärkeren und geringeren Informationsbedarfes seit der 
Industrialisierung läßt sich hier nicht geben. Dazu ist die Materie zu komplex. Es 
wären Indikatoren des Informationsbedarfes zu entwickeln, sektorale und regionale 
Unterschiede zu berücksichtigen, das wirtschaftsgeschichtliche Material auf diesen 
Zusammenhang hin zu prüfen usw. Es sei hier nur andeutungsweise auf zwei Kon- 
texte der Informationsnachfrage hingewiesen: Zum einen ist die für die gegenwär- 
tige forcierte Technologieförderung begründend ins Spiel gebrachte Theorie der 
Langen Wellen zu nennen 8 . Sie besagt, daß mehrere Jahrzehnte umfassende Auf- 
und Abschwünge der Wirtschaft eng mit dem Entstehen und der kommerziellen 
Verwertung von Basisinnovationen verkoppelt sind. Ein gesteigerter Bedarf für 
technologische Informationen wäre demnach jeweils gerade für Phasen vermehrter 
Innovationstätigkeit abzuleiten. Zum anderen sind mit der Fördertätigkeit auf dem 
Gebiet der Informationen auch Struktur- und ordnungspolitische Dimensionen ver- 
bunden. Das bereits im Zusammenhang mit der monetären Förderung erwähnte 
Motiv, ein Zurückbleiben des Mittelstands gegenüber der sich konzentrierenden 
und zentralisierenden Großindustrie zu verhindern, kam auch in Versuchen zum 
Ausdruck, durch vielerlei Maßnahmen zur Informations Verbesserung kleinerer Be- 
triebe deren technologische Anpassung zu beschleunigen. 



7) Unter dem Begriff Technologietransfer wird im folgenden nur der Transfer von Information an Unter- 
nehmen behandelt. Weiter gefaßt beinhaltet Technologietransfer jedoch auch die Wissenschaftsberichter- 
stattung insgesamt, Transfer an Organistionen usw. (vgl. Bredemeier/Vattes 1982). 

8) Zu Darstellung und kritischer Diskussion vgl. Glismann/Rodemer/ Wolter 1978 u. 1980; Freeman 1984, 
Mandel 1984, Freeman/Clark/Soete 1982. 
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4.5.2 Historische Fallstudien 9 

4.5.2. 1 Beobachtung neuer technischer Entwicklungen, RB Minden, 1858- 
1870 

In der Akte mit der Überschrift "Gegenstände vaterländischer Industrie und ge- 
meinnütziger Erfindungen" 10 findet sich aus der Mitte des 19. Jahrhunderts eine 
Reihe von Belegen für das wechselseitige Interesse von Unternehmern, Technikern 
und Regierung. Die Bedeutung, die dem Informationsaustausch hier zukommt, ist 
sehr vielseitig: 

- Mitteilungen von Personen, die eigene Erfindungen präsentieren, spekulieren 
auf öffentliche Nachfrage oder praktisch amtliche Werbung für ihre Projekte. 
Beispielsweise preist jemand die von ihm erfundene "Universal-Ziegel-Ma- 
schine" nebst einer ausführlichen technischen Beschreibung der Mindener Re- 
gierung an, wohl in der Hoffnung, sie möge diese Information an Interessenten 
weitergeben. In diesem Fall blieb die Regierung untätig. Das Eingangsschreiben 
trägt den Vermerk: "Da diese Benachrichtigung bereits große Verbreitung ander- 
weit gefunden, zu den Acten." 11 

- In einem im Prinzip ähnlich gelagerten Fall erklärte sich der Regierungspräsi- 
dent bereit, Unterlagen eines Bielefelder Ingenieurs über die von ihm konstru- 
ierte Ventilationseinrichtung in die Bibliothek aufzunehmen. Der Erfinder er- 
wartete sich davon eine schnellere Verbreitung. 12 Die Bitte um weitere Unter- 
stützung für den Erfinder, der sich einer verfälschenden Berichterstattung über 
sein Werk ausgesetzt glaubte 13 , wies der Regierungspräsident unter Hinweis auf 
die fehlenden Beurteilungsmöglichkeiten - es ging um die Ventilation von Ei- 
senbahnwagen - ab 14 . 

- Informationsaustausch über bemerkenswerte Unternehmen findet auch innerhalb 
des Staates statt, wobei kommerzielle Verwertungs- und staatliche Eigeninteres- 
sen nicht unbedingt direkt thematisiert werden. So berichtet der Mindener Re- 
gierungspräsident dem Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 



9) Weitere Hinweise auf Förderung durch Informationsverbesserung finden sich in den Fallstudien 4. 1.2. 4, 
4. 1.2.9, 4.1.2.10, 4.2. 2.1, 4.2. 2.2, 4.4.2.3, 4 9.2.3 und 4.9.2.8. 

10) StA Dt M 1 Pr, Nr. 198. 

11) Gedruckter Prospekt con C. Schlickeysen, Berlin, mit Datum v. September 1858; Vermerk v. 
20.10.1858; StA Dt M 1 Pr, Nr. 198. 

12) Sehr. Ingenieur Scharrath aus Bielefeld an die Mindener Regierung v. 7.11.1869; Anwortschreiben des 
Regiierungspräsidenten v. 16.11.1869; StA Dt M 1 Pr, Nr. 198. 

13) Sehr. Scharrath an den Regierungspräsidenten v. 19.1.1870; StA Dt M 1 Pr, Nr. 198. 

14) Sehr, an Scharrath v. 24.1.1870; StA Dt M 1 Pr, Nr. 198. 
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Berlin 15 , "daß eine Gesellschaft von Kapitalisten und Kaufleuten in Bielefeld, 
an deren Spitze die Kaufleute Gassei und Beckmann dortselbst stehen, in jener 
Stadt ein Etablissement zur Fabrikation von Asphalt-Filzen, verbunden mit einer 
Werggarn-Spinnerei, gegründet haben." Gassei dürfte in Berlin schon als Adres- 
sat des Programms zur Förderung des Einsatzes neuer Maschinen auf dem Tex- 
tilgebiet bekannt gewesen sein (vgl. Kap. 4.2.2. 1). Das Schreiben fährt fort, die 
Einmaligkeit des Unternehmens zu betonen: "Das Etablissement ist, soweit ich 
weiß, das erste derartige Institut auf dem Kontinent, und verdient bei der 
Tüchtigkeit und Intelligenz der Leiter des Unternehmens das öffentliche Inter- 
esse um so mehr, als sich dasselbe eng an die altbegründete Leinen-Industrie 
Westfalens anschließt." Diese Anmerkung verweist auf das Bemühen der 
preußischen Regierung (das im übrigen durch die lippische geteilt wurde), die 
Industrialisierung an die vorhandenen gewerblichen Strukturen anzuschließen. 

4.5.2.2 Besuch Industrieausstellung in London, Detmold, 1851-1852 

Der Zimmermann und Lehrer an der Gewerbeschule von Detmold, Beneke, stellte 
im September 1851 beim Magistrat von Detmold den Antrag, dieser möge sich bei 
der lippischen Regierung um eine Reisebeihilfe zur Londoner Industrieausstellung 
verwenden 16 . Der Magistrat leitete das Gesuch des als fleißig und mit pädagogi- 
schem Talent ausgestattet bezeichneten Mannes an die Regierung weiter 17 . Die Re- 
gierung schloß sich dem positiven Votum an und machte, um die gewünschte "Be- 
förderung der Landes-Industrie" zu erreichen, die Erstellung eines Reiseberichtes 
zur Auflage 18 . Obwohl nur 50 Reichstaler als Beihilfe gegeben wurden, wurde der 
Fürst in ihre Bewilligung eingeschaltet. Der Magistrat erhielt die Mitteilung, daß 
"Serenissimus auf unterthänigsten Vortrag ... der Unterstützung desselben (gemeint 
ist Beneke; Anm. d. Verf.) mit 50 rtl zu einer Reise nach London, um durch den 
Besuch der dortigen großen Industrieausstellung seine Ercenntnisse zu erweitern, 
huldvollst zu genehmigen geruht haben." 19 

Nach seiner Rückkehr von der Weltausstellung in London legte der Zimmermann 
einen ausführlichen zweiundzwanzigseitigen Bericht vor 20 , der auch eine Reihe von 
Erkenntnissen über Entwicklungen in den im Land Lippe beheimateten Gewerben 



15) Sehr. v. 12.1.1858; StA Dt M 1 Pr, Nr. 198. 

16) Sehr. Beneke an Magistrat o.Datum (Eingangsvermerk v. 3.9.1851); StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

17) Sehr. Magistrat an lippische Regierung v. 4.9.1857; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

18) Sehr, und Vermerke v. 6.9.1851 u. 7.9.1851; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

19) Sehr, lippische Regierung an den Magistrat von Detmold v. 9.9.1951; der Briefentwurf ist von Fürst 
Leopold abgezeichnet; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

20) Den Bericht mit Datum v. 18.10.1851 adressierte Beneke an den Magistrat, der ihn mit Sehr. v. 
25.10.1851 an die lippische Regierung weiterleitete; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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enthielt. Unter anderem schilderte er Gewächshäuser, verzinkte Tür- und Fenster- 
verkleidungen, Textilerzeugnisse, mit Hohlziegeln errichtete Häuser, Möbel, Baum- 
woll-Webmaschinen, Eisenbahnschienen, Schmiedeerzeugnisse etc. Wiederum wurde 
der Bericht dem Fürsten vorgelegt 21 , der vermerkte, der Aufsatz sei "recht hübsch 
ausgefallen" 22 . Die Regierung wünschte noch einen zusätzlichen Bericht: 

"Dem Anschein nach ist manches unter dem Gesehenen und näher Geprüften, 
was auch für die hiesigen Verhältnisse brauchbar und zur Einführung ... em- 
pfohlen zu werden geeignet seyn möchte. Aber Regierung könnte es daher nur 
angenehm seyn, wenn diese Gegenstände und deren Anwendung auf hiesige 
Verhältnisse in einem kurzen Auszuge von dem Berichterstatter hervorgehoben 
und ein solcher Auszug ... für die Regierung eingereicht würde ." 23 

Der angeforderte Bericht ging vermutlich erst knapp ein Jahr später bei der Regie- 
rung ein 24 und wurde von ihr an die Rentkammer weitergeleitet 25 , die den Eingang 
kommentarlos bestätigte 26 . 

Die geschilderte Fördermaßnahme weist vor allem auf das noch unentwickelte lip- 
pische Informationswesen, industrielle Entwicklungen betreffend, hin. Da wurde 
eine sich zufällig bietende Gelegenheit ausgenutzt, eine industriepolitische Stellung- 
nahme einzuholen. Dies von einem Mann, der bei allem "Fleiß" doch noch sehr 
jung war, wie in einem der Schreiben vermerkt. Seinen Bericht erhielten Rentkam- 
mer und Regierung zu lesen, von weiteren Sachverständigen ist nicht die Rede. Of- 
fenkundig war eine solche Heranziehung von "Experten" zur Beratung der lippische 
Regierung zu jener Zeit noch ganz von zufälligem Charakter. Daß der Fürst per- 
sönlich Beihilfeanträge zu Ausstellungsreisen vorgelegt bekam, verdeutlicht dar- 
überhinaus, wie wenig die industriepolitischen Intentionen der lippischen Herr- 
schaft, wenn auch nur bruchstückhaft vorhanden, bereits in besondere organisatori- 
sche Formen gegossen waren. Seit Fürstin Paulines Zeiten, die die Spar- und Lei- 
hekasse auch noch direkt in Darlehensfragen angewiesen hatte, hatte sich wohl we- 
nig geändert. 



21) Sehr. v. 30.10.1851; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

22) Randbemerkung ebd. 

23) Sehr, lippische Regierung an den Magistrat zu Detmold v. 4.11.1851; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

24) Er liegt nicht bei den Unterlagen; es ist allerdings am 10.9.1852 die Rückgabe eines Berichts des Zim- 
mermanns Beneke vermerkt; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

25) Sehr. v. 14.9.1852; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 

26) Sehr. Rentkammer an fürstliche Regierung v. 22.10.1852; StA Dt L 77 A Nr. 4539. 
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4. 5.2.3 Besuch Pariser Weltausstellung, RB Minden, 1900 

Eines der nach wie vor wichtigsten Mittel des Informationstransfers stellen Ausstel- 
lungen und Messen dar. Eine einfache Methode, diese kleinen Gewerbetreibenden 
zugänglich zu machen, stellte in früheren Phasen der industriellen Entwicklung die 
Subventionierung der Reisekosten dar. Zu diesem Zweck stellte beispielsweise das 
Ministerium für Handel und Gewerbe in Berlin im Jahre 1900 Gelder für den Be- 
such der Pariser Weltausstellung bereit, die über die Bezirksregierung zu verteilen 
waren. So wandte sich die Mindener Regierung an den Magistrat der Stadt Minden 
mit der Bitte festzustellen, "ob die Stadt Minden oder etwa auch ein dortiger Ge- 
werbeverein an der Entsendung von Gewerbetreibenden zur Ausstellung sich zu 
betheiligen und von staatlichen Unterstützungen Gebrauch zu machen wünschen." 27 
Der Gewerbeverein reagierte mit einer zusätzlichen Forderung auf das Anerbieten. 
Er sei "im Prinzip für die Entsendung eines Gewerbetreibenden zur Pariser Welt- 
ausstellung" und werde selbst 150 Mark beisteuern "unter der Voraussetzung, daß 
die Stadt Minden ebenfalls 150 Mrk bewilligen u. der Herr Minister für die Ent- 
sendung eines zweiten Gewerbetreibenden ebenfalls 300 Mrk zur Verfügung stellen 
würde." 28 Bei Regierung und Magistrat fand dieser Vorschlag Zustimmung, womit 
zwei Personen, dem Schlosser Karl Heller und dem Maschinentechniker Wilhelm 
Melzig, der eine vielfältige technische Ausbildung nachwies 29 , je eine Beihilfe von 
300 Mark gewährt werden konnte 30 . Angemerkt sei, daß der Gewerbeverein nicht 
direkt, sondern, soweit dokumentiert, nur über den Magistrat mit der Regierung in 
Verbindung trat. Der Regierungspräsident pochte in seinem Bewilligungsschreiben 
nicht nur auf Einhaltung der Vergabekriterien, daß nämlich der bezuschußte Aus- 
stellungsreisende nicht gleichzeitig von einer anderen Institution Geld dafür anneh- 
men dürfe, sondern er bezeugte auch das staatliche Interesse an einer ertragreichen 
Informationsreise: 

"Eine Mittheilung darüber, ob und wie eine sachverständige Führung der die 
Ausstellung besuchenden deutschen Handwerker und Arbeiter zu ermöglichen 
ist, hat sich der Herr Minister bis zum Abschluß der hierüber schwebenden 
Verhandlungen Vorbehalten. Ich bemerke aber, daß eine von Herrn Minister 
eingerichtete Führung sich schwerlich vor dem 1. August d. Js. wird erreichen 
lassen und daß von einzelnen Stadtgemeinden bereits beschlossen ist, mit der 
Führung die mit ihrer Unterstützung zur Weltausstellung reisenden Fachlehrer, 



27) Sehr. v. 7.4.1900; StA Mi, F 1488. 

28) Sehr, des Gewerbevereins an den Magistrat der Stadt Minden v. 28.4.1900; StA Mi, F 1488. 

29) Gesuch an den Gewerbeverein, als Stipendienempfänger vorgeschlagen zu werden, v. 3.5.1900; StA Mi, 
F 1488. 

30) Sehr. d. Magistrats an den Gewerbeverein v. 17.7.1900 und Sehr. d. Regierungs-Präsidenten an den 
Magistrat v. 12.7.1900; StA Mi, F 1488. 
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gewerblichen Fortbildungsschullehrer und Techniker zu beauftragen. Diese 
Maßregel kann allgemein den Gemeinden als zweckmäßig empfohlen wer- 
den." 31 

In einem Rundschreiben machte das Handelsministerium schließlich noch auf eine 
weitere Möglichkeit zur Orientierung auf der Weltausstellung aufmerksam. Es seien 
nämlich "je ein Sachverständiger aus kunstgewerblichen und technischen Kreisen 
berufen worden, welche sich den die Ausstellung besuchenden Personen, die ihre 
Entsendung mit Unterstützung aus öffentlichen Mitteln nachzuweisen vermögen, in 
den Monaten August und September zur Verfügung stellen werden." 32 

Aus heutiger Sicht mag es pedantisch erscheinen, mit welcher Liebe zum Detail die 
Vergabe der relativ geringen Beträge abgewickelt wurde. Auffallend ist vor allem 
die strenge Hierarchie: Der Geldempfänger richtet sein Gesuch samt einem begrün- 
denden Lebenslauf an den Gewerbeverein, dieser richtet sich an den Magistrat der 
über das Zuschuß verfahren formelle Beschlüsse herbeiführt; der Magistrat schließ- 
lich ist der örtliche Ansprechpartner der Regierung, die ihrerseits anscheinend al- 
lein über den ’Draht’ nach Berlin zum Handelsministerium verfügt. Doch trotz der 
Einhaltung formeller vertikal strukturierter Entscheidungsprozesse kommen die ’an 
der Basis’ erarbeiteten Handlungsvorschläge zum Zuge - hier in Gestalt der Be- 
schlüsse des Gewerbevereins über die Finanzierungshöhe und ergänzende Mittel 
durch Gemeinde und Verein. 

4. 5.2.4 Gewerbe-, Industrie- und Kunst- Ausstellung, Minden, 1913-1914 

Ein wichtiges Instrument zur Förderung des einheimischen Gewerbes stellt die 
Veranstaltung von Ausstellungen dar, auf welchen es seine Produkte präsentieren 
kann. Wie im folgenden Beispiel erfordern sie meist das Zusammenwirken sowohl 
der Organisationen der Wirtschaft als auch der Kommunen und staatlicher Organe. 
Bei der hier zu schildernden Gewerbe-, Industrie- und Kunstausstellung in Minden 
1914 ging die Initiative vom Vorsitzenden des Mindener Gewerbevereins aus. 33 Der 
Bürgermeister Dr. Dieckmann übernahm, unterstützt von Repräsentanten des ört- 
lichen Gewerbes, die vorbereitenden Arbeiten. Ein Ausstellungsfachmann aus Dan- 
zig wurde für die konkrete Planung verpflichtet und im Herbst 1913 ein Ausstel- 



31) Bewilligungsschreiben des Regierungspräsidenten an den Magistrat der Stadt Minden v. 12.7.1900; StA 
Mi, F 1488. 

32) Rundschreiben "an den Gemeinde-Vorstand (Magistrat, Bürgermeisteramt)" v. 20.7.1900; StA Mi, F 
1488. 

33) Soweit nicht anders vermerkt, stützt sich die folgende Darstellung auf die "Ausstellungs-Zeitung" zur 
genannten Ausstellung, herausgegeben vom Hannoverschen Anzeiger, mit Datum vom 5.6.1914; StA Dt M 1 
Pr. Nr. 196. 
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lungsverein mit ca. 60 Personen gegründet. Sein Vorstand setzte sich aus den örtli- 
chen Honoratioren zusammen: "Erster Vorsitzender Herr Bürgermeister Dr. Dieck- 
mann, zweiter Vorsitzender Herr Handelskammer-Syndikus A. Hindenberg, als 
Vertreter der Industrie Herr Fabrikant Gustav Schröder und als Vertreter der Fi- 
nanz die Herren Bankiers Siebe und Wegener." 34 

Das Ausstellungsgebiet umfaßte nicht nur Minden, sondern auch die Provinzen 
Westfalen, Hannover und die Territorien Lippe und Schaumburg-Lippe. Entspre- 
chend breit gestreut ist die Zusammensetzung der diversen Ausschüsse der Ausstel- 
lungsorganisation. So finden sich etwa im Ehrenausschuß der Kommerzienrat und 
Mitglied einer alten Bielefelder Handels- und Fabrikantenfamilie, Paul Delius, der 
Paderborner Oberbürgermeister und PESAG-Förderer Plassmann, der Regierungs- 
präsident von Minden von Borries, der Vorsitzende der Bielefelder Handelskammer 
Rempel, der Landrat der Grafschaft Schaumburg von Ditfurth u. a. m. Abgesichert 
wurde die Ausstellung durch einen Garantiefonds über 300.000 Mark, an dem sich 
die Stadt Minden mit 40.000 Mark, der Kreis Minden mit 30.000 Mark, die Han- 
delskammer Minden mit 20.000 Mark und nicht näher genannte Mindener Bürger 
mit 210.000 Mark beteiligten. 

Neben Industrieunternehmen nahmen auch Handwerksmeister, Architekten, Han- 
delshäuser, Photographen u. a. Kleingewerbe an der Ausstellung teil. Auch Städte, 
genannt sind Hannover, Nienburg, Petershagen an der Weser, Bielefeld, Gütersloh 
und Herne, präsentierten sich, vermutlich in der Absicht, Industrieansiedlungsför- 
derung zu betreiben. Einzelbetriebliche Bezüge, d. h. Intentionen, bestimmte 
Unternehmen zu bevorzugen, sind der dieser Schilderung zugrundeliegenden Aus- 
stellungszeitung nur bedingt zu entnehmen. Immerhin erhielten herausragende Un- 
ternehmen der Region besondere Möglichkeiten zur Präsentation, so das Elektrizi- 
tätswerk Minden-Ravensberg 35 mit einem Sonderpavillon für Elektrotechnik. 

4.5.3 Zur aktuellen Situation 
4.5.3. 1 Informationsangebote 

Relevante Informationen erwerben Unternehmen auf vielerlei Art: über Lieferan- 
ten- und Kundenkontakte, Brancheninformationsdienste, Kontakte mit Steuer- und 
Rechtsberatern, Teilnahme an Ausstellungen und Messen, Behördenmitteilungen 
usw. In den letzten 10 Jahren sind Online-Informationsdienste, die sich auf die 



34) Ebd. 

35) Vgl. auch Kap. 4.6. 2. 2 zum Elektrizitätswerk Minden -Ravensberg. 
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Computertechnologie und weltweit vernetzte Übertragungssysteme gründen, zu ei- 
nem praktisch brauchbaren Instrument der Informationsbeschaffung herangereift. 
Es handelt sich um Informationen aus Datenbanken, von denen - inhaltlich sehr 
breit gestreut - gegenwärtig weltweit über 3.000 36 angeboten werden. Darin sind 
entweder Verweise auf Literatur oder andere Datenquellen enthalten (Referenz- 
Datenbanken), oder aber die Informationen selbst (Quellen-Datenbanken). Eine 
amerikanische Untersuchung ergab, daß die kommerziellen Nutzer der Datenban- 
ken neben Informationen über Neuentwicklungen auch an solchen über Marketing- 
Hilfsmittel und an Forschungshilfen besonders interessiert waren (vgl. Wolf/Hensler 
1988, 118). 

Das überregionale Angebot an wirtschaftsrelevanter Information wird in Ostwest- 
falen-Lippe durch Wissenschaftseinrichtungen mit eigener Forschungs- und/oder 
Beratungskapazität ergänzt. Es sind hier vor allem die Universitäten in Bielefeld 
und Paderborn sowie die Fachhochschulen Bielefeld und Lippe zu nennen. Kleinere 
Wissenschaftseinrichtungen, wie das in Bad Oeynhausen geplante Bio-Medizinische 
Institut mit lokaler Bedeutung für den Wissenstransfer, kommen hinzu. Natürlich 
können die Unternehmen Standortvorteile in der Informationsbeschaffung auch da- 
durch realisieren, daß sie sich an Universitäten und andere Informationsträger in 
benachbarten Orten des Regierungsbezirks wenden. Mit nicht-universitären öffent- 
lichen oder gemeinnützigen Wissenschaftseinrichtungen ist die Region schwach be- 
stückt; Institute der Fraunhofer- oder Max-Planck-Gesellschaft, die als Ausgangs- 
punkte für den Technologietransfer in Frage kommen könnten, sind nicht vorhan- 
den. 

4. 5. 3.2 Informationsvermittlung und -Beratung 

Die zunehmende Bedeutung des Informationsangebotes und seiner Vermittlung an 
Unternehmen hängt mit teils weltweiten Veränderungen von Struktur und Ent- 
wicklungsverlauf der Wirtschaft zusammen. Zu nennen ist einmal eine wachsende 
Response-Konkurrenz, d. h. Wettbewerbsvorteile werden in Teilbereichen zuneh- 
mend aus der Schnelligkeit von Anpassungsreaktionen anstelle der Preis- und Pro- 
duktdifferenzierung gezogen (vgl. Szyperski/Höring 1980, 283). Weiter durchlaufen 
Produkt- und Verfahrensinnovationen vielfach kürzere Zyklen. Schließlich nimmt 
die internationale intraindustrielle Arbeitsteilung zu wie auch die internationale 
Arbeitsteilung überhaupt und damit der Aufmerksamkeitsbereich der wirtschaftli- 
chen Subjekte, so daß im allgemeinen ein wachsender Informationsbedarf zu ver- 
anschlagen ist. Die Einschaltung von Informationsvermittlern und -beratern als 



36) Stand: Juli 1986 - vgl. Directory of Online Databases Number 3, July 1986. 
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Bindeglied zwischen Informationsangebot und den einzelnen Unternehmen in die- 
sen Prozeß hat zwei Gründe. Der erste ist inhaltlich-struktureller Natur: Informa- 
tion gewinnt erst vor dem Hintergrund der Handlungsorientierung des Unterneh- 
mens eine entscheidungsrelevante Bedeutung. Sie ist interpretationsbedürftig im ge- 
gebenen Kontext. Auf die Frage des Technologietransfers zugespitzt, müßten je- 
weils die betriebseigenen Forschungs- und Entwicklungskapazitäten groß genug 
sein, um die notwendige Komplementarität zur externen Forschung und Entwick- 
lung (vgl. Mowery 1983, 33) zu erreichen. Die Kompetenz vor allem mittlerer und 
kleiner Unternehmen zur Selektion und Interpretation spezifischer Informationen 
reicht dazu jedoch nicht immer aus. Probleme, Innovationen von außen zu über- 
nehmen, sind mit der eigenen mangelnden Fähigkeit, Innovationen hervorzubrin- 
gen, verknüpft: "Innovationsforschung im engeren Sinne wird ... fast ausschließlich 
von Großunternehmen durchgeführt." (Zimmermann/Zimmermann-Trapp 1988, 
55). Zum zweiten ist die Beschaffung und Auswertung von Informationen auch ein 
finanzielles Problem. Werden Online-Recherchen beispielsweise nicht von Kennern 
des Informationsmarktes durchgeführt, dann ist schnell für Benutzungs- und Über- 
tragungsgebühren ein Volumen erreicht, das durch den erreichbaren Nutzen nicht 
mehr gerechtfertigt wird. Die von Grochla (1975, 33 f.) getroffene Feststellung 
über die Wirtschaftlichkeit von Informationsbeschaffungsmaßnahmen gilt im Grun- 
de heute noch - und legitimiert die Funktion der externen Vermittler und Berater: 

"Bei einer Unterscheidung in Betriebs- und Marktdaten sind die Betriebsdaten 
im allgemeinen leichter und exakter zu gewinnen. Jedoch muß auf die Gewin- 
nung eines ausreichenden Marktdatenkranzes besonderer Wert gelegt werden. 
Die Datenermittlung nähert sich allerdings schnell einer Grenze , die aus Wirt- 
schaftlichkeitsgründen nicht überschritten werden darf. Das gilt schon für einige 
Betriebsdaten, deren Ermittlung eingehende Betriebsanalysen erfordert, weit 
mehr jedoch für die Feststellung der Marktdaten, wenn diese nur durch eine 
umfassende Marktforschung zugänglich werden." (Hervorhebung d. Verf.) 

Die Tätigkeit öffentlicher Stellen in der Informationsvermittlung und -beratung 
(IVB) in Ostwestfalen-Lippe, auf die im folgenden einzugehen ist 37 , versucht den 
Transfer und die Bewertung von wirtschaftsrelevanten Informationen primär von 
den Bedürfnissen der ansässigen Unternehmen und Branchen ausgehend zu verbes- 
sern 38 . Typischerweise werden auf Nachsuchen einzelner Unternehmen, seltener 
auf Initiative von (dann meist kommunalen) Wirtschaftsförderstellen zunächst seine 
Situation, seine Risiken und Chancen geprüft, bevor in einem zweiten Schritt zu- 



37) Soweit nicht anders vermerkt stammen die Informationen aus Interviews und Beiträgen auf einem 
Workshop "Regionale Techniförderung in Ost Westfalen -Lippe", der am 30.11.1987 in Bielefeld stattfand. 

38) Zur Unterscheidung zwischen angebots- und nachfrageorientiertem Informationstransfer vgl. Schuma- 
cher 1982. 
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sätzliche Informationen als Entscheidungsgrundlage beschafft werden. Bei sehr 
speziellen, insbesondere technischen Problemen werden die Unternehmen meist an 
einzelne Experten, Institute o. ä. weiterverwiesen. Vom Einholen von Behörden- 
auskünften bis zu Online-Recherchen reicht das Spektrum der Hilfen, die Wirt- 
schaftsförderstellen anbieten. Die WFG Paderborn nennt als Hauptbereiche ihrer 
Beratungstätigkeit Existenzgründungen, Erweiterungsinvestitionen, Betriebsver- 
lagerungen, Ansiedlungskontakte, Technologie- und Innovationsberatungen, öffent- 
liche Finanzierungshilfen, Grundstücksangelegenheiten und allgemeine Standortpro- 
bleme und Entwicklungshemmnisse (WFG Paderborn 1984, 4). Vor allem die 
Existenzgründungsberatung hat gegenüber früheren Jahrzehnten zugenommen und 
betraf beispielsweise in Paderborn jede vierte bis fünfte Beratungsleistung im Jahre 
1984 39 . Dieser Ort dürfte allerdings in dieser Hinsicht wegen seiner besonderen, 
durch Nixdorf geprägten Lage über dem Durchschnitt der Region liegen. 

Ein ähnliches Tätigkeitsprofil wie die kommunalen Wirtschaftsförderstellen weist 
die Informationsvermittlung und -beratung (IVB) der Industrie- und Handelskam- 
mern auf. Die Beratungsstelle der IHK Bielefeld als der größten Kammerorganisa- 
tion der Region ist dabei mit 5 Stellen in der Technologie- und Umweltschutz- 
beratung personell besonders gut ausgestattet. Mit Beratungen im Hause und weit 
über hundert Firmenbesuchen pro Jahr dürfte sie die vergleichbaren Einrichtungen 
übertreffen. Trotz der Bündelung eigener technischer und ökonomischer Kompe- 
tenz werden auch von dieser Stelle vielfach Kunden an externe Berater und Ein- 
richtungen wie die Hochschulen weiterverwiesen. Neben der Bielefelder Kammer 
und ihrer Außenstelle in Paderborn hat auch die IHK in Detmold seit einiger Zeit 
ihre Bemühungen in diesem Bereich verstärkt; sie kooperiert eng mit der Fach- 
hochschule Lippe. 

Auch die Transfereinrichtungen an den Hochschulen vermitteln interessierte Unter- 
nehmen, dies aber anders als die kommunalen und Kammereinrichtungen, vor al- 
lem an interne Experten. Während manche Transferstellen nur aus einer Person be- 
stehen, stellt das Transferinstitut an der Fachhochschule Bielefeld eine vergleichs- 
weise gut ausgestattete Einrichtung dar. Es sind dort 6 Ingenieure, ein Festange- 
stellter sowie studentische Hilfskräfte tätig. Die Institutslösung wurde wegen der 
besseren personellen Besetzung gewählt. Dies hat damit zu tun, daß an der Fach- 
hochschule - im Gegensatz zu Hochschulen - kein akademischer Mittelbau mit den 
sich daraus ergebenden Handlungsmöglichkeiten existiert, weswegen Beratungsan- 
fragen schnell an Kapazitätsgrenzen stoßen. Abgesehen von der eigenen IVB-Ka- 



39) "Im Jahr 1984 ließen sich 90 potentielle Existenzgründer intensiver beraten, wobei es in 41 Fällen 
tatsächlich zu Gründungen kam." (WFG Paderborn 1984, 6) Acht der genannten Firmen taxiert die 
Wirtschaftsförderung in dem zitierten Geschäftsbericht als technologisch orientiert. 
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pazität kooperiert auch dieses Institut wie vergleichbare Einrichtungen mit Kom- 
munen, Kammern, kommerziellen Beratern u. a. Im Zusammenhang mit Hoch- 
schuleinrichtungen sind zudem industriefinanzierte Drittmittelprojekte zu nennen. 
Auch sie beinhalten Informationstransfer und dazu die 'Produktion’ von Wissen. Bei 
Drittmittelprojekten sind Schwerpunktbildungen festzustellen, die die Industrie- 
struktur der Region wie auch Standortbedingungen reflektieren. So werden bei- 
spielsweise rund siebzig Prozent der Drittmittelprojekte an der Universität Pader- 
born durch Firmen aus dem Süden des Regierungsbezirks Detmold finanziert. Und 
die Geräteausstattung der Fachhochschule Bielefeld, die in wachsendem Umfang 
industriefinanzierte Projekte zu verzeichnen hat, ist von Industriestruktur der Um- 
gegend beeinflußt. 

Unter den beratenden und vermittelnden Einrichtungen sei hier noch die Techno- 
logieberatungsstelle des DGB-Landesbezirks in Bielefeld hervorgehoben. Sie unter- 
scheidet sich von den oben aufgeführten Einrichtungen dadurch, daß ihre Ziel- 
gruppe hauptsächlich Betriebs- und Personalräte darstellen. Sie verfolgt damit auch 
an den Interessen der abhängig Beschäftigten orientierte Ziele: Analyse und Bera- 
tung bezüglich arbeitsorganisatorischer und beschäftigungspolitischer Folgen der 
Einführung neuer Technologien und die Behandlung qualifikatorischer Fragen. - 
Einen engeren Bezug zur Unternehmenstätigkeit weisen die Gewerbeaufsichtsämter 
auf, die im Rahmen ihrer Arbeit Beratungsleistungen implizit mit erbringen. Im 
Immissionsschutzbereich ist zudem ein ausdrücklicher Auftrag zur Beratung vor- 
handen. 

Eine Reihe von Eigenitiativen, die im weiteren Rahmen der IVB in der Region 
hervorgebracht wurden, sei hier nur ausschnitthaft auf geführt: 

- ein von der IHK Bielefeld organisiertes Berichtswesen über For- 
schungsergebnisse der Hochschulen; 

- eine durch dieselbe Kammer organisierte Kontaktaufnahme zur späteren Ko- 
operation zwischen Hochschule und Unternehmen; 

- ein gemeinsamer Stand der Fachhochschule Bielefeld zusammen mit der dortigen 
IHK auf der Hannover-Messe; 

- eine Immobilienkartei der WFG Paderborn, um Verkäufer und Interessenten von 
gewerblichen Immobilien zusammenzuführen (vgl. WFG Paderborn 1984, 10); 

- eine Telefonaktion "Existenzgründer" der WFG Paderborn zusammen mit der 
örtlichen Sparkasse und Volksbank (vgl. ebd.); 
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- die Herausgabe des "Lippe-Journals", einer die Wirtschaftsförderung unterstüt- 
zenden Publikation, zum Versand an überörtliche Unternehmensberater (2.000 
Stück!) sowie die einheimische Wirtschaft und Politik (vgl. WFG Lippe 1984, 
26); 

- Unternehmerbriefe der Stadt Warburg, in denen diese der einheimischen Wirt- 
schaft Informationen z. B. über Leistungen aus der Regionalförderung, das 
Messe- und Ausstellungswesen oder die kommunale Finanzplanung informiert. 

Die mit IVB befaßten Stellen betonen einerseits zwar vielfach eine wachsende 
Nachfrage nach ihren Dienstleistungen, andererseits beklagen sie auch gewisse Pro- 
bleme der Unternehmensleitungen, mit diesem Angebot adäquat umzugehen bzw. 
daraus sich ergebende innovatorische Anstöße aufzunehmen. So werden u. a. die 
Möglichkeiten, Online-Dienste in Anspruch zu nehmen, nur gering genutzt 40 . Die 
vermittelnd und beratend Tätigen führen solche und andere Innovations- und Be- 
ratungswiderstände gerne auf individuelle und regionsspezifische Eigenarten zurück 

- ein Urteil, das mehr der unmittelbaren Anschauung als einer Analyse des 
Adressatenkreises entspringt. Genannt werden Probleme des Generationenwechsels 
in Unternehmen, patriarchalische Unternehmensstrukturen und nicht zuletzt ’die 
ostwestfälische Mentalität’, gemeint ist eine gewisse Abneigung gegen rasche Ver- 
änderungen und Neuem überhaupt. Erstaunlicherweise sind sich die Förderer und 
Berater in dem letzten Punkt weitgehend einig. Müller/Holst (1987, 165) sprechen 
von einer mangelnden Akzeptanz der Innovationsberatung. Möglicherweise resul- 
tiert diese Einschätzung bei den Praktikern mehr aus den mit der Beratungstätig- 
keit verbundenen Enttäuschungen, die sich so leicht verallgemeinern (und ertra- 
gen) lassen, als tatsächlichen kulturellen Besonderheiten. 

Es ist auffällig, daß die IVB-Szene in der Region erst in jüngster Zeit stark ange- 
wachsen ist. Und ihre institutionelle Gestalt ist noch in Fluß, d. h. neue Stellen 
kommen hinzu, alte werden umgebildet und spezifische Kooperationsformen zu- 
standegebracht. Einige Daten hierzu: Die oben zitierte Beratungsstelle bei der IHK 
Bielefeld wurde 1984 gegründet, das Transferinstitut an der Fachhochschule Biele- 
feld 1980, die Technologieberatungsstelle beim DGB-Landesbezirk ebenfalls in 
Bielefeld besteht seit dem 1. Oktober 1987. Dabei sind die damit verbundenen Ak- 
tivitäten keineswegs so neu wie ihre organisatorischen Träger. Drittmittelforschung 
hat eine lange Tradition; nicht wenige (Fach- Hochschullehrer wissen schon seit 
langem ihr Expertenwissen in der fachlichen Unternehmensberatung gut zu ver- 
markten und Behörden und Kammern stehen auch seit je schon der Wirtschaft mit 



40) Breiter gefaßte Untersuchungen zeigen, daß kleine und mittlere Unternehmen allgemein mit externen 
Datenbankinformationssystemen zu wenig erreicht werden (vgl. Langhein 1985, 236). 
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Auskünften zur Seite. Allerdings sind Veränderungen im Informationsangebot und 
-bedarf erkennbar, die einen Grund dafür liefern, daß allenthalben neue und spe- 
ziell zur IVB bestimmte Institutionen aufsprießen. Ein weiterer Grund ist mehr im 
Bereich symbolischer Politik (vgl. Edelman 1964) zu finden: Aktivitäten vor allem 
in neuen Formen der Wirtschaftsförderung, bezeugen Engagement, verbessern das 
Image des Standorts und mobilisieren, wie die Förderer hoffen, die einheimische 
Wirtschaft zu verstärkter Modernisierung. Eine solche primäre Funktion ist bei- 
spielsweise der oben genannten Teilnahme an der Hannover-Messe oder dem 
Dienstleistungszentrum 41 der Stadt Bielefeld zuzuschreiben, von dem außerdem Im- 
pulse auf dem Gebiet der Qualifizierung sowie Synergieeffekte erwartet werden. 

Insgesamt präsentiert sich die IVB -Landschaft in Ostwestfalen-Lippe reichlich zer- 
splittert. Dies mag in anderen Regionen nicht viel anders sein. Zwar kommen viel- 
fältige Kooperationen und Kontakte zustande und scheint Konkurrenzdenken eine 
geringe Rolle zu spielen, doch es findet eine übergreifende Koordinierung der Ak- 
tivitäten praktisch nicht statt. Dies hängt mit dem von den diversen Einrichtungen 
weitgehend geteilten Grundsatz zusammen, Informierung und Beratung primär aus- 
gehend von der unternehmerischen Nachfrage zu betreiben. Sie verhalten sich ent- 
sprechend eher passiv als Dienstleister denn aktiv gestaltend. Weiter ist die Zer- 
splitterung natürlich an die organisatorische und politische Selbständigkeit der Trä- 
ger von IVB-Einrichtungen gebunden. Kammern, Kommunen, Kreise und Hoch- 
schulen lassen sich schwerlich auch nur in Teilbereichen ihrer Tätigkeit zu funk- 
tioneilen Einheiten zusammenschweißen. Es kommt also auf freiwillige Formen der 
Koordination und Kooperation an, wie sie beispielsweise durch Workshops und an- 
dere Zusammenkünfte schon praktiziert werden. Umrisse einer zukünftigen Struk- 
tur einer solch lockeren Integration der IVB in der Region sind heute jedoch noch 
kaum erkennbar. 



41) Dienstleistungsbetriebe, die im Qualifizierungsbereich tätig sind, werden räumlich zusammengefaßt. 




4.6 FÖRDERUNG ÜBER ÖFFENTLICHE UNTERNEHMEN UND INFRA- 
STRUKTUR 

4.6.1 Einführung 

4.6. 1.1 Formen der Förderung 

In vielen Fällen ist die Herstellung infrastruktureller Leistungen durch die öffent- 
liche Hand identisch mit der Tätigkeit von Eigenbetrieben, die von der engeren 
Verwaltung bis zu einem gewissen Grad abgekoppelt sind. Für den kommunalen 
Bereich nennen Naßmacher/Naßmacher (1979, 43) etwa Kapitalgesellschaften beim 
Betrieb von Straßenbahnen und Stadtwerken in Form von Aktiengesellschaften, 
aber auch Verkehrs- und Versorgungsbetriebe in GmbH-Form. Es ist hinzuzufü- 
gen, daß oftmals mehrere Kommunen gemeinsam solche Betriebe unterhalten, daß 
ebenso rein staatliche als auch kommunal und staatlich gemischte Trägerschaf ten zu 
finden sind wie auch gemischte öffentlich-private Trägerschaften. Ein gutes Bei- 
spiel einer solchen gemischten Beteiligung stellt das weiter unten vorgestellte Elek- 
trizitätswerk Minden-Ravensberg dar. - Obschon infrastrukturelle Leistungen oft 
durch öffentliche Betriebe i. w. S. erbracht werden, ist dennoch die im Titel vor- 
genommene Unterscheidung aufrechtzuerhalten, denn es finden sich zum einen 
wirtschaftliche Betätigungen bzw. Beteiligungen der öffentlichen Hand, die nicht 
auf die Erbringung infrastruktureller Leistungen abzielen. Es kann sich dabei um 
warenproduzierende Betriebe handeln, die ebensogut privatwirtschaftlich organisiert 
sein könnten. Zum anderen werden nicht alle infrastrukturellen Leistungen durch 
öffentliche Betriebe selbst, sondern durch beauftragte Privatunternehmen erbracht. 

Kommen wir nach diesen Vorbemerkungen zur Frage der einzelbetrieblichen Ge- 
werbeförderung über öffentliche Unternehmen und Infrastrukturleistungen. Hin- 
sichtlich der denkbaren und empirisch feststellbaren Instrumente handelt es sich 
um einen Querschnittsbereich : Monetäre Hilfen können etwa durch tarifäre Begün- 
stigungen von Versorgungsbetrieben für einzelne Unternehmen oder Unterneh- 
mensgruppen gegeben werden. Ein weiteres wichtiges Handlungspotential besteht in 
der Lenkung der Nachfrage entweder direkt oder durch die normative Steuerung 
des Marktzutritts. Weitere Möglichkeiten, die von Versorgungsbetrieben durchaus 
auch aus eigennützigen Gründen betrieben werden, bestehen darin, durch Informa- 
tionsarbeit und Beschaffungshilfen die Verbreitung von Maschinen zu fördern, 
deren Betrieb dem Versorgungsunternehmen den Absatz sichert, aber natürlich 
auch modernisierende Effekte beinhalten kann (für historische Beispiele vgl. This- 
sen 1906, 62-71). Auch materielle Transfers sind möglich. Die Liste denkbarer 




192 



Öffentliche Unternehmen und Infrastruktur 



Fördermaßnahmen ist damit nicht abgesschlossen - je mehr man ins Detail geht, 
desto mehr wird man finden, daß die Möglichkeiten nahezu unbegrenzt sind. 

Es gilt hier wie in den anderen untersuchten Feldern der Gewerbeförderung, daß 
diese nicht als wohldefinierte Primäraufgabe einer Verwaltung, worin wir hier die 
Verwaltung öffentlicher Betriebe einbeziehen, Vorkommen muß, sondern in Form 
der Beachtung von Nebenfolgen für Unternehmen. Für das Entstehen kommunaler 
Unternehmen sind in der Regel wirtschaftliche Impulse ausschlaggebend (vgl. Bau- 
meister 1876), die umgekehrt durch die Versorgungs Wirtschaft eine Verstärkung 
erfahren (vgl. Helten 1968, 29 f.). Daraus die Schlußfolgerung zu ziehen, öffentli- 
che Unternehmen seien allein auf Bedarfsdeckung angelegt, ist verfrüht. Wie schon 
in vor- und frühindustrieller Zeit (vgl. Henning 1987, 21 f.) oszilliert auch später 
die hauptsächliche Orientierung der kommunalen Unternehmen zwischen Bedarf s- 
deckung , Kostendeckung und Gewinnerzielung. Letzteres Motiv gewann vor allem in 
solchen Zeiten eine besondere Bedeutung, als die schlechte Finanzlage der Gemein- 
den wie in der Weimarer Zeit (vgl. Ambrosius 1984) es erforderlich machte, zu- 
sätzliche Finanzierungsquellen zu finden. Boelcke (1987, 68 f.) weist darauf hin, 
daß in der Gegenwart eine Übereinstimmung der verschiedenen Zielkomplexe an- 
gestrebt wird: "Nach den Gemeindeordnungen der Länder sollen die wirtschaftli- 
chen Unternehmen der Gemeinden ’einen Ertrag für den Haushalt der Gemeinde 
ab werfen, soweit das mit ihrer Aufgabe, der Erfüllung öffentlicher Bedürfnisse, in 
Einklang zu bringen ist’. Eine Gewinnzieldominanz ist nicht mehr gegeben." 

4.6. 1.2 Historische Anmerkungen 

Es ist zu berücksichtigen, daß Versorgungsbetriebe nicht selten zuerst auf private 
Initiative hin entstanden sind und erst nach und nach seit dem ausgehenden 19. 
Jahrhundert in öffentliches Eigentum übernommen wurden. Es bildete sich erst im 
Laufe des Urbanisierungsprozesses ein allgemeines Verständnis dessen heraus, was 
von den Kommunen und was von Privaten an Aufgaben zu übernehmen sei (zu 
Urbanisierung und Versorgungswirtschaft vgl. Reulecke 1985, Pohl 1987, Matzerath 
1985). Ein Zeitgenosse, Wiedfeldt (1904, 182), wirft den Verantwortlichen in den 
Städten gar vor, sie seien sich zunächst über die auf sie zukommenden Aufgaben 
gar nicht im klaren gewesen. "Die führenden Köpfe in den Kommunen waren fast 
durchweg in der manchesterlichen Anschauung befangen, daß die rücksichtslose 
Förderung des Privatinteresses nebenher und von selbst mit Notwendigkeit zum all- 
gemeinen Besten ausschlagen werde, zumal das freie Spiel konkurrierender Kräfte 
jede Schädigung mit Sicherheit ausgleichen müsse." Aus umgekehrtem, liberalem 
Blickwinkel heraus gesehen, entwickelten sich jedoch die Kommunen zu einem 
Hort des "Munizipalsozialismus", der seine Zuständigkeiten über Gebühr ausdehnte. 
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Wie auch immer, im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts verfestigten sich die Auf- 
gabenbereiche, und nach dem 1. Weltkrieg drängten das Reich und die Länder, 
"freiwillige Aufgaben ... in Pflichtaufgaben, Selbstverwaltungsaufgaben in staatliche 
Auftragsangelegenheiten zu verwandeln, die Städte dadurch in zunehmendem Maße 
von sich abhängig zu machen." (Croon 1984, 1929) 

An bedeutenden infrastrukturellen Einrichtungen in Ostwestfalen-Lippe seien er- 
wähnt: 1 

- Auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens hatte der ungleichzeitige Anschluß an das 
überregionale Netz Folgen für die Entwicklung des Minden-Ravensberger und 
des lippischen Raumes: Der Bau der Köln-Mindener Eisenbahn 1847/49 gab 
einen bedeutenden industriellen Entwicklungsimpuls für den ersteren. Detmold 
wurde erst durch die 1880 erbaute Stichstrecke nach Herford an die Eisenbahn 
angeschlossen; eineinhalb Jahrzehnte später folgte deren Weiterführung nach Al- 
tenbeken (vgl. Böger 1957, 369). Im Süden von Ostwestfalen-Lippe wurde die 
große Schnellzugachse Lippstadt-Paderborn- Altenbeken- Warburg 1850/53 in 
Betrieb genommen (vgl. Geldern-Crispendorf 1953, 137). Die Eisenbahnlinie 
Höxter- Altenbeken-Hamm wurde 1865 vollendet (vgl. Sandow 1961, 50). Der 
überregionalen Ansbindung schloß sich der Bau von kleineren Verbindungs- 
strecken, Neben- und Kleinbahnen mit regionaler Bedeutung an 2 . 

- Die Weser und der Mittellandkanal stellen die bedeutendsten Wasserstraßen von 
Ostwestfalen-Lippe dar. 1915 wurde die Überquerung der Weser durch den Ka- 
nal bei Minden fertiggestellt. Minden erhielt dadurch als Standort industrieller 
Niederlassungen nicht unerheblichen Auftrieb. Die Industrien wurden so in spe- 
zifischer Weise unterstützt, z. B. die Möbelindustrie, wie in dem folgenden Zitat 
für die fünfziger Jahre beschrieben: "Die Bedeutung eines Hafens für ein be- 
stimmtes Hinterland läßt sich an ... Produkten der chemischen Großindustrie gut 
erkennen. Aus Ludwigshafen kommt ein Holzleim nach Minden, der nahezu die 
gesamte Möbelindustrie in Nord- und Ostwestfalen versorgt. Es sind jährlich 
einige tausend Tonnen, die mit dem Schiff herangebracht werden." (Rook 1961, 
393) 

- In der Energieversorgung spielten seit Ausgang des 19. Jahrhunderts die Elektri- 
zitätswerke eine herausragende Rolle. Im Jahr 1899/1900 wurde das zentrale 
Bielefelder Elektrizitätswerk zunächst v. a. für die Versorgung der Straßenbah- 
nen errichtet (vgl. Kettermann 1985, 115; Winkler 1986, 112 f.), 1902 folgte das 
Herforder Elektrizitätswerk und 1910 ging das Elektrizitätswerk Minden-Ra- 
vensberg (EMR) (vgl. Kapitel 4. 3. 3.2) ans Netz (vgl. Schierholz 1952, 143 ff.). 



1) Sie hierzu auch die Ausführungen im wirtschaftsgeschichtlichen Abschnitt dieses Buches. 

2) Zu Lippe vgl. Steinbach 1976, 97-99; zum Paderborner Raum vgl. Geldern-Crispendorf 1953, 138-140; 
zum Bielefelder Raum vgl. Kettermann 1985, 108. 




194 



Öffentliche Unternehmen und Infrastruktur 



Neben dem EMR stellt die Paderborner Elektrische Straßenbahn AG (PESAG) 
seit 1909 einen herausragenden Energielieferanten der Region dar (vgl. Geldern- 
Crispendorf 1953, 128 f.), ein Unternehmen, das sich außerdem noch bemer- 
kenswert im Bau von Kleinbahnen engagierte. 

4.6.2 Historische Fallstudien 3 

4.6.2. 1 Verkehrsverbindungen, Lemgo, 1875-1878 

Im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbau und dem Ausbau anderer Verkehrsver- 
bindungen setzte sich die Stadt Lemgo im Jahre 1875 für das von Bürgern ausge- 
sprochene Interesse an besseren Verbindungen ein. Zunächst ohne Erfolg. Eine 
Gruppe von "Bürgern der Stadt Vlotho" hatte sich an den Magistrat der Stadt 
Lemgo mit der Bitte gewandt, ihre Petition an die Oberpostdirektion Münster nach 
Einrichtung einer Postverbindung zwischen Vlotho und Langenholzhausen zum An- 
schluß an die Postverbindung Rinteln-Lemgo zu unterstützen. Den Anstoß hatte 
der Eisenbahnbau gegeben. Es standen nicht zuletzt kommerzielle Interessen dahin- 
ter, die Verbindungen zwischen Rinteln und Lippe zu intensivieren: "Die Eisenbahn 
Löhne- Vienenburg ist bekanntlich seit 1. Juli eröffnet und dadurch unserer Stadt 
neue Hoffnung auf ein Aufblühen des Verkehrs mit unserem Nachbarlande Lippe 
gegeben." 4 Der Lemgoer Magistrat unterstützte die Petition in der Absicht, damit 
indirekt Zugang zum Eisenbahnanschluß von Vlotho zu gewinnen 5 . 

Vermutlich in gleicher Angelegenheit hatte der Magistrat schon zuvor eine münd- 
liche Anfrage des Postamtes Lemgo beantwortet, in der noch stärker auf geschäft- 
liche Interessen verwiesen wurde: 

"Die hies. Geschäftsleute haben nach den eingezogenen Erkundigungen aller- 
dings ein Interesse daran, daß sie nach Hohenhausen u. Langenholzhausen hin 
und zurück fahren können, um ihre dortigen Kunden aufzusuchen und Bestel- 
lungen entgegenzunehmen. (Es folgt der Hinweis auf das Interesse von 
Beamten und Rechtsanwälten an der Linie; Anm. d. Verf.) Ein bei weiterem 
größeres Interesse, als das oben geschilderte, hat die Lemgoer Geschäftswelt 
daran, daß den Bewohnern des Amts Hohenhausen und Varenholz durch eine 



3) Weitere Hinweise auf Förderaspekte im Zusammenhang mit öffentlichen Unternehmen und Infrastruktur 
finden sich in den Fallstudien 4.1.2.10, 4.4.2.S, 4.4.2.4, 4.8.2.3, 4.8.2.4, 4.9.2.4-Ö, 4.9.2.7, 4.9.2.10, 4.9.2.12 
und 4.9.2.13. 

4) Sehr. "Bürger der Stadt Vlotho" an den Magistrat von Lemgo v. 21.7.1875; StA Lemgo A 1647. 

5) Sehr. Magistrat Lemgo an die Oberpostdirektion Münster v. 29.7.1875; StA Lemgo A 1647. 
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gute Postverbindung nach Lemgo der Besuch unserer Stadt möglichst bequem 
gemacht wird." 6 

Die Post lehnte schließlich unter Hinweis auf die zu erwartende geringe Inan- 
spruchnahme der Linie ab 7 . Sie wollte dauernde Subventionen für die ihrer Ansicht 
nach nicht einträgliche Linie vermeiden. 

Der Kreis der durch die gewünschte Verkehrs Verbindung profitierenden Personen 
und Gruppen war wohl weit gefaßt. Kommerzielle, darunter gewerbliche Interes- 
sen, waren nicht nur eingeschlossen, sondern stellten auch ein wesentliches Argu- 
ment in der Auseinandersetzung mit der Post dar. Es zeigte sich, daß infrastruktu- 
relle Maßnahmen, gerade unter der Voraussetzung kleinräumiger Verhältnisse und 
geringer Bevölkerungszahl, nicht allein von der Absicht zur Schaffung allgemeiner 
Rahmenbedingungen hergeleitet werden könnnen, sondern auf besondere Interessen 
rekurrieren. 

4.6. 2.2 Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg 1909-1924 

Das Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg GmbH (EMR) wurde 1909 auf maßgeb- 
liche Initiative des Landrates des Kreises Herford, Franz von Borries, gegründet. 
Sein langjähriger technischer Geschäftsführer Wilhelm Hoffmann (1909-1927) hatte 
zuvor in Diensten der AEG gestanden, mit der von Borries Kontakt auf genommen 
hatte, um das Projekt voranzutreiben. Gesellschafter der EMR waren die Provinz 
Westfalen, die Kreise Herford und Minden, die Städte Herford und Bünde sowie 
23 Landgemeinden und die Gutsbezirke Beck und Oberbehme (vgl. Elektrizitäts- 
werk 1949, 8). Die Beteiligungen sollten die Gemeinnützigkeit gewährleisten, wobei 
die bürgerlich-rechtliche Gesellschaftsform für "kaufmännische Geschäftsführung 
und Beweglichkeit" (ebd., 9) sorgen sollte. Bei der Gründung des Werkes war nicht 
zuletzt an die Energieversorgung des Gewerbes in der Region gedacht worden. Als 
nach dem ersten Weltkrieg zahlreiche Unternehmen in Schwierigkeiten gekommen 
waren, paßte sich die EMR den Erfordernissen flexibel an, wie die Jubiläums- 
schrift berichtet: 

"Für die Haushaltsverbraucher, die Landwirtschaft, das Handwerk und die für 
das Versorgungsgebiet des EMR charakteristische Klein- und Mittelindustrie 
war die Verarmung zum großen Teil total und der Start schwer. ... In Erkennt- 
nis dieser Lage wurden die zu Anfang des Jahres 1924 festgesetzten Strom- 
preise wiederholt ermäßigt." (ebd., 15) 



6) Magistrat Lemgo, gez. Konz, an das Postamt Lemgo, Sehr. v. 5.2.1875; StA Lemgo A 1647. 

7) Sehr. Oberpostdirektion Münster an den Magistrat von Lemgo v. 11.8.1878; StA Lemgo A 1647. 
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Archivalische Unterlagen zeigen, daß das EMR in der Zeit vor dem ersten Welt- 
krieg die Zulassung von Installationshandwerkern einem formellen Regel- und 
Auswahlsystem unterwarf. So beschloß beispielsweise der Aufsichtsrat 1914, in der 
Oeynhauser Zeitung bekanntzumachen, "welche Installateure in Oeynhausen zur 
Herstellung von Anschlüssen berechtigt sind." 8 Es wurden allerdings nicht aus- 
schließlich sachliche Kriterien zu ihrer Zulassung herangezogen, sondern auch die 
Bevorzugung des einheimischen Gewerbes zum Prüfstein gemacht: 

"Die übrigen Gesuche werden, weil die Elektroinstallation dem Gewerbe der 
Gesuchsteller zu fern liegt, oder weil die erforderliche Sachkunde nicht er- 
wiesen ist, oder weil die Gesuchsteller nicht im Fürstentum seßhaft sind , abge- 
lehnt." 9 (Hervorhebung d. Verf.) 

Es ist das Fürstentum Schaumburg-Lippe gemeint, das mit dem Elektrizitätswerk 
einen Vertrag über Anschluß und Lieferung von Strom geschlossen hatte und zu- 
gleich Gesellschafter des Unternehmens geworden war 10 . Offensichtlich galt, einem 
entsprechenden Verweis im zitierten Protokoll zufolge, als Grundsatz nicht nur 
hier, daß jeweils nur ortsansässige oder -nahe Installateure zum Zuge kommen 
durften. Dies war eng auszulegen: 

"Installateure aus Bückeburg sollen nicht in Stadthagen Stadt und Land, und 
Installateure aus Stadthagen nicht in Bückeburg - Stadt und Land - zugelassen 
werden." 11 

Bei der in dieser Hinsicht restriktiven Vergabe der Konzessionen dürften in erster 
Linie ökonomisch wenig relevante Zugeständnisse an die Gebietskörperschaften 
ausschlaggebend gewesen sein nach dem Grundsatz, das einheimische Gewerbe zu 
festigen. Immerhin hatten die Gemeinden einen erklecklichen Anteil der Installati- 



8) Lt. Protokoll der Aufsichtsratssitzung am 28.2.1914, in der auch über die Konzessionierung von zusätz- 
lichen Installateuren beschlossen wurde. Das Protokoll ist vom Landrat von Borries, als Vorsitzendem des 
Aufsichtsrates, beglaubigt; StA Mi, G I A Nr. 234. 

9) Protokoll der Aufsichtsratssitzung des Elektrizitätswerkes Minden -Ravensverg am 26. 3. 1914, an dem u. 
a. der Bankier Rinne aus Bückeburg, der vom schaumburgischen Staatsministerium in den Aufsichtsrat 
entsandt worden war, mit beratender Stimme teilnahm; StA Mi, G I A Nr. 234. 

10) Der Vertrag vom 10./16.2.1914 schloß Ausbau des Stromnetzes und Belieferung ein. Über Dividenden 
hinaus wurden die Städte Bückeburg und Stadthagen auch durch "Abgaben aus den in ihren Gebieten er- 
zielten Einnahmen aus Stromverkauf" beteiligt, gleichzeigig wurde Staat, Kreisen und Städten ein Sonder- 
rabatt von 15 % eingeräumt. StA Mi, G I A Nr. 234. 

11) Ebd. 
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onskosten mit zu tragen 12 und standen daher auch unter Legitimationsdruck. Ein 
wichtiges Bindeglied zwischen den kommunalen Interessen und der EMR stellte der 
praktisch ausschließlich aus kommunalen Vertretern besetzte Aufsichtsrat dar, des- 
sen Besetzung im Jahr 1913 im folgenden wiedergegeben sei: 

"Aufsichtsrat: 

1. von Borries, Kgl. Landrat des Kreises Herford, Vorsitzender, ernannt vom 
Kreise Herford. 

2. Dr. Cornelsen, Kgl. Landrat des Kreises Minden, stellvertretender Vorsit- 
zender, ernannt vom Kreise Minden. 

3. Pothmann, Landesrat in Münster, ernannt von der Provinz Westfalen. 

4. Laar, Provinzial-Baurat in Bielefeld, von der Gesellschafterversammlung 
gewählt. 

5. Dr. Neuhäußer, Bürgermeister der Stadt Bad Oeynhausen, ernannt vom 
Kreise Minden. 

6. Busse, 1. Bürgermeister der Stadt Herford, ernannt von der Stadt Herford. 

7. Meyer zur Capellen, Oekonomierat und Ehrenamtmann in Rödinghausen, 
Kr. Herford, ernannt vom Kreise Herford. 

8. Dr. Biomeyer, Rittergutsbesitzer auf Haus Beck, Kr. Herford, von der Ge- 
sellschafterversammlung gewählt. 

9. Meyer, Kommerzienrat in Löhne, Kr. Herford, von der Gesellschafterver- 
sammlung gewählt." 13 

Die Zusammensetzung des Gremiums kann man auch als Ausschnitt aus der regio- 
nalen politisch-ökonomischen Elite verstehen. Der Landbesitz zählte noch mehr als 
in späteren Jahren. Die personelle Verflechtung erleichterte die Finanzierung des 
EMR. So wurden 1911 und 1912 drei Anleihen bei der Kreissparkasse von insge- 



12) Der o. zit. Vertrag mit dem Fürstentum Schaumburg-Lippe sieht in § 2 vor: "Der Staat trägt die Ko- 
sten der 6000 Volt Hochspannungsleitung; die Städte tragen die Kosten der zur Versorgung ihrer Gebiete 
erforderlichen Niederspannungsleitungen, Transformatorenstationen und Elektricitätszähler; die Kreise tra- 
gen die Kosten der Niederspannungsleitungen, Transformatorenstationen und Zähler in ihren Landgemein- 
den." Hinzu kamen die Kosten für die Übernahme von Geschäftsanteilen der EMR, an denen wiederum 
Staat, Kreise und Städte beteiligt wurden. Unter "Staat" ist hier das Fürstentum zu verstehen. StA Mi, G I 
A Nr. 234. 

13) Nach dem Jahresbericht über das 3. Geschäftsjahr der EMR; StA Mi, G I A Nr. 234. 
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samt über einer Million Mark auf genommen 14 , über die der Kreissausschuß von 
Herford zu entscheiden hatte. 15 Diesem gehörte der den Vorsitz führende Landrat 
von Borries in Personalunion mit seiner Stellung beim EMR an. Zugleich Auf- 
sichtsrats- und Kreisausschußmitglied war auch Dr. Biomeyer. Die Zuständigkeit 
des Kreisausschusses als politisches Gremium stützte von Borries auf das Argument, 
daß es sich bei der Anleihe nicht um ein Darlehen, sondern um die Verwendung 
von Kreisvermögen handle. Außerdem sei die Sparkasse nicht als besonderes 
Rechtssubjekt, sondern als "statio fisci des Garantieverbandes" anzusehen. Er wer- 
tete damit die Verantwortlichkeit des Kreisausschusses auf. Nach dem Sparkassen- 
reglement von 1838 waren solche Anleihen vom Regierungspräsidenten zu geneh- 
migen 16 , was auch geschah 17 . Weitere Vergünstigungen durch die Kreissparkasse 
Herford erhielt das EMR in Form von Subventionen aus den Überschüssen, und 
zwar u. a. im Jahr 1910 14 850 Mark von insgesamt 380 519 Mark und 1908 von 
11 000 Mark 18 . Auch über die Überschußverwendung hatte der Kreisausschuß zu 
entscheiden. 19 

Die weiter oben schon erwähnte Bevorzugung des lokalen Gewerbes wurde vom 
Handelsministerium des Reiches grundsätzlich mißbilligt. Dessen Rundschreiben 
vom 1.2.1912 findet sich, offenkundig ohne faktische Beachtung, in den Akten der 
EMR abgeheftet. Es wird darin den 

"Behörden zur Pflicht gemacht, dahin zu wirken, daß bei dem Ausbau der 
elektrischen Ueberlandcentralen die Ausführung der Anschlußanlagen dem 
freien Wettbewerbe der beteiligten Erwerbsstände überlassen und die Bevorzu- 
gung einzelner Firmen bei der Lieferung von Arbeiten oder Materialien ver- 
mieden wird. Diese Anordnung ist ergangen, um die Heranbildung eines selb- 
ständigen Handwerkerstandes auf dem Gebiete der elektrischen Installationsar- 



14) Die Zinsen lagen mit 4 % im Normalbereich der Darlehenszinsen, die der Revisionsbericht vom 8./9. 
August 1910 mit zwischen 3 1/8 und 5 Prozent angibt; StA Dt M 1 I B Nr. 219. 

15) Schriftstücke in StA Dt M 1 I B Nr. 219. 

16) Sehr, von Borries namens des Kreisausschusses Herford an den Regierungspräsidenten zu Minden v. 
6.3.1911, worin die erste Anleihe von 618.500 Mark zur Genehmigung vorgelegt wird. StA Dt M 1 I B Nr. 
219. 

17) Genehmigungsmitteilungen des Regierungspräsidenten in StA Dt M 1 I B Nr. 219. 

18) Der Betrag enthält Zinsen und Tilgung für den von Kreis aufgenommenen Geschäftsanteil des EMR lt. 
Beschluß des Kreisausschusses Herford in der Zusammenstellung des Landrats von Borries v. 24.1.1910; StA 
Dt M 1 I B Nr. 219. 

19) Sehr. Kreisausschuß von Herford an den Regierungspräsidenten von Minden v. 21.12.1910; StA Dt M 1 
I B Nr. 219. 
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beiten zu fördern und eine Monopolisierung der elektrischen Fabrikation 
hintanzuhalten." 20 

Die Aufforderung erging namentlich für solche Fälle, wo Kommunen oder Kom- 
munalverbände selbst als Unternehmer auftraten oder eine Gesellschaft zur Strom- 
versorgung gründeten. Die freie Unternehmer wähl sollte insbesondere für die von 
den Abnehmern selbst zu vergebenden Aufträge an Installateure gelten. Vermutlich 
unterlagen diese im ganzen Reich Restriktionen der beschriebenen Art, so daß das 
Ministerium sogar Detailregelungen für die Vergabe von Installationsarbeiten aus- 
arbeitete. Demnach seien Konzessionierungen zwar zulässig, aber ausschließlich 
vom Nachweis der technischen Befähigung abhängig zu machen. Dazu werden die 
Meisterprüfung oder der Besuch einer technischen Mittelschule oder eine längere 
elektrotechnische Praxis gezählt. Für den Fall der Zurückweisung eines Zulassungs- 
antrages stünde dem Installateur der Gang zu einem Schiedsgericht offen. "Dem 
Ermessen der Herren Regierungspräsidenten bleibt es überlassen, ob sie auf Grund 
einer entsprechenden Bestimmung in den Stromlieferungsverträgen den Obmann 
des Schiedsgerichts ernennen oder an Stelle eines Schiedsgerichts die Entscheidung 
übernehmen wollen." 21 Im Gegensatz zur geübten Praxis finden sich in den "Vor- 
schriften für die Herstellung elektrischer Anlagen" der EMR selbst keine diskrimi- 
nierenden Bestimmungen. Aber es wird dort auch nicht die Möglichkeit für den 
abgewiesenen Installateur, sich an ein Schiedsgericht bzw. den Regierungspräsiden- 
ten zu wenden, erwähnt. 22 

Das Rundschreiben des Ministeriums nennt noch weitere Versuche von Elektrizi- 
tätsversorgungs- und ihnen nahestehenden Unternehmen, Konkurrenten durch 
technische Normanforderungen, Beschränkungen beim Bezug von Installationsma- 
terialien oder diskriminierende Abnahmeprüfungen vom Markt auszuschließen. In- 
wieweit sich solche Fälle auch im Untersuchungsgebiet ereigneten, läßt sich anhand 
der herangezogenen Archivalien nur in Einzelfällen prüfen. So ging im Jahre 1921 
die Beschwerde einer Firma Sorrer aus Schaumburg-Lippe gegen das EMR durch 
die Presse, sie werde durch übertriebene technische Anforderungen aus dem Ge- 
schäft gedrängt 23 . In einer ausführlichen Stellungnahme des Geschäftsführers der 
EMR, W. Hoffmann, an die schaumburg-lippische Landesregierung weist dieser die 



20) Sonderdruck aus dem Ministerialblatt der Handels- und Gewerbe-Verwaltung, Berlin, den 1.2.1912, 
Rundschreiben an die Regierungspräsidenten und den Polizeipräsidenten in Berlin; StA Mi, G I A Nr. 234. 

21) Ebd., 3. 

22) Broschüre "Vorschriften für die Herstellung elektrischer Anlagen" aus dem Jahr 1915; StA Mi, G I A 
Nr. 234. 

23) Gegendarstellung der EMR an die Schriftleitung der Mindener Zeitung v. 4.1.1920; StA Mi, G I A Nr. 
234. 
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Vorwürfe zurück. Die Vorschrift, wonach Motoren über 5 kW allgemein mit einer 
Bürstenabhebevorrichtung versehen sein müßten, sei "rein technisch, und völlig un- 
faßbar, wie daraus Monopolbestrebungen, Konkurrenzmanöver und dergleichen 
hergeleitet werden können." 24 Es handelte sich um eine schon seit zehn Jahren gel- 
tende Bestimmung der EMR, ohne gesetzliche Grundlage im Bereich der Gewer- 
beaufsicht. Ein Gutachten des Dampfkesselrevisionsvereins Hannover hatte den 
sachlichen Wert der geforderten Vorrichtung bestritten und wurde daher in der 
EMR-Stellungnahme polemisch angegriffen: "Wir müssen dieses Gutachten ... als 
unsachlich zurückweisen, weil der Verfasser, ohne uns überhaupt zu hören, sich am 
Schlüsse leichtfertig den Unterstellungen der Firma Sorrer, die Vorschrift wäre nur 
aus geschäftlichen Interessen unserer Installationsabteilung gemacht, anschließt." 25 

In einem weiteren Punkt hatte sich das EMR mit der genannten Firma auseinan- 
derzusetzen, die auch aus dem Installationsgeschäft gedrängt worden war. Aus dem 
zitierten Rechtfertigungsschreiben der EMR geht hervor, daß die Übung aus der 
Vorkriegszeit, Installateure in ihrem Tätigkeitsbereich regional einzuschränken, 
weiterhin bestand. "Die Beschränkung der Firma Sorrer als Installationseeschäf t auf 
den Freistaat Schaumburg-Lippe ist eine selbstverständliche Folge der im Beneh- 
men mit der Schaumburg-Lippischen Regierung bisher geübten Praxis, im Freistaat 
keine auswärtigen Installateure zuzulassen." 26 

Weitere die Gewerbeausübung reglementierende Maßnahmen hatten die Installa- 
teure selbst eingeführt, wonach "diese es ablehnen, Motore zu installieren, die nicht 
von einem zugelassenen Installateur gekauft sind." 27 Nach dem zitierten Bericht 
handelte es sich um ein Abkommen unter den Gewerbetreibenden selbst. - Die 
Richtigkeit der im Streit erhobenen Argumente und Gegenargumente einmal dahin- 
gestellt, wird immerhin das marktregulierende Potential sichtbar, das schon auf re- 
gionaler Ebene durch und im Umfeld eines Energieversorgungsmonopols entstanden 
war. 

Als überwiegend gewerbliche Anlagen betreffende Begünstigung sind verbilligte 
Stromtarife für Großabnehmer aufzufassen. Hier kommen freilich nicht nur För- 
derabsichten ins Spiel, sondern auch das Interesse des Energielieferanten am Ab- 
satz. 



24) Sehr. v. 7.1.1921; StA Mi, G I A Nr. 234. 

25) Ebd. 

26) Ebd. 

27) Ebd. 
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Eine der gewerblichen Lage positiv zugetane Haltung ist neben der Preisgestaltung 
auch aus dem Gebrauchswert der Leistungen zu erschließen. Zumindest verbal fin- 
det sich eine solche gewerbefreundliche Orientierung im Jahresbericht der EMR 
für das 9. Geschäftsjahr vom 1.4.1918 bis 31.3.1919 dokumentiert, wenn es heißt: 

"Der Verbrauch an Kraftstrom für kleingewerbliche Betriebe und Fabriken, 
besonders die stark beschäftigte Möbelindustrie hat erheblich zugenommen, 
obwohl wegen der schwierigen Kohlenlage die Einschränkungsbestimmungen 
streng gehandhabt werden. Eine gewaltsame Beschränkung läßt sich jedoch 
nicht durchführen, weil von der Kraftlieferung die Beschäftigung der Arbei- 
terschaft abhängig ist." 28 

4.6.2. 3 Postdienste, Lemgo, 1922-1923 

Von seiner ökonomischen Bedeutung her gesehen erscheint die folgende Schilde- 
rung der Auseinandersetzung um die postalische Paketannahme in einer Stadt als 
Marginalie. Allerdings wird hier in der Kombination von Magistrat, Postverwaltung 
und Gewerbe die Anpassung infrastruktureller Bedingungen an die Bedürfnisse 
ortsansässiger Firmen sehr deutlich. Es hatte die Postverwaltung von Lemgo im 
Dezember 1922 der Stadtverordnetenversammlung mitgeteilt, daß es die Paketan- 
nahmestelle am Bahnhof aufheben wolle. Der Grund war die allgemeine Finanz- 
knappheit der Postverwaltung, die im übrigen eineinhalb Jahre später zur Reduk- 
tion der Postzustellung auf drei Tage in der Woche führte 29 . Für die Firmen be- 
deutete die Neuregelung der Paketannahme, daß sie künftig nicht mehr den Trans- 
port zum nahegelegenen Bahnhof, sondern zum peripher gelegenen Postamt zu be- 
werkstelligen hatten. 30 Der Webereibesitzer Kracht wandte sich unter Angabe 
zweier weiterer betroffener Unternehmen, einer Wurstfabrik und einer Zigarrenfa- 
brik, daraufhin an den Magistrat mit einer ausführlichen Stellungnahme. Erstens 
seien die Annahmen der Postverwaltung über das Paketaufkommen viel zu niedrig 
angesetzt. Zweitens nannte er das unmittelbare Interesse der Firmen an einer ko- 
stengünstigen Paketbeförderung: 

"Dem Postamt dürfte der tägliche Transport einer derartigen Menge Pakete 
vom Postamt bis zum Bahnhof, deren Entfernung ca. 1 3/4 Kilometer beträgt, 
wesentlich teurer zu stehen kommen, als wie der tägliche Zweistundenlohn ei- 
nes Beamten beträgt, der die Pakete gleich am Bahnhof in Empfang nimmt. 
Für die aufliefernden Firmen ist es aber von enormer Bedeutung, die Pakete 
nicht erst zu dem weit entfernt liegenden Postamt fahren zu müssen, sondern 



28) Jahresbericht enthalten in StA Mi, G I A Nr. 234. 

29) Mitteilung des Postamtes Lemgo an den Magistrat der Stadt v. 11.7.1924; StA Lemgo A 1647. 

30) Vermerk über die Stadtverordnetenversammlung v. 16.12.1922; StA Lemgo A 1647. 
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sie möglichst zusammen mit anderen Frachtfuhren gleich am Bahnhof auflie- 
fern zu können..." 31 

Der Magistrat hatte nach Bekanntwerden der geplanten Neuregelung in einem Te- 
lefonat mit der Vorgesetzten Oberpostdirektion in Minden erreicht, daß die alte 
Regelung vorderhand weiterbestehen konnte. Dem Einspruch erhebenden Kommer- 
zienrat Kracht wurde davon Kenntnis gegeben 32 . 

Es kam schließlich zu einem etwas modifizierten Fortbestehen der alten Regelung. 
Der Magistrat machte sich das Ansinnen der zitierten Eingabe zu eigen und leitete 
sie mit einem entsprechenden Antrag an das Postamt weiter 33 , welches nach weite- 
rer Abstimmung mit dem Magistrat die Paketannahmestelle am Bahnhof eine 
Stunde täglich geöffnet hielt 34 . 

4.6.3 Zur aktuellen Situation 

Da infrastrukturelle Leistungen zum großen Teil im Kontext der allgemeinen Wirt- 
schaftsförderung stehen, erübrigt es sich, dafür gesonderte Beispiele zu zitieren. 
Der Bezug auf einzelne oder einige wenige Unternehmen ist kein Geheimnis. So ist 
etwa der Bau des Paderborner Flughafens eng mit den Bedürfnissen von Nixdorf 
verbunden. Auf anderer Ebene ist die Tatsache angesiedelt, daß die Fachhochschu- 
len in ihrer instrumentellen Ausstattung für Forschung, Lehre und Dienstleistungen 
der spezifischen Branchenverteilung in ihrem Einzugsgebiet Rechnung tragen. Zu 
letzterem sei auf die Ausführungen in Kapitel 4.5.3 verwiesen. 

Die Wirtschaftsförderstellen vertreten in der Regel die infrastrukturellen Bedürf- 
nisse der Wirtschaft gegenüber anderen Teilen der Verwaltung 35 . Wie stark diese 
Promotorenfunktion bei diesen und anderen Stellen innerhalb der Verwaltungen, z. 
B. der Bauverwaltung und der Verwaltungsspitze ausgeprägt ist, ist von Ort zu Ort 
unterschiedlich. Die sich für die Wirtschaftsförderstellen ergebenden Handlungsfor- 
men unterscheiden sich im wesentlichen nicht von den andernorts geschilderten 
inner- und außeradministrativen Tätigkeiten (vgl. v.a. Kap. 4.1.3 und 4.5.3). Sie 
enthalten Schritte zur Vereinfachung und Beschleunigung der Entscheidungs- und 



31) Sehr. Webereibesitzer Kracht v. 17.1.1923; StA Lemgo A 1647. 

32) Vermerk d. Magistrats v. 20.1.1923; StA Lemgo A 1647. 

33) Beschluß des Magistrats v. 23.1.1923, rückseitig auf der Eingabe des Kracht vermerkt; StA Lemgo A 
1647. 

34) Sehr. d. Postamts an den Magistrat v. 5.2.1923; Magistragsbeschluß v. 15.2.1923; endgültige Mitteilung 
des Postamts v. 25.2.1923; StA Lemgo A 1647. 

35) Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft Lippe nimmt mit der Geschäftsbesorgung für lippische Freizeit- 
zentren direkt Aufgaben im - allerdings nicht unbedingt wirtschaftsnahen - Infrastrukturbereich wahr. 
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Genehmigungsprozeduren, zur Konsensbildung innerhalb der Klientel und der Ver- 
waltung mit dieser, zur Beschaffung staatlicher Fördermittel u. a. m. 



4.7 FÖRDERUNG DURCH NACHFRAGE 



4.7.1 Einführung 

Gewerbeförderung durch die Steuerung der Nachfrage zu betreiben, stellt nach den 
eingesetzten Instrumenten ein Querschnittsgebiet dar. Vor allem über Geld und 
Recht lassen sich nachf rage wirksame Effekte erzielen. Beim Einsatz von Geld ist 
mit Blick auf die unteren Verwaltungen zwischen öffentlicher Nachfrage aus eige- 
nen Etats und der administrativen Mitwirkung bei der Auftragsvergabe durch 
übergeordnete Stellen zu unterscheiden. Rechtliche Aspekte i. w. S. reichen von der 
gesetzlichen Regulierung der Nachfrage über untergesetzliche Normen bis zu Re- 
gelwerken, die regional begrenzt existieren und nicht unbedingt durch das Gesetz 
gedeckt sein müssen. 

Gewerbeförderung durch Nachfragesteuerung findet sich in der Regel in der ein- 
schlägigen Literatur berücksichtigt 1 . Hinweise auf historische "Fälle" in Ostwestfa- 
len-Lippe seien zunächst nur angedeutet. So geriet z. B. die Regierung in Minden 
mit dem Plan, die Garnison in den 1840er Jahren von Bielefeld wegzuverlegen, in 
scharfen Konflikt mit den örtlichen Gewerbetreibenden (vgl. Wilms 1964, 5 f.), die 
um einen erheblichen Nachfrageausfall bangten. In anderen Fällen wurde durch 
Normsetzung der private Verbrauch auf Güter einheimischer Produzenten gelenkt 
bzw. "ausländische" Nachfrager am günstigen Bezug von Waren gehindert: 

- Eine alte Kleiderordnung von 1804 schrieb in Lippe den Bauern das Tragen 
ausschließlich inländischer Tuche vor (Tiemann 1929, 19), und 

- seit 1603 versuchte man dort, die Saline von Salzuflen durch Einfuhrverbote zu 
protegieren. 

- Die minden-ravensbergischen Spinner waren im 18. Jahrhundert verpflichtet, 
nur einheimische Weber zu beliefern (Mager 1983, 66 ff.). 

Es ist bei den mit Nachf rage Wirkungen assoziierten Maßnahmen und Regelungen 
zu beachten, daß dem fördernden Aspekt normalerweise das Interesse an Qualität 
und niedrigem Preis der Ware gegenübersteht. Insofern handelt es sich um eine 
Förderkategorie, bei der der Akzent auf der Beachtung privatwirtschaftlicher Ne- 
benfolgen staatlichen Handelns liegt, was nicht ausschließt, daß sich die Gewich- 
tungen im Extremfall verkehren können, also etwa staatliche Beschaffungsaufträge 



1) In historischer Hinsicht vgl. z. B. Thissen (1906, 68 ff.); Peters (1916, 58 ff.) und Gruntzel (1910, 113 ff.). 
Gegenwartsbezüge werden bei Möller (1963, 145 ff.) und Burberg/Michels/Sallandt (1983, 45 ff.) deutlich 
gemacht. 
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primär der Sanierung notleidender Wirtschaftszweige dienen und in zweiter Linie 
erst dem Beschaffungszweck. 

4.7.2 Historische Fallstudien 2 

4.7.2. 1 Militäraufträge, Gütersloh, 1896-1900 

Die Nachfrage des Militärs nach Industriegütern stellt seit langem zugleich ein 
wichtiges industrie- und technologiepolitisches Instrument dar. Man denke nur an 
die Schwerindustrie, die Chemieindustrie im zweiten Weltkrieg oder die moderne 
Raumfahrt. Dagegen handelt die folgende Schilderung von vergleichsweise un- 
scheinbaren Wirkungen und Motiven im Zusammenhang mit Militäraufträgen. Und 
zwar dreht es sich um die Mitwirkung kommunaler und staatlicher Stellen bei de- 
ren Vergabe. Denn die Militärstellen verlangten von Unternehmen, die sich um 
Aufträge bewarben, amtliche Bescheinigungen ihrer Zuverlässigkeit. Es scheint der 
Brauch gewesen zu sein, daß die Gewerbeaufsichtsbeamten diese ausstellten. So 
wandte sich im konkreten Fall die Firma Greve & Güth, eine mechanische Weberei 
in Gütersloh, im Dezember 1896 an die Gewerbeinspektion in Bielefeld mit der 
Bitte um baldige Erledigung, um die vom 7. Armee-Corps gesetzten Termine nicht 
zu überschreiten 3 . Die Bescheinigung war verzögert worden, weil sich die Gewer- 
beinspektion zuerst beim Regierungspräsidium rückversichern wollte. Letzteres sah 
keine Bedenken, stellte im Gegenteil sogar noch anheim, in der Bescheinigung an- 
zugeben, "daß die Firma Greve & Güth in Gütersloh eine mechanische Baumwoll- 
und halbleinen Weberei in größerem Umfange ... betreibt." 4 Etwas Werbung war 
wohl intendiert. Nach Angaben des Armee-Corps sollte die Bescheinigung bestäti- 
gen, daß die Stoffe in der eigenen Weberei oder durch Handweber erzeugt wurden, 
wie groß die Lieferfähigkeit sei und wie die Stoffe näher zu bezeichnen seien 5 . 

Im Nachgang zu der Entscheidung im Falle der o.g. Firma verlangte das Regie- 
rungspräsidium in Minden von den Gewerbeinspektionen in Minden und Bielefeld, 
jeden Antrag auf Bescheinigung zur Entscheidung vorzulegen 6 . Einen Tag nach 
Abfassung dieser Anweisung ging beim Mindener Regierungspräsidium ein Schrei- 



2) Weitere Hinweise auf Nachfrageförderung finden sich in den Fallstudien 4. 3. 2. 7, 4.4. 2. 2, 4. 5. 2.1, 4. 5. 2. 4, 
4.6.2. 1 und 4.6.2.2. 

3) Sehr. Fa. Greve & Güth an die Gewerbeinspektion Bielefeld v. 9.12.1896; StA Dt M 1 I G Nr. 473. 

4) Sehr. Regierungspräsidium an die Gewerbeinspektion Bielefeld (Entwurf); letztere sollte wohl ggf. die 
Webstuhlzahl im Schreiben einsetzen; StA Dt M 1 I G Nr. 473. 

5) Sehr. Intendantur des 7. Armee-Corps v. 16.12.1896 an die Mindener Regierung; StA Dt M 1 I G Nr. 
473. 

6) Sehr. Regierungspräsidium an die Gewerbeinspektionen v. 10.2.1897; StA Dt M 1 I G Nr. 473. 
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ben des Ministers für Handel und Gewerbe in Berlin ein, mit dem dieser Entschei- 
dungsmodus wieder infragegestellt wurde. Und zwar habe das Handelsministerium 
bereits 1890 mit dem Kriegsministerium Verhandlungen über die Vergabe von 
Aufträgen geführt, in deren Folge 

"die Militärbehörden angewiesen worden sind, bei den Ermittelungen über die 
Leistungsfähigkeit und sonstiger Verhältnisse der Militärlieferanten von der 
Mitwirkung der Gewerbeaufsichtsbeamten abzusehen. Die Beachtung dieser 
Anordnung ist den Intendanturen und Bekleidungsämtern auf meine Veranlas- 
sung nochmals zu Pflicht gemacht worden." 7 

Das Regierungspräsidium kam dem Ersuchen, den Gewerbeaufsichtsbeamten die 
Erteilung von Bescheinigungen zu untersagen, unverzüglich nach 8 . Doch war die 
Möglichkeit, eventuell zugunsten der heimischen Industrie auf die Verteilung von 
Armeeaufträgen einzuwirken, damit noch nicht abgeschnitten. Wie aus einem als 
vertraulich deklarierten Schreiben des Ministers für Handel und Gewerbe an das 
Regierungspräsidium in Minden 9 hervorgeht, bestand die Bescheinigungspraxis 
weiterhin. Ein wesentlicher Grund hierfür lag in der protektionistischen Einschrän- 
kung, nur in seltenen Ausnahmefällen ausländische Waren für die Armee zu kau- 
fen. Dies erforderte gewisse Kontrollen: 

"Trotzdem sollen bei den Bekleidungsämtern zuweilen von deutschen Vertre- 
tern ausländischer Firmen ausländische Erzeugnisse unter deutscher Marke an- 
geboten werden. Im Besonderen ist zur Sprache gebracht worden, daß auslän- 
dische Nähmaterialien-Fabrikanten ihre Zwirne in Bündelverpackung aus dem 
Auslande einführen und durch ihre inländischen Vertreter demnächst in eigens 
dazu errichteten inländischen Anlagen auf Knäuel und Spulen wickeln, etiket- 
tieren und verpacken lassen. ... Hieraus erhellt, daß die bisher mit der Ausstel- 
lung der Zeugnisse betrauten Organe der Ortspolizeibehörden entweder den 
Zweck und die Tragweite der von ihnen ausgestellten Bescheinigungen verken- 
nen oder daß es ihnen an der Fähigkeit mangelt, die Thatsachen auf die es da- 
bei ankommt, zu erkennen und daraus die richtigen Schlüsse zu ziehen. Es ge- 
winnt sogar den Anschein , als ob die Polizeibehörden ohne genügende Prüfung 
den Gewerbetreibenden alles das zu bescheinigen pflegen, worüber diese einen 
Ausweis zu haben wünschen, sofern dieser nicht schon mit dem oberflächlichsten 
Augenschein in Widerspruch steht ." 10 (Hervorhebung d. Verf.) 



7) Sehr, des Ministers für Handel und Gewerbe v. 3.2.1897 mit Eingangstempel des Oberpräsidiums West- 
falen v. 10.2.1897 und des Regierungspräsidiums Minden v. 11.2.1897; StA Dt M 1 I G Nr. 473. 

8) Sehr, an die Gewerbeinspektoren v. 24.2.1897; StA Dt M 1 I G Nr. 473. 

9) Sehr. v. 9.7.1897; StA Dt M 1 I G Nr. 473. 

10) Ebd. 
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Wenn diese Schilderung zutrifft, dann richtete sich die Bereitschaft der Ortspolizei- 
behörden, den von den Unternehmen an sie herangetragenen Wünschen zu ent- 
sprechen, offenkundig gegen ihre staatliche Kontrollaufgabe. In dieser Situation 
vertraute das Handelsministerium mehr auf die sachliche Kompetenz des Regie- 
rungspräsidiums: 

"Zur Abhülfe dieser Mißstände bin ich mit dem Herrn Kriegsminister dahin 
übereingekommen, für die Zukunft die Beschaffung der amtlichen Bescheini- 
gungen über die geschäftlichen Verhältnisse von Militärlieferanten so zu re- 
geln, daß die Militärbehörden ihre Ersuchen um Auskunft ausschließlich an sie 
richten, und daß Sie vor Ertheilung der Auskunft dort, wo Handelskammern 
oder kaufmännische Korporationen bestehen, ausnahmslos deren Gutachten 
einholen und auch im Übrigen auf sorgfältige Ermittelungen bedacht nehmen. 

Wenn dabei nach meinem Erlasse vom 3. Februar d. J. (...) von jeder nach 
außen erkennbaren Mitwirkung der Gewerbeaufsichtsbeamten abzusehen ist, so 
bleibt es Ihnen doch unbenommen, sich zu Ihrer Information auch dieser Be- 
amten als Auskunftspersonen zu bedienen, doch lege ich entscheidenden Werth 
darauf, daß sie auch in den von Ihnen den Militärbehörden etwa ertheilten 
Auskünften nicht genannt werden ." 11 

Also genossen im Handelsministerium die wirtschaftlichen Organisationen in den 
genannten Bezügen ein größeres Vertrauen als die öffentlichen Kontrollorgane! So 
abwegig erscheint die Logik dieser Einschätzung nicht, denn erstere konnten es 
sich schon aus Gründen der Konkurrenz zwischen ihren Mitgliedern kaum leisten, 
Gefälligkeitszeugnisse auszustellen, ohne ihrer neutralen Stellung Abbruch zu tun. 
Das würde sowohl einen politischen Einflußverlust als auch eine prekäre Verlet- 
zung der formal gleichen Vertretung aller Mitgliederinteressen bedeutet haben. Da- 
gegen befanden sich die Ortspolizei- und Gewerbeaufsichtsbehörden, was die Be- 
gutachtungen anbelangte, vermutlich eher in der Rolle eines Dienstleisters, am In- 
halt dieser Tätigkeit wenig interessiert und daher umso offener für die Bedürfnisse 
ihrer Klientel. 

Der Regierungspräsident gab die Anweisung von oben an die Landräte weiter mit 
dem Zusatz, daß auch für den Fall, daß Ortspolizeibehörden um Bescheinigungen 
gebeten würden, solche Anträge an ihn weiterzuleiten seien 12 . Die Einbeziehung 
der Gewerbeinspektoren auf die oben genannte informelle Weise blieb erhalten, wie 



11) Ebd. 

12) Rundschreiben an die Landräte und den Oberbürgermeister von Bielefeld v. 27.7.1897; StA Dt M 1 I G 
Nr. 473. 
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ein späterer Fall zeigt 13 . Daß man dieses Zusammenwirken nicht publik machen 
wollte, geht aus einer Anweisung des Regierungspräsidiums an die Gewerbeinspek- 
tion von Paderborn hervor: "Die schriftliche Form ist mit großer Vorsicht und nur 
in seltenen Fällen anzuwenden." 14 

4. 7.2.2 Zementindustrie, Paderborn, 1933-1949 

Wie verhält sich eine Stadt im Verdrängungs Wettbewerb einheimischer mit auswär- 
tigen Unternehmen? Im nachfolgenden Fall bemühte sich im Jahr 1933 ein Syndi- 
kat der Zementindustrie mit Sitz im Bochum darum, Lieferaufträge der Stadt Pa- 
derborn zu erhalten, die für eine Kanalbaumaßnahme bereits die am Ort ansässige 
Branche mit Aufträgen belegt hatte. Der "Westdeutsche Zement-Verband GmbH" 
bot im Vergleich zu den Paderborner Werken eine Verbilligung von sieben bis zehn 
Reichsmark pro Tonne und versuchte, bezugnehmend auf ein mit dem Bürgermei- 
ster De Voys geführtes Telefongespräch Bedenken wegen der einheimischen Indu- 
strie auszuräumen. 

"Der seinerzeit aufgestellte Grundsatz, dass für diese Arbeit nur in Paderborn 
hergestellter Zement verarbeitet werden soll, ist in sich verständlich und be- 
grüssenswert. Die Beschäftigung dieser Werke wird dadurch allerdings nicht 
berührt, weil die Abnahme ihrer Soll-Lieferung durch uns ohnehin sicherge- 
stellt ist und eine zusätzliche Beschäftigung diesen Werken durch den Zement- 
bedarf, welcher durch die Kanalisationsarbeiten entsteht, nicht eintritt. Anders 
verhält es sich natürlich, wenn dem Verband nicht angeschlossene Zemente für 
diesen Zweck verwendet worden wären." 15 

Nebenbei werden also noch die Vorteile des Zusammenschlusses im Syndikat her- 
vorgehoben. Weitere Schreiben und eine persönliche Vorstellung des Syndikats Ver- 
treters Schulze beim Bürgermeister stießen jedoch auf dessen klar formulierte 
Ablehnung, in der die Grundprinzipien der städtischen Verwaltung dargelegt sind. 

"Ich habe das Ansinnen abgelehnt 

a) weil es unseren Zementverträgen widerspricht, 

b) weil es arbeitsmarktpolitisch für uns untragbar ist. 



13) Ende 1899/Anfang 1900 trat die Direktion der Artilleriewerkstatt in Spandau an die Mindener Regie- 
rung mit dem Ersuchen heran, für Huf- und ähnliche Nägel einen Fabrikanten nachzu weisen. Die Regie- 
rung wandte sich daraufhin an die Paderborner Gewerbeinspektion, erhielt jedoch die Auskunft, daß das ins 
Auge gefaßte Unternehmen kaum als lieferfähig anzusehen sei. StA Dt M 1 I G Nr. 473. 

14) Sehr. Regierungsprädisium an die Gewerbeinspektion Paderborn v. 20.1.1900; StA Dt M 1 I G Nr. 473. 

15) Sehr. v. 29.9.1933; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 
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c) weil wir aus technischen Gründen Wert legen auf die Marke "Atlas" (gemeint 

ist das Paderborner Atlas-Zementwerk, Anm. d. Verf.), 

d) weil wir durch die Unternehmerverträge gebunden sind." 16 

Die Sache war damit erledigt 17 . Aus den angeführten Gründen geht hervor, daß die 
Entscheidungslage keineswegs so klar war. Vielmehr wird der Widerspruch zwi- 
schen den Zielsetzungen der lokalen Wirtschaftspolitik und den die Stadt als Unter- 
nehmer betreffenden betriebswirtschaftlichen Interessen an niedrigen Einkaufs- 
preisen in dem Verweis auf die Vertragsbindung indirekt ausgedrückt. Wenn eine 
solche nicht Vorgelegen hätte, wäre unter Umständen anders zu entscheiden gewe- 
sen. Dabei stellte sich die Sachlage komplizierter dar, als bis hier geschildert, denn 
die Arbeiten waren sämtlich bereits vergeben, so daß eine Verbilligung des Ze- 
ments "daher nicht der Stadt, sondern den Unternehmen zugute" gekommen wäre 18 . 
Insofern unterstützte die Stadt in dem Nullsummenspiel zwischen ausführenden 
Unternehmen und Rohstofflieferanten letztere, ohne selbst finanziell betroffen zu 
sein. 

Die Paderborner Portland-Zementwerke Atlas GmbH war aus den Paderborner 
Kalkwerken GmbH hervorgegangen, die 1926 Grundstücke für ihren Betrieb er- 
worben hatten. Nach dem Prinzip von Geben und Nehmen war damals vertraglich 
vereinbart worden: Das "auf den verkauften Grundstücken betriebene Unternehmen 
muß seinen Sitz in der Stadt Paderborn haben." 19 Als das Unternehmen 1936 in den 
Besitz der "Anneliese" Portland Zement- und Waller-Kalkwerke AG in Beckum 
überging, erinnerte sich das Grundstücksamt der Stadt dieser Verpflichtung. Tat- 
sächlich entging der Stadt durch die Verlagerung, wie eine vom städtischen Steuer- 
amt eingeholte Aufstellung zeigte, eine Steuereinnahme von 21 515 RM. Der im 
Rahmen der Steuerzerlegung vom nun zuständigen Finanzamt Beckum überwiesene 
Anteilsbetrag ist darin bereits inbegriffen. 20 Diesen Betrag forderte nun die Stadt 
von dem neuen Besitzer der Zementwerke unter Berufung auf die ehemaligen ver- 
traglichen Abmachungen. Ein Hin und Her um juristische Streitfragen entspann 
sich, bis mit Kriegsausbruch die Angelegenheit zurückgestellt wurde. 1949 stellte 
die zuständige städtische Dienststelle nach Wiedervorlage fest, daß wegen des Still- 
stehens der Zementwerke seit Kriegsanfang bis Ende 1947, "für diese Zeit die Ge- 



16) Vermerk v. 27.10.1933; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 

17) In Vermerken bis zum März 1934 geht hervor, daß sich das Syndikat kein weiteres Mal meldete; StA 
Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 

18) Vermerk d. Baurats v. 11.10.1933; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 

19) Auszug aus dem Vertrag; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber . 

20) Aufstellung v. 18.1.1938; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 
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werbesteuer dieses Werkes sowohl als selbständiges als auch als Zweig-Betrieb aus- 
gefallen wäre. Die Größe des Gewerbesteuerausfalls infolge der Sitzverlegung läßt 
sich auch für die Zukunft nie beziffern, da die Ermittlung des Ertrages von vielen 
Faktoren, deren Auswirkung nicht zu erfassen sind, abhängt." 

Die fragliche Abmachung in dem Vertrag von 1926 hatte unweigerlich zur Konse- 
quenz, bei dem eingetretenen Vertragsbruch eine Entschädigung zu fordern. Als 
Kriterium die Gewerbesteuer zu nehmen, impliziert, daß das Grundstücksgeschäft 
als Tausch, der nicht nur den damals gezahlten Preis, sondern auch einen - wie zu 
sehen war: unsicheren - Wechsel auf die Zukunft einschloß. Rechtstechnisch hatte 
sich die Stadt in eine verzwackte Situation manövriert, denn mit der Aufrechnung 
der nun nach Beckum fließenden Gesamtsteuer gegen die mindere Anteilsüberwei- 
sung war es nicht getan. Die Zusammenlegung mit der Beckumer Firma veränderte 
die Gesamtsituation des Betriebes, aus der der "Paderborner Faktor" nur fiktiv he- 
rauszulösen gewesen wäre. Fiktiv konnte auch ein Gewinn Paderborns durch den 
Unternehmenswegzug angenommen werden, wie dies die Vertretung des Kontra- 
henden tat: Es "kann nicht bestritten werden, dass der angebliche Gewerbesteuer- 
ausfall des einen Jahres ausgeglichen wird durch die Mehrerträge, die der Stadt Pa- 
derborn infolge der Zerlegung der Steuermeßbeträge auf die Betriebsstätten 
Ennigerloh und Paderborn in Zukunft auf Grund des besseren Gesamtergebnisses 
der zusammengefassten Werke zufliessen werden." 21 

Ohne weiteres Anschreiben an die Anneliese-Portland AG wurde die Angelegenheit 
ergebnislos 1949 zu den Akten genommen 22 . 

4.7.3 Zur aktuellen Situation 

Die in die Untersuchung der aktuellen Situation primär einbezogenen Wirtschafts- 
förderstellen sind in der Regel allenfalls am Rande mit dem Nachfrageverhalten 
und ggf. nachf rage wirksamen Regelungen der öffentlichen Hand befaßt. Beschaf- 
fungsaktionen oder Auftrags vergaben anderer Verwaltungsteile wurden in unserere 
Untersuchung nicht einbezogen. So läßt sich nur die generelle in Interviews deut- 
lich gewordene Tendenz der Verwaltungen "vor Ort" wiedergeben, das einheimische 
Gewerbe gegebenenfalls stärker zu berücksichtigen. Richtiggehend organisiert oder 
mit spezifischen innerbehördlichen Koordinationssträngen ist diese Haltung augen- 
scheinlich nicht, sondern vielmehr einem unausgesprochenen common sense 
verbunden. 



21) Wirtschaftsprüfer Schumacher und Puschmann an die Stadt Paderborn am 24.12.1938; StA Pb, A 4164, 
Industriegelände -Bewerber. 

22) Vermerk des Stadtdirektors v. 15.2.1949; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 
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Die rechtliche Basis, einheimische Gewerbe bei öffentlicher Nachfrage zu bevorzu- 
gen, ist seit den Gründerjahren der Bundesrepublik immer wieder Bestandteil kri- 
tischer Erörterung gewesen (vgl. Köttgen 1963, 28; Möller 1963, 145-150). In ge- 
wissem Umfang ist es - in Nordrhein- Westfalen durch eine landesspezifische Re- 
gelung - Kommunen heute möglich, neben Kostenkriterien auch noch regionalpoli- 
tische Maßstäbe in die öffentliche Auftragsvergabe einzubeziehen, so daß gewerbe- 
fördernde Aktivitäten auf diesem Gebiet quasi offiziell betrieben werden können. 




4.8 



INTEGRIERTE FÖRDERUNG 



4.8.1 Vorbemerkung 

Dieses Kapitel enthält historische Beispiele für Fördermaßnahmen gegenüber ein- 
zelnen Unternehmen, bei denen verschiedene Instrumende zum Einsatz kommen: 
finanzielle Hilfen neben rechtlicher Begünstigung, Informationshilfen neben mate- 
rieller Unterstützung etc. Da ein eindeutiger Schwerpunkt dabei nicht erkennbar 
ist, wurden die Fälle zum Querschnittsbereich "Integrierte Förderung" zusammenge- 
faßt. Hinsichtlich der einzelnen Förderungsformen wird auf die Einführungen zu 
den jeweiligen Kapiteln verwiesen. Da die Darstellung der gegenwärtigen Förde- 
rung nicht in der Form von Fallstudien, die auf einzelne Unternehmen bezogen 
sind, gegeben wird, entfiel das Problem der Zuordnung. Die gegenwärtige Förder- 
situation kommt daher hier nicht zur Sprache. 

4.8.2 Historische Fallstudien 

4.8.2. 1 Schrewesche Baumwollmanufaktur, Herford, 1801-1833 

Vor der maschinellen Verarbeitung von Baumwolle gab es in Deutschland auch 
schon Handbaumwollspinner. In Herford werden derer im Jahre 1766 zwei genannt 
(vgl. Schönfeld 1929, 106, Fußnote 1). Seit 1801 bestand dann in Herford die nach 
mechanischen Verfahren arbeitende Baumwoll- und Kattunfabrik des Friedrich 
Wilhelm Schrewe, die mit einem Absatz von Waren im Wert von 128 000 Reichsta- 
lern im Jahr 1810 eine zeitgemäße Massenproduktionsstätte darstellte. 1811 be- 
schäftigte die Fabrik 300 Arbeiter. Schrewe erhielt, wie die hier zur Darstellung 
herangezogene Schrift von Schierholz (1952, 27-32) ausführlich beschreibt, in viel- 
fältiger Form Unterstützung durch Staat und Kommune. 

Schrewe hatte so u. a. Akzisefreiheit genossen. Als die französische Regierung - 
Westfalen war in der napoleonischen Zeit vorübergehend unter französischen Ein- 
fluß gekommen, daher auch die französischen Verwaltungsbezeichnungen weiter 
unten - ihm diese 1810 entziehen wollte, bat er unter Verweis auf die schwierige 
Unternehmenssituation und die drohende Entlassung der Arbeiter darum, davon 
Abstand zu nehmen. An den Unterpräfekten in Bielefeld schrieb er: 

"Unter der vorigen Regierung war mit auf alles dasjenige, was ich für meine 
baumwollene Garn Manufaktur gebrauchte, die Akzisefreiheit, allerdings be- 
willigt. Von dem Herrn Präfekt, jetzigen Staats-Rath von Pestei, ist mir versi- 
chert, daß allerdings auf meine Manufaktur bei Einführung des neuen Steuer- 
Systems alle mögliche Rücksicht genommen werden sollte. Jetzt soll ich an 
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verschiedenen Stoffen als Kratzendrath, Kratzenblatt usw. Konsumtions Steuer 
zahlen. 

Meine Anlagen können nur unter allen möglichen Vergünstigungen gedeihen - 
ich muß mit den Engländern rivalisieren Diese zahlen Ausfuhr-Prämien an 
Unternehmen der gleichen Anlage. Soll ich Abgaben geben, so kann ich nicht 
bestehen, und dem Staate fallen beinahe 200 Menschen zur Last, die jetzt ih- 
ren Verdienst bei mir haben. 

Ew. Hochwohlgeboren bitte ich gehorsamst gütigst dahin zu wirken, daß ich 
eine förmliche Versicherung erhalte, daß ich meine Manufaktur selbst sowie 
sämtliche dazu gebraucht werdende Materialien als Baumwolle, Seife, Farb- 
stoff, feine Kratzenblätter, feinen Kratzen Draht, Juchten, Maschinen Furni- 
turen, Bindfaden, Packgarn, kurz alles, was ich erweißlich zu meiner Manu- 
faktur gebrauche, von aller Abgabe befreit sei, solche mögen Namen haben 
wie sie wollen." (zit. nach Schierholz 1952, 27 f.) 

Der Unterpräfekt in Bielefeld, von Bernuth, forderte in dieser Angelegenheit den 
"gefälligen gutachtlichen Bericht" des Maire der Stadt Herford an. Auf Schwierig- 
keiten, die mit Mängeln in der bürokratischen Amtsführung zu tun hatten, stieß 
der Versuch, die bisherige Steuerfreiheit zu belegen. Der Kreiseinnehmer Seemann 
sah sich dazu nicht in der Lage, "weil die Registratur auf dem hiesigen Konsumti- 
ons Steuer Bureau seit meinem Abgänge nicht nur in Unordnung geraten, sondern 
auch dem Vernehmen nach expost von Herrn Districts Controllern Suffrian gantz 
aufgeräumet worden" (zit. nach Schierholz 1952, 28 f.). Auf die mit Verweis auf 
das Gesetz begründete Ablehnung der Steuerbegünstigung durch den Unterpräfek- 
ten reagierte Schrewe, unterstützt durch den Stadtdirektor, mit einer erneuten Ein- 
gabe dieses Inhalts. Die Sache ging schließlich über den Präfekten Delius des We- 
ser-Departements in Osnabrück an den Finanzminister nach Kassel; der weitere 
Fortgang ist nach Schierholz (ebd.) aus den städtischen Akten nicht zu erschließen. 

Von geringerer Bedeutung war die Bitte von Schrewe an den Magistrat von 
Herford um die Überlassung von Steinen für ein Bauwerk. Schrewe hatte das ehe- 
malige, nach der Säkularisation 1803 an den preußischen Staat gekommene Abtei- 
gebäude erworben, in dem er eine Baumwollspinnerei unterzubringen gedachte. Um 
die nötige Wasserkraft für den Antrieb der Maschinen zu erhalten, gedachte er, 
von der Werre zur Aa einen unterirdischen Kanal anzulegen. Dafür waren also die 
Steine erforderlich, wofür der Magistrat erst die Erlaubnis des Unterpräfekten 
Bernuth in Bielefeld einholte. Dieser zeigte sich einverstanden, auch was den Bruch 
von Steinen im "fiskalischen Wald" anbetraf, wozu der Forst-Brigadier Gregorius 
hinzugezogen werden solle. (Schierholz 1952, 29 f.) 
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Daß bei der Gewerbeförderung nicht ausschließlich der Unternehmer die aktive 
und die Behörden die passive Rolle spielen, zeigte sich bei anderer Gelegenheit. 
Schierholz (1952, 30) schreibt: "Schrewe hatte durch seinen Unternehmungsgeist die 
Aufmerksamkeit amtlicher Stellen auf sich gelenkt. Der Präfekt des Fulda-Departe- 
ments teilt im Jahre 1810 dem Unterpräfekten in Bielefeld mit, daß die Absicht 
bestehe, im früheren bischöflichen Schloß Neuhaus bei Paderborn ein Zuchthaus 
einzurichten. Er weist darauf hin, daß, ähnlich wie in Herford, auch in Neuhaus 
die Strafgefangenen mit Spinnen beschäftigt werden sollen. Der Herforder Bürger- 
meister soll mit Schrewe verhandeln, ob er geneigt sei, auch in Neuhaus eine Spin- 
nerei anzulegen, es handele sich um die Beschäftigung von etwa 120 Personen. 
Schrewe erklärte, er sei "durch die in Rücksicht des hiesigen Zuchthauses einge- 
gangene Arbeitsentreprise in Verbindung mit dem Betrieb der von ihm angekauften 
ehemaligen Gebäude sehr erweiterten durch freiwillige Arbeiten betriebene Baum- 
wollgarn Manufaktur bereits so sehr beschäftigt, daß er es schon an sich für ihn 
nicht zuträglich finden könne, sich auf eine anderweite Entreprise dieser Art, be- 
sonders aber auf eine solche einzulassen, die auf einem von hier entfernten Orte 
stattfinden müßte und die von solcher Gestalt nicht so genau zu übersehen im 
stände sei, als erforderlich werde, um eine solche Unternehmung ohne Nachteile 
sollte betrieben werden können. " 

Im weiteren weist Schrewe auf die gegenwärtigen Probleme der Baumwollbeschaf- 
fung hin, die durch die Kriegsereignisse bzw. Handelsblockaden geschaffen worden 
seien. Außerdem sei auch der Absatz behindert. 

"Daher müsse er denn den in Ansehung der Beschäftigung der Züchtlinge in 
dem zu Neuhaus zu etablierenden Zuchthause gemachten Antrag unbedingt ab- 
lehnen, wess es ihm gleich sehr schmeichelhaft sei, daß man auch von auswär- 
tigen Behörden in seine Thätigkeit ein so großes Vertrauen setze, um hierunter 
auf ihn zu reflektieren." (zit nach Schierholz 1952, 31) 

Noch größere Schwierigkeiten aber schuf die Beendigung des Krieges für Schrewe. 
Die Konkurrenz der englischen Weber mit rd. 40 Prozent niedrigeren Preisen war 
so übermächtig, daß Schrewe seine Fabrik schließen mußte. Nach seinem Tod 1833 
wurde sein Vermögen versteigert 1 . 



1) Die umfängliche Konkursmasse offenbart den nicht geringen Reichtum dieses Frühkapitalisten. Es be- 
fanden sich darunter der oben erwähnte Kunstkanal, der ein 6 Fuß breites Kunstrad in Betrieb setzte mit 
der "angeschlossenen Baumwolle-, Spinn- und Weberei samt Wohn- und Wirtschaftsgebäuden, einer 
Orangerie, einem Schmiede-, Bade-, Pack- und Lagerhause, zwei geräumigen Hofplätzen, einem ... großen 
Blumen-, Obst- und Gemüsegarten nebst Bosquet und kleinem Garten, taxiert zu 18.701 Reichstaler". An 
anderer Stelle hatte Schrewe noch einige Mühlen besessen. (Schierholz 1952, 32). 
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4.8.2.2 Spinnerei Schönfeld, Stallforth & Co., Herford, 1834-1852 

Das frühere Gelände der Schreweschen Baumwollfabrik wurde 1834 von der Firma 
Schönfeld, Stallforth & Co. erworben, zu dem Zweck der Errichtung einer Heden- 
spinnerei 2 . Wie die Nachfahrin eines der Gründer, Emilie Schönfeld, in ihrer Dis- 
sertationsschrift eingehend beschreibt (Schönfeld 1929, 126-138) entwickelte sich 
das Unternehmen in enger Fühlungnahme mit der preußischen Verwaltung und 
unter Inanspruchnahme seiner Hilfen. Der Hauptinitiator Schönfeld wurde zu die- 
ser Idee einer maschinengetriebenen Hedenspinnerei wie viele andere Gründerper- 
sönlichkeiten der deutschen Industrialisierung durch einen 8jährigen Aufenthalt in 
England angeregt. Das Gesuch zur Errichtung hatte er zunächst an die Regierung 
seines Heimatlandes Lippe gerichtet, es war aber abgelehnt worden, weil sie, wie er 
konstatierte, "Fabrik- und Maschinenwesen für verderblich" (zit. nach Schönfeld 
1929, 127) hielt. Die Standortwahl fiel schließlich zugunsten Herfords aus, nachdem 
Schönfeld zuvor Kontakt mit dem Oberpräsidenten aufgenommen hatte. Ausschlag- 
gebend hierfür war das schon durch die Baumwollspinnerei geschulte Arbeitskraft- 
angebot, die vorhandene Wasserkraft, die gute Rohstoffzufuhr und die günstigen 
Verkaufs- und Versandbedingungen. Mit der mechanischen Spinnerei sollten hoch- 
qualitative Produkte, vergleichbar mit dem groben Bielefelder Leinen, erzeugt wer- 
den, nachdem bislang die Hede eher als wenig brauchbares Abfallprodukt angese- 
hen worden war. Schönfeld argumentierte damit auch gegen die Bedrohung der 
Textilhandarbeit, welche für jene von der fabrikindustriellen Produktion ausging: 
"Benachteiligen kann sie keinen außer dem Vorteil des bedeutenden Arbeitslohnes 
..." (zit. nach ebd., 128). 

Nach Schaffung verschiedener technischer Voraussetzungen: Verbreiterung eines 
Wasserkanals für die Kraftgewinnung, Installation einer Wasserturbine mit einer 
Leistung von 15 PS 3 und Aufstellung der englischen Feinspinn- und Hechelmaschi- 
nen konnte 1939 der Betrieb aufgenommen werden. 

Die Investitionen und eine unvorhergesehene Einbuße hatten die Kapitalkraft des 
Unternehmens geschwächt. Nachdem die Mindener Bezirksregierung, Oberpräsident 
Vincke und der örtliche Vertreter der staatlichen Verwaltung, der Herforder Land- 
rat v. Borries, ihm gegenüber grundsätzlich positiv eingestellt waren, ließen sich 
auch staatliche Stützungsgelder mobilisieren. So bewilligte das Ministerium zur Ma- 



2) Auch Wergspinnerei genannt; es handelt sich um die Verarbeitung von Bastfaser. 

3) Sie beruhte auf neuen technischen Entwicklungen und war die erste ihrer Art in Norddeutschland. 
Schönfeld hatte sie in Breslau gekauft, wohin er auf Anregung des Ministeriums für Handel und Gewerbe 
zur Orientierung gereist war. 
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schinenanschaffung eine Beihilfe von 6 000 Rtlr. 4 , außerdem wurde die zweijährige 
Anstellung eines 'Zöglings’ des Berliner Gewerbeinstituts finanziert. Weitere Hilfen 
für die Maschinenanschaffung steigerten die Subventionen bis 1843 auf 15 093 
Rtlr. Daneben versuchte die Regierung, regionale Kräfte zur Unterstützung des 
Herforder Unternehmens zu mobilisieren, indem sie zum einen dem Bielefelder 
Gnadenfonds finanzielle Hilfestellung nahelegte und zum anderen den Bielefelder 
Kaufleuten eine Beteiligung empfahl. Sie möchten "sich für dieses Unternehmen ... 
täglich interessieren ..., sei es durch Einlegung verzinslicher Fonds oder durch 
Teilnahme für gemeinschaftliche Rechnung" (zit. nach ebd., 132). Dank der Förde- 
rung von außen und seit Anfang der 50er Jahre im wesentlichen aus eigener Kraft 
erlebte das Unternehmen, wie die folgenden Zahlen zeigen, einen beträchtlichen 
Aufschwung. 



Tabelle (15): Entwicklung der Fa. Schönfeld, Stallforth & Co. 



Jahr 


Arbeiter 


verbrauchte 
Rohstoffe a 


1842 


100 


3 000 


1846 


116 


3 500 


1850 


154 


5 000 


1852 




7 000 


1860 




8 000 


1863 




18 000 


1864 


200 





a aus gedrückt in Zentner Werg und Flachs 



Quelle: Schönfeld 1929, 134 /.; bei den offengebliebenen Nennungen lagen keine 
Zahlen vor 



Zur Tabelle ist nachzutragen, daß sich die Arbeiterzahl überproportional aus ju- 
gendlichen Arbeitskräften, darunter vorwiegend weiblichen Geschlechts, zusam- 
mensetzte. So waren von 103 Arbeitern im Jahr 1844 9 Familienväter, 30 jugend- 
liche Arbeiter und 64 jugendliche Arbeiterinnen. Diese jungen Arbeitskräfte dürf- 
ten, wie in der vor- und frühindustriellen Zeit weit verbreitet, einen wesentlichen 
Beitrag zur Existenzsicherung ihrer Familien geleistet haben. 



4) In der Form, daß die vom Staat zur Verfügung gestellten Maschinen nach sechs Jahren in das Eigentum 
des Unternehmens übergehen sollten, sofern sie andauernd in Betrieb waren. Über diese Form der Verlei- 
hung und Übereignung von Maschinen, an der auch andere Unternehmen im Bielefelder Raum Teil hatten, 
wird ausführlich in Kap. 4. 2. 2.1 berichtet. 
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Soll man es als Nachhall merkantilistischer Auffassungen verstehen, daß die Regie- 
rung bestrebt war, die Weber vom Import englischer Garne unabhängiger zu ma- 
chen? Für dieses Ziel ließen sich auch evtl, näherliegende pragmatische Gründe 
finden. Jedenfalls erhob die Regierung seit etwa 1845 gegenüber Schönfeld, Stall- 
forth & Co. die Forderung, neben Werg auch Flachs zu verspinnen, um damit die 
Bielefelder Weber zu versorgen. Das Unternehmen aber entzog sich dem, da sich 
frühere Versuche wegen der hohen Flachspreise als unrentabel erwiesen hatten. 
Einen Ausweg sah Schönfeld wie andere deutsche Spinnereibesitzer darin, durch 
Schutzzölle das deutsche Garn konkurrenzfähig zu machen. Er richtete entspre- 
chende Gesuche an die Regierung, doch im deutschen Zollverein setzte sich die 
Schutzzölle ablehnende Haltung durch. 

Als Bielefeld mit der Gründung der Spinnerei der Gebrüder Bozi 1852 zum Schau- 
platz einer durch das Kaufmannskapital massiv vorangetriebenen Industrialisierung 
des Leinengewerbes geworden war, nahm das Interesse der Regierung an dem Her- 
forder Unternehmen ab. Der Herforder Landrat sah darin einen "Mangel einer ge- 
hörigen Fürsorge für die hiesigen industriellen Verhältnisse" (zit. nach ebd., 132). 
In den Genuß staatlicher Spindelprämien konnte Schönfeld, Stallforth & Co. nicht 
mehr kommen, da ihre Vergabe 1851 an die Bedingung geknüpft worden war, daß 
mindestens 1 000 Spindeln für Flachs einzurichten seien. 

Hervorzuheben ist, wie ausführlich sich die Verwaltung, als das Unternehmen noch 
Unterstützung erhielt, über dessen Verhältnisse erkundigte. Auch die persönliche 
Eignung Schönfelds nahm die Regierung ins Visier, wie aus einem 1943 geschrie- 
benen Brief an den Oberpräsidenten hervorgeht: 

"Wir erlauben uns zu wiederholen, daß uns der erste Associe und Disponent 
der Fabrik Schönfeld durch Einsicht, rastlose Tätigkeit, Beharrlichkeit und 
Resignation vorzugsweise zur Leitung eines ausgedehnten derartigen Unterneh- 
mens, welches für unsere Gegend ein immer dringenderes und mehr ausschrei- 
tendes Bedürfnis wird, geeignet erscheint." (zit. nach Schönfeld 1929, 132, 
Fußnote 2) 

Wie dann auch aus der Fortführung der ganz auf die Region zugeschnittenen Indu- 
striepolitik der Regierung deutlich wird, besaß sie offenkundig noch das Selbstver- 
ständnis eines die Wirtschaft mit sanfter aber bestimmender Hand führenden Or- 
gans. Daß Schönfeld, Stallforth & Co. schließlich auch ohne staatliche Spindelprä- 
mien gut gefahren sind, macht zugleich die Grenzen des Verfahrens der positiven 
Anreize sichtbar. Dabei kam man nicht nur ’von oben’ ohne Vermittlung der sich 
erst nach und nach gründenden privatwirtschaftlichen Zusammenschlüsse aus, auch 
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die Unternehmer pflegten, waren sie nur bedeutend genug, den direkten Draht mit 
der Regierung. Schönfeld hatte sich so beispielsweise zur Zollpolitik geäußert. 

4.8.2.3 Hoffmann’s Stärkefabrik, Salzuflen, 1850-1900 

Es versteht sich von selbst, daß große Unternehmen einen anderen Aktionsradius 
entfalten und so auch andere politische Bezugspunkte und andere Formen der In- 
anspruchnahme staatlicher Leistungen bedingen. Das läßt sich gut anhand des 1850 
in Salzuflen gegründeten, später als Hoffman’s Stärkefabrik firmierenden Unter- 
nehmens nachvollziehen 5 . Es beschäftigte in Salzuflen bei vorübergehender Ein- 
schränkung durch die Folgen eines Großbrandes mehr als 1 000 Arbeiter und war 
damit der erste und und lange Zeit einzige Großbetrieb im Land Lippe. Um die 
Jahrhundertwende war es in der Produktion von Reisstärke in Europa führend (vgl. 
Tiemann 1929, 40). Im Lauf der Zeit expandierte es sowohl durch überörtliche 
Zweigbetriebe als auch durch zuliefernde Nebenbetriebe in Salzuflen selbst. Eine 
Pappenfabrik, eine Kistenfabrik und eine betriebseigene Gasanstalt seit den 1860er 
Jahren, die auch Teile von Salzuflen versorgte, sind u. a. zu nennen. Im Rahmen 
betrieblicher Sozialpolitik wurde Wohnraum für die teils von weither stammenden 
Arbeiter geschaffen - je ein Wohn- und ein Schlafraum für acht bis zehn Perso- 
nen -, eine Firmenkrankenkasse gegründet und ein Bade- und ein Krankenhaus 
gebaut, um nur einige der bis Anfang des 20. Jahrhunderts geschaffenen Einrich- 
tungen herauszugreifen. 

Wichtigster Adressat der unternehmerischen Anforderungen an den Staat wurde seit 
den 1860er Jahren die Regierung in Berlin, namentlich was die Zollpolitik anbe- 
langte. Als Einzelunternehmen und teils im Konzert mit den kartellmäßig verbun- 
denen Branchenunternehmen im Deutschen Reich wandte sich Hoffmann an Han- 
delsministerium und Reichstag, um zollbedingte Wettbewerbsvorteile der ausländi- 
schen Konkurrenten abzubauen. Dabei erwies sich die Umstellung in der Stärke- 
produktion von Weizen und Mais auf den zu importierenden Reis als komplizieren- 
der Faktor. Konnte Hoffmann noch 1869 eine Befreiung des zur Stärkeproduktion 
importierten Reis vom Zoll erreichen (vgl. Steinbach 1976, 104 f.), so stellte sich 
die Lage in den 1880er Jahren problematischer dar. Die Reichsverwaltung plante, 
den Zoll für Bruchreis von 1,20 Mark auf 2 Mark beträchtlich zu erhöhen und for- 
derte den Widerstand der Reisstärkehersteller, von denen die größten zehn sich in 
einem Kartell vereinigt hatten, heraus. Sie standen hier aber weniger in Konfronta- 
tion zur Bürokratie als zu den Großgrundbesitzern, welche die konkurrierende 
Weizenstärkenindustrie belieferten. Letztere konnten sich schließlich im Reichstag 



5) Die folgenden Ausführungen stützen sich, soweit nicht anders vermerkt, auf die ausführliche Darstellung 
in Steinbach 1976, 103-114. 
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unter Führung des Zentrumsabgeordneten und Besitzers eines Rittergutes, Freiherr 
Heeremann von Zuydwyk sowie des der Deutschen Reichspartei angehörenden 
Ökonomierates und Gutspächters Nobbe durchsetzen. Die Erhöhung des Zolls auf 
Reis fiel mit 1,20 auf 3 Mark schließlich noch drastischer aus als ursprünglich ge- 
plant (vgl. Steinbach 1976, 107 f.). 

Im Gegensatz zur relativen politischen Abstinenz des Firmengründers Eduard Salo- 
mon Hoffmann engagierte sich sein Nachfolger Salomon, 1887 bis 1894 bereits 
Prokurist der Firma, stärker landes- und kommunalpolitisch. Wie in vergleichbaren 
Fällen ließ sich die Größe der Unternehmung in einen bestimmenden Einfluß auf 
die örtliche Politik ummünzen. Leberecht Hoffmann, "der schließlich die Politik 
des Stadtrats bestimmte und mit Hilfe der Salzufler Lokalpresse und ihres Redak- 
teurs Ueckermann auch die Bevölkerung zu beeinflussen suchte" (Steinbach 1976, 
113), fand freilich auch Widerstand nicht zuletzt in den neu zugezogenen Gewerbe- 
treibenden. Nachdem Hoffmann darauf verzichtet hatte, die politische Kontroverse 
mit dem freisinnigen Reichstagsabgeordneten Neumann- Hofer in der zeitweilig 
auf gef lammten Härte fortzuführen, wuchs er mehr und mehr in die Rolle einer 
quasi über den 'Niederungen der Tagespolitik’ stehenden Respektsperson hinein, 
die über eine erhebliche ökonomische Machtfülle gebot. Sowohl die lippischen 
Konservativen als auch die Freisinnigen suchten seine Zustimmung (vgl. Steinbach 
1976, 113 f.). "Diese Reverenz aller Parteien dem reichsten und einkommensstärk- 
sten lippischen Großindutriellen gegenüber beweist, daß er in weiten Teilen der 
Bevölkerung, vor allem im mittelständischen Bürgertum, als einer der bedeutend- 
sten Meinungsführer betrachtet wurde, der nicht einmal die lippische Sozialdemo- 
kratie bekämpfte, die sich zu einem beträchtlichen Teil auf die Arbeiter der Stär- 
kefabrik stützte." (ebd, 114) 

Über die Beziehungen des Hoffmannschen Unternehmens zu der Landesregierung 
und den örtlichen Verwaltungen wurden wenige Fakten veröffentlicht. Eine direkte 
finanzielle Hilfe des lippischen Staates fand zumindest nicht in der Anfangsphase 
statt, nicht zuletzt, weil der Staat auf das Scheitern der subventionierten Textilfa- 
brik von Colbrunn mit Zurückhaltung reagierte. "Der Hoffmannschen Stärkefabrik 
gelang es trotz eines schnellen Aufschwungs nicht, 1851 zur Erweiterung ihres Be- 
triebskapitals ein Darlehen von 20 000 Reichtstalern von der Regierung bewilligt 
zu erhalten, da man trotz der besten Auskünfte in den Fabrikanlagen keine kassen- 
mäßige Sicherheit sah." (Tiemann 1929, 106) 

Im Zusammenhang einer die betrieblichen Belange nachhaltig berücksichtigenden 
Politik ist sicherlich auch der Eisenbahnanschluß 1880 einzuordnen. Hoffmann 
hatte sich an dem lippischen Eisenbahnprojekt mit 20 000 Talern beteiligt und da- 
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mit außer dem Werksanschluß auch die Möglichkeit erhalten, noch vor der offiziel- 
len Streckeneröffnung die Bahn bis Herford zu benutzen, indem er Pferde vor die 
Waggons spannen ließ (vgl. Steinbach 1976, 106 f.). 

4. 8. 2.4 Hillebrands Glashütten werk, Paderborn, 1928-1935 

Die Geschichte vergeblicher Stützungsmaßnahmen für ein in Zahlungsschwierigkei- 
ten geratenes Werk wird nachfolgend erzählt. Die Kommanditgesellschaft Hille- 
brands Glashüttenwerke in Paderborn, die Bier- und Weingläser, Kelche, Einmach- 
gläser sowie für den Export Bonbongläser produzierte, wandte sich im April 1928 
hilfesuchend an den Magistrat und die Stadtverordnetenversammlung. Das Unter- 
nehmen, das schon einmal während der Ruhrbesetzung zwischen 1924 und 1926 für 
40 Wochen hatte stillegen müssen, bat um eine Bürgschaft über 100 000 Reichs- 
mark, um mit einem Darlehen Finanzierungsschwierigkeiten aufgrund der geringen 
Kapitalausstattung überwinden zu können. Ansonsten sei man "evtl, gezwungen, 
unsern Betrieb still zu legen und (es) fielen dann die 110 - 120 Arbeiter und Ar- 
beiterinnen größtenteils der öffentlichen Fürsorge anheim." 6 Die Stadt kam dem 
Ersuchen mit einer Ausfallbürgschaft in der gewünschten Höhe nach und handelte 
dem Unternehmen im Gegenzug dafür die Verpflichtung ab, ein in seinem Besitz 
befindliches Grundstück zu dem günstigen Preis von maximal 5 RM pro Quadrat- 
meter zu verkaufen 7 . Letzteres benötigte die Stadt für die Anlage eines Betriebs- 
bahnhofes. 

Als diesselbe Firma 1930 erneut um städtische Untersuchung nachkam, begegnete 
ihr die Verwaltung mit größerer Skepsis. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
hatten sich sowohl zum Leidwesen der an Geldknappheit leidenden Kommunen als 
auch der meisten Branchen zu dieser Zeit erheblich verschlechtert. Einer der von 
der Firma für das Hilfeersuchen genannten Gründe waren Mehraufwendungen in- 
folge eines Brandes in Höhe von 40 000 RM. Hinzu kam die Forderung der Vor- 
lieferanten nach Vorauskasse, nachdem schon andere Firmen der Branche pleite ge- 
macht hatten. Um bei der Commerz- und Privatbank AG, Filiale Paderborn, einen 
Barkredit erhalten zu können, benötigte sie eine Ausbietungsgarantie auf ihre 
Grundschuld über 30 000 RM. Wiederum wurde auch auf die beschäftigungspoliti- 
sche Bedeutung des Unternehmens und die mögliche Belastung für die Arbeitslo- 



6) "Dringendes Gesuch" der Firma Hillebrands Glashüttenwerk Paderborn an den Magistrat und die Stadt- 
verordnetenvertretung der Stadt v. 11.4.1928; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

7) Magistratsbeschluß v. 15.5.1928; Stadtverordnetenversammlung-Beschluß v. 23.5.1928; weitere Schrift- 
stücke; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 
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senunterstützung im Falle der Schließung hingewiesen. 8 In einem Schreiben an die 
Stadtverordnetenversammlung legt der Magistrat die Problematik einer weiteren 
Hilfsmaßnahme dar. 

"Wir haben Herrn Hillebrand keinen Zweifel darüber gelassen, daß bei der 
zeitigen finanziellen Lage seinem Anträge sehr gewichtige Bedenken entgegen- 
ständen und daß ein etwaiger Genehmigungsbeschluß auf Grund besonderer 
ministerieller Vorschriften von der Kommunalaufsichtsbehörde ausdrücklich 
gutgeheißen werden müsse. Ob dies augenblicklich zu erreichen sein werde, 
erscheine uns äußerst fraglich. 

... bei aller Anerkennung der großen Bedeutung, die 130 Arbeiter der Firma 
nicht brotlos werden zu lassen, (haben wir) uns andererseits auch nicht die 
schweren Bedenken gegen den Antrag verhehlt." 9 

Der Magistrat erhielt von der Stadtverordnetenversammlung den erbetenen Prüf- 
auftrag, so daß er in Verbindung mit dem Finanzausschuß schließlich entscheiden 
könne 10 . Der Firmeninhaber Hillebrand war zuvor vom Magistrat um Rücksprache 
mit dem Arbeitsamt Paderborn gebeten worden, deren Stellungnahme die verhalten 
positive Beschlußfassung mitbeeinflußte. Es liege "in einem dringenden arbeits- 
marktpolitischen Interesse, nicht zuletzt für die Stadt Paderborn selbst, dass die 
gutgehende Firma existenzfähig bleibt." 11 

Die kaufmännische Begutachtung der Firma durch den ehemaligen Bankdirektor 
August Steudel enthielt sich direkter Wertungen, legte allerdings die finanziellen 
Engpässe offen. Nebenbei bemerkt wurde darin auch festgestellt, daß die Firma 
erst seit 1930 von einfacher auf doppelte Buchführung umgestellt hatte. 12 In diesem 
Zusammenhang ist auch erwähnenswert, daß die Firma vermutlich nur einen einzi- 
gen Vertreter in Hamburg beschäftigte und ansonsten die Geschäftsbeziehungen auf 
persönliche Bekanntschaften gründete 13 . Den technischen Bereich begutachtete auf 



8) Antrag von Hillebrand’s Glashüttenwerk an den Magistrat der Stadt Paderborn v. 7.2.1930; StA Pb, A 
III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

9) Sehr. d. Magistrats an die Stadtverordnetenversammlung v. 13.2.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands 
Glashüttenwerke. 

10) Beschluß der Stadtverordnetenversammlung v. 14.2.1939, Vermerk; StA Pb, A III 3974, Hillebrands 
Glashüttenwerke. 

11) Arbeitsamt Paderborn an den Magistrat, Sehr. v. 10.2.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüt- 
tenwerke. 

12) Bericht über die Buch- und Betriebs-Prüfung der Firma Hillebrands Glashüttenwerke am 13., 15. und 
16.3.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

13) Im Rahmen späterer Verkaufsverhandlungen von einem Interessenten, A. Tidow, nach Prüfung der Ab- 
nehmerverhältnisse geäußert. Sehr, an das städt. Grundstücks- und Vermögensamt v. 15.4.1934; StA Pb, A 
III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 
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Vorschlag des Bürgermeisters der Betriebsdirektor eines Glasherstellers in Brack- 
wede, Wilhelm Thon. Ein an die Handelskammer Arnsberg gerichtetes Ersuchen, 
einen infragekommenden Gutachter zu benennen, war ohne Ergebnis geblieben. 14 
Thon’s Erkenntnisse fielen durchweg positiv aus: 

Die "Betriebsmittel und Einrichtungen des Betriebes sind als gut zu bezeichnen. 
... Die Qualität des Fabrikats ... ist als gute Handelsware zu bezeichnen. ... Die 
Veredlungsmaschinen, wie Schleifeinrichtungen mit 14 Werkstellen, Abschleif- 
maschine, Verkollermaschine, Absprengmaschine, Verschmelzmaschinen und 
Sandstrahlgebläse etc. sind in gutem Zustand und kann mit diesen Maschinen 
gute Ware geliefert und rationell gearbeitet werden. ... 

Die Arbeiterschaft scheint ein gut eingearbeitetes Personal zu sein ... Es ist also 
mit diesen Leuten und der Einrichtung unbedingt ein Betrieb rationell zu be- 
wirtschaften." 

Es schließen sich betont positive Bemerkungen über den gegenwärtigen Umsatz, die 
Auftragslage und die sonstigen Einrichtungen des Betriebes, darunter Arbeiter- 
wohnhäuser mit insgesamt 25 Wohnungen, an. Die Konsequenz der technischen 
Gutachtens ist ermutigend: 

"Ich schließe mein Gutachten damit ab, daß das Werk günstig gelegen ist, vor- 
teilhafter als alle Konkurrenzhütten der Branche in Westfalen liegt und die Fa- 
brik nach den Einrichtungen und der Qualität der Ware zu urteilen, welche ich 
bei meiner Besichtigung vorfand, bestimmt lebensfähig ist und auch fach- 
männisch richtig geleitet wird." 15 

Kritische Einwände gegen die Bürgschaft finden sich in den Unterlagen kaum do- 
kumentiert. Der Finanzausschuß beschloß, eine Ausbietungsgarantie in Höhe von 
30 000 RM zu übernehmen. 16 Die Kommunalaufsichtsbehörde wurde offenbar 
nicht eingeschaltet. In einem handschriftlichen Vermerk ist im Stenogrammstil die 
Logik dieser Entscheidung festgehalten: 

"Wenn nicht kreditiert, dann zieht Bank zurück; zieht Bank zurück, dann Ar- 
beitslosigkeit. Erwerbslose Arbeiter belasten Wohlfahrt. Höherer Wert (wie 135 
000 RM Garantie) durch Grundbesitz gedeckt." 17 



14) Vermerke v. 12. u. 13.3.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

15) Gutachten v. Wilhelm Thon, an den Magistrat von Paderborn m. Sehr. v. 17.4.1930 gerichtet; StA Pb, 
A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

16) Vermerk Über Beschluß v. 25.3.1920; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

17) Vermerk ohne namentliche Zeichnung, vermutlich Ende März 1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands 
Glashüttenwerke. 
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Die beiden Bürgschaftsübernahmen waren nicht die einzigen Fördermaßnahmen für 
dieses Unternehmen gewesen. Die Stadt hatte bislang auch zugestanden, daß die 
Gemeindesteuern in Raten beglichen wurden 18 . Trotzdem konnte Hillebrand seine 
Liquiditätsschwierigkeiten nicht überwinden. Andere Glashütten in der Region hat- 
ten schließen müssen, ohne daß er Vorteile aus dem Ausfall dieser Konkurrenten 
ziehen konnte. Im Herbst 1930 leiteten Pfändungsverfahren das Ende seines Glas- 
hüttenwerks ein. 19 Dabei zog die Stadt zunächst den kürzeren, weil Hillebrand zu- 
vor eine sogenannte Sicherungs-Übereignung an einen Geschäftspartner vorgenom- 
men hatte, um von diesem Kredit zu erhalten 20 . In einem streng vertraulichen Be- 
richt an den Magistrat bezeichnete der ehemalige Gutachter Steudel die inneren 
Verhältnisse der Firma als sehr gefährdet 21 . Eine Bilanz der Schuldensituation er- 
gab u. a. erhebliche Verluste im Auslandsgeschäft 22 . Auf Beschluß der Stadtverord- 
netenversammlung wurde schließlich der Magistrat ermächtigt, Antrag auf Zwangs- 
versteigerung und Zwangsverwaltung zu stellen. Zur Abwicklung der Geschäfte der 
mittlerweile stillgelegten Firma wurde der vormalige Gutachter Steudel berufen. 23 

Im März 1931 übernahm die Stadt Paderborn, mit einem Bargebot von 110 000 RM 
als Meistbietende der Versteigerung 24 , das Glashüttenwerk Hillebrandt 25 . Dabei 
kam ihr ein günstiger Kredit der Stadtparkasse 26 und eine Befreiung von der 
Grunderwerbssteuer durch den Kreisausschuß 27 zugute. In den folgenden Jahren 
konzentrierte sich die Stadtverwaltung darauf, möglichst geeignete und zahlungs- 
kräftige Bewerber für einen Kauf der Fabrik zu finden. Der Magistrat hatte be- 
schlossen, nur die Selbstkosten als Preis zu fordern, wenn der Betrieb wiederauf ge- 
nommen würde. Um zu einer realistischen Wertschätzung der Anlage zu gelangen, 
sollte das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit (RKW) herangezogen werden. 



18) dgl.; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

19) Diverse Schriftstücke in StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

20) Bericht der Kämmereikasse an den Magistrat v. 23.10.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüt- 
tenwerke. 

21) Sehr, an das Grundstücks- und Vermögensamt der Stadt v. 3.12.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands 
G 1 ashütten werke . 

22) Aufstellung von Steudel für den Magistrat v. 10.12.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashütten- 
werke. 

23) Beschluß v. 12.12.1930; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

24) Beschluß des preußischen Amtsgerichts zu Paderborn v. 25.2.1931; StA Pb, A III 3975, Städtisches 
Glashüttenwerk. 

25) Sehr. Magistrat an die Stadtverordnetenversammlung v. 13.3.1931; StA Pb, A III 3974, Hillebrands 
Glashüttenwerke. 

26) Maximal 18 000 RM zu 8 % verzinst; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

27) Gemäß § 14 G.E.St-G. laut Sehr, des Kreisausschusses an das Grundstücksamt Paderborn v. 22.9.1931; 
StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 
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das jedoch bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht mit der Glasbranche befaßt war 
und daher keine Stellungnahme abgeben konnte 28 . 

Unter den verschiedenen Alternativen zum Verkauf und zur Wiederingangsetzung 
der Glashüttenwerks sind zwei ausführlicher dokumentiert. Bei der ersten handelt 
es sich um eine Gruppe ehemaliger Glasmacher und anderer Mitarbeiter der Fa- 
brik 29 , die im November 1933 an den Magistrat der Stadt herantrat mit dem Ziel, 
eine Wiederaufnahme der Produktion zu erreichen. 

"Die hiesige im Besitz der Stadt Paderborn befindliche Glashütte liegt seit De- 
zember 1930 still. Die damals beschäftigten Glasmacher und Fachleute mußten 
vom Wohlfahrtsamt unterhalten werden. Auch mußte die Stadt Paderborn für 
obengenannte Leute Mieten usw. übernehmen. Im Rahmen des Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramm entschloß sich obengenannte Arbeiterschaft zur Gründung 
einer Interessengemeinschaft, um den Betrieb wieder zu eröffnen." 30 

Das Schreiben mit Datum vom 4.11.1933 schloß mit "Heil Hitler". Um einen Kre- 
ditantrag bei der Bank für Deutsche Industrieobligationen stellen zu können, bat 
die Interessengemeinschaft darin um eine Bürgschaftsübernahme der Stadt, die sie 
jedoch zunächst an die Arbeitsfront weiterverwies 31 . Neben der Finanzierung war 
auch die Frage der Unternehmensleitung zu klären. Nachdem die Stadt über einen 
von der Interessengemeinschaft (die der Arbeitsfront im übrigen eng verbunden 
war) vorgeschlagenen Betriebsleiter Erkundigungen eingeholt hatte 32 , die insgesamt 
befriedigend ausfielen, verlagerte sich das Schwergewicht der Bemühungen auf die 
Finanzierungen. Neben einem Eigenanteil der Interessengemeinschaft ging es vor 
allem um Bankkredite, wobei die Bank für deutsche Industrie-Obligationen eine 
ergänzende Beteiligung eines örtlichen Kreditinstitutes verlangte 33 . Die Stadt selbst 
wollte, aus den Erfahrungen klug geworden, "weder eine dingliche Sicherung noch 



28) RKW an Magistrat v. 7.9.1933; StA Pb, A III 3975, Städtisches Glashüttenwerk. 

29) Lt. Aufstellung der Interessengemeinschaft v. 4.11.1933 gehörten ihr ein kaufmännischer Angestellter 
als Geschäftsführer, zwei Büroangestellte, 1 Packer, 1 Heizer, 3 Schürer und Schmelzer, 1 Schleifereiführer, 
5 Schleifereigehilfen, 30 Glasmacher und 3 Verschmelzer an. StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashütten- 
werke. 

30) Sehr. v. 4.11.1933; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

31) Magistratsbeschluß v. 7,11.1933; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

32) Die städtische Sparkasse Paderborn holte die personenbezogene Auskunft beim Verein Creditreform ein 
und stellte nach Eingang am 3.2.1934 die Gebühr von RM 3,- der Stadt in Rechnung. StA Pb, A III 3974, 
Hillebrands Glashüttenwerke. 

33) Sehr, an das städt. Grundstücks- und Vermögensamt v. 10.3.1934; StA Pb, A III 3974, Hillebrands 
Glashüttenwerke. 
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eine Bürgschaft" übernehmen 34 . Am Ende zerschlug sich der Plan der Interessenge- 
meinschaft, nachdem die erforderlichen Mittel und Sicherheiten offenbar nicht 
aufgebracht werden konnten und sich der als Betriebsleiter vorgesehene A. Tidow 
von der Sache zurückgezogen hatte 35 . 

Seit Anfang 1931 führte die Stadt auch Verhandlungen über den Verkauf des Glas- 
hüttenwerks mit dem Kölner Bankier Josef Morschbach 36 . Sein Interesse an dem 
Objekt hing auch mit seiner Beteiligung an der "Gewerkschaft Vereinigte Hohlglas- 
hütten" zusammen, in deren Auftrag er Anfang 1933 der Stadt ein Pachtangebot 
einschließlich Wiederingangsetzung machte. In den Konditionen wurde eine massive 
Beteiligung der Stadt verlangt: Ein Zuschuß von 20 000 RM, ein Darlehen von 
50 000 durch die Sparkasse und ein Ankaufsrecht. (Bemerkenswert ist, daß die 
Forderung nach einem Sparkassendarlehen direkt an die Stadt gerichtet wurde.) 
Außerdem: "Die Vereinigten Hohlglashütten halten es für selbstverständlich, dass 
für die erste Zeit der Inbetriebsetzung die Stadt Arbeitskräfte zum Teil unentgelt- 
lich zur Verfügung stellen wird, im Zusammenhang mit der jetzigen Ankurbe- 
lungstendenz der Regierung, Länder und Kommunen." 37 

Die Verkaufsverhandlungen blieben erst einmal im Sande stecken, ohne daß jedoch 
die Kontakte abgebrochen wurden. Offenbar von der Ernsthaftigkeit der Kaufab- 
sichten Morschbachs überzeugt, vergewisserte sich die Stadtverwaltung Anfang 
1934 seiner Religionszugehörigkeit. Möglicherweise war er, dessen Bankkontor aus 
dem früheren Kölner Bankhaus Marx hervorgegangen war 38 , als Jude verdächtigt 
worden. "In einer dienstlichen Angelegenheit werden die genauen Personalien, ins- 
besondere die Konfession ... für die hiesige Stadtverwaltung gebraucht." Er war 
katholisch 39 . Doch trotz dieses weder im Deutschen Reich und schon gar nicht in 
Paderborn hinderlichen Tatbestands kam es letzten Endes nicht zu einem Vertrags- 
abschluß. Ende 1933 inserierte die Stadt das Grundstück samt Gebäuden als Indu- 



34) Sehr, an den von der Interessengemeinschaft als zukünftigen Betriebsleiter ins Spiel gebrachten A. Ti- 
dow, Entwurf v. 28.2.1934; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

35) Sehr. d. ehern. Vertreters der Firma, Schräder, an das städt. Grundstücks- und Vermögensamt v. 
28.5.1934; StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 

36) Diverse Schriftstücke in StA Pb, A III 3974, Hillebrands Glashütten werke und StA Pb, A III 3975, 
Städtisches Glashüttenwerk. 

37) Morschbach an den Magistrat v. 9.1.1933; StA Pb, A III 3975, Städtisches Glashüttenwerk. 

38) Auskunft d. Vereins Creditreform v. 9.3.1931; StA Pb, A III 3975, Städtisches Glashütten werk. 

39) Auskunftsersuchen an das Einwohnermeldeamt Köln v. 14.4.1934 und Antwort v. 18.4.1934; StA Pb, A 
III 3974, Hillebrands Glashüttenwerke. 
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striegelände. 40 Anfang 1935 wurde das Inventar an Maschinen, Rohstoffen und 
Waren veräußert 41 . 

Die (weit-) wirtschaftlichen Rahmenbedingungen schränkten sowohl direkt die 
Chancen der Glashütte als auch indirekt, vermittelt über die öffentliche Finanzlage, 
die Möglichkeiten zu öffentlichen Stützungsmaßnahmen ein. Die Spielräume der 
Stadtverwaltung, Alternativen für den Verbleib der Glashütte und die Beschäfti- 
gung der entlassenen Arbeiter zu kreieren, tendierten mangels Ressourcen gegen 
Null. Daher konnten die Verhandlungen mit den Interessenten an der Hütte, die in 
entscheidenden Dingen stets durch den Bürgermeister De Voys selbst geführt wur- 
den, praktisch nur passiv, in Reaktion auf die herangetragenen Vorschläge geführt 
werden. Führt man diese pragmatische Perspektive noch konkreter aus, so dürfte 
wohl die Einschätzung zutreffen, daß der Stadt am Ende nichts anderes übrig ge- 
blieben ist, als wenigstens den Materialwert der Hütte zu realisieren. Nur in der 
Frage der Gutachten aus dem Jahr 1930, die den zweiten Bürgschaftsantrag des 
Unternehmens zum Gegenstand hatten, lassen sich anhand der Unterlagen Ent- 
scheidungsmängel feststellen. Trotz der seinerzeitigen anfänglichen Bedenken folgte 
man den neutralen bzw. positiven Aussagen der Gutachten nahezu kritiklos, so daß 
die Vermutung nicht ganz abwegig ist, daß die positive Entscheidung über den 
Bürgschaftsantrag von vornherein feststand und die Gutachten nur zur Legitimation 
in Auftrag gegeben worden waren. Immerhin ließ die Verwaltung nach dem Schei- 
tern des Unternehmens u. a. in diversen Auskunfts- und Beratungsersuchen durch- 
aus die nötige Sorgfalt erkennen. 



40) Diverse Unterlagen in StA Pb, A III 3975, Städtisches Glashütten werk. 

41) Ebd. 




4.9 ANSIEDLUNGSFÖRDERUNG 



4.9.1 Einführung 

4.9. 1 . 1 Bündelung unterschiedlicher Förderungsinstrumente 

Unter Ansiedlungsförderung seien hier jene Maßnahmen verstanden, die schwer- 
punktmäßig die An- und Umsiedlung von Unternehmen einschließlich ihrer Neu- 
gründung 1 zum Gegenstand haben. Dieses Politikfeld ist damit heute vornehmlich 
kommunalpolitisch verortet. Es handelt sich um einen Querschnittsbereich, der die 
in 4.1 bis 4.5 systematisch behandelten Intrumente einschließt: 

- Finanzielle Förderung: Darunter fallen im Ansiedlungszusammenhang etwa die 
Vermittlung von Existenzgründungsdarlehen und, wichtiger noch, die subventio- 
nierte Erschließung und Vergabe von gewerblichen Grundstücken. 

- Materielle Förderung: Diese betrifft öffentliche Leistungen, die in stofflicher 
Form erbracht werden, beispielsweise Nutzungsrechte an Industriebrachen wie 
gemeindlich aufgekauften, stillgelegten Produktionsanlagen, die Erbringung von 
Dienstleistungen (Schreibbüros, Kommunikationsdienstleistungen) in Technolo- 
giezentren oder zur gewerblichen Nutzung vorgehaltene Räumlichkeiten wie Ge- 
werbehöfe. Letztere Form der Standortgemeinschaften besitzen in den österrei- 
chischen Werkstättenhöfen , die Peters (1916, 69 f.) beschrieben hat, einen histo- 
rischen Vorläufer, in dem sich staatliches und kommunales Engagement ver- 
einigten 2 . 

- Organisatorische Förderung: Die Tätigkeit beispielsweise von lokal/regionalen 
Fachverbänden, die sich um eine branchenspezifische Bodenbevorratungspolitik 
bemühen, mag hier subsumiert werden. 

- Informationsverbesserung: In dieser Hinsicht sind etwa öffentlich unterstützte 
Werbegemeinschaften zur Standortimagepflege oder Informationssysteme über 
belegbare Gewerbeflächen einschlägig. 

- Förderung auf rechtlichem Gebiet: Bei gewerblichen Ansiedlungen sind mehrere 
Rechtsbestände tangiert, bei denen untere Verwaltungen involviert sind. Hervor- 
zuheben ist heute insbesondere die Bauleitplanung. 



1) Es erscheint wenig sinnvoll, zwischen industriepolitischen Maßnahmen, die auf neu anzusiedelnde und 
solche, die auf bereits vorhandene Unternehmen zielen, zu unterscheiden (vgl. Jürgensen 1975, 288 f.), da 
dies hinsichtlich der Instrumente kein trennscharfes Kriterium darstellt. 

2) Das Grundstück stellte in einem konkreten Fall die Stadt Wien kostenlos zur Verfügung, das Finanzmi- 
nisterium garantierte die Verzinsung des Baukapitals und die Verwaltung besorgte ein aus staatlichen und 
Stadtvertretern gemischtes Kuratorium. 
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Die Ausweisung von Gewerbeflächen und ihre subventionierte Vergabe stellen 
Kernbestände der Industrieansiedlungspolitik dar. Darauf ist im folgenden noch 
einzugehen. 

4.9. 1.2 Bedingungen und Motive historisch gesehen 

Als wesentliche Faktoren der Industrieansiedlung nennt der Deutsche Industrie- 
und Handelstag (DIHT 1967, 7) die gemeindliche Bauleitplanung, das vorhandene 
Arbeitskräftereservoir , das Verkehrsnetz , Ver- und Entsorgungseinrichtungen sowie 
kulturelle Einrichtungen. Diese Bedingungen sind im historischen Zeitablauf in un- 
terschiedlicher Weise gegeben. Zur Zeit der beginnenden Industrialisierung waren 
spezifische Ansiedlungshemmnisse ordnungspolitischer Natur gegeben. Dazu zählen 
das Konzessions- und Privilegienwesen wie auch zünftige Regelungen lokaler 
Märkte, die noch im 19. Jahrhundert in manchen Städten einzelne Gewerbe vor 
neuen Konkurrenten schützten. Ein liberalistisch gesonnener Zeitgenosse, der Ad- 
vokat Gans aus Celle, verwies solche Hemmnisse in die Vergangenheit: " Zünfte und 
Gilden gehören einer vergangenen Zeit an, die, dafür sei Gott gedankt, nimmer 
wieder entstehen wird." (Gans 1831, 14) Leider seien aber die Magistrate noch 
nicht allgemein zu der Erkenntnis vorangeschritten, daß sich ihre Tätigkeit am 
Wohl des freien Gewerbes auszurichten habe: 

"Die erste und nächste dieser Quellen (für die Lähmung des Gewerbefleißes; 
Anm. d. Verf.) hat ihren Ursprung in den Städten selbst , und sie wird gebildet 
durch einen Zusammenfluß von Erscheinungen, die in der ersten derselben 
ihre wahrhafte ursächliche Begründung finden, nämlich die Unterdrückung ei- 
ner jeglichen freien, kräftigen Entwickelung städtischer Verfassung und Lebens 
durch die Magisträte." (ebd., 18) 

Was hier an zeitlich bedingten Verzögerungsfaktoren für die Herausbildung städti- 
scher industrieller Agglomerationen hervorscheint, läßt sich in den geschichtswis- 
senschaftlichen Ansatz der Protoindustrialisierung integrieren (vgl. auch Kap. 3.1), 
welcher die Phase der Gewerbeansiedlungen auf dem Lande vor der 'eigentlichen’ 
Industrialisierung thematisiert. Kriedte (1982) weist nachdrücklich auf das Phäno- 
men hin, daß die im Mittelalter entstandenen großen Exportgewerbestädte teils 
über mehrere Jahrhunderte hin ihre Größe kaum veränderten, indes die gewerbli- 
che Warenproduktion Standorte auf dem Lande fand und ausweitete. Er nennt drei 
Ursachen: Das quantitativ beschränkte und vergleichsweise teuere städtische Ar- 
beitsangebot, zum weiteren die geringe Angebotselastizität der städtischen Wirt- 
schaft bei wachsendem Welthandel und schließlich Schranken, die das Zunftsystem 
der städtischen Standortausweitung anlegte. Es bildete sich durch die Verlagerung 
von Teilproduktionen etwa in die hausindustrielle Fertigung ein Unterordnungsver- 
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hältnis heraus, so typischerweise auf dem Textilgebiet, wo in den Dörfern im Ver- 
lagswesen Garn gesponnen wurde, das in den Städten zu Tuch weiterverarbeitet 
wurde. Solche Verhältnisse finden wir in Ostwestfalen-Lippe in der Stellung Biele- 
felds und seiner Kaufmannschaft zu seiner Umgebung vor. Der Stadtdirektor Cons- 
bruch schrieb 1794 über die billigen ländlichen Arbeitskräfte: Sie "nähren sich 
größtenteils von eigenem Zuwachs ihrer Erzeugnisse und können solchergestalt bei 
der minder kostbaren Beschaffenheit ihres ländlichen Unterhalts die Weberei wohl- 
feiler beschicken und ihre Fabrikate in niedrigem Preisen zum Verkauf liefern als 
die städtischen Weber." 3 

Die genannten ökonomischen und sozialstrukturellen Aspekte zeigen, daß die An- 
siedlung von Gewerbe an städtischen Standorten keineswegs als eindeutige Notwen- 
digkeit vorausgesetzt werden kann, sondern erst im Prozess verschiedener Neuerun- 
gen, neben anderem der Auflösung des Zunftwesens, zum Typus industrieller Ag- 
glomeration schlechthin avancierte. Es lassen sich noch weitere Bedingungen der 
Standortwahl historisieren: 

- Neue Techniken im Transportwesen, so mit überragender Bedeutung die Eisen- 
bahnen, sorgten dafür, daß abseits von natürlichen Verbindungen liegende 
Standorte eine exportorientierte Massenproduktion aufnehmen konnten. 

- Neue Energietechnologien, so namentlich die Dampfkraft und später die elektri- 
sche Energie, boten die Voraussetzungen für eine von ’natürlichen’ Energieträ- 
gern wie Wasserkraft unabhängige Standortwahl. 

- Das Angebot an Flächen, die zur Gewerbeansiedlung erschlossen und genutzt 
werden können, hat sich im Laufe der Zeit naturgemäß verringert bzw. tritt in 
Konkurrenz mit anderen Nutzungswünschen (z. B. Wohnen, Freizeit) oder öko- 
logisch begründeten Nutzungsausschlüssen. 

- Die Nachfrage nach Flächen ist von wirtschaftlichen Konjunktur- und Struktur- 
faktoren (dem Flächenbedarf bestimmter Branchen) abhängig und damit im hi- 
storischen Wandel begriffen. 

Zusammenfassend können wir annehmen, daß mit wenigen Ausnahmen die Städte 
erst im Laufe des 19. Jahrhunderts zu den wichtigsten Ansprechpartnern für an- 
siedlungswillige Unternehmen wurden. 



3) Zitiert nach Kriedte (1982, 28). Die Ausbeutung der ländlichen Hausindustrie ist auch noch im letzten 
Drittel des 19. Jahrhunderts zu finden (vgl. Kapital 4.1.2.10). 
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4.9. 1.3 Ansiedlungskonkurrenz 

Hinweise auf eine Konkurrenz der Kommunen um die Ansiedlung gewerblicher 
Betriebe finden sich, der Sachlage entsprechend, schon relativ früh. Gründe hierfür 
liegen sowohl in fiskalische Motiven als auch in der allgemeinen und gruppenspezi- 
fischen Wohlfahrtsförderung 4 . Daneben sind stets auch gegenläufige Motive zur 
Ansiedlung zu beachten, wie sie zuvor in historischer Hinsicht benannt wurden 
oder wie sie in spezifischen Gruppeninteressen angelegt 5 sind. 

Gegen eine forcierte Ansiedlungsförderung der Gemeinden wurden durch die zen- 
trale politische und Verwaltungsführung immer wieder Bedenken vorgetragen. Sie 
seien ordnungspolitisch schädlich weil wettbewerbsverzerrend, liefen den überört- 
lichen Raumordnungs- und Regionalentwicklungsplänen zuwider und seien ggf., 
vom juristischen Standpunkt aus betrachtet, nicht in Einklang mit der gegebenen, 
gleichwohl nicht unbeschränkten kommunalen Selbstverwaltung zu bringen. Ohne 
die genannten Punkte hier ausführlich thematisieren zu können, seien doch zur Do- 
kumentation einige Stellungnahmen zur kommunalen Ansiedlungspolitik zitiert: 

Aus einer vertraulich genannten Mitteilung des Nachrichtendienstes des Deutschen 
Gemeindetages vom 5.12.1942, Ausgabe Nr. 20, geht hervor, daß z.Zt. ein Verlag 
ein Firmenhandbuch plane, in dem Gemeinden zur Niederlassungswerbung aufge- 
fordert werden. "Solche Anzeigen sind unerwünscht, weil sie im Gegensatz zu der 
wiederholt mitgeteilten Auffassung des Leiters der Reichsstelle für Raumordnung 
stehen, wonach es den Zielen der Reichsplanung und Raumordnung widerspräche, 
wenn einzelne Gemeinden durch Werbeschreiben oder Zeitungsanzeigen versuchten, 
die Neuansiedlung oder Verlagerung von Industriebetrieben zu veranlassen. Über- 
dies würde dadurch ein ungesunder Wettbewerb zwischen Gemeinden gefördert 
werden." 6 

Zum selben Thema hatte sich das Handels- und Gewerbeministerium schon 1930 
geäußert. Zwar wird die Intention von Fördermaßnahmen, Arbeitsplätze zu schaf- 
fen und Steuerquellen zu erschließen, ausdrücklich gelobt, jedoch die durch die 
Subventionen bedingte Marktverzerrung dagegengehalten. "Solche Vorteile bestan- 
den insbesondre in unentgeltlicher Überlassung von Industriegelände, in der verbil- 
ligten Belieferung mit Gas, Licht und Kraft und vor allem in einer Ermäßigung 



4) Vgl. hierzu die allgemeinen Erläuterungen in Kapitel 2) und zum fiskalischen Aspekt unter 4.1.1. 

5) Vgl. beispielhaft Kap. 4.9.2.14. 

6) Enthalten in StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 
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der Realsteuern auf Grund von Steuervereinbarungen." 7 Darüber hinaus wird auf 
die nationale Schädlichkeit von Subventionen dieser Art insbes. für ausländische 
Unternehmen hingewiesen: 

"Die Kommunen haben als öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaften die Pflicht, 
ihr eigenes, in diesem Falle oft mißverstandenes Interesse hinter dem All- 
gemeininteresse zurücktreten zu lassen, zumal eine Schädigung der Allgemeinwirt- 
schaft sich auch für sie ungünstig auswirken wird." 8 Noch deutlicher wurde der 
Präsident des Deutschen Städtetages, der in einem Rundschreiben an die Mitglied- 
städte vom 22. 3. 1930 9 dazu aufforderte, nationale vor lokale Interessen zu stellen. 
Es solle 

"mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten der deutschen Wirtschaft streng darauf 
geachtet werden, daß ausländischen Unternehmungen bei der Errichtung einer 
Niederlassung im Inland äußerstenfalls nur diejenigen Vorteile eingeräumt 
werden, die bei dem Entstehen neuer Niederlassungen deutschen Unterneh- 
mungen von der betreffenden Stadt eingeräumt werden. Eine Benachteiligung 
der deutschen Wirtschaft durch bevorzugte Niederlassungsbedingungen zugun- 
sten ausländischer Unternehmungen darf nicht erfolgen." 

Überbietungskonkurrenz im Falle einer französischen Firma wird erwähnt, die die 
Städte zu Bewerbungen um ihre Niederlassungen aufgefordert hatte. Es seien hun- 
derte von Angeboten deutscher Gemeinden eingegangen, "so daß der deutsche Bot- 
schafter in Paris sich veranlaßt gesehen hat, Vorstellungen im Auswärtigen Amt zu 
erheben." 10 

4.9.2 Historische Fallstudien 11 

4.9.2. 1 Hempelmann, Lohmühle, Lemgo, 1814 

Um mit negativer Förderung zu beginnen: Oft verhinderten die spezifischen Gege- 
benheiten vor Ort öffentliche Unterstützung für Ansiedlungsvorhaben. Beispiels- 
weise wurde der Antrag der Gebrüder Hempelmann in Lemgo im Jahre 1814, eine 
Lohmühle zu errichten, wegen der Beschaffenheit der Örtlichkeiten abgelehnt. Die 
Antragsteller hatten bereits eine Abmachung mit der Zeugmachergilde von Lemgo 

7) Stellungnahme des Ministers für Handel und Gewerbe v. 4.4.1930 (Sonderabdruck aus dem Ministerial- 
blatt der Handels- und Gewerbeverwaltung). 

8) Ebd. 

9) Akz. III 148/30; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 

10) Enthalten in StA Pb, A 4164, Industrie-Gelände-Bewerber. 

11) Weitere Hinweise auf Ansiedlungsförderung finden sich in der Fallstudie 4. 5. 2. 4. 
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getroffen, auf deren Grund die Anlage zu errichten 12 . Da sie an einem fließenden 
Gewässer liegen würde und bis zu drei Stunden Wasser aufgestaut werden müsse, 
sei sie "sehr nachtheilig" für die unterhalb befindlichen Anlieger, beschied die 
fürstliche Regierung auf Empfehlung der Rentkammer. 13 Diese hatte allerdings 
selbst vor, eine Lohmühle in Lemgo zu errichten. So handelte es sich vielleicht 
auch darum, einen unerwünschten Konkurrenten aus dem Feld zu schlagen. 

4.9.2.2 Flake, Messerfabrik, Schieder, 1816 

Anfang 1816 bewarb sich der Mitpächter einer Messerfabrik in Pyrmont, August 
Flake, um die Erlaubnis, eine solche Anlage in Schieder anlegen zu dürfen 14 . Das 
Gesuch wurde umgehend an das Amt Schieder weitergeleitet mit dem Auftrag, 
über die Qualifikation des Antragstellers Näheres in Erfahrung zu bringen 15 . Im 
weiteren Verlauf wurden Erkundigungen über Qualifikation und Vermögensstand 
eingeholt. Die einleitenden Sätze in der Stellungnahme des Amtes Schieder zu dem 
Ansiedlungsgesuch lesen sich wie Merkantilismustheorie für den Alltagsgebrauch: 

"Fabriken und Manufakturen, welche ihr Product wohlfeiler, oder wenigstens 
eben so billig, als das Ausland liefern können, welche also nazionalökonomi- 
stisch produzieren, erhöhen den Wohlstand, und sind deswegen ein Gegen- 
stand, der die ganze Aufmerksamkeit und die Beförderung der Staatsregirung 
vorzüglich verdient." 16 

An Standortvorteilen werden darin das Vorhandensein von Steinkohle und Holz, 
der mögliche Bezug von Eisenerz über Holzminden und billige Arbeitskraft - ca. 
20 Menschen plante der Messerfabrikant zu beschäftigen - genannt. Sein Vermögen 
in Höhe von 225 Reichstalern reichte aber bei weitem nicht aus, um das insgesamt 
benötigte Anlage- und Betriebskapital von zweitausend Reichstalern aufzubringen. 
Mindestens tausend Reichstaler sollte er nach Ansicht des Schiederschen Amtes 
auf bringen können, um nicht schließlich "dem Publikum zur Last" zu fallen. 17 Die 
lippische Regierung beauftragte daraufhin das Amt Schieder, Flake mitzuteilen, 
daß er zwar grundsätzlich eine Erlaubnis für die Messerfabrik erhalten könne, dazu 



12) Gesuch der Gebr. Hempelmann an die Regierung v. 27.7.1814; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

13) Gez. Rohdewald (vermutlich Regierungsrat, vgl. Steinbach 1976, 424, Fußnote 10) mit Datum vom 
21.9.1814; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

14) Sehr. ”An Hochfürstliche Regierung”, Eingangsvermerk v. 28.3.1816; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

15) Vermerk v. 2.4.1816; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

16) Mit Datum v. 13.4.1816, gez. Mücke (Amtmann), gerichtet an die lippische Regierung; StA Dt, L 77 A 
Nr. 4538. 

17) Ebd. 
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aber ein Vermögen in größerem Umfang nachweisen müsse 18 . Eine erneute Eingabe 
von Flake an die lippische Regierung war die Folge, worin dieser um einen Vor- 
schuß von 1.000 Reichstalern nachsuchte, "gegen billige Zinsen" auf die Rückzah- 
lungsdauer von 13 Jahren. 19 Fürstin Pauline ging in ihrer Antwort auf das Darle- 
hensgesuch ein: 

"Dem Suplicanten kann keine andere Resolution als er bereits durch das Amt 
Schieder erhielt, ertheilt werden ehe er nicht entweder ein genügendes Vermö- 
gen ... nachgewiesen oder solche Bürgschaft beigebracht hat, welche die Leihe- 
casse notieren möchte ihm Gelder vorzuschießen ... In beyden Fällen hat er 
sich nunmehr an Fürstlich Vormundschaftliche Rentcammer zu wenden, wel- 
che über den Platz, wo er die Anlagen wünschet, disponiert und die Direction 
der Leihecasse führt." 20 

Das Amt Schieder wurde mit der Weitergabe dieser Stellungnahme beauftragt. 

4.9.2. 3 Samt- und Seidenweberei in Friedrichsdorff, 1857-1858 

Die Mobilität von Kapital kann unter gegebenen Bedingungen die fehlende Ar- 
beitsmobilität kompensieren und umgekehrt. Für die Gewerbeförderung heißt dies, 
die Wahl ihrer Instrumente entsprechend variieren zu können. Der hier zu schil- 
dernde Fall enthält einen solchen Instrumentenwechsel. In der Gemeinde Fried- 
richsdorf, Landkreis Wiedenbrück, herrschte seit längerem bittere Not. Daran hatte 
nicht zuletzt das Eingehen der Leinweberei Anteil. Der Landarmenfonds wurde zu 
Unterstützungesmaßnahmen herangezogen und die Mindener Regierung und das 
Oberpräsidium von Westfalen verfolgten die Idee, durch Umsiedelungen von Ein- 
wohnern "nach gewerbereichen Gegenden des Regierungsbezirks Arnsberg" die 
Lösung des Problems anzugehen. Doch die Verwirklichung dieses Planes scheiterte 
an der Ortsverbundenheit der Einwohner. Nur acht Menschen fanden sich zur 
Übersiedlung bereit. 21 In dieser Situation gewann der Vorschlag des Landrates von 
Wiedenbrück, Bessel, in dem Ort die Samt- und Seidenweberei einzuführen, beson- 
dere Beachtung. Die Firma Raßfeld & Co. aus Gütersloh habe sich bereit erklärt, 
gegen einen Zuschuß von 600 Reichstalern in Friedrichsdorf eine Niederlassung zu 
gründen. 



18) Sehr. lipp. Regierung an das Amt Schieder v. 23.4.1816; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

19) Sehr, mit Eingangsvermerk v. 11.5.1816; StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

20) Vermerk v. 12.5.1816, gez. P., StA Dt, L 77 A Nr. 4538. 

21) Schilderung der Vorgeschichte in einem Sehr. d. Mindener Regierung an den Minister für Handel, Ge- 
werbe und öffentliche Arbeiten, Berlin, v. 22.5.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 
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"Die Sammet- und Seidenstoff- Weberei, erscheint bei dem guten Arbeitslohn, 
welcher dabei verdient wird, hierzu ganz geeignet. An Personen welche sich 
diesem Industriezweige widmen wollen, fehlt es nicht, indem sich laut Anlagen 
bereits 20 Personen gemeldet haben." 22 

Tatsächlich hatte der Landrat bereits Vorbereitungen wegen der anzustellenden Ar- 
beiter und der Wahl einer geeigneten Lokalität für die Niederlassung getroffen. 
Nach von ihm angestellten Erkundigungen handele es sich um ein "solides Ge- 
schäft". Der geforderte Zuschuß solle aus einem Regierungsfonds gewährt werden, 
der ein Jahr zuvor zur Unterstützung des Übergangs von der Fein- zur Grobspin- 
nerei gebildet worden war. 23 

Die Mindener Regierung begrüßte den Vorschlag, wies dabei aber gleichzeitig auf 
die Schwierigkeiten hin, die ehemaligen Leinenweber für die Samtweberei umzu- 
schulen. "Es fragt sich daher, ob es nicht für die gewerblichen Verhältnisse in je- 
ner Gegend überhaupt vortheilhafter ist, mehr die Seiden- als die Sammetweberei 
zu begünstigen." 24 

Die Mindener Regierung leitete den Antrag des Wiedenbrücker Landrats auf staat- 
liche Zuschüsse für die Ansiedlung der Firma Fritz Raßfeld & Co. befürwortend 
an den Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Berlin, weiter. In 
dem Schreiben wurden die näheren Umstände erläutert, welche die Erfolgsaussich- 
ten und den Bedarf der Industrieansiedlung betrafen. Zwar liege Friedrichsdorf 
nicht an einer Hauptverkehrsstraße, dürfe aber dennoch nicht angesichts der Mög- 
lichkeiten, Beschäftigung zu schaffen, industriell vernachlässigt werden. Dem Un- 
terstützungsgesuch fügte die Mindener Regierung einen bereits zwischen der Fa. 
Raßfeld und dem Landrat Bessel ausgearbeiteten Vertragsentwurf bei. 25 Nach ei- 
nem Monat ging die Genehmigung des Antrages aus Berlin ein: 

"Auf den Bericht vom 22. v. M. will ich der Handlung Fritz Raßfeld & Com- 
pagnie zu Gütersloh zur Errichtung einer Sammet- und Seidenweberei in 
Friedrichsdorf im Kreise Wiedenbrück und zur Unterhaltung derselben wäh- 
rend mindestens dreier Jahre die beantragte Unterstützung von 600 rtl bewilli- 
gen, und die Königliche Regierung zur Vollziehung des zurückerfolgenden 
Vertrags-Entwurfs sowie zur Zahlung des Zuschusses aus dem Restbestande 
des zur Aufhülfe der Spinner und Weber in den Minden-Ravensbergschen 



22) Sehr. Landrat von Wiedenbrück an die Mindener Regierung v. 18.4.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 

23) Ebd. 

24) Sehr. Mindener Regierung an den Landrat von Wiedenbrück v. 4.5.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 

25) Sehr. Mindener Regierung an den Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Berlin, v. 
22.5.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 
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Kreisen allerhöchsten Orts bewilligten Fonds von 35.000 rtl nach Maßgabe der 
Festsetzung in § 6. des Vertrages ermächtigen. Zur Zwecke der Sicherstellung 
des gedachten Zuschusses hat sich die Königliche Regierung die von den Un- 
ternehmen aufzustellenden Webstühle förmlich übergeben und dieselben als 
Staats-Eigenthum bezeichnen zu lassen. Über den Fortgang des Unternehmens 
wolle dieselbe nach Ablauf eines Jahres berichten." 26 

Es wurden so in Form des Eigentumsvorbehalts formelle Bedingungen vorgegeben, 
die die korrekte Verwendung des Zuschusses sicherstellen sollten. Eine vergleich- 
bare Regelung war bei der den Bielefelder Raum betreffenden Maschinenleihe ge- 
troffen worden (vgl. Kap. 4.2.2. 1). Daß der Zuschußantrag relativ zügig entschie- 
den werden konnte, lag wohl nicht zuletzt an der Existenz von Förderfonds, womit 
die zeitraubende Erörterung des ’Ob’ von Zuschüssen bereits überflüssig wurde. 
Knapp zwei Monate nach der Antragstellung hatte der Landrat die durch die Min- 
dener Regierung weitergegebene Genehmigung in der Hand 27 . Neben den bereits 
genannten Bedingungen wurde der öffentliche Zweck des Zuschusses noch in an- 
deren vertraglichen Klauseln sichtbar: 

- Die Firma mußte auf eigene Kosten 6-12 Samtwebstühle in der vorhandenen 
Schule (gemeint war die örtliche Webschule) und mit eigenem Material in Be- 
trieb halten; 

- sie mußte einen "tüchtigen Werkmeister" zur Ausbildung und Beaufsichtigung 
der Lehrlinge anstellen; 

- sie mußte Lehrlinge, die bereits ohne Aufsicht arbeiten konnten, weiterbeschäf- 
tigen, "soweit der Absatz des Fabrikats und ein ferneres gutes Arbeiten des We- 
bers es irgend wie gestatten. Nicht minder ist es Absicht der Handlung, künfti- 
geren und dazu sonst geeigneten Webern später wieder Lehrlinge zur Ausbildung 
zu überweisen." 

- Unzulänglich arbeitende Lehrlinge durften "entfernt" werden, wovon aber dem 
Landratsamt Anzeige zu machen war. 

- "Die in der Webeschule zu Friedrichsdorf arbeitenden Lehrlinge erhalten zuerst 
den Lehrlingslohn, später den Gesellenlohn und wenn solche selbständig ohne 
fortwährende Beaufsichtigung in ihren Häusern arbeiten können, den vollen 
Meisterlohn." 



26) Sehr, des Ministers für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Berlin, an die Mindener Regierung v. 
16.6.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 

27) Sehr. Mindener Regierung an Landrat Bessel v. 7.7.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 
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- Die Webschule durfte jederzeit von einem Abgeordneten der Königlichen Re- 
gierung inspiziert werden. 28 

Die genannte Webschule, in der zu kommerziellen Zwecken gearbeitet wurde und 
die folglich besser als Ausbildung leistender Betrieb bezeichnet werden muß, stellte 
das eigentliche Objekt der staatlichen Förderung dar. Das Oberpräsidium von West- 
falen hatte sie beim Ministerium befürwortet, fühlte sich jedoch offenkundig 
durch die der Mindener Regierung übergangen. Künftig sollten "dergleichen Be- 
richte ... durch das Oberpräsidium" befördert werden - gemeint ist die Korrespon- 
denz zwischen Mindener Regierung und dem Minister für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, Berlin 29 . 

Um die Sicherstellung des Webstuhleigentums als Sicherheit für die rechtmäßige 
Verwendung des Zuschusses 30 kam es bei Baubeginn der Weberei zu Differenzen 
zwischen dem Landrat Bressel und der Mindener Regierung, nachdem letztere eine 
im staatlichen Interesse liegende restriktive Vertragsauslegung vorgenommen hatte. 
Daß man nicht so buchstabengenau mit einem privaten Investor umspringen dürfte, 
war die Meinung des Wiedenbrücker Landrats. An die Mindener Regierung schrieb 
er: 



"Der Kaufmann Fritz Raßfeld ist notorisch ein wohlhabender und vorsichtiger 
Geschäftsmann, der überall nicht allein für 600, sondern für 6000 rl und mehr 
Credit hat, es würde ihn jedenfalls sehr verletzen, wenn wegen des unbedeu- 
tenden Objects von 600 rl so große Weitläufigkeiten gefordert werden." 31 

Die erste Rate des Zuschusses über 300 Reichstaler kam im Oktober 1857 zur An- 
weisung 32 . Nach einem Bericht des Landrats wurden im Mai 1858 in der Webschule 
von Friedrichsdorf je 5 Männer und Frauen an den 10 Webstühlen beschäftigt, die 
allerdings noch nicht soweit ausgebildet waren, um zu Hause ohne Aufsicht arbei- 
ten zu können 33 . Bis zum August 1858 waren bereits 4 Webstühle in Privathäusern 



28) Vertrag (mit Siegel versehenes Kanzlei-Exemplar) der mit der Firma Raßfeld «Sc Co. v. 7. bzw. 
15.7.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 

29) Sehr, des Oberpräsidenten von Westfalen an die Mindener Regierung v. 9.6.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 
505. 

30) Dazu wurde mit Datum vom 10.9.1857 bzw. 5.10.1857 zwischen der Regierung und dem Kaufmann 
Raßfeld ein ergänzender Vertrag abgeschlossen, der die Überweisung der zehn in der "Webschule" aufge- 
stellten Webstühle an den Staat für eine Kaufsumme von 300 Reichstaler beinhaltete. StA Dt M 1 I U, Nr. 
505. 

31) Sehr. Landrat von Wiedenbrück, vertreten durch den Kreissekretär, an die Mindener Regierung v. 
6.8.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 

32) Sehr. Mindener Regierung an Landrat Bressel v. 5.10.1857; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 

33) Sehr. Landrat Bressel an die Mindener Regierung v. 31.5.1858; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 
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aufgestellt. Es wurde Kinderarbeit geleistet: "Der Arbeitslohn stellt sich dahin, daß 
die noch ungeübten Kinder täglich 8 Sgr, die geübten dagegen bis 14 Sgr verdie- 



4.9.2.4 Verschiedene Projekte, Bielefeld, 1904-1912 

Der folgende Schriftverkehr sei dokumentiert, um das in den Formulierungen zum 
Ausdruck kommende Interesse an gewerblichen Ansiedlungen aufzuzeigen. Der 
Stadt Bielefeld liegt eine Anfrage der "Fleischwaaren-Fabrik" L. S. Porta aus 
Neuenkirchen im Kreis Wiedenbrück vor. Darin wird, mit Datum vom 13.10.1904, 
gefragt, ob und unter welchen Bedingungen die Stadt in absehbarer Zukunft be- 
baubare Grundstücke verkaufe. Schon am 17.10.1904 ist die Antwort formuliert 
(Auszug): 

"Wir haben in verschiedenen Stadtteilen für Geschäfts- und Wohnhäuser auch 
Fabrikanlagen geeignete Plätze zu sehr günstigen Bedingungen zu verkaufen. 
Die Preise, die von Fall zu Fall festgesetzt werden, bewegen sich in den 
Grenzen von etwa 9,5 bis 35 Mark . ... Wir stellen Ihnen eine Besichtigung der 
verkäuflichen Grundstücke ergebenst anheim." 35 

Ein spezielles Interesse an dieser Firma schien nicht zu bestehen, obschon ein ge- 
wisses Wohlwollen gegenüber ihren Niederlassungsabsichten durchklingt. Aber es 
spielt hier sicherlich auch das Interesse der Stadt in ihrer Rolle als Grundstücksver- 
käuferin herein, die Konkurrenz zu beleben um einen günstigen Preis zu erzielen. 

Mehr Entgegenkommen zeigt die Antwort der Stadt Bielefeld an die Norddeutschen 
Automobil- Werke in Hameln an der Weser. Diese hatten sich 1912 mit Verlage- 
rungsabsichten an die Stadt gewandt, in der Hoffnung, hier auf mehr Gegenliebe 
als an ihrem bestehenden Standort zu stoßen: 

"Wir gehen mit der Absicht um, unser Werk nach einer größeren Stadt zu ver- 
legen, da wir hier sehr unter Mangel und geringem Zuzug von geeigneten Ar- 
beitskräften zu leiden haben, und wird dadurch die Entwicklung unseres Un- 
ternehmens nicht unwesentlich behindert. Außerdem stoßen wir nicht nur bei 
der hiesigen Stadtverwaltung, sondern auch bei dem Landrat des hiesigen 
Kreises, der wenig Industrie besitzt und in der Hauptsache von der Landwirt- 
schaft lebt, auf eigenartigen Widerstand, sodaß wir wohl oder übel den hiesi- 
gen Platz werden verlassen müssen. Die Wohnungsverhältnisse lassen ebenfalls 



34) Bericht des Landrats Bressel an die Mindener Regierung v. 23.8.1858, worin um die Überweisung der 
zweiten Rate des Zuschusses gebeten wird; StA Dt M 1 I U, Nr. 505. 

35) Sehr. d. Firma und darauf Antwortentwurf; StA Bi, Gesch.stelle XII, abgebrochene Gebäude Turnerstr. 
42, 1875-1905. 
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außerordentlich zu wünschen übrig, die Steuern sind sehr hoch, sodaß wir 
Mühe haben, den Stamm unseres Arbeitspersonals zu halten." 36 

Ex negativo weist das Schreiben, vielleicht dramatisch überspitzt, auf die Bedeu- 
tung der lokalen administrativen und politischen Rahmenbedingungen hin. Biele- 
feld reagierte umgehend mit einem Angebot: 

"Wir sind in der Lage, Ihnen für Ihr Unternehmen geeignetes städtischen Ge- 
lände preiswert zu verkaufen, auf Wunsch auch einen Gleisanschluß ... Die 
Wohnungsverhältnisse sind nicht als ungünstige zu bezeichnen. Die Stadt läßt 
sich besonders die Förderung des Kleinwohnungswesens angelegen sein durch 
Hergabe von 2ten Hypotheken und Bau von Ein-, Zwei- und Mehrfamilien- 
häusern auf städt. Gelände. Wir empfehlen, zur näheren Erörterungen einen 
Herrn Vertreter nach hier zu entsenden." 37 

Die Norddeutschen Automobil- Werke antworteten Anfang Dezember 1912, sie 
wollten noch "im Laufe dieses Monats der Angelegenheit nochmals näher treten", 
ließen dann aber - jedenfalls bis Ende März des folgenden Jahres - nichts mehr 
von sich hören. 38 Der Automobilbau in Bielefeld, der bis dahin von der Bielefelder 
Maschinenfabrik, vorm. N. Dürkopp & Co. angefangen worden war, blieb so auf 
diese beschränkt (vgl. Ditt 1982, 176 f.). 

4.9.2. 5 Hafengelände, Minden, 1911-1921 

Der Bau des Mittellandkanals und die Anlage von Häfen Anfang dieses Jahrhun- 
derts bedeutete für Minden vermehrte Möglichkeiten zum Anschluß an die über- 
örtliche wirtschaftliche Entwicklung. Minden mit seiner langen Tradition als Mili- 
tär- und Beamtenstadt nahm industriell nur eine nachrangige Position ein. Als die 
städtischen "Kommissionen für den Mittelandkanal und für Handel und Verkehr" 
Anfang 1911 beschlossen, Industriegelände am Kanal auszuweisen - der Magistrat 
schloß sich dem an 39 -, fand man ein positives Echo. Die Mindener Zeitung 
schrieb, es sei "für Minden eine Lebensfrage, der Industrie hier eine Wohnstätte zu 
schaffen". In anderen Städte wie Stadthagen und Herford werde planmäßig Indu- 



36) Norddeutsche Automobil -Werke an den Bielefelder Magistrat v. 25.11.1912; StA Bi, Gesch.stelle IX, 
Nr. 81. 

37) Sehr. v. 26.11.1912, unterzeichnet vom Bürgermeister; StA Bi, Gesch.stelle IX, Nr. 81. 

38) Sehr, der Firma an die Stadt vom 5.12.1912 und darauf angebrachter Vermerk v. 19.3.1913 über aus- 
bleibende Kontakte durch diese; StA Bi, Gesch.stelle IX, Nr. 81. 

39) Magistratsbeschluß v. 12.5.1911; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 
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strie herangezogen. In Minden aber habe "es bisher an dieser systematischen und 
zielbewußten Arbeit gefehlt." 40 

Flexible Lösungen zur Anpassung an spezifische Unternehmensbedürfnisse wurden 
angeboten, so u. a. Kleinbahnanschlüsse herzustellen 41 Flexibil war man auch in 
der Preisgestaltung. In ihr wurde deutlich, daß es nicht lediglich darum ging, ein 
Grundstück zu verkaufen, sondern ein industrielles Element in den städtischen 
Wirtschaftsorganismus einzubauen, das von hohem Nutzen sein konnte. In einem 
Antwortschreiben des Magistrats an einen Interessenten heißt es: 

"Wesentlich für die Preisfestsetzung (ist) die Art des Unternehmens ferner die 
Größe des zu verkaufenden Terrains. Für benachbarte Grundstücke sind be- 
reits vor 3 Jahren 9 M. pro qm. gezahlt (worden), doch würde der Preis für 
das in Frage kommende Gebäude eventuell etwas niedriger gestellt werden 
können." (Einfügung in Klammern d. Verf.) 42 

Die Vermarktung des Hafengeländes, für die zunächst zusätzliche Stellen bei der 
Stadtverwaltung eingerichtet werden sollten 43 , wurde unter wesentlicher Einschal- 
tung des Syndikus der Mindener Handelskammer, Hindenberg, betrieben. Dieser 
verhandelte über Details mit der staatlichen Kanalbaudirektion, gab Empfehlungen 
für die Werbestrategie 44 , knüpfte in seiner Eigenschaft als städtischer Beirat Kon- 
takte an ("Auf weiteres Entgegenkommen der Stadt Minden kann ... gerechnet wer- 
den") 45 und führte Verkaufsverhandlungen 46 . Die einschlägigen Vorgänge gingen 
auch über den Schreibtisch des Oberbürgermeisters Becker. Nach dem ersten Welt- 
krieg führte dieser Schriftwechsel mit Mittelsmännern mit der Aussicht auf die 
Ansiedlung eines Hochofen- und Walzwerks in Minden. Die Unternehmen Stumm, 
Röchling, Stinnes und Klöckner wurden ins Spiel gebracht 47 , nachdem die schwie- 
rige Lage an Ruhr und Saar zu Abwanderungsüberlegungen veranlaßt hatte. Über 



40) Mindener Zeitung v. 1.3.1911; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 

41) Letzteres beruhte auf einem Zugeständnis der staatlichen Kanalbaudirektion und des zuständigen Mi- 
nisteriums für öffentliche Arbeiten; Sehr, des Syndikus der Mindener Handelskammer, Hindenberg, an Ge- 
neraldirektor Eigenbrodt, Dortmund, v. 23.5.1911; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 

42) Sehr, des Magistrats an Th. Meier, Steinhagen v. 24.8.1911; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des 
Hafengeländes. 

43) Mindener Zeitung v. 1.3.1911; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 

44) In einer Stellungnahme v. Juni 1912 zu einem Verlagsangebot, die städtischen Geländeangebote zu ver- 
öffentlichen; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 

45) Sehr. v. 20.9.1912 an einen Interessenten; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 

46) Lt. Sehr, an die Goerz Photochemischen Werke v. 5.7.1913; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des 
Hafengeländes. 

47) Diverse Schriftstücke aus dem Jahr 1921; StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 
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den weiteren Fortgang dieser Ansiedlungsbestrebungen finden sich in der hier 
herangezogenen Akte 48 jedoch keine Hinweise. 

4.9.2.6 BalhornerFeld, Paderborn, 1917-1931 

Die hier zu berichtende Geschichte einer gescheiterten Industrieansiedlung be- 
leuchtet vor allem die problematische Situation, in der sich die kommunale Wirt- 
schaftsförderung in der Weimarer Zeit befand. Sie ereignete sich in Paderborn. 
Noch vor Ende des 1. Weltkrieges im Februar 1917 lud der Verkehrs verein der 
Stadt zu einer Sitzung ein, auf der über die Schaffung eines Bahnanschlußgleises 
beraten werden sollte 49 . Die Absicht der Erschließung des auf dem sogenannten 
Ballhornerfelde liegenden Geländes war es, 

"1. Dem von der Paderborner Kaufmannschaft stark empfundenen Mangel an 
Lagerplätzen und Baugelände für Lagerhäuser mit Bahnanschluss abzuhelfen. 

2. Der hiesigen gegenüber der auswärtigen bahnangeschlossenen Konkurrenz 
stark benachteiligten Ziegelei-Industrie den Absatz ihrer Erzeugnisse und die 
Anfuhr von Betriebsrohstoffen zu erleichtern und zu verbilligen. 

3. Der Militärverwaltung den Anschluss für ihre am Elsener Wege erbauten 
Magazine zu ermöglichen; 

4. Industrie -Gelände zu erschliessen und 

5. den hiesigen Güterbahnhof zu entlasten und den Güterverkehr zu erleich- 
tern.” 50 

Bei der unter 2) genannten Ziegeleiindustrie handelte es sich um die drei Unter- 
nehmen Lücking, Wördehoff und Diercke. Das gesamte Vorhaben war zwischen 
den kaufmännischen Vereinen, einzelnen Gewerbetreibenden, Verkehrs verein und 
der Stadt ausgehandelt worden 51 . Abgesehen vom Erwerb des Geländes und bau- 
rechtlichen Fragen war als erstes zu klären, ob die zuständige Eisenbahndirektion 
in Kassel grünes Licht für das Vorhaben geben würde. Auf ein entsprechendes 
Gesuch erhielt der Magistrat der Stadt Paderborn, der dem Vorhaben freundlich 
gesonnen war, umgehend einen abschlägigen Bescheid. Die Bahn argumentierte mit 
der Beengtheit der bestehenden Gleisanlagen, weswegen ein Anschlußgleis zu Stö- 



48) StA Mi, G I A Nr. 239, Verwertung des Hafengeländes. 

49) Vervielfältigtes Schreiben v. 5.2.1917; StA Pb, A 3973. 

50) "Erläuterungsbericht" zu dem Projekt v. 22.3.1918; StA Pb, A 3973. 

51) Schreiben der Gemeinnützigen Gelände-Gesellschaft an die Reichsbahn-Hauptverwaltung v. April 
1925; StA Paderborn A 3973. 
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rungen des Betriebes führen müsse 52 . Diese Stellungnahme ließ aber offen, ob nicht 
an anderer Stelle und und mit verändertem planerischen Entwurf ein Gleisanschluß 
gebaut werden könnte. Der Verkehrsverein ließ daraufhin, keineswegs entmutigt, 
einen "speziellen Entwurfs" für den Gleisanschluß ausarbeiten 53 , den die Stadt mit 
400 Mark unterstützte 54 . 

Es folgte im Frühjahr 1918 die Gründung der "Gemeinnützigen Gelände-Gesell- 
schaft m.b.H.", die das Vorhaben weiter vorantrieb. Unter den Mitgliedern finden 
sich u. a. neben den Besitzern der erwähnten Ziegeleien 55 auch der Generalbevoll- 
mächtigte der Paderborner Aktienbrauerei, der Abgeordnete des Preußischen 
Landtages und Bauunternehmer B. Köthenbürger sowie der Vorsitzende des Ver- 
kehrsvereins, Josef Schöningh, der in der neugegründeten Gesellschaft den Auf- 
sichtsratsvorsitz übernahm. Der Versuch, die Stadt zum Beitritt zu dieser Gesell- 
schaft zu gewinnen, einschließlich einer Beteiligung von 50.000 Mark, gelang 
nicht 56 . Grund hierfür mag neben der finanziellen Belastung auch die Ungewißheit 
über die konkreten Planungen der Gesellschaft gewesen sein. 

Die Gemeinnützige Gelände-Gesellschaft hatte Anfang 1918 einen ausgearbeiteten 
und von der Stadt unterstützten Erschließungsentwurf der Kasseler Eisenbahn-Di- 
rektion vorgelegt. 57 In der Hoffnung auf einen positiven Bescheid erwarb sie einen 
Teil des Geländes und sicherte sich auf weitere Parzellen das Vorkaufsrecht, dies 
alles, wie es hieß, "nicht ... um Spekulationsgeschäfte zu machen, sondern nur ganz 
allein zum Wohle unserer Stadt" 58 . Zeitungswerbung im Paderborner Anzeiger und 
dem Westfälischen Volksblatt enthielt den Text: 

"In der Nähe des Hauptbahnhofs Paderborn, an einer Hauptstrecke mit guten 

Zugverbindungen, steht großes Industriegelände mit Aussicht auf Bahnan- 
schluß zur Verfügung. Wasser und Bodenverhältnisse gut. ..." 

Darunter war Paderborn als Verkehrsknotenpunkt grafisch abgebildet. Sei es wegen 
oder trotz der leichten Übertreibungen - es meldeten sich bis Ende 1921 acht oder 



52) Sehr. d. Königlichen Eisenbahndirektion Cassel (Kassel) v. 21.6.1917; StA Pb, A 3973. 

53) Sehr. d. Verkehrsvereins an den Magistrat v. 4.9.1917; StA Paderborn A 3973. 

54) Beschluß der Stadtverordneten-Versammlung v. 14.12.1917; StA Paderborn A 3973. 

55) Ob die Ziegelei Diercke vertreten ist, läßt sich nicht feststellen. 

56) Sehr, der Gemeinnütz. Gel. Gesellsch. an den Magistrat v. 15.2.1921; StA Paderborn A 3973. 

57) Erläuterungsbericht und Begleitschreiben v. 22.3.1918; StA Paderborn A 3973. 

58) Aus einem Schreiben der Gemeinnützigen Gelände-Gesellschaft an die Reichsbahn-Hauptverwaltung v. 
April 1925; StA Paderborn A 3973. 
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neun Bewerber 59 . Eine Anfrage der Gebrüder Bonte aus Berlin an die Stadtver- 
waltung, die auch für die Werbung verantwortlich zeichnete, reichte diese an die 
Gelände-Gesellschaft weiter, nicht ohne die Vorzüge des Standorts eindringlich zu 
preisen 60 . Die Stadt hatte offensichtlich mit der Werbung eine Hilfsfunktion in der 
Grundstücksvermarktung übernommen. 

Doch die Erschließung und Vermarktung des Geländes kam bis Mitte der zwanzi- 
ger Jahre zum Erliegen, vor allem weil die Bahnverwaltung nicht zu dem ge- 
wünschten Anschluß bereit war. Ein schließlich an die Reichsbahn-Hauptverwal- 
tung in Berlin im Jahr 1925 gerichtetes Gesuch der Erschließungsgesellschaft doku- 
mentiert die Schwierigkeiten: 

"Als wir dann das geforderte spezielle Projekt (gemeint ist der Plan eines 
Bahnanschlusses; Anm. d. Verf.) zur Prüfung vorlegten, erhielten wir unter 
dem 3. April 1919 den Bescheid, dass der erwähnte Anschluss nur nach dem 
von der Eisenbahn-Direktion Cassel angedeuteten und hier beigefügten Ent- 
wurf zur Ausführung gelangen und genehmigt werden könnte. Dieses Projekt 
sieht die Abzweigung hinter der Salzkottener Wege-Ueberführung aus dem 
Hauptgleis Paderborn-Soest vor und verlangt damit ganz ungeheuere Verände- 
rungen an Gleisen pp., vornehmlich aber an den Sicherungsanlagen. 

Verschiedene Vorstellungen, dass es uns ganz unmöglich sei, solch grosse An- 
lagen wegen der aussergewöhnlich hohen Kosten zur Ausführung zu bringen, 
waren ergebnislos und zogen die Firmen, die tatsächlich auf dem Plane bauen 
wollten, ihre Angebote zurück. 

War in den ersten Jahren der großen und schweren Nachkriegszeit und bei der 
immer zunehmenden Geldentwertung eine weitere Verfolgung des Projekts un- 
möglich, so traten Mitte vorigen Jahres einige Firmen an uns mit der Anfrage 
heran, dass sie sich von dem betreffenden Plan den Ankauf von Gelände gesi- 
chert und bauen würden, wenn die Anlage des Anschlussgleises von uns über- 
nommen würde. Wir wandten uns sofort nochmals an die Reichsbahn-Direk- 
tion Cassel unter Darlegung der Verhältnisse mit der Bitte, die Genehmigung 
des früheren Projekts unter den heute bestehenden schweren Wirtschaftsver- 
hältnissen zu erteilen, erhielten jedoch unter dem 16. August 1924 ... den hier 
in Abschrift beigefügten ablehnenden Bescheid. 

Hiermit würde unser Projekt und damit unser aller Erwartungen auf Schaffung 
von steuerlichen Einnahmequellen und sonstigen Verbesserungen zu berauben 
und unmöglich sein. Ein anderes so geeignet gelegenes Gelände zu erhalten, 
welches der heimischen Industrie eine Möglichkeit zur Ausdehnung ihrer An- 



59) Vermerk vom 15.12.1921; StA Paderborn A 3973. 

60) Brief d. Gebr. Bonte v. 4.5.1922 u. Antwortschr. v. Mai 1922; StA Paderborn A 3973. 
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lagen mit modernen Einrichtungen gewährt, ist so gut wie ausgeschlossen. Fer- 
ner aber hätten wir auch, da wir Gelände infolge der erst in Aussicht gestell- 
ten Genehmigung kauften, Verluste zu beklagen." 61 

Dem direkten Anschreiben an die Reichsbahn-Hauptverwaltung war Erfolg be- 
schieden. 62 Im April 1926 gab die Kasseler Reichsbahndirektion dem Gesuch auf 
Bau eines Bahnanschlusses grundsätzlich statt 63 ; eine hier nicht weiter zu verfol- 
gende Diskussion über konkrete Planungsfragen schloß sich an. 

Die Initiative der wiederbelebten Erschließungsangelegenheit lag weiter bei der nun 
sich "Gemeinnützige Industrie-Gelände-Gesellschaft" nennenden Privatorganisation. 
Eines ihrer Hauptanliegen war es, aus Finanzierungsgründen die Stadt, wie schon 
in der ersten Phase, zu beteiligen. Dies zum einen durch Aufkauf eines Teiles des 
Geländes und zum anderen durch die Finanzierung des Anschlußgleises 64 . Die 
Stadt, die sich zum Kauf des betreffenden Grundstückes bereitfand, mußte nun 
mit dem Besitzer, der Erbengemeinschaft Hesse, die maßgeblich durch den dem 
früheren Oberbürgermeister Plaßmann 65 vertreten wurde, in Verkaufsverhandlun- 
gen treten. Allerdings scheint der Magistrat eher bestrebt gewesen zu sein, die Ver- 
antwortung für die konkreten Erschließungsvorgänge abzugeben: Es sei beraten 
worden "ob nicht die Beteiligung der Gemeinnützigen Gelände-Gesellschaft am 
besten erweitert werde und zwar dadurch, dass die Stadt Paderborn und das Elek- 
trizitätswerk, Paderborn, sowie eventl. andere Privatpersonen erneut hinzu genom- 
men würden, damit die weitere Ausnutzung und Behandlung der Frage demnächst 
nicht vom Kommunalverbande, sondern der Gesellschaft geführt würde." (Hervorheb. 
d. Verf.) 66 Die hier geoffenbarte Tendenz, die allgemeine Verwaltung möglichst 
nicht mit der Abwicklung des Grundstücksgeschäfts zu befassen, ist darüberhinaus 
auch aus verschiedenen Details abzulesen. So verfaßte der seitens der Erschlies- 
sungsgesellschaft die Grundstückskäufe managende Landtagsabgeordnete Köthen- 
bürger einen Briefentwurf für die formell vom Oberbürgermeister Haerten geführ- 
ten Kauf Verhandlungen 67 und wurde vom Kontrahenden Plaßmann sogar als dessen 



61) Schreiben der Gemeinnützigen Gelände -Gesellschaft an die Reichsbahn-Hauptverwaltung v. April 
1925; StA Paderborn A 3973. 

62) Leider ist der Gang der Entscheidung im einzelnen aufgrund des Aktenmaterials nicht zu klären. 

63) Sehr. v. 24.4.1926; StA Paderborn A 3973. 

64) Mehrere Sehr. u. Vermerke im Jahr 1926; StA Paderborn A 3973. 

65) Die Schreibweise "Plaßmann" ist der Biographie von Werb (1984) entlehnt. In den Zitaten blieb die 
damalige, wohl auf die Maschinenschrift zurückzuführende Schreibweise "Plassmann" erhalten. Letztere 
Schreibweise ist auch in der Biographie von Mauel (1978) enthalten. 

66) Sehr. B. Köthenbürger an den ehern. Oberbürgermeister Plaßmann in Düsseldorf v. 29.12.1926; StA Pa- 
derborn A 3973. 

67) Sehr, und Entwurf v. 9.11.1926; StA Paderborn A 3973. 
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faktischer Vertreter aufgefaßt 68 , als der er jedoch erst zu einem späteren Zeitpunkt 
durch Beschluß des Magistrats fungieren konnte 69 . 

Die Kaufverhandlungen mit den Erben Hesse belegen vor allem die Kapitalnot der 
Betreiber des Gleisanschlusses. Zur Dokumentation sei aus einem Vermerk über 
eine "unverbindliche Besprechung" im Oktober 1926 zitiert, das der Paderborner 
Oberbürgermeister Haerten angefertigt hatte. Teilnehmer des Gesprächs waren für 
die Erben Hesse die Herren Plaßmann, Frey, für die Erschließungsgesellschaft die 
Herren Köthenbürger, Lindrum und Schöningh. Haerten vertrat als einziger die 
Stadt. 

"Erben Hesse verlangten für das etwa 76 Morgen große Grundstück zunächst 
237 000 M. (etwa 1,25 M. für den qm), davon sollen 37 000 M. bar bezahlt 
werden, 100 000 M. sollen als Hypothek stehen bleiben - 1% über Reichsbank- 
diskont zwischen 6% und 8% für Verkäufer unkündbar etwa 5 Jahre, 
100 000 M. sollen als Beteiligung an neu zu bildender Industrie-Gesellschaft 
von den Erben Hesse übernommen werden." 70 

Wichtig war der Erschließungsgesellschaft die Beteiligung des Grundstückverkäu- 
fers, die de facto von der Stadt über den Kaufpreis hätte mitfinanziert werden 
sollen. Natürlich von ihr aus gesehen zu einem geringeren Preis: 

"Die Erben Hesse glaubten mit Rücksicht auf die günstigen Zahlungsbedingun- 
gen von dem geforderten Preise nicht abgehen zu können. Schließlich gab OB. 
Plassmann die Anregung den Erben Hesse ihren Anteil an der Gesellschaft in 
Form von (Anm. d. Verf.: unleserlich, vielleicht: Prioritäts)-Anteilscheinen (5 
%) zu geben." Der Kaufpreis betrage dann 200 000, davon 40 000 M. bar und 
je 80 000 M für Hypothek und Anteile. "Unsererseits wurde der Wunsch aus- 
gesprochen, daß dieses Preisangebot mindestens auf 190 000 herabgesenkt 
werde." 71 

Der entscheidende Punkt wurde angeschnitten, als es um die Finanzierung des 
Gleisanschlußprojekts als Ganzem ging: 

"Erben Hesse sprachen den Wunsch aus, daß auch kapitalkräftige Gewerbetrei- 
bende der Stadt sich an dem Unternehmen beteiligen möchten. H. Köthenbür- 



68) Plaßman an Haerten m. Sehr. v. 2.6.1927 betr. eine Zusammenkunft: ”Ich bitte Sie ergebenst, wenn sie 
dann nicht in Paderborn sein sollten, Herrn Köthenbürger oder wer Ihnen sonst zweckmässig erscheint zu 
beauftragen, die Verhandlung zu führen.” StA Paderborn A 3973. 

69) Vermerk Haerten v. 8.1.1927 über eine Sitzung des Magistrats zusammen mit dem Finanzausschuß; StA 
Paderborn A 3973. 

70) Vermerk Haerten v. 30.10.1926 über die am selben Tag stattgefundene Sitzung; StA Paderborn A 3973. 

71) Ebd. 
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ger ist bereit sich für das von ihm erworbene Grundstück zu beteiligen. Er 
hofft, daß auch die Firma Schöningh sich mit Kapital beteiligen möge. Es wird 
von allen die Erwartung ausgesprochen, daß die Pesag sich beteilige. Herr Ob. 
Plassmann hält das im Rahmen der Stromabgabeinteressen der Pesag nicht für 
ausgeschlossen, vorausgesetzt, daß deren Bahninteressen gewahrt würden... " 72 

Nachdem hier nicht weiter zu detaillierende Alternativen von Köthenbürger auf- 
gezeigt wurden, trennte man sich. Die Verkäufer hatten angekündigt, sich die Sa- 
che zu überlegen. Das Ergebnis fiel negativ aus. "Aufgrund der Erkenntnis, dass es 
den dortigen Interessenten schwer hält, das erforderliche Geld anzuschaffen, haben 
wir davon abgesehen, die gesamte Fläche ... anzubieten ." 73 Anstatt sich mit Ver- 
lustrisiko an der Erschließung zu beteiligen, wollten Plaßmann und Frey, die 
Grundstückserben, erst abwarten und die Möglichkeit erhalten, später einen An- 
schluß an das in eigener Hand verbliebene Grundstück zu schaffen. Mit dieser Lö- 
sung konnten Stadt und Gelände-Gesellschaft nicht nicht zufrieden sein 74 . Sie ver- 
handelten weiter. Sie wurden dabei zusätzlich durch die Reichsbahndirektion Kas- 
sel unter Druck gesetzt, die Sicherheit über den Ankauf des Grundstückes, über 
das die Gleise führen sollte, verlangte 75 . Magistrat und Finanzausschuß der Stadt 
nahmen unter Leitung des Oberbürgermeisters zunächst eine abwartende Haltung 
ein: 



Die Erschließung sei momentan noch nicht spruchreif und insgesamt sei das 
Projekt an diesem Ort "noch nicht völlig klargestellt. Ebenso fehlten alle 
Grundlagen dafür mit einiger Zuverlässigkeit darauf nur in etwa angeben zu 
können, inwieweit bei Durchführung der projektierten Anlage mit dem Inan- 
spruchnehmen durch heimische oder heranzuziehende fremde Industrie gerech- 
net werden kann ." 76 

Es scheint eine mehr von Prinzipien als von den tatsächlichen Verhältnissen be- 
stimmte Haltung gewesen zu sein, die die Sitzungsteilnehmer angesichts der proble- 
matischen Erschließungsbedingungen einnahmen: 

"Eine Stadt wie Paderborn ist verpflichtet soweit es in ihre Kräften liegt, sol- 
che Möglichkeiten zu schaffen auf die Gefahr hin, daß diese Voraussetzungen 



72) Ebd. 

73) Sehr. Plaßmann an Haerten v. 6.11.1926; StA Paderborn A 3973. 

74) Man sei mit dem Teilerwerb des Grundstücks nicht einverstanden "weil in diesem Falle eine Rentabili- 
tät des Bahngleises nicht möglich ist." Vermerk v. Haerten v. 7.1.1927; StA Paderborn A 3973. 

75) Sehr, an die Gelände -Gesellschaft v. 28.1.1927 und v. 11.4.1927 an den Oberbürgermeister; StA Pader- 
born A 3973. 

76) Vermerk von Haerten v. 8.1.1927; StA Paderborn A 3973. 
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(gemeint sind die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen; Anm. d. 

Verf.) sich nicht so bald erfüllen." 77 

Der Magistrat beschloß in diesem Sinne, Köthenbürger mit der Verhandlungsfüh- 
rung bei dem Grundstückserwerb zu beauftragen. Im Sommer 1927 kam der Handel 
zu einem Quadratmeterpreis von 1,30 Mark unter Dach und Fach. Es war also eini- 
germaßen hart verhandelt worden, wobei auf Seiten der Stadt auch die Stadtver- 
ordnetenversammlung in die Beschlußfassung einbezogen worden war. Anscheinend 
ohne Probleme wurde hingegen ein Grundstückstausch mit dem Bischöflichen Ge- 
neral-Vikariat vereinbart. In doppelter Weise war wiederum die Industrie-Gelände- 
Gesellschaft eingeschaltet. Zum einen, indem Köthenbürger Mittlerdienste zwischen 
der Stadt und dem Vikariat leistete, zum anderen dadurch, daß der in der Gesell- 
schaft für konkrete Planungsfragen zuständige Ingenieur Lindrum den städtischen 
Inspektor beriet 78 . 

Erst nachdem sich durch die städtische Beteiligung das Projekt erfolgversprechend 
zu entwickeln schien, bekundete das Energieversorgungsunternehmen PESAG "leb- 
haften Anteil" daran 79 . Im Mai 1928 ging die Genehmigung durch den Regierungs- 
präsidenten, erteilt auf zwei Jahre, ein 80 . Die private Beschwerde eines Anliegers 
konnte den Fortgang nicht aufhalten; im Planfeststellungsbeschluß des Regierungs- 
präsidenten 81 wurde der Einspruch u. a. mit der Begründung abgelehnt, daß außer 
vom Einsprucherheber von keiner Seite das Projekt bekämpft, "sondern - besonders 
von den Gewerbetreibenden - lebhaft begrüßt" werde. 

Aber offenbar geriet die hereinbrechende Weltwirtschaftskrise dem Erschließungs- 
projekt zum Verhängnis. Die seit Anfang 1930 in Gang gekommene Diskussion, ob 
der Gleisanschluß tatsächlich noch gelegt werden solle, wurde schließlich mit Nein 
beantwortet. "Da wir mit Rücksicht auf die gegenwärtigen wirtschaftlichen Nöte 
des Handels und der Industrie der Herstellung des Anschlußgleises nicht näher tre- 
ten konnten, haben wir die Durchführung des Projektes vorerst zurückstellen müs- 
sen." 82 Im November 1931 zog der Regierungspräsident die Genehmigung zum 



77) Ebd. 

78) Sehr. d. Bischöflichen General-Vikariats v. 10.9.1927 und Vermerke ebd.; StA Paderborn A 3973. 

79) Sehr. Plaßmann an die Gelände- Gesellschaft v. 14.1.1928; StA Paderborn A 3973. 

80) Die Urkunde trägt als Datum den 2.5.1928; StA Paderborn A 3973. 

81) Planfeststellungsbeschluß vom 2.5.1928; StA Paderborn A 3973. 

82) Sehr. d. Gelände-Gesellschaft an den Regierungspräsidenten in Minden; StA Paderborn A 3973. 
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Gleisanschluß im Einvernehmen mit der Reichsbahn zurück 83 . Es folgten Anstren- 
gungen der Besitzer des Geländes, ihre Grundstücke wieder loszuwerden 84 . 

Diese sich über mehr als ein Jahrzehnt erstreckenden Bemühungen zur Er- 
schließung eines Gewerbegeländes an der Bahn werfen auch Licht auf die Ver- 
quickung privater und öffentlicher Interessen. Gemeint ist die Rolle des ehemaligen 
Oberbürgermeisters der Stadt Paderborn, Otto Plaßmann. Ein Jahr nach seinem 
Amtsantritt heiratete er seine Frau Luise, deren Vater, Hermann Josef Hesse einen 
Gutshof gegenüber dem Bahnhof besaß (Mauel 1978, 421). Plaßmann hatte das 
Oberbürgermeisteramt von 1895 bis 1919 inne. Damit fielen noch die anfänglichen 
Bemühungen, an denen die Stadt beteiligt war, das Bahngrundstück zu erschließen, 
in seine Amtszeit. Doch damit sind die Verbindungen Plaßmanns mit der wirt- 
schaftlichen Entwicklung Paderborns nicht erschöpft, denn er war, seit 1909 im 
Aufsichtsrat der PESAG, von 1921 bis 1932 auch noch deren Vorsitzender. Haupt- 
beruflich arbeitete er im Dienste des Industriellen Hugo Stinnes zunächst in dessen 
Vermögensverwaltung in Berlin und seit 1921 im Vorstand des Rheinisch Westfäli- 
schen Elektrizitätswerkes (RWE), dessen Zentrale 1926 nach Essen verlegt worden 
war. In diesem Rahmen war er auch für die PESAG zuständig (Werb 1984, 41), 
deren Hauptaktionär die RWE war (PESAG 1984, 162). Die Vermutung ist nicht 
weit hergeholt, daß die Initiative zur Erschließung des Bahngeländes nicht allein 
durch stadtökonomische Erwägungen, sondern auch durch private Interessen des 
Oberbürgermeisters Plaßmann an einer optimalen Verwertung seines Grundstückes 
gespeist wurde. Diese auch nach dem Ausscheiden aus dem Bürgermeisteramt wei- 
terzuverfolgen, wurde durch den Aufsichtsratsvorsitz in der PESAG erleichtert. 
Tatsächlich wurde ja letztere im Verlauf der Verhandlungen immer wieder als po- 
tentieller Kapitalgeber ins Spiel gebracht. 

Es wäre allerdings irreführend, aus den Akten das wirklich oder, vermeintlich An- 
rüchige und Skandalöse zu kolportieren und zur Chronik einer, privater Profitgier 
unterlegenen Verwaltung, zu verbinden. Denn die Vorstellung, daß die Verwaltung 
quasi durch private Interessen voll in Beschlag genommen würde, trifft hier wie in 
den meisten anderen geschilderten Fällen nicht zu. Die immer wieder aufschei- 
nende enge Verflechtung der Verwaltung mit ihrer Umwelt - konkret: Unterneh- 
men, gewerbliche Interessenvereinigungen, andere Behörden und einzelne Personen 
- bedeutet keine Verschmelzung der Interessen, sondern gibt Formen vor, in denen 
Verhandlungsprozesse und Austauschbeziehungen arrangiert werden. In unserem 
Fall war die Stadt keineswegs gewillt (und in der Lage), ’Geschenke’ zu verteilen. 



83) Sehr. v. 26.11.1931; StA Paderborn A 3973. 

84) Sehr, der Gelände- Gesellschaft an den Magistrat v. 24.1.1931; StA Paderborn A 3973. 
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was sich an den langwierigen Verhandlungen über den Grundstückskauf zeigte. 
Interessant scheint die Beobachtung, daß die Stadtverwaltung versuchte, das kon- 
krete Management der Erschließung aus dem normalen Verwaltungsbetrieb auszula- 
gern. Und indem sie über die Erschließungsgesellschaft und über Köthenbürger 
wirtschaftlichen Sachverstand mobilisieren konnte, entging sie bis zu einem gewis- 
sem Grad dem Schicksal, vorschnell ausmanövriert zu werden. 

4.9.2. 7 Möbelfabrik, Lemgo, 1927 

Der folgende Fall illustriert, daß die Instrumente der Ansiedlungsförderung in der 
Weimarer Zeit sich nicht wesentlich von den in der Bundesrepublik vorfindlichen 
unterscheiden. Dies ist am Beispiel eines ansiedlungswilligen Möbelfabrikanten zu 
zeigen. Ausgangspunkt ist das Anschreiben eines Cottbuser Holzindustriellen an den 
Lemgoer Bürgermeister Gräfer, worin die Absicht geäußert wird, ein stilliegendes 
Werk in Lemgo zu erwerben. Er bittet sowohl um Information als auch um Förde- 
rungszusagen der Stadt. Das Informationsbedürfnis ist teilweise sehr spezifisch: Ob 
"40 gute Tischler ... (zu haben seien ...), die imstande sind, bessere Speise- & Her- 
renzimmer in Eiche und Nussbaum poliert herzustellen" und ob die Möglichkeit 
zum Bahnanschluß zu erwarten sei. An Hilfen von der Stadt erwartet er eine Stun- 
dung der Grunderwerbssteuer für 1 Jahr und einen Erlaß der übrigen Steuern für 
das erste Jahr. Die Bedeutung des Unternehmens schien groß zu sein, denn nach 
und nach sollte es auf einen Stamm von 120-150 Beschäftigten ausgebaut werden. 85 

Der Bürgermeister konnte auf die Frage nach den Eisenbahnplanungen nur den 
zeitlich unbestimmten Hinweis auf die Planungen einer Linie von Rinteln über 
Lemgo nach Detmold geben. Arbeitskräfte seien genügend vorhanden: "Die Stellung 
der erforderlichen Tischler und Hilfsarbeiter wird keine Schwierigkeiten machen, 
ohne daß dadurch die anderen Fabriken in Mitleidenschaft gezogen werden." Was 
die Besteuerung anbelangte, stellte der Bürgermeister auch Interventionen bei den 
entscheidenden staatlichen Instanzen in Aussicht: 

"Die Grunderwerbsteuer würde Ihnen seitens der Stadt gestundet werden. An 
Gewerbesteuern werden hier 300 % erhoben, davon 150 % für Land und 
Schule und 150 % für die Stadt. Der letztere Anteil würde Ihnen, wenn Sie das 
Werk erwerben und eine größere Anzahl von Arbeitern beschäftigen für das 
erste Jahr erlassen werden. Wegen des Anteiles für Land und Schule würde ich 
mich für Stundung für längere Zeit einsetzen." 86 



85) Sehr. Fa. E. F. Hintze an Bürgermeister Gräfer, Lemgo, v. 2.7.1927; StA Lemgo A 1622. 

86) Sehr. Bürgermeister an Hintze v. 12.7.1927; StA Lemgo A 1622. 
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Ein anderes stilliegendes Werk wurde dem ansiedlungswilligen Unternehmer noch 
genannt. Der weitere Fortgang läßt sich der hier herangezogenen Akte nicht ent- 
nehmen. Festzuhalten ist neben der oben erwähnten Gebräuchlichkeit der ins Auge 
gefaßten Förderungsmaßnahmen auch, daß die Stadtverwaltung in der Person des 
Bürgermeisters den ersten Kontakt mit dem Unternehmen aufnahm. 

4.9.2. 8 Ansiedlungswerbung, Paderborn, 1929 

Die Städte entwickelten sich aufgrund ihrer im Laufe der Industrialisierung erwor- 
benen Rolle, industrielle Agglomerationen quasi zu verwalten und aus egoistischen 
Gründen zu vermehren, zum Adressaten von Ansiedlungsverw/tt/er«, die ansied- 
lungswillige Unternehmen mit den Kommunen in Kontakt zu bringen versprachen. 
Die Leibziger Messe- und Ausstellungs-Aktiengesellschaft betätigte sich auf diese 
Weise. In Anschreiben an die Stadtverwaltungen, die u. a. auch in Paderborn 
eingingen 87 , versuchte sie diesen eine Messebeteiligung schmackhaft zu machen mit 
Argumenten, die sich, formuliert im Jahr 1929, von den heute gebrauchten kaum 
unterscheiden. Zunächst wird auf die Vielzahl an der Messe teilnehmender Firmen 
hingewisen, zweitausend an der technischen Messe und achttausend an der Muster- 
messe. Auch seien leitende Firmenmitglieder anwesend: 

"In den Händen dieser Männer liegt auch die Entscheidung über Ausdehnung 
des Fabrikationsprogrammes, Schaffung neuer Betriebszweige und Errichtung 
von Neubauten. Zweifellos wird mancher Entschluss rascher gefasst, wenn 
durch eine gute Werbung auf gut aufgeschlossenes und günstig gelegenes In- 
dustriebauland hingewiesen wird. ... 

Um das Angebot von Industriegelände an diesen Kreis heranzutragen und um 
überhaupt dem Gedanken hierfür eine konkrete Form zu geben und ihn zu 
verbreiten, beabsichtigen wir, im Rahmen unserer nächsten, vom 25.-31. Au- 
gust 1929 stattfindenden Herbstmesse eine "Planausstellung für Industriege- 
lände" zu veranstalten, zu deren Beteiligung wir Sie hiermit sehr ergebenst ein- 
laden." 

Trotz des niedrigen Messeentgelts von unter 50 RM pro Quadratmeter Ausstel- 
lungsfläche lehnte der Magistrat der Stadt Paderborn ab 88 und bekräftigte diesen 
Entschluß anläßlich der Frühjahrsausstellung noch einmal 89 . 



87) Anschreiben v. 4.7.1929 (maschinenschriffcl., nicht vervielfältigtes Blatt); StA Pb, A 4164, Industriege- 
lände-Bewerber. 

88) Vermerk über Beschluß v. 16.7.1929; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 

89) Vermerke v. 15.10.1929; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 
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Aus den Beschlußvermerken geht eine Begründung der Ablehnung nicht hervor. Sie 
dürfte pragmatischer Art gewesen sein. Möglicherweise wollte man ab warten, wel- 
che Ergebnisse andere Kommunen mit Industriewerbung auf der Leibziger Messe 
erzielten. So wäre die in die Beschlußfassung des Magistrats eingebrachte Informa- 
tion des städtischen Grundstücks- und Vermögensamts zu verstehen, wonach Lipp- 
stadt an der Planausstellung teilgenommen habe 90 . Wie aus den anderen ausgewer- 
teten Archivalien hervorgeht, war die Stadt Paderborn in der Zeit zwischen den 
Weltkriegen ansonsten Industrieansiedlungsprojekten gegenüber durchaus aufge- 
schlossen. 

4.9.2.9 Verschiedene Projekte, Paderborn, 1930-1939 

Bei einer Reihe von einzelnen Anfragen ansiedlungswilliger Unternehmen an die 
Stadt Paderborn in den 30er Jahren dieses Jahrhunderts zeigte diese größeres Inter- 
esse. Die in der Regel direkt an den Bürgermeister gerichteten Anfragen wurden 
zumeist entweder von einzelnen Referaten zuständigkeitshalber oder in komplexe- 
ren Fällen von der Verwaltungsspitze in freundlich-sachlichem Ton beantwortet. Es 
findet sich auch ein Fall, in dem die Stadt von sich aus aufgrund einer Zeitungsan- 
zeige den Kontakt mit einem ansiedlungswilligen Unternehmen anbahnte. Gege- 
benenfalls wurden alternative Möglichkeiten aufgezeigt, wenn das städtische Ange- 
bot nicht direkt den herangetragenen Wünschen entsprach. Nur in einem Bruchteil 
der dokumentierten Fälle bahnte sich eine Niederlassung an; es ist zu vermuten, 
daß die Unternehmen jeweils eine größere Anzahl von Kommunen angeschrieben 
haben, um mehr Optionen zu erlangen. 91 

4.9.2.10 Zellulosefabrik in Lippe, 1930 

Daß die Ansiedlung von Wirtschaftsunternehmen mit ganz unterschiedlichen Maß- 
nahmen gefördert werden kann, macht der folgende Fall deutlich. Anfang 1930 
stand die Ansiedlung einer Zellulosefabrik in Lippe zur Diskussion. Zellulose sollte 
durch die Verarbeitung von Buchenholz hergestellt werden, wobei große Mengen 
an Wasser und Energie verbraucht würden. Es war der Ort der Niederlassung zu 
bestimmen, wobei es die lippische Regierung in die Hand nahm, entsprechende 
Überprüfungen anzustellen. Nach einer Aktennotiz des Oberregierungsrates Dr. 
Petri 92 über eine Besprechung mit dem Landforstmeister Reier und dem Ingenieur 
Lange von der PESAG, kam nur Schieder infrage. Es müsse allerdings festgestellt 



90) Vermerk v. 7.10.1929; StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 

91) Diverse Unterlagen in StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 

92) Notiz vom 8.3.1930; StA Dt L 80 II a XIX Tit. 1 Nr. 2. 
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werden, "ob daraus nicht Schwierigkeiten bei anderen Berechtigten an dem Em- 
merwasser" entstehen könnten. Wichtig für das Ansiedlungsprojekt war auch die 
Höhe des Strompreises. 

"Ingenieur Lange versprach, Herrn Oberbürgermeister Plaßmann sofort zu 
orientieren und darüber Festeilungen zu treffen, ob vielleicht durch Verhand- 
lungen zwischen R.W.E und Preag Wesertal veranlasst werden könnte, die 
Stromlieferung durch die Pesag an das evtl, zu gründende Unternehmen frei zu 
geben." 93 

Interessant ist hier nicht nur das ins Auge gefaßte verbilligte Strompreisangebot, 
sondern auch die Herstellung einer Querverbindung zu dem ehemaligen Paderbor- 
ner Oberbürgermeister Plaßmann, der nach diesem Amt die Stellung des Vorstandes 
der PESAG angenommen hatte (vgl. auch Abschnitt 4.9.2.6). Durch ihr Engage- 
ment im Energie- und Verkehrswesen und ihre Kapitalstärke war die PESAG wohl 
zu einem der wichtigsten industriepolitischen Akteure im Süden Ostwestfalen-Lip- 
pes geworden. Plaßmann stellte in Aussicht, die Angelegenheit in der PESAG und 
mit Petri zu erörtern, was dann aber aufgrund des Rückzugs der in Frankfurt an- 
sässigen Interessenten von dem Projekt hinfällig wurde. Ihre Begründung hob den 
fehlenden Markt in Deutschland ab. "Die Ermittelungen hätten ergeben, dass für 
Buchencellulose z.Zt. noch kein Markt vorhanden sei und es sei zweifelhaft, ob ein 
solcher sich überhaupt in nächster Zeit bilden würde, da von einer Nadelholznot in 
Deutschland, als Folge der russischen Einfuhren von Papierholz, von einer Holz- 
knappheit wohl nicht mehr die Rede sein könne." 94 Wie dennoch der lippische 
Holzreichtum erfolgreich vermarktet werden könne, zeigte Plaßmann in einem an 
Petri gerichteten Kommentar zu dem Vorgang auf: 

"... wenn man schon überlegt, in irgendeiner Form den Zwang einzuführen, 
Roggenbrot zu vertreiben, so kann man auch in irgendeiner Form die Zei- 
tungsverleger zwingen, das nötige Papier aus deutschem Holz zu beschaffen. So 
etwas muss natürlich politisch vorbereitet werden, und ich würde ganz gerne 
mit Ihnen gemeinsam gelegentlich bei Herrn Präsidenten Drake Vortrag hal- 
ten." 95 

Plaßmann, den man aufgrund seiner Position als Industrieführer bezeichnen kann, 
zeigt sich hier in der Frage eines doch ziemlich weit gehenden marktregulierenden 
Eingriffs ohne große liberale Skrupel. In der Tat zeichnet sich die Zwischenkriegs- 
zeit durch eine Vielzahl offen den Marktgesetzen widersprechender Regulierungs- 



93) Ebd. 

94) Mitteilung Dr. Petri an Plaßmann v. 17.3.1930; StA Dt L 80 II a XIX Tit. 1 Nr. 2. 

95) Sehr. Plaßmann an Petri v. 18.3.1930; StA Dt L 80 II a XIX Tit. 1 Nr. 2. 
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mechanismen aus. Interessant ist immerhin noch in diesem Zusammenhang, daß 
hier über ein einzelnes Projekt vermittelt solche Überlegungen ausgelöst wurden. 
Mit seiner Idee eines Zwangskonsums von Zellulose aus deutscher Herstellung lag 
Plaßmann historisch richtig, bedenkt man die nach 1933 zunehmende Regulierung 
der Wirtschaft. 

4.9.2.11 Kraftfutterhersteller, Paderborn, 1934 

Das Beispiel des um die Nachweisung eines Industriegeländes durch die Stadt Pa- 
derborn nachsuchenden "Mast- und Kraftbrotfabrikanten" Otto Draude aus Kassel 
weist auf die mit den Interessen des ansässigen Gewerbes vermittelnde Rolle hin, 
die Kommunen gegenüber von außen kommenden Unternehmen einnehmen. Das 
genannte Unternehmen hatte im März 1934 ein Schreiben an den Magistrat gerich- 
tet, in dem ausführlich die Vorteile des Abfälle zu Viehfutter weiterverarbeitenden 
Betriebes geschildert wurden. "Durch den Betrieb der Fabrik spart die Stadt Pader- 
born zunächst für ca 100 bis 120 Arbeiter bezw. Angestellte die Arbeitslosen- oder 
Wohlfahrtsunterstützungen ,.." 96 Die Entscheidung durch den Bürgermeister wurde 
durch zusätzliche Informationen vorbereitet. Zum einen wurden die Verbindungen 
mit der Stadtsparkasse genutzt, indem sie gebeten wurde, über eine Auskunftei Nä- 
heres über den Fabrikanten in Erfahrung zu bringen. Ein entsprechender Bericht 
ging nach wenigen Tagen ein 97 , worin seine finanziellen Verhältnisse "als klein 
bezw. undurchsichtig" bezeichnet wurden. Eine weitere Anfrage an die Stadt 
Frankfurt, bei der ebenfalls eine Bewerbung um ein Grundstück durch Draude 
vorlag, wurde mit dem Hinweis beantwortet, dort sei die Sache noch in Prüfung. 
Schließlich wandte sich die Stadt mit Bitte um Stellungnahme zu dem Ansiedlungs- 
vorhaben an die Aktienbrauerei und die Metzgerinnung, da diese ggf. als Lieferan- 
ten von Hefenschlempe, einem Abfallprodukt von Brauereien, und Schlachtabfällen 
mit dem anzusiedelnden Unternehmen hätten Beziehungen knüpfen können. Ver- 
mutlich fielen die Antworten negativ aus, denn am 16.4.1934 gab der Bürgermei- 
ster die Anweisung, an den Draude zu schreiben, daß "z.Zt. geeignetes städt. Ge- 
lände mit Fabrikgebäuden nicht zur Verfügung steht" 98 . 



96) Sehr. v. 7.3.1934; StA Pb, A 4164, Industriegelände -Bewerber. 

97) Bitte an die Stadtsparkasse v. 8.3.1934 und Bericht der Auskunfteien Bürgel v. 15.3.1934; StA Pb, A 
4164, Industriegelände-Bewerber. 

98) StA Pb, A 4164, Industriegelände-Bewerber. 
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4.9.2.12 Elektrogerätefabrik Krause, Lemgo, 1951-1952 

Die Initiative zu dem hier zu schildernden Fall einer schließlich gescheiterten Be- 
triebsverlagerung ging von der Lemgoer Stadtverwaltung aus. Wie der Stadtdirektor 
von Lemgo im August 1951 an die Fa. Wilhelm Krause schrieb, hatte er von deren 
Verlagerungs wünschen "in die hiesige Gegend" von einem Herrn der Landeszentral- 
bank in Lemgo erfahren und sich daraufhin gleich um telefonische Kontaktaufnah- 
me bemüht". Krauses Unternehmen produzierte elektrische Heiz- und Kochgeräte. 
Wegen der Kriegsereignisse hatte es von Züllichau an seinen jetzigen Standort ver- 
lagert werden müssen und mit guten Leistungen seine Marktposition stärken kön- 
nen. Durch Lieferungen an das Elektrizitätswerk Wesertal GmbH war es auch in 
Lippe nicht unbekannt. 100 Die Firma beschäftigte zu dieser Zeit 85 Personen und 
befand sich auf Expansionskurs 101 . 

Der brieflichen Kontaktaufnahme folgte eine Einladung zur Werksbesichtigung 
nach Holstein, welcher der in Fragen der Industrieansiedlung sehr rührige Stadtdi- 
rektor Sethe und der Stadtbaumeister Schäfer nachkamen. Beide Seiten waren an 
der Umsiedlung interessiert, das Unternehmen deswegen, weil es sich in Schleswig- 
Holstein zu sehr in einer Randlage befand. Das Treffen legte eine Reihe von Wün- 
schen der Firma an öffentliche Stellen offen: 

- Stromlieferungen per Hochspannungsleistungen durch die Wesertal GmbH, um 
damit zu einer Stromverbilligung zu kommen, 

- eine wenigstens 3-jährige Gewerbesteuerbefreiung, 

- eine unentgeltliche Überlassung eines Grundstückes oder zur Zahlung einer An- 
erkennungsgebühr, 

- Vermittlung einer Wohnung in Lemgo für den Eigenbedarf und 12 bis 15 Woh- 
nungen durch die Stadt für Fachkräfte nach Errichtung des Werkes - im Gegen- 
zug werde sich die Firma den sozialen Wohnungsbau unterstützen, 

- einen Kredit über 50-75.000 DM, der evtl, aus einem Fonds der Bundesregie- 
rung zur Beschäftigungsförderung arbeitsloser Ostvertriebener abgerundet wer- 
den könne. 102 



99) Sehr. Stadtdirektor von Lemgo an Fa. Krause in Wilster Holstein, v. 2.8.1951; StA Lemgo A 1645. 

100) Niederschrift des Stadtbaumeisters Schäfer über ein Treffen zusammen mit Stadtdirektor Sethe bei 
dem Unternehmen in Holstein am 24.8.1951; StA Lemgo A 1645. 

101) Sehr. Stadtdirektor v. Lemgo an Dr. Heinze, Leiter der Landesstelle der ostvertriebenen Betriebe, v. 
6.9.1951; StA Lemgo A 1645. 

102) Ebd. 
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Nach dem Treffen bemühte sich der Stadtdirektor in vielfältiger Weise um die 
weitere Konkretisierung des Projektes. Vom Wirtschaftsministerium des Landes in 
Düsseldorf erhielt er die Klärung eines laufenden ERP-Kredits in Aussicht gestellt; 
außerdem wäre ein Flüchtlingskredit in kürzester Zeit verfügbar zu machen. Un- 
terstützungszusagen erhielt er auch von der Landesstelle der Ostvertriebenen, deren 
Vorsitzender zugleich Mitglied des Landes-Kreditausschusses war 103 , und von der 
Sparkasse der Stadt, die einen Kredit von 70.000 DM in Aussicht stellte. Die Stadt 
selbst rückte den befristeten Verzicht auf die Gewerbesteuer 104 und die Bereitstel- 
lung von Wohnungen in den Bereich des Möglichen. Jedoch wolle sie einen ordent- 
lichen Preis für das Grundstück verlangen, abgemildert durch 5-jährige Stundung 
und mäßige Zinssatz. 105 

Um das Umsiedlungsprojekt weiter auf den Weg zu bringen, organisierten Krause 
und der Lemgoer Stadtdirektor ein weiteres Treffen bei der Firma in Holstein, zu 
deren Teilnahme auch der Sparkassendirektor und ein Beamter der Bezirksregie- 
rung in Detmold (Wirtschaftsabteilung), der an den Kreditfragen zu beteiligen 106 
war, gewonnen werden konnten 107 . Trotz weiterer, in dichter Folge stattfindender 
Kontakte zu den verschiedenen, an der Umsiedlung beteiligten Stellen, durch den 
Stadtdirektor und den Unternehmer, die dabei in enger wechselseitiger Fühlung- 
nahme blieben, kam das Projekt nicht voran. Der Hauptgrund ist in der Länder- 
konkurrenz zwischen Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen zu finden. 

Die Firma hatte für die Ansiedlung zwei Kredite über insgesamt 450 000 DM bei 
der nordrhein-westfälischen Landesregierung beantragt, davon einen aus dem 
Fonds für die Schaffung von Dauerarbeitsplätzen 108 . Obschon von der Bezirksre- 
gierung unterstützt, verzögerte sich die Bearbeitung der Anträge nicht zuletzt da- 
durch, daß eine Reihe von Stellen vor der Beschlußfassung gehört werden mußte. 
Schwere Bedenken wurden dabei vor allem hinsichtlich des Abzugs von Arbeits- 



los) Zugleich war er Verbandsfunktionär der "Vertretung der heimatvertriebenen Wirtschaft, Landesstelle 
Nordrhein- Westfalen", in deren Namen er Krause für den Fall einer Übersiedlung zum Verbandsbeitritt 
aufforderte. Die Unterstützungszusage sollte also gewissermaßen mit einer Stärkung des Verbandes belohnt 
werden. Sehr, an Krause v. 22.9.1951; StA Lemgo A 1645. 

104) Der Finanz- und Hauptausschuß faßte in seiner Sitzung v. 7.9.1951 den Beschluß, die Gewerbesteuer- 
freiheit für die ersten drei Jahre zuzugestehen, "wenn es nicht anders geht". In Widerspruch zu dieser Hal- 
tung steht die Mitteilung des Stadtdirektors in Sehr. v. 7.4.1952 an einen anderen Interessenten, die Stadt 
habe bisher keine Gewerbesteuerfreiheit gewährt und wolle auch künftig so verfahren; StA Lemgo A 1645. 

105) Sehr. Stadtdirektor Sethe an Krause v. 31.8.1951; StA Lemgo A 1645. 

106) Es handelte sich um den ERP- oder einen Flüchtlingskredit, der dann auch prompt von dem erwähn- 
ten Beamten der Bezirksregierung Detmold, Dr. Tewes, in Antragsform gebracht und nach Düsseldorf ge- 
reicht wurde; Sehr. Stadtdirektor Sethe an Krause v. 28.9.1951; StA Lemgo A 1645. 

107) Sehr. Stadtdirektor an Krause v. 21.9.1951 u. a.; StA Lemgo A 1645. 

108) Sehr. Krause an den Stadtdirektor v. 25.1.1952; StA Lemgo A 1645. 
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platzen aus Schleswig-Holstein in das dicht industrialisierte Land Nordrhein- West- 
falen geltend gemacht. Der zuständige Vorsitzende des Kreditausschusses im Lan- 
deswirtschaftsministerium erwartete den Einspruch des Landes Schleswig-Holstein 
und konnte nur durch intensive Überzeugungsarbeit des Stadtdirektors zur Befür- 
wortung des Kredits gebracht werden. Dieser brachte nach eigenen Aufzeichnungen 
des Gesprächs regionalwirtschaftliche Argumente vor. Wenn das Unternehmen 
nicht nach Lemgo gehe, würde es woanders hin ziehen, aber auf keinen Fall in 
Schleswig-Holstein bleiben: 

"Hinzu käme noch, daß das Ruhrgebiet Nordrhein-Westfalens zwar mit Indu- 
strie gesättigt sei, das könne man aber nicht vom Lande Lippe behaupten und 
am wenigsten vom lippischen Norden. Hier sässen noch viele Hunderte von 
Flüchtlingen, die arbeitslos wären und darauf warteten, daß hier neue Indu- 
strie angesiedelt würde. Es dürfe auch nicht vergessen werden, daß gerade das 
Gebiet um Lemgo herum durch die einseitige Holzindustrie wenig krisenfest 
sei. Wir gäben uns große Mühe, auch andere Industrie hier anzusiedeln und er- 
warteten von Düsseldorf, daß man uns unterstütze ." 109 

Wie der Unternehmer selbst vermutete, waren die schleswig-holsteinischen Behör- 
den durch Nachfragen der nordrhein-westfälischen Landesregierung von dem Um- 
siedlungsprojekt informiert worden. Die Leiter der Arbeitsämter in Elmshorn und 
Wilster, dem holsteinischen Standort der Firma, hätten die Firma diesbezüglich 
aufgesucht . 110 Die Wilstermarsch-Sparkasse, die Hausbank des Unternehmens, 
wurde durch die Landesgarantiekasse informiert 111 . Entgegen den Erwartungen 
legte die schleswig-holsteinische Landesregierung, soweit ersichtlich, keinen for- 
mellen Einspruch 112 gegen die Umsiedlung ein, sie bearbeitete den Unternehmer 
Krause aber umso mehr mit Anreizen zum Verbleib. Von einem Gespräch mit dem 
zuständigen Ministerialdirektor in Kiel berichtet Krause: 

"Auf mein Vorhalten, dass uns Schleswig-Holstein doch weiter nichts bieten 
könnte und finanziell auch nicht so gestellt ist, dass es uns dieselben Kredite 
wie Düsseldorf bieten kann, wurde mir erklärt, dass die Landesregierung 
Schleswig-Holstein beim Verbleiben meiner Firma in Schleswig-Holstein, mir 
Geld zum Neubau einer Fabrik nach meinem Wunsche, Landesgelder auch wie 



109) Notiz des Stadtdirektors über ein Gespäch mit Oberregierungsrat Dr. Gier im Landes Wirtschaftsmini- 
sterium mit Datum v. 31.10.1951; das Gespräch habe "etwa 3 Wochen" zuvor stattgefunden; StA Lemgo A 
1645. 

110) Krause an den Stadtdirektor, Sehr. v. 6.11.1951; StA Lemgo A 1645. 

111) Sehr. Krause an den Stadtdirektor v. 9.11.1951; StA Lemgo A 1645. 

112) Den Einspruchsverzicht teilte Krause in Sehr. v. 21.12.1951 dem Stadtdirektor mit; StA Lemgo A 
1645. 
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in Düsseldorf beantragt, zur Verfügung stellen würde und ausserdem auch 
weitere Betriebsmittel für meine Firma." 

Die Angebote der schleswig-holsteinischen Landesregierung veranlaßten den Stadt- 
direktor von Lemgo zu einem noch intensiveren Engagement. Durch Anrufe und 
Besuche bei den zuständigen Ministerialbeamten in Düsseldorf versuchte er um die 
Jahreswende 1951/52, die Bewilligung des Kredits, dessen Antragstellung nun 
schon um Monate zurücklag, zu beschleunigen 113 . Um die Umsiedlung der Firma 
nach Lemgo zu erreichen, kam die Stadt auch persönlichen Wünschen nach Reser- 
vierung einer Parzelle für den Bau eines Wohnhauses "in einer netten Strasse (Vil- 
lenviertel)" 114 nach 115 . Es wurde jedoch die Behandlung des Kredits bei der Lan- 
desregierung in Düsseldorf aus hier nicht weiter aufklärbaren Gründen verzögert. 
Krause entschloß sich schließlich nicht zuletzt aufgrund der dort vorliegenden 
großzügigen Unterstützungsangebote, in Schleswig-Holstein zu bleiben 116 . 

Noch vor der Absage des Unternehmens erhielt die Stadtverwaltung die Mitteilung 
der Geschäftsstelle für das Vertriebenenwesen des Kreises Steinburg (Schleswig- 
Holstein) über das Soforthilfeamt des Kreises Lemgo weitergereicht, wonach es 
dort einen Darlehensantrag über 100.000 DM gestellt habe 117 . Nicht nur in diesem 
Zusammenhang spielten Querverbindungen zwischen den Verwaltungen eine wich- 
tige Rolle in der Informationsweitergabe. Es ist auch denkbar, daß die hinhaltende 
Taktik der den Kreditfall bearbeitenden Beamten im Düsseldorfer Wirtschaftsmini- 
sterium - die Behandlung im Kreditausschuß wurde entgegen anderslautenden Ver- 
sprechungen mehrmals aufgeschoben - auf ein stillschweigendes Übereinkommen 
mit den entsprechenden Stellen in Kiel zurückzuführen ist. Die ohnehin knappen 
Kreditmittel konnten bei einem Verbleib der Firma an ihrem jetzigen Standort für 
andere Interessenten freigemacht werden und man ersparte sich gleichzeitig (mög- 
licherweise auch politisch umgesetzten) Ärger mit Schleswig-Holstein. Hierüber 
lassen sich jedoch nur Vermutungen anstellen. 

Die Ansiedlungskonkurrenz hatte in diesem Fall ohne viel Zutun des Unternehmers 
zu einer Ausweitung der Unterstützungszusagen geführt, die erheblich über die 
anfangs von ihm selbst geforderten Hilfen hinausgingen. - Das Beispiel zeigt auch, 



113) Verschiedene Notizen und Mitteilungen an Krause; StA Lemgo A 1645. 

114) Sehr. Krause an den Stadtdirektor v. 11.2.1952; StA Lemgo A 1645. 

115) Nach dem Sehr, des Stadtdirektors an Krause v. 6.3.1952 kaufte die Stadt ein entsprechendes Grund- 
stück, parzellierte es und hielt es als Bauplatz zurück; StA Lemgo A 1645. 

116) Sehr. Krause an den Stadtdirektor v. 8.4.1952; StA Lemgo A 1645. 

117) Sehr. d. Geschäftsstelle für das Vertriebenenwesen des Kreises Steinburg v. 11.3.1952 an das Amt für 
Soforthilfe bei der Kreisverwaltung von Lemgo; Bitte des Stadtdirektors an Krause um Aufklärung, Sehr. v. 
15.3.1952; StA Lemgo A 1645. 
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mit welch unterschiedlichen Interessen und Handlungskalkülen die Akteure mit 
dem Fall umgingen. Die beschränkten Mittel der Komunalverwaltung zwangen 
diese dazu, nach Bündnispartnern zu suchen. Eine Unterstützung durch die Lan- 
desregierung konnte sie nicht automatisch voraussetzen, denn aus den heranzuzie- 
henden Förderprogrammen ließen sich keine zwingenden Konsequenzen in diesem 
Einzelfall ableiten. So ist der Vorgang sowohl als Fall der Entfaltung kommunaler 
Eigeninitiative als auch als Beispiel für die damit verbundenen Unsicherheiten zu 
lesen. 

4.9.2.13 MEßlNSTRUMENTEFABRIK, Lemgo, 1955-1956 

Anders als im vorhergehenden Fall machte sich im hier zu schildernen Beispiel ein 
Unternehmer die interkommunale Ansiedlungskonkurrenz ausdrücklich zunutze. Es 
handelt sich um eine Fabrik für Präzisions-Meßinstrumente, die bereits in Lemgo 
ansässig war und 34 Facharbeiter beschäftigte. In Verhandlungen mit der Baden- 
Württembergischen Stadt Öhringen hatte das Unternehmen eine Reihe von Vergün- 
stigungen für den Fall zugesagt bekommen, daß es nach dorthin übersiedele. Und 
zwar waren die Vorfinanzierung des Fabrikneubaus, und der Bau von Facharbei- 
terwohnungen und das Entgegenkommen der örtlichen Sparkasse und Banken durch 
die Stadtverwaltung versprochen bzw. in die Wege geleitet worden. Für das Fabrik- 
grundstück wurde von der Stadt der Anerkennungspreis von einer DM pro Quad- 
ratmeter verlangt; Aufschließungskosten, Straßenbauanliegerkosten, Wasseranschluß, 
polizeiliche Genehmigungsgebühren und Geometergebühren sollten entfallen. 118 Das 
Wirtschaftsministerium von Baden-Württemberg hatte zwei Staatsdarlehen über ins- 
gesamt 75.000 DM zugesagt 119 . Die Unterlagen über diese Subventionsangebote 
überreichte der Unternehmer der Stadtverwaltung von Lemgo 120 , die daraufhin 
umgehend diverse Aktivitäten entfaltete, um die Abwanderung des Betriebes zu 
verhindern. Um die dichte Abfolge von Kontakten zu verdeutlichen, gebe ich eine 
chronologische Schilderung: 

6.12.1955: Der Unternehmer erscheint in Begleitung seines Steuerberaters und des 
Sparkassendirektors - die Sparkasse war seine Hausbank - beim Stadtamtmann von 
Lemgo und erklärt seine Wünsche. Er benötige 60 000 DM Kredit für eine Be- 
triebserweiterung und vier Facharbeiter-Wohnungen. 121 



118) Die Zusagen sind in Schreiben und einem vom Bürgermeister von Öhringen bereits einseitig Unter- 
zeichneten Vertrag aus dem Zeitraum von August bis November 1955 enthalten; StA Lemgo A 1645. 

119) Nach Beschluß des Kredit ausschusses beim Ministerium; Sehr, an den Unternehmer v. 13.11.1955; StA 
Lemgo A 1645. 

120) Sehr, an die Stadtverwaltung Lemgo v. 6.12.1955; StA Lemgo A 1645. 

121) Sitzungsvermerk durch Stadtamtmann Becker v. 6.12.1955; StA Lemgo A 1645. 
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7.12.1955 : Der Stadtamtmann verhandelt mit dem stellvertretenden Arbeitsamtsdi- 
rektor im Beisein des Sparkassendirektors. Das Arbeitsamt stellt Darlehen aus einem 
Sonderfonds für die 4 Wohnungen in Aussicht. - Die Kontaktaufnahme mit der 
Wirtschaftsabteilung des Regierungspräsidiums ergibt, daß entweder aus dem Ost- 
westfalen-Programm oder aus dem ERP-Fonds Kreditmittel verwendet werden 
können. 122 

8.12.1955 : Der Stadtamtmann sucht zusammen mit dem Sparkassendirektor den für 
den in Aussicht genommenen Kredit zuständigen Referenten im Landeswirtschafts- 
ministerium in Düsseldorf auf. Der Ministerialreferent erbittet genaue Unterlagen 
über die baden-württembergischen Zusagen und verspricht die Unterstützung des 
Kreditantrages auf der kommenden Kreditausschussitzung eine Woche später. 
Außerdem schlägt er vor, die erforderlichen Unterlagen nach Prüfung durch das 
Regierungspräsidium ihm persönlich in Düsseldorf zu übergeben. 123 

13.12.1955 : Auf Bitte des Unternehmers ist man bereit zur Vorfinanzierung des 
Kredites über 60.000 DM: Die Sparkasse übernimmt die Summe, die Stadt finan- 
ziert den Zinsunterschied von 3 %. Eine Nachfrage bei dem stellvertretenden Frak- 
tionsvorsitzenden der CDU ergibt Einverständnis; die Fraktionsrepräsentanten von 
SPD und FDP sind nicht zu erreichen. 124 

16.12.1955: Die Stadtverwaltung sichert dem Unternehmer vier Neubauwohnungen 
für ihre Arbeitskräfte zu. Außerdem übernimmt die Stadt gegenüber der Sparkasse 
eine Ausfallbürgschaft über 10 000 DM. 125 Die Wohnungsangelegenheit wird un- 
mittelbar an das Arbeitamt Detmold mit dem Ansinnen weitergereicht, Mittel aus 
einem Sonderfonds zu acquirieren 126 . 

17 .12.1955: Eine Besprechung der Verwaltungsspitze mit dem Bürgermeister Wip- 
permann und den Fraktionsvorsitzenden des Rates ergibt eine allgemeine Zustim- 
mung zur Ausfallbürgschaft 127 und zur Zusicherung von Wohnungen. Allerdings 
ärgert man sich darüber, wegen einem Abwerbungsversuch in einen derartigen 
Zugzwang gekommen zu sein. "Im übrigen aber sprechen sie (der Bürgermeister 



122) Vermerk des Stadtamtmanns v. 7.12.1955; StA Lemgo A 1645. 

123) Vermerk des Stadtamtmanns v. 8.12.1955; StA Lemgo A 1645. 

124) Vermerk des Stadtamtmanns v. 13.12.1955; StA Lemgo A 1645. 

125) Sehr, des Stadtdirektors, i.V. Stadtamtmann Becker v. 16.12.1955 an den Rechtsvertreter des Unter- 
nehmers; StA Lemgo A 1645. 

126) Sehr. d. Stadtdirektors an das Arbeitsamt Detmold v. 16.12.1955, dem Wohnungsamt zur Kenntnis; 
StA Lemgo A 1645. 

127) Die Ausfallbürgschaft wurde am 31.12.1955 vom Hauptausschuß beschlossen lt. Sitzungsniederschrift; 
StA Lemgo A 1645. 
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und die Fraktionsvorsitzenden; Anm d. Verf.) ihr Befremden über das in diesem 
Falle erneut zu Tage getretene Bestreben der Industrieabwerbung aus, gegen das 
mit den zu Gebote stehenden Mitteln angegangen werden müsse." 128 

Die eingegangenen Verpflichtungen der Stadt gegenüber dem Unternehmen konn- 
ten in den nächsten Monaten weitgehend erfüllt werden 129 . Probleme hatte dabei 
noch die Finanzierung der Wohnungen aufgeworfen, nachdem Sondermittel aus 
dem Ostwestfalen-Programm erst auf Drängen der Stadt herangezogen werden 
konnten 130 . Das Arbeitsamt sah sich nicht in der Lage, hierzu Mittel anzuwer- 
ben 131 . 

Der Wettbewerb um die genannte Firma kann in diesem Fall fast schon als ein 
Wettrennen aufgefaßt werden, bedenkt man die beschleunigte Herbeischaffung der 
verlangten Hilfen. Vor allem als Organisator von Ressourcen betätigte sich die Ver- 
waltung, die dabei in den örtlichen und regionalen Institutionen Sparkasse, Arbeits- 
amt und Regierungspräsidium wichtige Partner fand. - Warum wandte sich die Fir- 
ma nicht von vornherein an die Stadt, als sie sich mit Expansionsabsichten trug? Es 
mag sein, daß sie mit den bis zur Vertragsreife gediehenen Ansiedlungs Verhandlung 
mit Öhringen den Preis für’s Hierbleiben in die Höhe treiben wollte. Wenn ja, 
dann können die Unterstützungsleistungen quasi als Mehrwert auf einem "Markt 
der Industrieansiedlungen" gewertet werden, auf dem sich der Anbieter 
(Unternehmen) aufgrund einer monopolähnlichen Stellung meistbietend "verkauft". 

4.9.2.14 "Unsaubere Konkurrenz", Lemgo, 1951-1956 

Die Firma Mecano wandte sich 1951 an die Stadtverwaltung mit der Bitte, ihr bei 
der Betriebsausweitung behilflich zu sein. Angeblich seien "parteipolitische" Ma- 
chenschaften bei der Finanzierung des Ausbaus hinderlich 132 . 1956 siedelte Mecano 
nach Heidelberg um 133 . Es gab Vermutungen darüber, die Stadt Lemgo habe sich 
zuwenig um das Werk bemüht, welche diese dementierte 134 . Im vorliegenden Fall 
spielte, wie aus einem Interview hervorging, die ansässige Holzindustrie die Rolle 



128) Sitzungsniederschrift des Stadtoberinspektors Niebuhr; StA Lemgo A 1645. 

129) Vermerk der Stadtverwaltung v. 10.8.1957; StA Lemgo A 1645. 

130) Aktenvermerke der Verwaltung v. 29.5.1956 und 2.6.1956; StA Lemgo A 1645. 

131) Sehr. Arbeitsamt Detmold an die Stadtverwaltung v. 16.5.1956; StA Lemgo A 1645. 

132) Sehr. Fa. Mecano an Stadtdirektor Sethe, Lemgo, v. 18.5.1951; StA Lemgo A 1645. 

133) Sehr. Mecano an den Eigentümer des von ihr gepachteten Betriebsgebäudes, die Fa. Sturhan, v. 
19.7.1956; StA Lemgo A 1645. 

134) Sehr. d. Stadtdirektors von Lemgo an den Landkreis Lemgo v. 6.10.1956; StA Lemgo A 1645. 
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des Verhinderers, weil sie ihr niedriges Lohnniveau gefährdet wähnte. Unterneh- 
mervertreter und Betriebsräte zogen im Rat der Stadt am selben Strang. 

Es ist leicht nachvollziehbar, daß die örtlichen und regionalen Institutionen in Fra- 
gen der Ansiedlungskonkurrenz eine widersprüchliche Haltung an den Tag legten. 
Sollte es ihnen gelingen, Betriebe heranzuziehen, schienen Hilfen im Rahmen des 
Möglichen selbstverständlich, drohte Abwerbung, dann stellten Ansiedlungshilfen 
der konkurierenden Kommunen natürlich eine zu kritisierende Maßnahme dar. 
Solches läßt sich auch Stellungnahmen der IHK Detmold aus den fünfziger Jahren 
entnehmen. In einem Rundschreiben an die Oberkreisdirektoren machte sie Kritik 
gegen die Ansiedlungskonkurrenz geltend: vor allem finanzschwache Städte und 
Gemeinden könnten nicht mithalten, denn "selbst vor gesetzwidrigen Massnahmen 
wie der zeitlichen Freistellung der Gewerbesteuer wird nicht zurückgeschreckt." 135 
Den Anlaß für dieses Rundschreiben hatte der IHK ein Anschreiben einer Ge- 
meinde im Unterwesterwaldkreis geliefert, die die IHK etwas naiv aufgefordert 
hatte, den Firmen in ihrem Bezirk diese Gemeinde als Standort zu empfehlen 136 . 
Wie die Verantwortlichen dieser Gemeinde erwarten konnte, eine IHK zur indu- 
striellen Ausdünnung in ihrem Bezirk motivieren zu können, sei dahingestellt. Im- 
merhin erntete sie in Detmold öffentliche Kritik; in der "Freien Presse" erschien 
eine diesbezügliche Mitteilung unter der Überschrift "Unsaubere Konkurrenz" 137 . 
Doch trotz der grundsätzlichen Einwände gegen die Ansiedlungskonkurrenz scheute 
die IHK nicht davor zurück, zwei Monate später selbst den Kreisverwaltungen zu 
empfehlen, sich mit Werbung an einem Informationshandbuch der Unternehmens- 
ansiedlung zu beteiligen 138 . 

4.9.3 Zur aktuellen Situation 

4.9.3. 1 Ansiedlungen und Existenzgründungen 139 

Eine große Bedeutung besaß die Ansiedlungsförderung vor allem in den ersten bei- 
den Jahrzehnten nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches 1945. Zerstö- 
rungen und Demontagen, die Notwendigkeit, wieder auf zivile Produktion um- und 
sich angesichts von Zonenteilung und Westintegration auf neue räumliche Verflech- 



135) Rundschreiben der IHK Detmold an die Oberkreisdirektoren der Kreise Detmold und Lemgo v. 
24.12.1955; StA Lemgo A 1645. 

136) Sehr, der Gemeinde an die IHK v. 14.12.1955; abschriftlich in StA Lemgo A 1645. 

137) StA Lemgo A 1645. 

138) Sehr, der IHK an die Kreisverwaltungen Detmold und Lemgo v. 18.2.1956; StA Lemgo A 1645. 

139 Ausführliche Schilderungen von Ansiedlungsprojekten nach 1945 und den dabei zutage tretenden Kon- 
kurrenzmechanismen finden sich in Kap. 4.9.2.12-14. 
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tungen einzustellen, erzeugten einen erheblichen Anreiz für Neuansiedlungen und 
Erweiterungen. Durch das "Wirtschaftswunder" erhielt diese Bewegung zusätzliche 
Dynamik. Einen Sonderfall bildeten in der Industrieansiedlung der Nachkriegszeit 
jene Kommunen, die durch die Eingliederung von Flüchtlingen gezwungen 
wurden, alle Maßnahmen zu treffen, um für Beschäftigung zu sorgen. 

In Ostwestfalen-Lippe stellt u. a. Espelkamp 140 ein Beispiel hierfür dar. 1959 
wurde der ehemals kleinen Bauernschaft die Bezeichnung "Stadt" verliehen. 
Dieser "Aufstieg" hängt mit der Zuwanderung von Flüchtlingen aus dem Osten 
zusammen, die Wohn- und Industrieansiedlungen gleichermaßen expandieren 
ließ. Vom Kriegsende bis 1954 wuchs die Bevölkerung 1 300 Personen auf 
6 700 an 141 . Neue Wohnsiedlungen fanden teilweise auf dem Gelände des ehe- 
maligen Munitionslagers Platz. Die Neu- und Umbauten wurden teils von 
amerikanischen Mennoniten unterstützt, die sich in wohltätiger Absicht enga- 
gierten. Eine Besonderheit stellt auch die Gründung einer Aufbaugemeinschaft 
für Espelkamp dar, an der sich die evangelische Kirche 142 und das Land 
Nordrhein-Westfalen gleichberechtigt beteiligten. Diese kümmerte sich u. a. 
auch um die Ansiedlung arbeitsintensiver Industrien. Aus Landesmitteln 
wurden entsprechende Unternehmen gefördert. 

Seit der Abschwächung der wirtschaftlichen Wachstumsentwicklung in den 1970er 
Jahren ist ein überaus deutlicher Rückgang an neuen Industrieansiedlungen zu be- 
obachten. In der Bundesrepublik ging die Zahl an neuerrichteten und verlagerten 
Industriebetrieben 143 bis 1981 auf ein Viertel des Volumens von 1968 zurück (vgl. 
Heuer 1985, 25)! Ostwestfalen-Lippe blieb von dieser Entwicklung nicht ausge- 
nommen, was tendenziell an der rückläufigen Zahl von Betrieben in Bergbau und 
verarbeitendem Gewerbe abzulesen ist 144 . Dennoch stellen Ansiedlungen und Ver- 
lagerungen weiterhin ein wesentliches Moment der Tätigkeit der kommunalen Wirt- 
schaftsförderstellen und -gesellschaften dar. Indirekt ist diese Schwerpunktsetzung 
daran zu erkennen, daß die Förderstellen zu einem großen Teil organisatorisch mit 
der Bau- und/oder Liegenschaftsverwaltung verbunden sind. Allerdings ist zu be- 
rücksichtigen, daß nur ein kleiner Teil der mit Kauf und Nutzung von Gewerbe- 



140) Meine Darstellung stützt sich auf die lebendige Ortsgeschichte von Simon (1987). 

141) Siehe hierzu die Zeitschrift "Gemeinschaft und Politik", Nr. 9, Jg. 2 (1954), 12 (o. Verf.). 

142) Westfälische Landeskirche und Evangelische Kirche Deutschlands. 

143) Mit 10 und mehr Beschäftigten. 

144) Die Zahl der Betriebe im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe in Ostwestfalen-Lippe fiel von 1.962 
im Jahr 1977 auf 1.769 im Jahr 1982 ab (vgl. Spörel 1983, 80). In Lippe ist ein Rückgang der Betriebe und 
Beschäftigten v.a. im Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbe zu beobachten, während die Beschäftig- 
tenzahl im Investionsgüter produzierenden Gewerbe bei relativer Stagnation der Betriebszahl nachhaltig 
anstieg, von 1978 bis 1986 um rund dreitausend Beschäftigte auf 12.716 (vgl. Bohnen- 
kamp/Bontrup/Eisbach 1987, 7). 
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flächen zusammenhängenden Förderung echte Neuerrichtungen, d. h. Ansiedlungen 
von Unternehmen, die von außerhalb der Region kommen, betrifft. So weist die 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Lippe im Zeitraum von 1971 bis 1984 lediglich 20 
unterstützte Neuerrichtungen aus 145 . Und in Paderborn konnten 1984 lediglich vier 
kleinere Firmen neu angesiedelt werden, die sämtlich aus dem weiteren Einzugsbe- 
reich der Stadt stammten (vgl. WFG Paderborn 1984, 5). 

Vor dem Hintergrund der abgeschwächten Wachstumslage hat die An- und Um- 
siedlungsförderung eine Akzentverschiebung erfahren. Zum einen werden die kon- 
ventionellen Instrumente der Bestandssicherung (vgl. Müller 1983, 636) aktiviert, 
zum anderen wird stärker auf eine Hebung qualitativer Merkmale Wert gelegt, was 
v. a. durch die Innovationsförderung bestehender und Gründung neuer technologie- 
orientierter Unternehmen erreicht werden soll. In diesen Kontext sind vor allem 
die Bemühungen um eine Verbesserung des Technologietransfers zu rechnen (vgl. 
Kap. 4.5.3). Einen engeren Bezug zur Gewerbeflächenpolitik weisen Existenzgrün- 
dungen auf. Spezifisch darauf sind Überlegungen zur Gründung von Technologie- 
parks oder ähnlichen Einrichtungen bezogen. Ob die Chance zu ihrer Errichtung 
mehr (Paderborn) oder weniger (Lippe) realistisch ist, sei dahingestellt. Den Ver- 
gleich mit den Beschäftigungswirkungen der Industrieansiedlungen früherer Jahre 
halten sie sicherlich nicht aus (vgl. Eisbach 1988, 182 fff.) - tatsächlich wird von 
den kommunalen Akteuren vor allem ihre Bedeutung für das Image der Standorte 
geschätzt. 

4.9. 3.2 Institutionelle und Handlungsstrukturen 

Die Beratungs- und Informationsarbeit der Wirtschaftsförderstellen bei Siedlungs- 
projekten unterscheidet sich, was die Vielfalt und -zahl von Kontakten angeht, 
nicht wesentlich von der in anderen Förderbereichen (vgl. Kap. 4.1.3 und 4.5.3). 
Stärker ist hier jedoch jene Orientierung ausgeprägt, die sich auf die Verwaltungen 
selbst rückbezieht. Ein wichtiges Element der Unterstützung von Siedlungsvorhaben 
ist es, den Unternehmer/die Unternehmerin quasi ’an der Hand zu nehmen’, durch 
das Labyrint der Bürokratie zu führen und Türen zu öffnen. Ursache ist hierfür 
nicht zuletzt die hohe Regelungsdichte im Baurecht und die Ausdifferenzierung der 
mit Bauvorhaben affizierten Verwaltungen. In den letzten Jahren hat der Umwelt- 
schutz eine beträchtliche Aufwertung erfahren, die zu zusätzlicher verwaltungsin- 
terner Ausdifferenzierung und neuen Beteiligungsverfahren geführt hat. Insofern 
gilt hier wie bei der Inanspruchnahme einer der vielen Finanzhilfen, daß die För- 
dertätigkeit durch die Komplizierung und Erweiterung von Prozessen und Institu- 



145) Zusammenstellung der WFG Lippe vom 14.11.1984/22.1.1985. 
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tionen selbst zu einem gewissen Teil erst hervorgerufen wird. Mit der Einrichtung 
von Förderstellen wird auch ein dezentrales Auf fangnetz geschaffen, das die funk- 
tionell getrennten staatlichen ’Policies’ in der Klientelperspektive zu einem Bündel 
von Leistungsangeboten und Möglichkeiten, belastenden Regelungen zu entgehen, 
zusammenfügt. 

Förderung innerhalb des Verwaltungsapparats läßt sich aber nicht allein als 'Re- 
duktion von Komplexität’ lesen. Experteninterviews in einem parallelen For- 
schungsprojekt an der Universität Konstanz 146 , die auch in Ostwestfalen-Lippe 
geführt wurden, zeigen, daß gerade im Bereich der Bauleitplanung und Baugeneh- 
migungen Spielräume für die kommunalen Verwaltungen bestehen, den Wünschen 
von Interessenten entgegenzukommen. Diese resultieren teils aus unbestimmten 
Rechtsbegriffen in den entsprechenden Gesetzesbeständen. So hieß es u. a. im Bun- 
desbaugesetz nach der bis zum 30.6.1987 gültigen Fassung, daß die Baugenehmi- 
gungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde und mit Zustimmung der hö- 
heren Verwaltungsbehörden dann Abweichungen von den gültigen Bebauungsplä- 
nen genehmigen könne, wenn 

"1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 

2. städtebauliche Gründe die Abweichung rechtfertigen ... oder 

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtig- 
ten Härte führen würde ..." 147 

In der Praxis geschieht der Einbezug von Klienten in den Entscheidungsprozeß der 
Verwaltung bei Genehmigungsverfahren relativ unabhängig von ihrer wirtschaftli- 
chen oder sonstigen Bedeutung für die Kommune, während bei der Bauleitplanung 
in der Regel nur 'große und bedeutende’ Interessenten, seien es Wohnbaugesell- 
schaften oder Industrieunternehmen, in den Planungsprozeß einbezogen werden. 
Dies kann dann schon in einer Frühphase des Verfahrens geschehen, da beiden 
Seiten daran liegen muß, standortbezogene Grundsatzentscheidungen aufeinander 
abzustimmen. Eine fördernde Orientierung gegenüber der Wirtschaft kann sich da- 
bei nicht nur in sachlichen Bezügen verwirklichen, sondern auch in einer Verbes- 
serung der Koordination und einer Beschleunigung des Verwaltungsverfahrens, das 



146) Das verwaltungswissenschaftliche Projekt verfolgt das Ziel, Aushandlungsprozesse zwischen Bauver- 
waltungen und ihrer Klientel zu untersuchen. Diese Untersuchung wird voraussichtlich Anfang 1989 abge- 
schlossen. Ich danke seinem Bearbeiter, Dipl. Verw.wiss. Bernd Bachmann, für die freundlichen Auskünfte 
über vorliegende Zwischenergebnisse. 

147) BBauG § 31, Abs. 2. 
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gegenüber den Unternehmensentscheidungsprozessen gemeinhin als langsam und 
bürokratisch gilt. 




5. Ergebnisse und Perspektiven 



5.1 VORBEMERKUNG 

Es wurde schon an früherer Stelle darauf hingewiesen, daß die Anordnung und 
Durchführung der Untersuchung nicht dazu gedacht war, generalisierbare, reprä- 
sentative Ergebnisse hervorzubringen, wie sie etwa von der zeitgenössischen Wahl- 
forschung erwartet werden können. Ein wesentliches Hindernis hierfür stellen die 
bekannten Probleme, historisches Material zu gewinnen und zu interpretieren, dar. 
Nun kann dies freilich nicht heißen, auf Schlußfolgerungen zu verzichten, jedoch 
ist es angebracht, sich immer wieder ihrer methodischen Basis und ihrer möglichen 
Relativität zu versichern. Eine Strategie, Einseitigkeiten zu vermeiden, wurde in 
der vorliegenden Arbeit mit der Wahl zweier in der politischen und Verwaltungs- 
führung stark kontrastierender Untersuchungsräume eingeschlagen. Das Land Lippe 
und der preußische Regierungsbezirk Minden konvergieren in ihrer wirtschaftspo- 
litischen Ausrichtung erst etwa seit Anfang dieses Jahrhunderts, so daß zuvor ein 
breites Spektrum von unterschiedlichen Formen und Inhalten der Gewerbeförde- 
rung auszumachen ist. 



5.2 ZUSAMMENFASSUNG DER FALLSTUDIEN 

Nachfolgend sind die historischen Fallstudien chronologisch zusammengefaßt. Dabei 
kann es sich nur darum handeln, schematisch einige Deskriptoren für einen 
schnellen Überblick zu präsentieren. Bei einigen komplizierter gelagerten Fallstu- 
dien muß allerdings auf den Text verwiesen werden. Ein quantitativer Vergleich 
von Merkmalen verbietet sich angesichts der Heterogenität des Materials. Generell 
sei der Leser davor gewarnt, aus der Redundanz bzw. Einmaligkeit gewisser Merk- 
male vorschnelle Schlüsse zu ziehen, denn die Auswahl der Fallstudien erfolgte im- 
mer auch unter dem Gesichtspunkt, möglichst unterschiedliche Fälle zu präsen- 
tieren. Der Facettenreichtum ist insofern gegenüber wiederkehrenden Routinen 
durch die Auswahl überbetont worden. 

Zu den Klassifikationen des Schemas im einzelnen, soweit sie nicht für sich selbst 
sprechen: Unter Zeit wurde die früheste und die späteste Nennung von Zeitdaten 
notiert. Über die Angabe der Inhaltsverzeichnis-Nummer ist es möglich, ggf. Ein- 
zelheiten rasch nachzuschlagen. Die meisten Fälle beziehen sich auf einzelne Unter- 
nehmen, , weshalb dafür eine eigene Kategorie gebildet wurde. In wenigen Fällen 
bezieht sich die Darstellung nicht auf konkrete Förderadressaten oder auf eine 
Vielzahl derer; entsprechend entfällt der Eintrag oder werden "Diverse" genannt. 
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Unter Förderinstrumente /-bereiche werden die Klassifizierungen nach dem Glie- 
derungsaufbau wiederholt. In Klammern stehen weitere Klassifikationen von Tei- 
laspekten des Falles, so daß die Überschneidungen deutlich werden. Wo Fälle aus 
dem Bereich "integrierte Förderung" deskribiert werden, werden gleichrangig die 
erkennbaren Förderinstrumente genannt. Den externen Beteiligten werden Akteure 
außerhalb der Verwaltung, hier in der Regel auch Sparkassen zugeordnet, da sie, 
obschon in öffentlicher Trägerschaft, nicht unmittelbar deren Weisung unterliegen. 
Unter Expertise wird sowohl auf Auskünfte über die Adressaten von Förderung als 
auch auf die allgemeine Informationsbeschaffung der Verwaltung hingewiesen. 

Unter der Strategischen Position der /des Unternehmen(s) wird das Verhältnis zur 
öffentlichen Verwaltung angesprochen. Drei Auswahlvariablen wurden vorgegeben: 
unterlegen , gleichwertig und überlegen. Den Hintergrund für diese Klassifikation 
bildet ein machttheoretisches Konstrukt, nach dem hier grob vereinfachend die je- 
weilige Durchsetzungsfähigkeit privatwirtschaftlicher "Subjekte" gegenüber der öf- 
fentlichen Verwaltung abgeschätzt werden soll. Überlegen ist demnach A (konkret: 
ein einzelnes oder eine Gruppe von Unternehmen) wenn es in der Lage ist, die 
Entscheidungen von B (eine öffentliche Verwaltung als Adressat von Ansprüchen) 
in seinem Sinne zu beeinflussen oder aber sich eine andere Verwaltung als "gefügi- 
geren" Interaktionspartner auszuwählen. Die Probleme, die man sich mit diesem 
Versuch einer Typisierung von Machtbeziehungen einhandelt, sind vielfältig und 
hier nicht in aller Breite abzuhandeln. Zuerst ist in theoretischer Sicht zuzugeste- 
hen, daß, wie Offe (1977) memoriert, Machtbeziehungen nicht allein auf der Ebene 
sozialen Handelns ausgelotet werden können. Vielmehr sind strukturelle Zusam- 
menhänge einzubeziehen, mit deren in alltäglichen Abläufen nicht zur Disposition 
gestellter Existenz von vornherein eine ungleiche Verteilung von Machtpositionen 
festgelegt ist. Soweit solche strukturellen Prämissen deutlich erkennbar schienen, 
wurden sie bei der Kennzeichnung der einzelnen Fälle berücksichtigt. Zweitens ist 
einzuschränken, daß die Charakterisierungen nicht immer hinreichend mit dem 
vorliegenden Material abzusichern sind. Insoweit ist eine Restriktion vorgegeben, 
mit der alle historische Forschung mehr oder weniger konfrontiert ist. Manchmal 
ist die Frage, ob die Position eines Empfängers von öffentlicher Förderung als 
strategisch gut oder weniger gut zu bezeichnen ist, allenfalls eine Frage plausibel 
zu machender Überlegungen, als welche sie dann auch verstanden werden soll. 
Drittens ist die Abschätzung strategischer Positionen nicht eindimensional vorzu- 
nehmen, sondern stellt eine Querschnittsbildung aus qualitativ unterschiedlichen 
Größen dar. Dazu zählen etwa die ökonomische Macht (Steuerung monetärer Res- 
sourcen: z. B. Gemeindesteueraufkommen), politische Macht und Macht der Geset- 
zesinterpretation. Insofern erweist sich die Dreiwertigkeit strategischer Positionen 
als Klassifizierungsschema als starke Reduktion recht komplizierter Zusammen- 
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hänge. Trotz der vorgetragenen Einschränkungen sei daran festgehalten, da es sich 
bei dem Verhältnis zwischen Unternehmen und Verwaltungen auf dezentraler Ebe- 
ne weitgehend um zweiseitige Beziehungen 1 handelt, aus denen der Machtaspekt 
nicht auszuklammern ist. Hier wird er mit der Betonung auf der induktiv-heuristi- 
schen Funktion des Vorgehens mit unvermeidlichen Meßungenauigkeiten und einer 
gewissen Irrtumswahrscheinlichkeit aufgenommen, um dennoch die Bildung empi- 
rischer Hypothesen anzuregen und zur Interpretation beizutragen. 

Die Fall Studien in chronologischer Reihenfolge 



Zeit: 1788-1943 Inh.verz .: 4.1.2.10 

Unternehmen: Diverse - siehe Text 

Ort: Bielefeld Programmförderung : ja 

Förderinstr./ -bereich: Geld (Information, Organisation, Infrastruktur, materielle 
Hilfen) 

Inhalt: "Gnadenfonds" zur Förderung des Leinengewerbes: diverse Zuschüsse und 
Kredite 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Gnadenfondsverwaltung und öffentliche 

Verwaltungen - siehe Text 

Externe Beteiligte: siehe Text 

Expertise: siehe Text 

Strateg. Position d. Untern.: 



Zeit: 1801-1833 Inh.verz.: 4.8.2.1 

Unternehmen: Schrewe (Baumwollmanufaktur) 

Ort: Herford Programmförderung: nein 

Förderinstr./ -bereich: Geld, materielle Hilfen 

Inhalt: Fördernde Haltung von Verwaltungen gegenüber dem nach zeitgenössischen 

Maßstäben größeren Unternehmen 

Beteiligte öffentliche Institutionen: siehe Text 

Externe Beteiligte: siehe Text 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen bis gleichwertig (?) 



1) Im Gegensatz dazu sind auf nationaler Ebene in weitaus stärkerem Maße Interessenorganisationen als 
intermediäre Instanzen einzubeziehen, so daß hier die Verhältnisse nicht auf eine bipolare Beziehung 
Unternehmen-Verwaltung als empirisches Grundmodell zu reduzieren sind. 
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Zeit: 1814 Inh.verz.: 4.9.2. 1 

Unternehmen: Gebrüder Hempelmann (Lohmühle) 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

F örder instr ./ -bereich: Ansiedlung (Recht) 

Inhalt: Ablehnung eines Mühlenprojekts 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Rentkammer, 

Externe Beteiligte: Zeugmachergilde 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1814-1850 Inh.verz.: 4. 1.2. 7 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Lippe Programmförderung: nein 

F örder instr ./ -bereich: Geld 

Inhalt: typisches Vorgehen bei Ersuchen um Finanzhilfen 
Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Leihekasse, Ämter, 
Magistrate, Rentkammer 
Externe Beteiligte: 

Expertise: unregelmäßig eingeholt 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen (?) 



Zeit: 1816 Inh.verz.: 4.9.2.2 

Unternehmen: Flake (Messerfabrik) 

Ort: Schieder Programmförderung: nein 

F örder instr ./ -bereich: Ansiedlung (Recht) 

Inhalt: Gesuch um Niederlassung und Kredit 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Amt, lippische Regierung, die Fürstin 
Externe Beteiligte: 

Expertise: Qualifikation und Vermögensstand des Unternehmers 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1829-1833 Inh.verz.: 4. 1.2.1 

Unternehmen: Weddigen (Zuckerfabrik) 

Ort: Minden Programmförderung: nein 

Förderinstr./ -bereich: Geld 

Inhalt: staatliche Hilfsgelder und Steuerstundung bei Existenzbedrohung 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Gemeinderat, Oberpräsidium, Finanzminister, 
Regierung Minden/Abt. f. Inneres 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen (?) 




Zusammen fassung 
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Zeit: 1834-1852 Inh.verz .: 4. 8.2.2 

Unternehmen: Schönfeld, Stallforth & Co. (Spinnerei) 

Ort: Herford Programmförderung: nein 

F ör der instr./ -bereich: Geld, Recht 

Inhalt: Diverse Hilfen und Interaktionen durch/mit dem Staat 
Beteiligte öffentliche Institutionen: siehe Text 
Externe Beteiligte: siehe Text 
Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen bis gleichwertig (?) 



Zeit: 1835 Inh.verz.: 4. 1.2.2 

Unternehmen: Schnasse (Leinenweberei) 

Ort: Lage Programmförderung: nein 

F örder instr ./ -bereich: Geld 
Inhalt: Kreditersuchen 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Magistrat, Leihekasse, 

Rentkammer 

Externe Beteiligte: 

Expertise: amtliche Auskunft über Betrieb und Unternehmer 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1835-1836 Inh.verz.: 4. 1.2.3 

Unternehmen: Borchard und Flake (Textilfabrik) 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

Förderinstr ./ -bereich: Geld (Recht) 

Inhalt: Kreditgewährung 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat, lippische Regierung, Rentkammer, 
Leihekasse, der Fürst 
Externe Beteiligte: 

Expertise: amtliche Auskünfte über Branche und Unternehmen 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1836 Inh.verz.: 4.3.2. 1 

Unternehmen: Brandes (Zuckerfabrikation) 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

Förderinstr./ -bereich: Recht 
Inhalt: Verweigertes Privileg 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, der Fürst 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 




270 



Ergebnisse 



Zeit: 1836-1851 Inh.verz .: 4. 1.2.4 

Unternehmen: Colbrunn (Textilfabrik, Asphaltherstellung) 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Geld (Recht, Information) 

Inhalt: Kredite und Patente für größere Unternehmungen 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Rentkammer, (Landtag) 

Externe Beteiligte: 

Expertise: Zeitschrift, laufende Auskünfte des Unternehmers 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen bis gleichwertig 



Zeit: 1843-1845 Inh.verz.: 4. 1.2.5 

Unternehmen: Klingenberg (Drechslerei) 

Ort: Detmold Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Geld (Recht) 

Inhalt: Kredit- und Patentersuchen 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Rentkammer, Leihekasse, 
Magistrat, der Fürst 
Externe Beteiligte: 

Expertise: Gutachten der Rentkammer 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1845 Inh.verz.: 4. 1.2.6 

Unternehmen: Klaremeyer (Baum woll weber) 

Ort: Horn Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Geld 
Inhalt: Kredit 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Leihekasse, Magistrat 
Externe Beteiligte: 

Expertise: amtliche Auskunft zur Person 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1848-1849 Inh.verz.: 4.4.2.2 

Unternehmen: 

Ort: Lippe Programmförderung: ja 

F örderinstr. /-bereich: Organisation (Geld, Nachfrage) 

Inhalt: Weberunterstützungsverein, der den Warenabsatz verstetigt 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Landtag, Militärkasse, 

Externe Beteiligte: einzelne Kaufleute und Beamte 
Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: 
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Zeit: 1848-1859 Inh.verz.: 4.4.2. 1 

Unternehmen: 

Ort: Minden Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Organisation 

Inhalt: Gründung und Auflösung des Gewerberates, einer korporativen Institution 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Handelsministerium, Regierung Minden, 

Magistrat, Stadtverordnetenversammlung 

Externe Beteiligte: Handelskammer, Gewerbegericht 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: 



Zeit: 1848-1860 Inh.verz.: 4.2.2. 1 

Unternehmen: Diverse (Textilgewerbe) 

Ort: Bielefelder Raum Programmförderung: ja 

F örderinstr ./ -bereich: materielle Hilfen (Information, Organisation) 

Inhalt: Maschinenleihen durch den Staat 

Beteiligte öffentliche Institutionen: verschiedene staatl. Ebenen, siehe Text 
Externe Beteiligte: u. a. Verein, siehe Text 
Expertise: v.a. technische Gutachten, siehe Text 
Strateg. Position d. Untern.: schwankend 



Zeit: 1850-1852 Inh.verz.: 4. 1.2.8 

Unternehmen: Robertson (Lohgerber) 

Ort: Detmold Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Geld 
Inhalt: Zinszuschuß zu Privatkredit 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Leihekasse, Magistrat, 
Externe Beteiligte: privater Bürge bzw. Darlehensgeber 
Expertise: amtliche Auskunft zu Person und Branche 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1850-1900 Inh.verz.: 4.8.2.3 

Unternehmen: Hoffmann’s Stärkefabrik 

Ort: Salzuflen Programmförderung: nein 

F örderinstr./ -bereich: Recht, öfftl. Unt. und Infrastruktur 

Inhalt: Diverse Hilfen und Interaktionen durch/mit dem Staat 

Beteiligte öffentliche Institutionen: siehe Text 

Externe Beteiligte: siehe Text 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig bis überlegen 
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Ergebnisse 



Zeit: 1851-1852 Inh.verz .: 4. 5.2.2 

Unternehmen: Beneke (Zimmermann) 

Ort: Detmold Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Information (Geld) 

Inhalt: Reisebeihilfe für Industrieausstellung; auf diesem Weg zugleich 
Informationsbeschaffung für die Regierung 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Magistrat, der Fürst 
Externe Beteiligte: 

Expertise: für die Regierung durch den Geförderten 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1853-1854 Inh.verz.: 4.2.2.2 

Unternehmen: Domeier (Mühle, Flachsbereitung) 

Ort: Varenholz Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: materielle Hilfen (Geld, Information) 

Inhalt: Anschaffung und Bezuschussung von Maschinen 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Amt Varenholz, Rentkammer, lippische 

Regierung 

Externe Beteiligte: 

Expertise: Expertenauskunft, Aufsatz in Kalender 
Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1853-1954 Inh.verz.: 4. 3.2.2 

Unternehmen: Becker (Brauerei) 

Ort: Oerlinghausen Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Recht 
Inhalt: Anwendung des Mühlenregals 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Rentkammer, lippische Regierung, Landtag 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen bis gleichwertig 



Zeit: 1857-1858 Inh.verz .: 4.9.2.3 

Unternehmen: Raßfeld & Co. (Weberei) 

Ort: Friedrichsdorff Programmförderung: ja 

F örderinstr. /-bereich: Ansiedlung (Geld, Information, Recht) 

Inhalt: Beschäftigungsförderung durch Industrieansiedlung 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Landrat, Regierung Minden, Oberpräsidium, 

Handelsministerium 

Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig 
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Zeit: 1858-1870 Inh.verz .: 4.5.2. 1 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Regierungsbezirk Minden Programmförderung: nein 

F ör der instr./ -bereich: Information (Nachfrage) 

Inhalt: Tätigkeit der Regierung Minden im Bereich der Sammlung und Weitergabe 
wirtschaftsrelevanter Information 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Regierung Minden, Handelsministerium 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen bis gleichwertig (?) 



Zeit: 1875-1878 Inh.verz.: 4.6.2.1 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: öfftl. Unt. und Infrastruktur (Nachfrage) 

Inhalt: Bemühen um Postverbindung 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat, Oberpostdirektion, Postamt 

Externe Beteiligte: private Initiative 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1879-1889 Inh.verz.: 4.4.2.3 

Unternehmen: 

Ort: Lippe Programmförderung: ja 

F örderinstr. /-bereich: Organisation (Infrastruktur, Information, Geld) 

Inhalt: verschiedene Förderaktivitäten des Handels- und Gewerbevereins Lippe 
Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Magistrat Lemgo 
Externe Beteiligte: Handels- und Industrie verein 
Expertise: Verein berät in Förderfällen 
Strateg. Position d. Untern.: 



Zeit: 1881-1911 Inh.verz.: 4.1.2.9 

Unternehmen: 

Ort: RB Minden Programmförderung: ja 

F örderinstr. /-bereich: Geld (Information) 

Inhalt: Richterscher Fonds, v.a. für Fortbildung 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Regierung Minden, Landräte, Magistrate, 
Externe Beteiligte: Hand wer kerschule, Handwerkskammer 
Expertise: personenbezogene Gutachten 
Strateg. Position d. Untern.: 
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Ergebnisse 



Zeit: 1887-1890 Inh.verz .: 4.4.2.4 

Unternehmen : 

Ort: Regierungsbezirk Minden Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Organisation (Infrastruktur) 

Inhalt: Einberufung und Debatte der "Wirtschaftlichen Konferenz" 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Regierung Minden, Oberbürgermeister und 

Landrat von Stadt bzw. Kreis Bielefeld 

Externe Beteiligte: Tischler-Innung 

Expertise: Beratungsfunktion für den Staat 

Strateg. Position d. Untern.: 



Zeit: 1893-1906 Inh.verz.: 4.3.2.3 

Unternehmen: Küken & Haiemeier (Giesserei, Armaturen- und Maschinenfabrik) 
Ort: Bielefeld Programmförderung: nein 

F örder instr ./ -bereich: Recht 
Inhalt: Genehmigungsverfahren 

Beteiligte öffentliche Institutionen: städtisches Bauamt, Hochbauamt, 
Kreisbaumeister, Polizei 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 



Zeit: 1894-1896 Inh.verz.: 4.3.2.4 

Unternehmen: Fricke (Maschinenbau) 

Ort: Bielefeld Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Recht 
Inhalt: Auflagen 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat 
Externe Beteiligte: Beschwerdeführer 
Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 



Zeit: 1896-1900 Inh.verz.: 4.7.2. 1 

Unternehmen: Greve & Güth (Weberei) u. a. 

Ort: Gütersloh Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Nachfrage (Recht) 

Inhalt: Militäraufträge 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Gewerbeinspektion Bielefeld, 
Regierungspräsidium, Armee-Corps, Handelsminister, Kriegsminister, Ortspolizei 
Externe Beteiligte: Handelskammer 
Expertise: Begutachtung von Militärlieferanten 
Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 
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Zeit: 1900 Inh.verz.: 4. 5.2. 3 

Unternehmen: einzelne Gewerbetreibende 

Ort: Minden Programmförderung: ja 

F Order instr ./ -bereich: Information (Geld) 

Inhalt: staatlich-kommunale-private Finanzhilfe zum Besuch der Weltausstellung in 
Paris 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat, Regierung Minden 

Externe Beteiligte: Ge werbe verein 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1902 Inh.verz.: 4. 3.2. 5 

Unternehmen: Dürkopp & Co. (Maschinenbau) 

Ort: Bielefeld Programmförderung: nein 

F Order instr ./ -bereich: Recht 
Inhalt: Bauerlaubnis 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Polizei, Baubehörde 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 



Zeit: 1904-1912 Inh.verz.: 4.9.2.4 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Bielefeld Programm fötderung: nein 

F Order instr ./ -bereich: Ansiedlung (Infrastruktur, Geld) 

Inhalt: Ansiedlungsangebot 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Stadtverwaltung, Bürgermeister 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig 



Zeit: 1909-1924 Inh.verz.: 4.6.2.2 

Unternehmen: Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg, Diverse 

Ort: Raum Herford-Minden Programmförderung: nein 

Förderinstr./ -bereich: öfftl. Unt. und Infrastruktur (Recht, Nachfrage, Geld) 

Inhalt: Elektrizitätswerk im Kontext von Förderaktivitäten 

Beteiligte öffentliche Institutionen: siehe Text 

Externe Beteiligte: siehe Text 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: siehe Text 
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Ergebnisse 



Zeit: 1911-1921 Inh.verz.: 4.9.2. 5 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Minden Programmförderung: nein 

Förderinstr. /-bereich: Ansiedlung (Infrastruktur) 

Inhalt: gewerbliche Verwertung Hafengelände 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat, Kanalkommission, staatl. 

Kanalbaudirektion 

Externe Beteiligte: Handelskammer 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig bis überlegen 



Zeit: 1913-1914 Inh.verz.: 4. 3. 2.6 

Unternehmen: Tabakbranche: Hausarbeit 

Ort: RB Minden Programmförderung: nein 

Förderinstr./ -bereich: Recht 
Inhalt: Ausnahmen im Arbeitsschutz 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Regierung Minden, Landräte, Polizei 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 



Zeit: 1913-1914 Inh.verz.: 4. 5.2.4 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Minden Programmförderung: ja 

Förderinstr ./ -bereich: Information (Nachfrage, Ansiedlung, Geld) 
Inhalt: Veranstaltung einer Ausstellung 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Bürgermeister, 

Externe Beteiligte: Gewerbeverein u. a. 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 



Zeit: 1917-1931 Inh.verz.: 4.9.2.6 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Paderborn Programmförderung: nein 

Förderinstr./ -bereich: Ansiedlung (Organisation, Infrastruktur, Geld) 

Inhalt: Geländeerschließung mit Bahnanschluß 

Beteiligte öffentliche Institutionen: siehe Text 

Externe Beteiligte: siehe Text 

Expertise: siehe Text 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig 
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Zeit: 1922-1923 Inh.verz .: 4.6.2.3 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

F örder instr ./ -bereich: öfftl. Unt. und Infrastruktur 
Inhalt: Verkürzung Transportweg zur Paketannahme 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat, Stadtverordnetenversammlung, 
Postamt, Oberpostdirektion 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen bis gleichwertig (?) 



Zeit: 1926 Inh.verz.: 4.1.2.11 

Unternehmen: Meyer (Zigarrenfabrik) 

Ort: Löhne Programmförderung: nein 

F örder instr./ -bereich: Geld 

Inhalt: Beschwerde über Wucherzinsen 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Reichspräsident, preuß. Innenministerium, 

Regierung Minden 

Externe Beteiligte: Kreissparkasse 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1927 Inh.verz.: 4.9.2. 7 

Unternehmen: E.F. Hintze (Möbelfabrikation) 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Ansiedlung (Infrastruktur, Geld) 

Inhalt: städtisches Angebot für Ansiedlung 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Bürgermeister 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: überlegen 



Zeit: 1928 Inh.verz .: 4.1.2.12 

Unternehmen: Wolfram-Fahrrad-Werke 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Geld 

Inhalt: Garantieersuchen wegen drohender Schließung 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Bürgermeister, (Stadtrat) 

Externe Beteiligte: Betriebsbelegschaft 
Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 
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Ergebnisse 



Zeit: 1928-1935 Inh.verz .: 4. 8.2. 4 

Unternehmen: Hillebrands Glashüttenwerk 

Ort: Paderborn Programmförderung: nein 

F ör der instr ./ -bereich: Geld, öfftl. Unt. und Infrastruktur 
Inhalt: Bürgschaften, Steuervergünstigungen und kommunale Übernahme 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat, Stadtverordnetenversammlung 
Externe Beteiligte: Gutachter, Belegschaftsinitiative, Stadtsparkasse, potentielle 
Käufer 

Expertise: kaufmännische und technische Gutachten über den Betrieb, 

Personenauskunft über potentielle Käufer 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen bis gleichwertig 



Zeit: 1929 Inh.verz.: 4.9.2. 8 

Unternehmen: 

Ort: Paderborn Programmförderung: nein 

F örder instr ./ -bereich: Ansiedlung (Information) 

Inhalt: Verzicht der Stadt auf Messeteilnahme 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Magistrat 
Externe Beteiligte: Messegesellschaft 
Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: 



Zeit: 1930 Inh.verz.: 4.1.2.13 

Unternehmen: Lippische Fahrrad-Industrie AG 

Ort: Horn Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Geld 

Inhalt: Bestandshilfe durch staatlichen Kredit 

Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung 

Externe Beteiligte: 

Expertise: Auskunfteien unter Einschaltung eines Industriemanagers und 

ehemaligen Oberbürgermeisters 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 



Zeit: 1930 Inh.verz.: 4.9.2.10 

Unternehmen: Zellulosefabrik 

Ort: Lippe Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Ansiedlung (Infrastruktur) 

Inhalt: Prüfung eines Ansiedlungsprojektes 
Beteiligte öffentliche Institutionen: lippische Regierung, Forstamt 
Externe Beteiligte: Energieversorgungsunternehmen 
Expertise: technische Überprüfung 
Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 
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Zeit: 1930-1939 Inh.verz.: 4.92.9 

Unternehmen: Diverse 

Ort: Paderborn Programmförderung : nein 

F örder instr ./ -bereich: Ansiedlung 

Inhalt: Maßnahmen zur Ansiedlungsförderung 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Stadtverwaltung 

Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: gleichwertig (?) 



Zeit: 1933-1934 Inh.verz.: 43.2.1 

U nternehmen : Photographenhandwerk 

Ort: Minden Programmförderung: nein 

F örderinstr ./ -bereich: Recht (Nachfrage) 

Inhalt: Vorstoß zur Marktzugangsregulierung 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Stadtverwaltung 
Externe Beteiligte: Innung 
Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1933-1949 Inh.verz.: 4.1.22 

Unternehmen: Atlas-Zementwerke 

Ort: Paderborn Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Nachfrage 

Inhalt: Bevorzugung örtliche Anbieter; Steuerinteressen 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Bürgermeister, Stadtverwaltung, 
Finanzverwaltung 
Externe Beteiligte: 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: überlegen 



Zeit: 1934 Inh.verz.: 4.9.2.11 

Unternehmen: Otto Draude (Kraftfutterfabrikation) 

Ort: Paderborn Programmförderung: nein 

F örderinstr. /-bereich: Ansiedlung 

Inhalt: Prüfung eines Ansiedlungsvorhabens 

Beteiligte öffentliche Institutionen: Bürgermeister 

Externe Beteiligte: Aktienbrauerei, Innung 

Expertise: über Betrieb und Branche 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 
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Ergebnisse 



Zeit: 1951-1952 Inh.verz.: 4.9.2.12 

Unternehmen: Wilhelm Krause (Elektrogerätehersteller) 

Ort: Lemgo Programmförderung: z. T. 

F örderinstr ./ -bereich: Ansiedlung (Geld, Infrastruktur) 

Inhalt: gescheiterte Industrieumsiedlung 

Beteiligte öffentliche Institutionen: kommunale und Landesinstitutionen, siehe Text 

Externe Beteiligte: u. a. Kreditinstitute, siehe Text 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: überlegen 



Zeit: 1951-1956 Inh.verz.: 4.9.2.14 

Unternehmen: Mecano 

Ort: Lemgo Programmförderung: nein 

Förderinstr. /-bereich: Ansiedlung (Geld) 

Inhalt: Abwanderung des Unternehmens 
Beteiligte öffentliche Institutionen: Stadtverwaltung 
Externe Beteiligte: Parteien, Interessengruppen (?) 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: unterlegen 



Zeit: 1955-1956 Inh.verz.: 4.9.2.13 

Unternehmen: Meßinstrumentefabrik 

Ort: Lemgo Programmförderung: z. T. 

F örderinstr. /-bereich: Ansiedlung (Geld, Infrastruktur) 

Inhalt: verhinderter Wegzug des Unternehmens 

Beteiligte öffentliche Institutionen: kommunale und Landesinstitutionen, siehe Text 

Externe Beteiligte: konkurrierende Kommune, Sparkasse 

Expertise: 

Strateg. Position d. Untern.: überlegen 



5.3 DIE WIRTSCHAFT IM BLICK DER VERWALTUNG 

Gemessen an den Äußerungen der mit Gewerbeförderung befaßten Beamten kam 
der Paradigmenwechsel von einer merkantilistischen - betont sei der hohe Regulie- 
rungsanspruch - zu einer liberalen Wirtschaftspolitik, die fördernde Zuwendung 
nicht ausschloß, schon zu Beginn des Untersuchungszeitraum weitgehend zum Ab- 
schluß. Es finden sich immer wieder Bekenntnisse in diesem Sinne, die eine von 
staatlichen Reglementierungen freie Wirtschaft zum Leitbild erheben. Das Fortbe- 
stehen von Elementen des Konzessions- und Privilegienwesens in Lippe bis über 
die Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus erklärt sich in erster Linie aus den Interessen 
der Grundherrschaft und weniger aus vorgängigen Staatszielvorstellungen. Ausge- 
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hend von dem Bild des selbständigen Unternehmers und marktwirtschaftlichen 
Laisser- faire entbanden sich die staatlichen Organe selbst der Verpflichtung, über 
die Ordnung der ökonomischen Verhältnisse hinaus diese auch noch im weiten 
Umfang direkt zu steuern. 

Die Förderung des Gewerbes wurde damit zwangsläufig zu einer eher reaktiven 
Angelegenheit, angetrieben von einer Vielfalt unterschiedlicher Motive in Politik 
und Verwaltung. Diese Differenzen darin, warum in einer gegebenen Situation 
gewerblichen Unternehmen Unterstützung zu gewähren sei, sind nicht nur, aber 
auch die logische Konsequenz aus dem Rückzug des Staates aus dem hypertrophen 
Lenkungsanspruch, der von absolutistischen Fürstenhäusern erhoben worden war. 
Mit der, wenn auch nur als Idee vorgestellten einheitlichen Ausrichtung der 
Wirtschaft auf dem jeweiligen Territorium verlor auch die Option einer einheitli- 
chen Haltung der öffentlichen Organe gegenüber der Wirtschaft ihre Geltung. Die 
empirisch ohnehin gegebene Unterschiedlichkeit ihrer Interessen wurde damit tole- 
rabel. 

Eine Dominanz des Fördermotivs ist naturgemäß am klarsten in der programmati- 
schen Förderung - gemeint ist die als öffentlicher Zielkomplex beschriebene Ge- 
werbeförderung - zu erkennen. Hingegen ist die Tendenz, Gewerbeförderung für 
andere Zwecke zu instrumentalisieren, im Bereich der situativen Förderung , die 
nicht einer vorgegebenen Aufgabe, sondern jeweiligen Handlungskontexten ent- 
springt, stark ausgeprägt. 2 

Gewerbeförderung zum Programm zu machen, hat nicht nur die Funktion, hand- 
lungsleitend für die mit ihrer Durchführung beauftragten Teile der Verwaltung zu 
wirken, sondern öffnet auch andere, nicht unmittelbar affizierte Verwaltungsteile 
den Bedürfnissen der Wirtschaft. So ist zu erklären, daß wir in den ersten beiden 
Dritteln des 19. Jahrhunderts im Regierungsbezirk Minden nicht nur Beispiele für 
umfängliche, von oben angeleitete Förderaktionen finden, sondern auch eine Häu- 
fung situativer Förderung im Vergleich mit Lippe 3 . Im Fürstentum wurde das libe- 



2) Scharf läßt sich zwischen Gewerbeförderung als Ziel und als Mittel oder als Tätigkeitsbereich im Dienste 
von Primär- und Sekundärzwecken (Möller 1963) nicht trennen. Daß der Versuch, in komplexen Systemen, 
und darum handelt es sich zweifelsohne bei der öffentlichen Verwaltung, Handeln als Ausfluß einer 
Hierarchie von Zwecken zu deuten, zum Scheitern verurteilt ist, ist bei Luhmann (1973) nachzulesen. Auf 
die damit gegebenen Probleme stößt man schon, wenn man sich vergegenwärtigt, daß die programmatische 
Förderung nicht nur selbst wieder als Mittel zum Zweck einer unbestimmten Wohlfahrtsorientierung 
begriffen werden kann, sondern auch im Zusammenhang mit anderen öffentlichen Zielen erst konkretisiert 
wird. 

3) Dieses Bild könnte zwar theoretisch von einer Verzerrung der überlieferten Datenlage herrühren, es wird 
aber darüberhinaus von der regionalhistorischen Literatur, wie schon an anderen Stellen ausgeführt, 
gestützt, so daß es wohl der Realität entsprechen dürfte. 
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ralistische Paradigma der Wirtschaftspolitik und einer sich regulativer Zwänge 
weitgehend enthaltenden Förderung im wesentlichen von aufgeklärten Beamten der 
Regierung rezipiert, konnte aber wegen der gegenläufigen Interessenlage des 
Domaniums nicht über allgemeine Formeln der wirtschaftspolitischen Zielbestim- 
mung hinaus ausgeformt werden. Daß die Leihekasse als wichtigstes Instrument der 
Kreditvergabe durch die Rentkammer kontrolliert wurde, kommt erschwerend hin- 
zu. Da so der programmatische Teil der Förderung auf schwache Ansätze be- 
schränkt blieb, bekamen öffentliche Entscheidungsträger in Situationen, bei denen 
für Hilfen für private Gewerbetreibende Spielräume vorhanden waren, wenig oder 
gar keine entsprechenden Impulse aus dem Gesamtkomplex öffentlicher Aufgaben- 
bestimmung. - Der hier geschilderte Zusammenhang zwischen programmatischer 
und situativer Förderung läßt sich bis in die Gegenwart hinein fortsetzen. So ist die 
Gründungswelle an Wirtschaftsfördereinrichtungen in den siebziger und achtziger 
Jahren - mit wachsendem Akzent auf der Technikförderung - sicherlich kein Beleg 
dafür, daß entsprechende Aufgaben vorher nicht wahrgenommen worden wären. 
Aber es wird der interessierten Öffentlichkeit demonstriert, daß die Kommunen, 
Kreise und andere Organe ausdrücklich gewillt sind, Bedürfnissen der Wirtschaft 
verstärkt Rechnung zu tragen. Tatsächlich findet die Wirtschaftsförderung ja nur 
zu einem Bruchteil im eigenen Kompetenzbereich der so betitelten Verwaltungs- 
stellen statt, vielmehr besteht sie vielfach darin, diverse Verwaltungsteile (Bauäm- 
ter, Ordnungsämter, Planungsreferate etc.) zu einer privilegierten Behandlung der 
aus der Wirtschaft herangetragenen Wünsche zu bringen. 4 Darauf ist in Kapitel 5.6 
zurückzukommen. 

Auf mögliche Erklärungsansätze, um die konkreten Motive zur Gewerbeförderung 
näher aufzuschlüsseln, wurde bereits einleitend hingewiesen (vgl. Kap. 2). Wir 
nannten dort unter anderem einflußtheoretische, legitimationsbezogene und fiskali- 
sche Erklärungsansätze 5 . Das präsentierte empirische Material fügt dem im Grunde 
keine neuen Erkenntnisse hinzu, sondern liefert Konkretisierungen, wobei ergänzt 
werden muß, daß der Bereich der Politikformulierung einschließlich der durch die 
Verwaltung selbst hervorgebrachten Orientierungen nicht das eigentliche Thema 



4) Programmatische Förderung strahlt auf weitere Verwaltungsbereiche aus, situative Förderung verdichtet 
sich zu programmatischer Förderung - so kann das Wechselverhältnis auf eine kurze Formel gebracht 
werden. Allerdings gilt dieser Zusammenhang nicht unter allen Umständen: Wir können uns durchaus 
vorstellen, daß Förderstellen eingerichtet werden, um Förderung nach außen zu symbolisieren aber 
gleichzeitig selektiv einzuschränken. Solche Politiken lassen sich nur unter Hinzunahme struktureller 
Bedingungen adäquat analysieren. 

5) Die genannten Motiverklärungen sind theoretisch äußerst voraussetzungsvoll, da sie letztlich auf 
Konstitutions- und Funktionsbedingungen des Staates rekurrieren. Darauf braucht hier nicht näher 
eingegangen werden, denn zur Debatte steht ja kaum die empirische Evidenz unterschiedlicher Intentionen, 
die das politisch- administrative System zu Interventionen veranlassen, als vielmehr Konsistenz und 
Reichweite der sie interpretierenden theoretischen Konzepte (vgl. etwa Vobruba 1983).. 
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dieser Untersuchung darstellte. Das methodische Verfahren, primär über Fallstu- 
dien und Interviews mit exekutiven Stelleninhabern Gewerbeförderung durch die 
Verwaltung zu erheben, ist hierzu auch nicht ein ausreichendes Mittel. Immerhin 
lassen sich (mehr ex negativo) einige Schlußfolgerungen für die Motivlage der 
Gewerbeförderung klar ziehen: 

- In den meisten Fällen spielt meist eine Vielfalt von von konkreten Motiven eine 
Rolle. Um ein Beispiel zu nennen: Die Ansiedlung eines Unternehmens auf dem 
Industriegelände der Stadt dient der Vermarktung städtischer Grundstücke, ver- 
folgt aber gleichzeitig den Zweck, die ökonomische Struktur des Raumes zu di- 
versifizieren und die wirtschaftsnahe Infrastruktur besser auszulasten wie auch 
Beschäftigung zu sichern. Gewerbeförderung ist praktisch nie eindimensional 
ausgerichtet, sondern multifunktional oder Funktionspartikel in einem weiteren 
Handlungszusammenhang. 

- Am ehesten neigen staatliche Leistungsverwaltungen dazu, sachliche und räum- 
lich übergeordnete Ziele spezifischen örtlichen Bedürfnissen vorzuziehen. Bei 
den zuvor dokumentierten Fällen konnte ein Eingehen auf diese teils erst durch 
Proteste und politische Interventionen auf oberen Ebenen der jeweiligen Ver- 
waltungen (Post, Bahn) erreicht werden. Eine engere Bindung an die örtlichen 
Verhältnisse weisen die dezentralisierten Ordnungsverwaltungen , namentlich die 
Gewerbeaufsicht auf. Diese Befunde scheinen im großen und ganzen auf den 
gesamten Untersuchungszeitraum hin generalisierbar zu sein. 

- Vor allem bei den Kommunalverwaltungen ist ein historischer Wandel der Mo- 
tivlage deutlich ausgeprägt. Während wir in der Phase der Urbanisierung etwa 
seit der Mitte des 19. Jahrhunderts eine quasi fraglose Hinwendung zu den Be- 
dürfnissen des Industrialisierungsprozesses und seiner individuellen Träger, den 
einzelnen Unternehmen, finden (vgl. Köttgen 1944, 34), werden sozial- und be- 
schäftigungspolitische Ziele in der Weimarer Zeit offenkundig auf ge wertet. 
Diese Phase ist aufgrund der äußerst angespannten Finanzlage der Kommunen 
außerdem dadurch gekennzeichnet, daß die Gewerbeförderung verstärkt fiskali- 
schen Beurteilungskriterien unterworfen wird. Die Chance zur Erhöhung der 
Steuereinnahmen ist es auch, die die kommunale Wirtschafts förderung in der 
Bundesrepublik bis in die siebziger Jahre hinein zu einer Jagd nach ansiedlungs- 
willigen Unternehmen werden ließ. Im Gegensatz zur Weimarer Zeit aber waren 
den Kommunen größere Ressourcen an die Hand gegeben, um durch positive 
Anreize um Niederlassungen zu werben, und war die Abwendung einer Gefähr- 
dung des Gewerbebestandes nur in Ausnahmefällen das Leitmotiv für unter- 
stützende Aktivitäten. 

- Eine Wende der kommunalen Wirtschaftsförderung ist mit dem drastischen 
Rückgang der Industrieansiedlung seit Beginn der 70er Jahre eingetreten, die 
nun stärker auf Bestandserhaltung durch innovative Anpassungen orientiert ist. 
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Sie ist Bestandteil einer neuen Fürsorglichkeit von Politik und Verwaltung 
gegenüber mittelständischen Unternehmen, die bevorzugt in Programmen der 
Länder und Maßnahmen der Kommunen zum Ausdruck kommt. Genannt seien 
vor allem die Technologieförder- und Existenzgründungsprogramme sowie die 
Gründung von Technologiezentren. Von der alten Mittelstandspolitik unterschei- 
den sie sich darin, daß sie nicht nur Bestandssicherung durch Strukturanpassung 
anstreben, sondern mittelständischen Unternehmen durch technische und organi- 
satorische Innovationen teils sogar eine Leitfunktion für die Gesamtwirtschaft 
zuerkennen. 6 

- Weniger deutlich ist die staatliche programmatische Gewerbeförderung auf Basis 
des empirischen Materials in historische Phasen zu gliedern, in denen einzelne 
Motive klar dominieren. Bezüge zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit, zur 
innovativen Anpassung der Klein- und Mittelbetriebe, zur allgemeinen natio- 
nalen Wohlfahrtssteigerung wie auch klientelistische Präferenzen finden sich 
schon im 19. Jahrhundert bzw. werden in diesem hervorgebracht. Sie blieben 
nebeneinander bestehen. Eine Gewichtung ihres Ranges in Hinblick auf die 
Förderperformanz läßt sich im Rahmen unserer Untersuchung nicht vornehmen; 
sie müßte eine Studie der Wirtschaftspolitik der Länder und des Bundes bzw. 
Reiches einschließen 7 . 

Eine gesonderte Bemerkung verdient die Frage der Instrumentalisierung ("capture") 
von Teilen der Verwaltung für wirtschaftliche Interessen. Was wir über den 
gesamten Untersuchungszeitraum hinweg gelegentlich empirisch vorfinden, sind 
Fälle, in denen die Verwaltung nicht nur der privaten Produktion komplementäre 
Leistungen erbrachte, sondern auch Aufgaben übernahm, die nach der klassischen 
Funktionenteilung zwischen öffentlicher und privater Sphäre eigentlich letzterer 
zufallen. Dazu zählen Finanzierungsleistungen im Sach- und Humankapitaleinsatz, 
betriebsbezogene Informationsfunktionen u. a. m. Es ließ sich beobachten, daß 
Akteure und ganze Teile der Verwaltung partiell aus der Perspektive von privaten 
Unternehmen heraus Entscheidungen trafen. Obwohl diese Befunde auf den ersten 
Blick eine partielle, hier nicht in Umfang und Bedeutung zu quantifizierende 
Dominanz privat wirtschaftlicher Interessen im Verwaltungshandeln nahelegen, ver- 



6) In der Annahme, daß im postfordistischen Industriesystem die mittleren, flexiblen Produktionseinheiten 
den Ton angeben, finden sich 'linke* Kapitalismuskritiker (etwa: Piore/Sabel 1985, Kern/Schumann 1984) 
und 'konservative* Modernisierer (etwa: Späth 1985) vereint. 

7) Die Konzentration auf die fördernde Beziehung der Verwaltung auf einzelne Unternehmen diente in der 
vorliegenden Untersuchungen einem auf die unteren Ebenen bezogenen verwaltungshistorischen 
Erkenntnisinteresse. Es erscheint jedoch fraglich, ob hier vorgenommene Unterscheidung von 
generalisierender und betriebsspezifischer Zuwendung für eine Untersuchung der oberen Ebenen Sinn 
macht, da diese naturgemäß stets mehr allgemeine (strukturpolitische, technologiepolitische, 
regionalpolitische etc.) Zielsetzungen verfolgen. Gewerbeförderung überschneidet sich auf zentraler Ebene 
mit allgemeiner Wirtschaftspolitik; was ein Förderungsprogramm ist und was eine 'normale* 
infrastrukturelle Maßnahme, mag letzten Endes nur eine Frage der Benennung sein. 
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hält sich die Sachlage komplizierter. Es wäre, um den staatstheoretischen Argumen- 
tationsfaden aufzunehmen, sowohl der Nachweis zu führen, daß dieses Verwal- 
tungshandeln nicht durch demokratische Entscheidungsprozeduren legitimiert ist, 
als auch in materiell-inhaltlicher Hinsicht den Gemeinwohlanspruch verfehlt. 
Damit bewegen wir uns allerdings von dem Mikrokosmos mittlerer und unterer öf- 
fentlicher Verwaltung weg - betrachten wir sie nun einmal als bloße Exekutive 8 - 
und müssen notwendigerweise auf den politischen Willensbildungsprozeß Bezug 
nehmen. Diese Erweiterung der Fragestellung läßt sich im gegebenen Rahmen nicht 
empirisch einlösen. Es erscheint daher sinnvoll, die Interpretation des empirischen 
Materials darauf zu beschränken, wie und in welchem Maße externe Interessen auf 
das konkrete Verwaltungshandeln einwirken, unabhängig davon, ob sich die 
tatsächliche Verwaltungsperformanz schließlich in den durch die demokratische 
Willensbildung aufgespannten Rahmen fügt, unabhängig damit auch davon, ob 
Vollzugsdefizite vorliegen 9 . 



5.4 ZUR ORGANISATION DER GEWERBEFÖRDERUNG 

Gewerbeförderung, situative wie programmatische 10 , wurde seit jeher selten durch 
die Verwaltung allein betrieben, sondern im Zusammenspiel mit Akteuren außer- 
halb der Verwaltung. 'Organisation’ nimmt daher zwei Bedeutungen an: zum einen 
impliziert sie Verwaltungsorganisation - die formelle und informelle Organisation 
der öffentlichen Bediensteten und der zur Verfügung stehenden Ressourcen -, zum 
anderen die Organisation desjenigen Handlungszusammenhangs, in dem Gewerbe- 
förderung vorkommt. Diese umfaßt außer den Beteiligten aus der Verwaltung die 
Adressaten der Förderung und außerdem Wirtschaftsorganisationen, Experten u. a. 
m. Sofern nicht ausdrücklich von Verwaltungsorganisation die Rede ist, ist im fol- 
genden der letztere Bedeutungsinhalt angesprochen. 



8) Etwas anders stellt sich die Frage nach demokratischer Legitimierung versus privater 
Instrumentalisierung bei der kommunalen Selbstverwaltung, insofern ein politischer Willensbildungsprozeß 
auf lokaler Ebene stattfindet. Allerdings ist einschränkend festzustellen, daß ein großer Teil der 
kommunalen Verwaltungstätigkeit dem Vollzug staatlicher Aufgragsangelegenheiten gewidmet ist. Auch 
hier müßte bei der Frage nach der Legitimität von Verwaltungshandeln auf die zentrale politische Ebene 
rekurriert werden. 

9) Die Frage nach Vollzugsdefiziten ist hier vor allem aus methodischen Gründen auszuklammern, da die in 
den konkreten Förderungsakten möglicherweise affizierten Rechtsbestände viel zu umfangreich sind, um 
auch nur andeutungsweise geprüft werden zu können. 

10) Unter programmatischer Förderung sei solche verstanden, die auf einen explizit definierten Komplex 
von Zielbestimmungen sowie Mitteln und Methoden der Förderung rekurriert. Situative Förderung 
hingegen ist eher zufälliger Natur, es dominiert das reaktive Moment und die dabei verfolgten Ziele 
resultieren aus der Besonderheit der Situation. Zur Unterscheidung vgl. auch Kap. 2.2. 
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Die Ergebnisse der empirischen Untersuchung seien nun in Bezug auf die interne 
verwaltungsorganisatorische Differenzierung und Abläufe, Kooperation mit exter- 
nen Akteuren (Individuen oder Organisationen) und Delegation von Gewerbeförde- 
rungsaufgaben resümiert. 

a) Verwaltungsorganisatorische Differenzierung und Abläufe 

Stellen in der öffentlichen Verwaltung unterhalb der zentralen Ebene, die aus- 
schließlich der Gewerbeförderung gewidmet sind, sind bis zur Mitte dieses Jahr- 
hunderts kaum zu finden. Als Ausnahmen auf regionaler Ebene mögen die Gna- 
denfondsverwaltung oder im Zuge der Landesentwicklungsplanung geschaffene 
Stellen in der lippischen Regierung der Weimarer Zeit gelten können. Im Normal- 
fall aber wurde die staatliche programmatische Gewerbeförderung über die allge- 
meine Verwaltung oder, auf Regierungsbezirksebene bzw. Landesebene (Lippe), 
durch die Wirtschaftsverwaltung implementiert. In den Fällen aus dem 19. Jahr- 
hundert ist sowohl in Lippe wie im Regierungsbezirk Minden auffällig, wie eng die 
Aktivitäten an den hierarchischen Instanzenzug gebunden sind. Information und 
Entscheidung wurden im Regierungsbezirk über die Kette: (Kommunen)-Landrat- 
Bezirksregierung-(Oberpräsidium)-preußische Regierung (Handelsministerium) ver- 
mittelt, in Lippe über Magistrate oder Ämter zur Regierung. Letztere hatte sich bei 
finanziellen Förderangelegenheiten in der Regel mit der Rentkammer auf horizon- 
taler Ebene abzustimmen. Teils wurden selbst Entscheidungen über geringfügige 
Finanzzuschüsse dem Fürsten vorgelegt. Soweit den Akten zu entnehmen, wurde 
von der lippischen Regierung dabei bis über die Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus 
die Praxis geübt, technische Expertisen und Informationen zur wirtschaftlichen und 
personellen Situation isoliert über die Magistrate und Ämter einzuholen. Dagegen 
deuten sowohl die archivalischen Quellen als auch die historische Literatur darauf 
hin, daß bei Entscheidungen für das Bielefeld-Herforder Industrialisierungsgebiet 
schon im Vorfeld eine intensivere Kommunikation stattfand. 

Zwar wurden von der Mindener Regierung zur Mitte des 19. Jahrhunderts noch 
einzelne Förderfälle dem preußischen Handelsministerium in Berlin vorgelegt, aber 
es zeichnete sich schon damals ab, daß es sich dabei im wesentlichen nur um eine 
Formalität handeln konnte. Die konkreten Entscheidungen wurden de facto in Ab- 
stimmung des jeweiligen Landrates mit der Bezirksregierung getroffen. In Lippe 
scheint der einzelbetriebliche Bezug der Landesregierung länger erhalten geblieben 
zu sein, was aber angesichts der Größe des Landes keinen wesentlichen Unter- 
schied zum preußischen Umland ausmacht. Das Wirkungspotential einzelner Groß- 
unternehmen wuchs allerdings nach der Gründerzeit den regionalen Verwaltungen 
und Regierungen regelrecht über den Kopf. Hier verdient etwa Hoffmann’s Stärke- 
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fabrik in Salzuflen erwähnt zu werden, die ihre Firmenpolitik (Zollfrage, Bran- 
chenorganisation, Protektionismus) schwerpunktmäßig auf die nationale Ebene 
verlagerte und in der lippischen Regierung eher einen Partner zur Regelung nach- 
geordneter Angelegenheiten erblicken konnte. 

In der Gegenwart sind die formalen Organisationsaspekte der programmatischen 
staatlichen Förderung nicht auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Viele Pro- 
gramme werden durch die Einschaltung besonderer Institutionen auf Landes- und 
Bundesebene (Kreditanstalt für Wiederaufbau, Kreditgarantiegemeinschaften u. a.) 
implementiert, die unmittelbar mit lokalen Banken kommunizieren, von denen aus 
ggf. Beziehungen zu Gutachterinstitutionen unterhalten werden. Eher im Ausnah- 
mefall ist, wie beim Technologieprogramm Wirtschaft des Landes Nordrhein- West- 
falen, das Regierungspräsidium eingeschaltet. 

Die kommunale Gewerbeförderung (heute allgemeiner: Wirtschaftsförderung) weist 
nur in geringfügigem Umfang Tendenzen zur formellen organisatorischen Ausdif- 
ferenzierung auf. Die mit ihr verbundenen Entscheidungskompetenzen wurden seit 
jeher bei der politischen und Verwaltungsspitze gebündelt. Nur bei einzelnen 
größeren Kommunen im Untersuchungsgebiet genießen die Wirtschaftsförderer eine 
gewisse Entscheidungsfreiheit. Während im Bundesgebiet die Einrichtung von Wirt- 
schaftsförderstellen bevorzugt bei größeren Städten vorangeschritten ist (Wrobel 
1979, 32 f.) weisen die Gründungsdaten in Ostwestfalen-Lippe eine solche Vor- 
reiterrolle nicht auf. Von 25 Kommunen und Kreisen in Ostwestfalen-Lippe, die 
an einer Umfrage über die Wirtschaftsförderung nach dem 2. Weltkrieg teilnahmen, 
besitzen nur 8 eine besondere mit Wirtschaftsförderung befaßte Stelle oder eine 
Wirtschaftsfördergesellschaft. Der Schwerpunkt ihrer Gründung liegt dabei, wie 
Tabelle (16) zeigt, auf den 70er Jahren. 

Tabelle (16): Gründungsdaten von kommunalen und kreiseigenen 
Wirtschaftsförderstellen 



Gründung s Zeitraum Anzahl 

vor 1970 2 

1970 - 1979 5 

1980 - 1987 1 

Quelle: eigene Erhebung 
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b) Kooperation mit verwaltungsexternen Akteuren und Organisationen 

Es zeichnet die Gewerbeförderung vor anderen öffentlichen Tätigkeitsbereichen 
aus, daß sie zusammen mit verwaltungsexternen Akteuren und Organisationen über 
weite Strecken organisiert und teils auch inhaltlich bestimmt und vollzogen wurde. 
Spätestens mit der Gründung der Handelskammern im 19. Jahrhundert wurde ein 
Ausschnitt aus diesen Kooperationsbeziehungen - die natürlich auch andere Be- 
reiche als die einzelbetriebliche Gewerbeförderung betrifft - in eine feste institu- 
tionelle Form gegossen. Auf weitere Organisationen wurde bereits an anderer Stelle 
hingewiesen (vgl. Kap. 4.4). Hinzu kommen Kooperationen und Kontakte mit Or- 
ganisationen und Individuen des Wissenschaftssystems (vgl. Kap. 4.5). 

Bei der Heranziehung technischer und betriebswirtschaftlicher Expertisen eilte die 
Gewerbeförderung im Regierungsbezirk Minden 11 den Zuständen in Lippe weit 
voraus. Dabei spielte bei den Förderprojekten um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
sowohl die Verfügbarkeit (teils staatlich ausgebildeter) Techniker vor Ort wie auch 
das durch die Zentralregierung in Berlin mobilisierbare Know-how eine bedeuten- 
de Rolle. ’Man’ hatte eine differenzierte Vorstellung davon, unter welchen überr- 
egionalen Konkurrenzgesichtspunkten bestimmte technische und organisatorische 
Innovationen erfolgreich sein sollten. Bei den zuvor rekonstruierten Fällen spielte 
die Bezirksregierung in Minden eher eine vermittelnde Rolle, während die Zentral- 
regierung wie auch der Landrat in Bielefeld jeweils eigene Expertisen heranzu- 
ziehen in der Lage waren. Es muß dahingestellt bleiben, ob diese Rollenverteilung 
generalisierbar ist. 

In Lippe scheint hingegen die Beurteilung und davon abhängende Förderung tech- 
nisch interessanter Projekte lange Zeit ganz von Zufälligkeiten bestimmt gewesen 
zu sein. Die Regierung war offenkundig ohne eigene Fachberatung auf Expertisen 
von außen angewiesen, die sie nur unregelmäßig einholte. Es ist freilich fraglich, 
ob dieser Kleinstaat auch bei systematischer Nutzung seiner Wissensreserven in der 
Lage gewesen wäre, so etwas wie den Ansatz einer aktiven Technologiepolitik zu 
realisieren. Erst seit der Reichsgründung glich sich das wirtschaftsbezogene 
Expertenwesen der Teilregionen in Ostwestfalen-Lippe einander an. 

Unter formalen Aspekten gilt es hervorzuheben, daß die Gewerbeförderung der 
Verwaltung in Fachfragen heute wie damals primär externe Wissensressourcen 
mobilisiert, denengegenüber die eigenen Beratungskapazitäten - von der Auskunft 



11) Die meisten Beispiele entstammen dem Industriegebiet Bielefeld-Herford; aus dem Süden des 
Regierungsbezirks Minden sind im 19. Jahrhundert kaum größere technisch -industrielle Projekte mit einem 
erwähnenswerten Förderengagement bekanntge worden. 
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über Finanzhilfen und Verwaltungsabläufe abgesehen - gering erscheinen. Feste 
organisatorische Formen hat die Beiziehung von Experten nicht gefunden - daran 
dürften die heute als zukunftsträchtig annoncierten 'neuen’ Kooperationsformen 
zwischen Universität, Verwaltung und Wirtschaft (über Arbeitskreise, Vermitt- 
lungsstellen u. a.) wenig ändern. 

Ebenso wie die Kooperation mit Experten ist auch die sonstige Zusammenarbeit 
der Verwaltung mit außenstehenden Individuen oder Organisationen auf kommuna- 
ler wie staatlicher Ebene nur gering formalisiert. Zu nennen sind hier die wirt- 
schaftlichen Regional- und Fachvereinigungen, Unternehmen mit allgemein wirt- 
schaftspolitischer Bedeutung in der Region 12 , 'Persönlichkeiten der einheimischen 
Wirtschaft’ und andere mehr. Auch auf diesem Gebiet scheint die lippische Regie- 
rung in den ersten beiden Dritteln des 19. Jahrhunderts weniger Ansprechpartner 
gefunden oder aktiv einbezogen zu haben, als dies im Bielefeld-Herf Order In- 
dustrialisierungsgebiet der Fall war. 

c) Delegation von Förderung sauf gaben 

Gewerbeförderung wurde in dem betrachteten Zeitraum in Ostwestfalen-Lippe 
nicht von Staat und Kommunen als allein ihre Aufgabe verstanden. Sie stellte kein 
öffentliches Monopol dar. Früh schon finden sich privat verwaltete Förderein- 
richtungen. Bereits gegen Ende des 18. Jahrhunderts war in Bielefeld der Gnaden- 
fonds (vgl. Kap. 4.1.2.10) geschaffen worden, der zwar aus der Staatskasse vorfi- 
nanziert, aber innerhalb allgemeiner Zielsetzungen relativ frei von den Händlern 
und Gewerbetreibenden der Stadt verwaltet wurde. In Lippe stellte der angesichts 
der Textilkrise um die Mitte des 19. Jahrhunderts gegründete Verein zur Unterstüt- 
zung bedürftiger Weber ein Äquivalent für staatliche Förderung dar (vgl. Kap. 
4.4.2.2). Auch die gewerbefördernde Tätigkeit von Zusammenschlüssen der Wirt- 
schaft (etwa der Kammern und Fachverbände) ist in diesem Zusammenhang zu er- 
wähnen. Im einzelnen fanden sich Fälle, wo die Fördertätigkeit von Organisationen 
eng mit den kommerziellen Interessen ihrer Mitglieder verknüpft war. Der eben 
genannte Verein scheint phasenweise selbst zu einem gewinnorientierten Unter- 
nehmen mutiert zu sein. 

Wenn man die Konstitution und Rolle von Organisationen und Einrichtungen insti- 
tutionalisierter Interessenvermittlung auf regionaler Ebene im 19. Jahrhundert 
genauer besieht, erkennt man, daß der Staat (noch) eine stark steuernde Funktion 
innehatte. Sei es, daß Vereinigungen und Institutionen erst aufgrund staatlicher 



12) Dazu zählt beispielsweise heute ein Unternehmen wie Nixdorf in Paderborn, dessen Stimme auch dort 
zählt, wo die Belange des Unternehmens nicht unmittelbar tangiert sind. 
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Initiative gegründet wurden, sei es, daß sie staatlicher Anerkennung als legitime 
Interessenvertretungen bedurften, um wirtschaftspolitisch präsent zu sein, sei es, 
daß sie obrigkeitlich Aufgaben, Informationen und materielle Ressourcen zugeteilt 
erhielten. 

Nachdem mit Industrialisierung und Urbanisierung auch eine Anzahl von Städten 
in Ostwestfalen-Lippe größeres wirtschaftspolitisches Eigengewicht erlangte, 
übernahmen diese selbst Aufgaben auf dem Gebiet der Gewerbeförderung, dele- 
gierten oder tolerierten aber auch privat organisierte Initiativen. Einige der großen 
infrastrukturellen Leistungen sind ohne Engagement solcher Gruppen kaum vor- 
stellbar. Im engeren Sinne zählen dazu Industrieansiedlungsgesellschaften, Werbe- 
vereinigungen für die örtliche Wirtschaft, örtliche Gewerbevereinigungen u. a. m. 

’Wer was macht’ findet sich noch heute von Ort zu Ort oft unterschiedlich gelöst; 
erinnert sei etwa an die in weiten Teilen identischen Beratungsangebote von 
öffentlichen Wirtschaftsförderstellen und den Kammerorganisationen. Gerade im 
Bereich der situativen Förderung ergeben sich immer wieder neue Konstellationen, 
die freilich den Kernbereich öffentlicher Zuständigkeiten und Ressourcen (Geneh- 
migungen, Bodennutzung, Liegenschaften, Infrastruktur u. a.) nicht tangieren. Teils 
wurden die Beteiligungen von privatwirtschaftlichen Organisationen an förder- 
relevanten Tätigkeiten anstelle von öffentlichen Einrichtungen ausdrücklich gutge- 
heißen 13 . Es scheint, daß die Frage der Zuständigkeiten wenig Konfliktstoff birgt 
- im Gegensatz zur Finanzierung von Förderaktivitäten. Der 1848 entstandene 
Mindener Gewerberat - im übrigen ein wahrhaftiges Laboratorium zur Beobach- 
tung organisierter und organisierbarer Aktivitäten im heraufziehenden Industrie- 
bürgertum - wurde nicht zuletzt dadurch zum Scheitern verurteilt, daß er, ohne 
eigene exekutive Möglichkeiten, sich aus Mitgliederbeiträgen statt aus öffentlichen 
Mitteln finanzieren mußte; eine gewisse Rolle spielte freilich auch seine heterogene 
Zusammensetzung (vgl. Kap. 4.4.2. 1) 14 . 

Als ein Hauptgrund der Auslagerung von Wirtschaftsfördertätigkeiten aus der Ver- 
waltung von Kreisen und Kommunen - heute vor allem in Form von Wirtschafts- 
fördergesellschaften - wird immer wieder die größere Flexibilität solcher Ein- 
richtungen genannt. Damit ist einmal gemeint, daß Stellen innerhalb der Ver- 
waltung zu sehr ins Korsett innerinstitutioneller Kompetenzverteilungen geschnürt 
sind. Hinzu kommt die faktisch größere rechtliche Bindung der Verwaltung. De 
jure mögen hier hingegen geringere Unterschiede bestehen. Weitere Gründe liegen 



13) Erinnert sei an die Vergabe von Militäraufträgen und die dazu notwenige Begutachtung von Firmen; 
vgl. Kap. 4.7.2. 

14) Zur Finanzierungsfrage vgl. auch Kap. 4. 9. 2. 6. 
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darin, daß Stellen außerhalb der Verwaltung ggf. leichter wieder gestrichen werden 
können als solche innerhalb. Zudem entlasten Wirtschaftsfördergesellschaften 
Politik und Verwaltung vom Legitimationsdruck und bieten wie in Lippe Gelegen- 
heit, die Fördertätigkeit mehrerer Kommunen teilweise unter einem Dach zusam- 
menzufassen. 

5.5 GEWERBEFÖRDERUNG ALS GRENZÜBERSCHREITENDE TÄTIGKEIT 

Gestützt auf eigene Vorarbeiten und die kommunal wissenschaftliche Literatur 
konnte von vornherein vermutet werden, daß sich die Gewerbeförderung als Tätig- 
keitsbereich der öffentlichen Verwaltung erweisen würde, bei dem eine hohe Ko- 
operationsbereitschaft gegenüber verwaltungsexternen Akteuren besteht. In diesem 
Sinne war einleitend davon die Rede, daß die Verwaltung zwar einerseits vorge- 
gebene Förderprogramme ’exekutiert’, darüberhinaus aber auch als offenes System 
zu situationsangepaßter Förderung bereit ist. Die Kriterien der organisations- 
bezogenen Anpassung an die gesellschaftliche, das meint hier: ökonomische Um- 
welt, der Angewiesenheit auf Ressourcenzufuhr von außen und der Veränderung 
von Zielkomplexen in Abhängigkeit von Veränderungen der Umweltverhältnisse, 
fanden wir in konkreten Bezügen bestätigt. 

Die Abhängigkeit von der Umwelt und damit die Bereitschaft zur Anpassung stellt 
sich für die hier betrachteten Verwaltungen unterschiedlich dar: Die kommunale 
Verwaltung unterliegt neben legitimatorischen Zwängen auch sehr stark finanziellen 
Restriktionen durch die kommunale Steuerkraft; bei den Landkreisen und der Be- 
zirksregierung wiegt bei unterschiedlichen finanziellen Interdependenzen ebenfalls 
das legitimatorische Moment. Ähnliches kann über die lippische (Landes-) Regie- 
rung und die Mindener Bezirksregierung zu früheren Zeiten gesagt werden. Sehr 
schwach oder gar nicht sind allerdings legitimatorische und finanzielle Interde- 
pendenzen mit der örtlichen und regionalen Umwelt bei staatlichen zentralisierten 
Leistungsverwaltungen wie Bahn und Post ausgeprägt. Die Gewerbeaufsicht als 
Bestandteil der Ordnungsverwaltung hingegen ist zweifellos legitimatorischen An- 
sprüchen sowohl ihrer Klientel als auch der Wohnbevölkerung ausgesetzt. 

Durch die genannten Unterschiede scheint unseren Ergebnissen nach die Offenheit 
der Verwaltungen gegenüber ihrer Umwelt mitgeprägt zu werden. Die Verwaltun- 
gen tendieren wohl dazu, in Abhängigkeit von sachlichen und legitimatorischen 
Verflechtungen mit ihrer Umwelt sich für Partizipationsansprüche von außen auf- 
zuschließen. Um diese Aussage zu erhärten, müßten allerdings spezifischere theo- 
retische und empirische Fragen geklärt werden, was im Rahmen dieses Buches 
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nicht geleistet werden kann. Konkret zeigt sich die Offenheit in der Gewerbe- 
förderung in einer 

- Übernahme ökonomischer Bewertungsmaßstäbe wie Rentabilität, Konkurrenzfä- 
higkeit, 'Machbarkeiten’ im weitesten betriebswirtschaftlichen Sinne; 

- vor allem informellen Vernetzung mit externen Akteuren (s. o.) und dem Aus- 
handeln von Entscheidungen mit Betroffenen und Trägern wirtschaftlicher 
Macht; 

- Steuerung der verwaltungsinternen Zuständigkeiten eher durch ’wirtschaftsnahe’ 
Reputation als durch die formelle Positionenverteilung; 

- an den Bedürfnissen der Wirtschaftsklientel orientierten Zielstruktur. Gerade 
deswegen, weil die Gewerbeförderung nur in Teilsegmenten nach dem Muster 
bloßer Regelanwendung 'funktioniert’, ist diese Zielstruktur als handlungs- 
leitendes Moment von großer Bedeutung. 

- von den schwerpunktmäßig mit Gewerbeförderung befaßten Personen geäußer- 
ten Rollenauffassung, vordringlich für die Bedürfnisse der lokal/regionalen 
Wirtschaft 'da zu sein’. 

Gewerbeförderung präsentiert sich als institutioneile Grenzstruktur zwischen 
wirtschaftlichen Privatinteressen und öffentlicher Verwaltung. Allerdings führte 
diese Offenheit der Verwaltung in kaum einen der geschilderten Fälle dazu, daß 
sich längerfristig stabile Formen der wechselseitigen Penetration, sozusagen "büro- 
kratisch-industrielle Komplexe" (Jänicke 1986, 27 ff.) auf dezentraler Ebene 
herausgebildet hätten. Der o. g. Befund, daß ihre Funktion sowohl in wirtschaftli- 
cher Selbstverwaltung als auch durch institutioneile Ausdifferenzierung der öffent- 
lichen Verwaltung erfüllt werden kann, stützt diese Sichtweise. Gewerbeförderung 
stellt in Form und Inhalt oft einen Kompromiß widerstreitender Interessen dar, 
nicht nur öffentlicher und privater, sondern auch innerhalb des öffentlichen 
Bereichs und innerhalb der Privatwirtschaft. Es gilt hier anzufügen, daß die 
Offenheit gegenüber privaten Interessen kein exklusives Merkmal der 'Wirtschafts- 
Verwaltung’ ist, vielmehr findet sie sich auch in anderen Bereichen, sei es in der 
Sozialarbeit, sei es im Gesundheitswesen. Daß den Kooperationsformen mit der 
Wirtschaft dennoch eine herausgehobener Stellenwert zukommt, hängt mit der 
funktionellen Bedeutung der Ökonomie für den Staat zusammen. In dieser Hinsicht 
wäre ein Vergleich etwa zwischen Streetworkern und Gewerbe förderern in der Tat 
verfehlt. 



Neuere Tendenzen 



293 



5.6 NEUERE TENDENZEN DER GEWERBEFÖRDERUNG 

Unter den neueren Tendenzen der Gewerbeförderung seien zwei herausgehoben, 
die zum einen mehr von politischen Veränderungen, zum anderen von der Dyna- 
mik der Bürokratieentwicklung hervorgebracht werden. Bei der erstgenannten han- 
delt es sich um die vermehrte positive Bewertung, die die Förderung von kleinen 
und mittleren Unternehmen namentlich auf technologischem Gebiet in den letzten 
Jahren findet. Der politische Symbolwert der Förderung ist deutlich gestiegen. Die 
andere, weniger politischen und ökonomischen Schwankungen unterliegende Ten- 
denz, heißt Förderung durch Entbürokratisierung. Darauf ist abschließend einzu- 
gehen. 

a) Zum Symbolwert der gegenwärtigen Förderung 

Wie zuvor ausgeführt, ist die kommunale Wirtschaftsförderung bedeutend älter, als 
es die Gründungsdaten von Wirtschaftsföderstellen erkennen lassen. Neu ist aber 
offenkundig der Symbolwert , mit dem die existierende Förderung belegt wird. Es 
soll Aufgeschlossenheit für Innovationen, für die Belange der kleinen und mittleren 
Unternehmen, für neue Kommunikationsbedürfnisse, für technische Entwicklun- 
gen, kurz: für die Modernisierung der Wirtschaft signalisiert werden. Ein spezielles 
Amt für Wirtschaftsförderung, eine Wirtschaftsfördergesellschaft, eine Technolo- 
gietransferstelle an der Universität - sie werden häufig eher aus symbolischen 
Gründen gegründet als aus organisatorischem Bedürfnis. Ein wirtschaftsfreundli- 
ches Klima soll die ökonomischen Umstrukturierungen begleiten. Der Symbolwert 
überwiegt dabei nicht selten die reale Substanz der neuen Fürsorglichkeit 15 . Aus 
der Distanz gesehen, stellt manches kommunale Technologiezentrum eher eine 
lokalpatriotische Einübung in den technologischen Wettlauf der Nationen dar, als 
tatsächlich zur Lösung der örtlichen Probleme beizutragen. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Alternative, ob Förderung sozusagen 
nebenbei, ohne besonderen Aufhebens geschieht, oder institutionalisiert und zum 
Programm gemacht wird, schwergewichtig als eine politische Frage dar. Der sym- 
bolischen Seite kommt darin eine hohe Bedeutung zu, ohne daß freilich die Sache 
darauf verkürzt werden könnte. Programmatische Förderung verdichtet gewisser- 



15) Es ist darauf aufmerksam zu machen, daß die gewachsene Bedeutung der symbolischen Ebene nicht in 
dem Sinne mit symbolischer Politik identifiziert werden kann, daß eine reale Problembearbeitung von 
vornherein auszuschließen wäre. Tatsächlich findet das eine wie das andere statt: Prägnante Förderpolitik 
mit geringer Öffentlichkeit und geringer Symbolisierung einerseits und symbolträchtige Inszenierungen mit 
geringer Substanz. Zur symbolischen Seite der Politik vgl. Edelman (1964). Ein konkreter Fall für die 
Herausbildung von Mythen als konstitutiver Bestandteil der Genese einer Konsumentenorganisation 
(Bureau of Consumer Services, Pennsylvania, USA) wird untersucht von Ritti/Silver (1986). 
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maßen die existierende situative Förderung, leistet so einen Beitrag zur Legitimita- 
tionsbe Schaffung und stellt sich allerdings auch unter Legitimations zwang. Daß 
Förderung als Aufgabe formuliert und spezifischen Stellen zugewiesen ist, deutet 
also auf zweierlei hin: Zum einen darauf, daß dieser Funktion Legitimität und 
Notwendigkeit zuerkannt wird; zum anderen, daß die Verwaltung dem Anspruch 
ausgesetzt wird (oder sich selbst aussetzt), eine bestimmte Aufgabe nach den 
Regeln formaler Rationalität und auf politische Weisung zu erledigen. 

Dieser Befund dreht die implementationstheoretische Perspektive praktisch um. 
Grob vereinfacht: Programme, auch Institutionen, gehen aus dem hervor, was 
ohnehin geschieht. Warum man vor allem auf unterer Verwaltungsebene eher auf 
ein Normdefizit denn auf ein Vollzugsdefizit in der Gewerbeförderung trifft, läßt 
sich in Kürze nur andeuten: Der Verzicht auf Normierung und Formalisierung 
schützt die Verwaltung vor überbordenden Ansprüchen der betreffenden Klientel 
und läßt so ein flexibles Vorgehen zu. Auch ist zu beachten, daß die unteren Exe- 
kutivorgane viel stärker Impulse von " Land und Leuten " 16 aufnehmen, und mithin 
manche lokale Problemkonstellation nahezu zwangsläufig Förderung als Reaktion 
hervorruft. Schließlich erschwert ein liberal-ökonomisches Verständnis der 
öffentlichen Aufgaben, die konkrete fördernde Zuwendung zu einzelnen privat- 
wirtschaftlichen Subjekten zu thematisieren und gar in den Aufgabenkatalog der 
Verwaltung aufzunehmen. 

b) Zielgruppenorientierte Entbürokratisierung 

In vielen Punkten wurden im vorhergehenden historische Kontinuitäten der Ge- 
werbeförderung benannt. Demgegenüber sei am Schluß auf ein neues Phänomen 
hingewiesen, dessen Bedeutung über den Bereich der Förderung hinausgeht. Das sei 
hier nur angedeutet. Der empirische Befund, auf den ich mich beziehe, ist die 
Tatsache, daß Förderung sich zunehmend damit befaßt, Rigiditäten, Inkonsistenzen 
und die Intransparenz des bürokratischen Systems fallweise abzuarbeiten. Gemeint 
sind beispielsweise Tätigkeiten wie 

- die Koordination und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren bei Bauten 
und Anlagen 17 , 

- die Beratung von Unternehmen über Existenz und Beantragungsmöglichkeiten 
von Fördergeldern, 



16) Zum Stellenwert örtlicher Einflüsse auf die Verwaltung im geschichtlichen Verlauf vgl. Ellwein (1986). 

17) In der neueren Literatur zur kommunalen Wirtschaftsförderung wird entsprechend die "Lotsenfunktion" 
der mit Wirtschaftsförderung beauftragten Stelle sowie die Notwendigkeit von Koordinationsleistungen 
betont. Vgl. etwa Grätz 1983, 238 ff. 
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- die Auswahl und Interpretation von anzuwendenden Normen in der Gewerbe- 
aufsicht. 

Hierfür kommen zwei Gründe zusammen: Zum einen die bekanntermaßen wach- 
sende Komplexität des bürokratischen Apparats, verbunden mit Tendenzen zur Ab- 
koppelung einzelner Teilsysteme und einer Zurückdrängung formeller Rationalität 
zugunsten materieller, die Autonomie von Teilverwaltungen stärkender Orientie- 
rungen. Sie sind u. a. im Vordringen unbestimmter Rechtsbegriffe und Gemein- 
wohlformeln sichtbar, welche die Verwaltung nur vergleichsweise vage an Politik 
und Gesetz binden 18 . Zum anderen ist die Unübersichtlichkeit öffentlicher Pro- 
gramme von der EG- bis hinab zur lokalen Ebene zu nennen 19 - ein Phänomen, 
das sich im Prinzip jedoch nicht auf den Bereich der Förderung beschränkt. 

Unter solchen Voraussetzungen werden Förderleistungen allein schon dadurch er- 
bracht, daß Informationen über die verwaltungsinternen Zusammenhänge gegeben 
werden und /oder der Verwaltungsprozeß einzelfallbezogen gestrafft wird. 

Entsprechende Förderung stellt in gewisser Weise ein Äquivalent für das, was man 
"Beziehungen" nennt, dar. Die neue Fürsorglichkeit konstituiert die Zuwendung der 
Verwaltung unabhängig von personellen Beziehungen in ausdifferenzierten 
Förderstellen. 

Insofern diese Förderung auf die Verwaltung selbst bezogen ist und nicht auf die 
ökonomischen Parameter Geld und Technologie, stellt sie eine selbstreflexive Form 
des Klientenbezuges dar. Empirisch gesprochen, handelt es sich um eine zielgrup- 
penorientierte Entbürokratisierung . Ihr Merkmal besteht darin, daß verwaltungsin- 
terne Koordinationen und Information über verwaltungsinterne Zusammenhänge 
selektiv erbracht werden. Aus Klientelsicht besteht der Vorteil der zielgruppen- 
orientierten Entbürokratisierung darin, eine höhere Kompatibilität mit dem admi- 
nistrativen System herzustellen, ohne gleichzeitig Leistungen abzubauen, d. h. 
global zu deregulieren. Ein, vorsichtig ausgedrückt, weniger vorteilhaftes Bild 
ergibt sich, wenn wir die zielgruppenorientierte Entbürokratisierung im Kontext 
der Verwaltungsreformen betrachten. Neben den Optionen der Verwaltungsverein- 
fachung und Aufgabenreduktion stellt sie sicherlich die schlechteste dar, an 
demokratietheoretischen Beurteilungsmaßstäben gemessen. Dadurch, daß admini- 
strative Komplexität klientel- und fallbezogen reduziert wird, werden Gleichbe- 



18) Unter gegebenen Voraussetzungen führen allerdings unbestimmte Rechtsbegriffe nicht unbedingt zur 
Stärkung einzelner Verwaltungsteile, sondern ihrer Klientel, worauf Maus (1986, 284) am Beispiel der Indu- 
strie in Fragen des Umweltschutzes hingewiesen hat. 

19) Über dreihundert Fördermöglichkeiten, teils auf sehr spezifische Anforderungen zugeschnitten, kommen 



zusammen. 
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handlungsansprüche unterlaufen und wird letztlich ein neues System eines asym- 
metrischen Zugangs zur Verwaltung auf gebaut. 

Zumindest im Bereich der Wirtschaftsförderung ist die Einrichtung spezieller 
Stellen, die sich schwerpunktmäßig mit zielgruppenorientierter Entbürokratisierung 
befassen, neu. Sie stellt eine spezifische Form des Klientelismus dar. Um es 
polemisch zuzuspitzen: Eine gewisse Ähnlichkeit besteht mit der merkantilistischen 
Praxis der Verteilung von Privilegien. Ihr Prinzip bestand vereinfacht ausgedrückt 
darin, erst einmal alle privatwirtschaftliche Betätigung sehr restriktiv zu behandeln, 
um dann nach obrigkeitlichem Gutdünken einzelnen Gesuchstellern Vorteile zu 
gewähren. Aber während unter dem Absolutismus dieses Privilegienwesen weitge- 
hend zentralisiert war - die Selbstregulierung der Zünfte sei hier ausgeklammert -, 
sind es heute v.a. teilautonome exekutive Verwaltungen, welche die selektive 
Regelanwendung und die Geschwindigkeit des Verwaltungspozesses steuern. 

Damit läßt sich schließlich die Eingangsfragestellung nach Vereinheitlichungs- und 
Ausdifferenzierungsprozessen am Beispiel der Gewerbeförderung genauer beant- 
worten. Die historisch überkommene Aufsplitterung der Gewerbeförderung, ihre 
oft eher situationsabhängige als programmatische Fundierung sind heute noch 
vorfindlich. Ansätze zu ihrer zentralen Zusammenfassung bleiben heute immer 
noch auf einige Subventionskategorien beschränkt. Jedoch findet eine andere Form 
der Integration von Verwaltungshandeln statt, an die in den gängigen Konzepten 
der Verwaltungsforschung kaum gedacht ist, nämlich eine selektiv entbürokratisie- 
rende Ausrichtung disperser Verwaltungsbereiche auf einzelne Förderfälle und - 
bereiche. So sollen die Starrheiten und Koordinationsprobleme der modernen Ver- 
waltung, die nicht zuletzt durch Ausdifferenzierung entstanden sind, durch neue 
Ausdifferenzierung von Stellen zum Zweck ihrer Abschwächung reduziert wer- 
den 20 . Man sieht, die Beschäftigung der Verwaltung mit wirtschaftlichen Problem- 
lagen führt auch zur Beschäftigung der Verwaltung mit sich selbst. Ob solche 
kompensatorischen Strategien ’von unten’ einen Ausweg aus der Trägheit der büro- 
kratischen Komplexe eröffnen, wird die Zukunft zeigen. 



20) Offe (1986) sieht das Dilemma der modernen Gesellschaft darin, daß die Modernisierung der 
Teilsysteme auf Kosten der Modernität des Ganzen gehe. Er führt zur Bestätigung nicht zuletzt die 
bekannte Unzulänglichkeit der Ordnungs- und Steuerungsleistungen, die dem Staat obliegen, an. In diesen 
Kontext zählen auch die o.g. Bürokratisierungsphänomene, deren selektive 'Lösung’ den Widerspruch 
zwischen Teilrationalitäten und Gesamtrationalität zu steigern droht. 
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Verwaltung 
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Thomas Ellwein 

Verwaltung und 
Verwaltu ngsvorschriften 

Notwendigkeit und Chance der 
Vorschriften Vereinfachung. 
1989. VIII, 183S. 15, 5x22, 6cm. 
Kart. 

Anhand von Vorschriften der 
Gewerbeaufsicht und zum Ein- 
kommensteuerrecht behandelt 
der Autor allgemeinere Proble- 
me der Verwaltungsforschung 
und der Verwaltungspraxis. Die 
exemplarische Untersuchung 
mündet in Vorschläge, zur Ver- 
waltungsvereinfachung, die in 
hohem Maße verallgemeiner- 
bar sind. 



Joe Weingarten 

Staatliche Wirtschafts- 
aufsicht in Deutschland 

Die Entwicklung der Apo- 
thekenaufsicht Preußens und 
Nordrhein-Westfalens von ih- 
rer Gründung bis zur Gegen- 
wart. 

1989. XII, 252 S. 15,5 x 22,6 
cm. (Beiträge zur sozialwissen- 
schaftlichen Forschung, Bd. 
106.) Kart. 

1985 wurden in Apotheken 
Waren im Wert von 22 Milliar- 
den DM umgesetzt. Diese wirt- 
schaftlichen Transaktionen 
bleiben aufgrund strenger Auf- 
sichtsmaßnahmen einer klei- 
nen Gruppe von Gewerbetrei- 
benden Vorbehalten. Die Un- 
tersuchung zeigt, wie diese 
Privilegien entstanden sind, 
mit welchen Belastungen durch 
Aufsichtsmaßnahmen sie er- 
kauft' werden und in wel- 
chem Maß die staatliche Be- 
aufsichtigung durch die Be- 
troffenen als Wettbewerbs- 
schutz gefördert und letztlich 



auch selbst durchgeführt wird: 
Selbstkontrolle als Schutz vor 
Konkurrenz. 

Ulrike Metzger und 
Joe Weingarten 

Einkommensteuer und Ein- 
kommensteuerverwaltung 
in Deutschland 

Ein historischer und verwal- 
tungswissenschaftlicher Über- 
blick . 

1989. XVIII, 468 S. 15,5 x 
22,6 cm. Kart. 

Die Diskussionen umdieSteuer- 
reform 1990 haben die Proble- 
me einer gleichmäßigen und ge- 
rechten Einkommensbesteue- 
rung in das öffentliche Bewußt- 
sein gerückt. Die Untersuchung 
bietet hierzu einen Überblick 
über die Entwicklung der Ein- 
kommensbesteuerung und der 
mit der Festsetzung und Erhe- 
bung der Steuern beauftragten 
Behörden in Deutschland in 
den letzten hundert Jahren. 
Dabei wird aufgezeigt, daß so- 
wohl die Instrumentalisierung 
des Einkommensteuerrechts für 
verteilungs- und konjunktur- 
politische Ziele als auch die 
Probleme der Verwaltungen, 
auf der Basis des geltenden 
Rechts die Einzelfallgerechtig- 
keit zu wahren, ständige Be- 
gleiterscheinungen eines Nor- 
mensystems sind, dessen Auf- 
trag es ist, die Erzielung eines 
beständigen steuerlichen Er- 
gebnisses mit der Berücksich- 
tigung individueller Gegeben- 
heiten zu verbinden. 
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Thomas Ellwein und 
Joachim Jens Hesse 

Das Regierungssystem 
der Bundesrepublik 
Deutschland 

6., neubearb. u. erw. Aufl. 
1987. XIV, 829 S. 15,5 x 22,6 
cm. Kart. 

Das Standardwerk über das 
Regierungssystem der Bundes- 
republik Deutschland erscheint 
in der 6. Auflage erstmals un- 
ter der gemeinsamen Autoren- 
schaft von Thomas Ellwein 
und Joachim Jens Hesse. Um- 
fassend überarbeitet und auf 
den neuesten Stand gebracht, 
vereinigtdas allgemeinverständ- 
lich geschriebene Lehrbuch die 
Vorzüge einer kompakten Ge- 
samtdarstellung mit denen ei- 
nes Handbuches und Nach- 
schlagewerkes. Der Text wird 
dabei durch einen umfangrei- 
chen Quellenteil ergänzt, der 
für die Entwicklung und Beur- 
teilung des Regierungssystems 
zentrale Dokumente enthält. 



Thomas Ellwein 

Politische Praxis 

Beiträge zur Gestaltung des poli- 
tischen und sozialen Wandels. 
Herausgegeben von Ralf Zoll. 
1987. 266 S. 15,5 x 22,6 cm. 
Kart. 

Thomas Ellwein hat die Mög- 
lichkeiten eines Wissenschaft- 
lers in politisch-praktischem 
Handeln vielfältig genutzt. Die 
Spannbreite reicht von der Be- 
ratung politischer Führungen 
über konzeptionelle Arbeiten 
für den Bildungsbereich, spe- 
ziell für die Politische Bildung 
bis hin zur Antizipation von 
Zukunftsentwicklungen und 
ihrer Diskussion vor allem mit 
Parteien und Verbänden. Die 
hier berücksichtigten Beiträge 



verdeutlichen nicht nur, wie 
Politische Wissenschaft prak- 
tisch werden kann; sie sind 
zugleich ein Abbild für einen 
wesentlichen Teil der Proble- 
me, welche die Entwicklung 
der Bundesrepublik in den 
letzten dreißig Jahren charak- 
terisieren. 

Thomas Ellwein 

Politische Wissenschaft 

Beiträge zur Analyse von Poli- 
tik und Gesellschaft. 
Herausgegeben von Ralf Zoll. 
1987. 327 S. 15,5 x 22,6 cm. 
Kart. 

Thomas Ellwein gilt als einer der 
bedeutendsten Politikwissen- 
schaftler der Bundesrepublik. 
Auf liberal-sozialem norma- 
tivem Hintergrund und mit 
historisch-empirischem Ansatz 
haben vor allem die zeitkri- 
tischen Analysen die Entwick- 
lung des Faches wie die öf- 
fentliche Diskussion in be- 
merkenswertem Umfang be- 
einflußt. Die Beiträge sind 
zum einen inhaltlich wie me- 
thodisch Beispiel für eine wich- 
tige Form ,, Politischer Wissen- 
schaft". Zum anderen doku- 
mentieren sie die Entwicklung 
der Bundesrepublik besonders 
hinsichtlich der politischen 
Prozesse aus der Sicht eines 
reformorientierten , britischen 
Analytikers". 
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